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Krieg und Frieden

Es kann der beste nicht in Frieden leben, wenn es dem bösen Nachbarn
nicht gefällt. Wer oder was aber sollte denn der Böse sein oder gar
das Böse? Ist nicht bestenfalls die Zuschreibung des jeweils anderen
die vertraute Lesart, die Welt und den Unterschied zwischen Krieg und
Frieden zu erklären? In Leo Tolstois großem Roman "Krieg und Frieden"
gibt es zumindestens Übergänge von einer zur anderen Position und
natürlich zwangsläufige Vermischungen. Aber wie verteilt dort immer,
wird auch da das Böse und demgegenüber das Gute, sprich Anständige,
schlußendlich ausgemacht.

Diese Spannung und ihr ewiger Widerspruch haben seit jeher die
Dramaturgie der menschlichen Erzählungen und Erklärungen beflügelt und
offenbar überhaupt erst möglich gemacht.

Wenn Frieden und Friedlichkeit mit Wohlbefinden, Freude oder gar
Freundschaft assoziiert werden kann, dann dürfte sein Bruch und durch
mögliche kriegerische Gefahren bedrohtes Wesen doch nur darin
vorbehalten sein, dem jeweils kriegerischen Nachbarn zum Beispiel mit
der durch Besitzstandsverhalten und ausschließlichem Eigennutz
verweigerten Teilhaberschaft an Wohlstand und Gebrauch
entgegenzutreten. Auf diese Weise werden Krieg und Frieden lediglich
zu zwei Seiten einer Medaille und wären bei allem Münzeln nicht auf
eine Seite zu bekommen. So kann auch der beste nicht den Frieden
leben, den er dem Nachbarn vorenthält.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. Juni 2018
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KOHLEALARM/442: Klimakampf und Kohlefront - mit Nachdruck ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)

Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

++ Klima schützen - Kohle stoppen: Umweltverbände fordern konkretes
Ausstiegsszenario ++



Berlin: Fünf Tage vor der "Stop Kohle"-Demonstration fordern die
Umweltverbände einen raschen, konsequenten und sozialverträglichen Ausstieg
aus der Nutzung der Kohle. Details dafür muss die von der Bundesregierung
eingesetzte Kohle-Kommission ausarbeiten, die heute in einer Woche zum
ersten Mal tagen wird. Die Zeit drängt. Der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und die NaturFreunde Deutschlands
sind sicher: Um die schlimmsten Folgen der Klimakrise noch abzuwenden,
bleiben nur noch wenige Jahre. Daher werden am Sonntag tausende Menschen in
Berlin und an anderen Orten in Deutschland mit schwarz bemalten Händen auf
die Straßen gehen.

"Das Endspiel um die Kohle hat begonnen", sagt Uwe Hiksch von den
NaturFreunden Deutschlands, Anmelder der Demo. "Wir wollen den
klimabewussten Vertreterinnen und
Vertretern der Kohle-Kommission Rückenwind geben, damit die Forderung nach
einem schnellen Kohleausstieg festgeschrieben wird. Mit einer bunten und
kreativen Demonstration werden die Menschen unsere Forderung ?Kohle
stoppen!? ins Regierungsviertel tragen und sich für einen aktiven
Klimaschutz einsetzen. Gemeinsam werden wir eine Demonstration
organisieren, an der sich vom Kleinkind bis zu Seniorinnen und Senioren
alle beteiligen können", so Hiksch auf der heutigen Pressekonferenz der
Verbände.

"Wir brauchen endlich ein starkes Signal aus Deutschland", fügt Stefan Krug
von Greenpeace an. "Klimaforscher warnen, dass die Polkappen schneller
schmelzen als erwartet, in Deutschland wird der Klimawandel in
Überflutungen und Wetterextremen sichtbar. Doch während EU-Staaten wie
Italien und Großbritannien schon den Kohleausstieg bis 2025 beschlossen
haben und Kraftwerke abschalten, laufen in Deutschland selbst die
schmutzigsten Uralt-Kohlemeiler rund um die Uhr weiter und produzieren
gewaltige Stromüberschüsse. Wir werden in der Kohle-Kommission darauf
drängen, dass Deutschland den Klimavertrag von Paris einhält und spätestens
bis 2030 aus der Kohle aussteigt."

"Zwei Drittel der Deutschen wollen einen raschen Ausstieg", sagt Hubert
Weiger, Vorsitzender des BUND. "Die Bevölkerung will, dass die Klimaziele,
insbesondere das Ziel für 2020, eingehalten werden und dafür ist der
Kohleausstieg unumgänglich. Jetzt haben wir die Chance, eine breite
gesellschaftliche Akzeptanz in dieser Frage zu erreichen. Das Pariser
Klimaabkommen gibt das Ausstiegs-Tempo vor und die Bundesregierung muss für
einen gerechten Strukturwandel sorgen."

Christoph Bautz, Campact: "Deutschland steht auf internationaler Bühne
völlig blamiert da - die Regierung muss eingestehen, dass sie ihr Klimaziel
2020 krachend verfehlt. Damit rächen sich die Jahre des Nichtstuns und
Wegschauens. Jetzt hilft nur noch eines: 20 Gigawatt und damit die Hälfte
der Kohlemeiler müssen bis 2020 vom Netz gehen und spätestens 2030 muss
Schluss sein mit dem ganzen Kohle-Irrsinn. Dafür gehen wir am Sonntag mit
Tausenden auf die Straße."

Am 26. Juni 2018 trifft sich die Kohle-Kommission zu ihrer ersten Sitzung.
In dem 31-köpfigen Gremium sind BUND und Greenpeace vertreten.



Start der Demonstration "Stop Kohle" ist am Sonntag, 24. Juni 2018, um 12
Uhr vor der Bühne am Kanzleramt (Richtung Schweizer Botschaft).

Details zum Ablauf finden Sie hier:

https://www.stop-kohle.de/ablauf/

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 19.06.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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LESUNG/4089: Marburg - Der Komponist Zygmunt Mycielski, 26.06.2018


idw - Pressemitteilung: Herder-Institut für historische Ostmitteleuropaforschung

Der Komponist Zygmunt Mycielski: Ein Aristokrat im kommunistischen Polen.

Tagebücher 1950-1970

Lesung am Herder-Institut

am Dienstag, 26. Juni 2018, 17.45 Uhr

im Lesesaal der Bibliothek der Herder-Instituts, Gisonenweg 5-7, Marburg



Zygmunt Mycielski (1907-1987) war eine schillernde Persönlichkeit:
Komponist und Spross einer hochadligen Familie, Musikpublizist und
kritischer Beobachter seiner Gegenwart, weltläufiger Schöngeist und
bekennender Homosexueller im kommunistischen Polen. Seine Tagebücher
sind eine faszinierende Lektüre: Sie geben Einblicke in den
schwierigen Alltag der 1950er und 1960er Jahre, kommentieren das
überraschend vielfältige kulturelle Leben der Zeit und zeichnen das
Lavieren eines Unangepassten nach, der sich seine Freiheiten trotz
allgegenwärtiger Beschränkungen zu bewahren weiß. Mycielskis
Beobachtungen und Selbstbeschreibungen sind ein spannendes
Lesevergnügen, das Polens jüngere Vergangenheit in einem neuen Licht
erscheinen lässt.

Nach einer Einführung in Leben und Werk des Autors werden aus den
Tagebüchern Passagen vorgetragen, die politische Ereignisse
kommentieren, den Warschauer Alltag und Reisen in die Sowjetunion und
nach Frankreich beschreiben, aber auch das teils tragisch-groteske
Leben hochadliger Verwandter unter der Arbeiter- und Bauernregierung
treffend skizzieren.

Es lesen Matthias Barelkowski, der Übersetzer und Herausgeber der
Tagebuchanthologie, sowie Dr. Peter Oliver Loew, der am Deutschen
Polen-Institut (DPI) in Darmstadt u. a. die Reihe "Polnische Profile"
betreut, in der das Buch erschienen ist.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.herder-institut.de/veranstaltungen-ausstellungen/lesungen/der-komponist-zygmunt-mycielski.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution253

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Herder-Institut für historische Ostmitteleuropaforschung, 19.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4088: Berlin - Die Lyrik-Edition "roughbooks" und ihre poetische Ökonomie im Porträt, 04.07.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2018

Mi., 4.7.18, 19.00 Uhr

Die Lyrik-Edition "roughbooks" und ihre poetische Ökonomie im
Porträt

Lesung & Gespräch



Mit Urs Engeler Verleger, Solothurn | Christian Filips Autor, Berlin |
Rahaf Gharzaddien Autorin, Duisburg | Moderation Luise Meier Autorin,
Berlin

Als Folge der Subprime-Krise stellte der Schweizer Verleger Urs Engeler
seine legendäre Lyrik-Edition "Urs Engeler Editor" im Jahr 2009 ein. Ein
Jahr später legte er mit "roughbooks" ein neues Format vor, das jenseits
des Buchhandels und Sponsorings funktioniert: Poesie im Digitaldruck und
Direktvertrieb. Die streng seriell daherkommenden Bücher wirken "wie
unrasierte Gäste auf einer glamourösen Cocktail-Party, rebellisch,
unerschrocken und deshalb hochinteressant" (der Freitag). Als eines der
ersten roughbooks (Nr.5) erschien Ende 2009 der Band "Heiße Fusionen" von
Christian Filips (mittlerweile auch Mitherausgeber von roughbooks). Der
Band ist angelegt als ein sich endlos fortsetzendes Buch, das sich selbst
immer wieder überschreiben und fusionieren sollte. Die erste Auflage war
nach wenigen Monaten vergriffen. Fast zehn Jahre später erscheint nun eine
zweite, überarbeitete und erweiterte Auflage.

Luise Meier spricht mit Urs Engeler und Christian Filips über die
"roughbooks", ihre Ästhetik und Fragen der lyrischen Ökonomie. Filips
liest aus Heiße Fusionen, und die syrische Autorin und Chaos-Forscherin
Rahaf Gharzaddien trägt lyrische Kurzprosa vor, die in Urs Engelers
Zeitschrift "Mütze" erschienen ist.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/4087: Berlin - Reihe Berlin als Schaffensort mit S. M. Salzmann und E. Ostashevsky, 13.07.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juli 2018

Fr., 13.07.2018, 19:30 Uhr

Reihe Berlin als Schaffensort 

Sasha Marianna Salzmann und Eugene Ostashevsky

im Gespräch mit Daniel Medin



Berlin ist eine Metropole für Kunst- und Kulturschaffende aus aller
Welt. Die von Daniel Medin kuratierte Reihe beleuchtet die wachsende
Bedeutung unserer Stadt als kreativen Ort für internationale
Schriftsteller*innen und Künstler*innen. Was können sie uns über
unsere Stadt erzählen und wie erscheint Berlin in ihrem Werk?

Zu Gast ist heute die 1985 in Wolgograd geborene und mit zehn Jahren
nach Deutschland emigrierte Schriftstellerin Sasha Marianna Salzmann,
die seit der Spielzeit 2013/14 Hausautorin am Maxim-Gorki Theater ist
und 2017 mit ihrem Debütroman »Außer sich« auf der Shortlist des
Deutschen Buchpreises stand. Außerdem der 1968 in Leningrad geborene,
russisch-amerikanische Lyriker und Übersetzer Eugene Ostashevsky.
2013 kam er mit einem DAAD Stipendium nach Berlin, wo im vergangenen
Jahr sein zweisprachiger Gedichtband »Der Pirat, der von Pi den Wert
nicht kennt« erschien.

In deutscher und englischer Sprache

Eintritt: 7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juli 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1177: Berlin - Fantastisch Reisen, Poetische Postkarten, Collagen und Aquarelle, Workshop, 22.07.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2018

So., 22.7.18, 11.00 Uhr

Poetische Bildung

Fantastisch Reisen: Poetische Postkarten, Collagen und Aquarelle

Workshop



Workshop für alle von 5-99 mit Nele Probst, Malerin und Bildhauerin und
Karla Reimert Montasser, Dichterin

Wer jetzt wieder zuhause ist, wird es lange bleiben! Wir schreiben uns
dafür an Sehnsuchtsorte. Yoga unter Palmen mit Eisbären?
Gleitschirmfliegen am Strand in Paris? Gleich mal schauen, von welchen
Abenteuern wir auf unseren Postkarten erzählen. Dazu lernen wir Tricks und
Tipps für Collagen und Aquarelle im Postkartenformat. Die Postkarten
schicken wir an liebe Menschen, zum Beispiel an uns selbst.

Eintritt: 3 EUR (2 EUR mit Superferienpass)

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1176: Berlin - Literatur trifft Wissenschaft, »Väter, Mütter und die Töchter« mit L. Fricke, N. Zepter, 12.07.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juli 2018

Do., 12.07.2018, 19:30 Uhr

Literatur trifft Wissenschaft 

»Väter, Mütter und die Töchter« 

Lucy Fricke und Nicole Zepter

im Gespräch mit Dorothea Westphal



Lucy Fricke, »Töchter«, Rowohlt, 2018

Nicole Zepter, »Der Tag, an dem ich meine Mutter wurde«, Blessing,
2018

Die Autorin Lucy Fricke und die Publizistin Nicole Zepter haben sich
auf unterschiedliche Art und Weise mit dem Thema Familie befasst: In
ihrem Roman geht Fricke der Frage nach, wie Töchter mit dem Schmerz
umgehen, den die Tatsache hinterlässt, dass die Väter aus ihrem Leben
verschwunden sind. Martha hat ihren Vater jahrzehntelang nicht
gesehen. Doch dann bittet dieser seine Tochter, sie zum Sterben in
die Schweiz zu fahren. Dem besonderen Verhältnis zwischen Müttern und
Töchtern hingegen spürt Nicole Zepter in ihrem Buch nach. Sie macht
die Erfahrung, dass sie mit der gescheiterten Beziehung zum Vater
ihrer Tochter einen entscheidenden Abschnitt im Leben ihrer Mutter
wiederholt hat. Sie fragt, wie es dazu kommen konnte, spricht mit
Therapeuten, Psychologen, Familienmitgliedern und mit ihrer Mutter.
Spielt das Schicksal bei solchen Konstellationen eine Rolle? Oder
können wir der eigenen Herkunft einfach nicht entkommen? Die
Veranstaltung stellt zwei Perspektiven auf ein Thema dar und prüft,
was sich Fiktion und Empirie zu sagen haben.

Sendetermine: Freitag, 20.7.2018 um 19:30 Uhr und Sonntag 23.9.2018
um 0.05 Uhr. Bundesweit und werbefrei. In Berlin auf UKW 89,6, DAB+,
online mit der neuen Dlf Audiothek als App.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit Deutschlandfunk Kultur

Eintritt: 7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juli 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1175: Berlin - Reihe My favorite kitab, Fady Jomar über Samar Yazbeks »Almasha'ah«, 06.07.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juli 2018

Fr., 06.07.2018, 19:30 Uhr

Reihe My favorite kitab

Fady Jomar über Samar Yazbeks »Almasha'ah«

im Gespräch mit Ramy Al-Asheq

(zu deutsch: »Die Gehwütige«)



In »My favorite kitab« stellen arabischsprachige Autor*innen ihr
Lieblingsbuch vor. Im Gespräch mit Ramy Al-Asheq werden Inhalt und
Kontext sowie persönliche, thematische und literarische Bezüge zum
ausgewählten Lieblingsbuch diskutiert und eigene Texte des Gastes
präsentiert. Der Schriftsteller, Lyriker und Librettist Fady Jomar,
1979 in Damaskus geboren und in Berlin lebend, stellt den neuen (noch
nicht ins Deutsche übersetzten) Roman der syrischen Schriftstellerin
Samar Yazbek vor, der in Ost-Ghouta spielt - nach dem
Chemiewaffenangriff durch die Truppen von Baschar Al-Assad. Mit ihrer
Hauptfigur, einem Mädchen, das nicht aufhören kann zu gehen, außer
wenn jemand sie ankettet, nimmt Yazbek die Leser*innen mit, um das
Ereignis aus der Perspektive eines Menschen zu verstehen, der nicht
aufhören will zu leben und gegen jede Art von Ketten ankämpft.

In arabischer Sprache mit deutscher Simultanübersetzung

Eintritt: 7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juli 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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MELDUNG/282: Türkei - Polizeibericht entkräftet Vorwürfe gegen Taner Kılıç weiter


Amnesty International - 18. Juni 2018

Türkei: 

Polizeibericht entkräftet Vorwürfe gegen Taner Kılıç weiter



Am 21. Juni wird in Istanbul der Prozess gegen den seit mehr als einem Jahr
inhaftierten Ehrenvorsitzenden der türkischen Amnesty-Sektion fortgesetzt.
Der internationale Amnesty-Generalsekretär Salil Shetty sowie eine
Amnesty-Delegation aus vier Ländern nehmen am Prozess teil. Amnesty fordert
die sofortige und bedingungslose Freilassung von Taner Kılıç.

Mehr als ein Jahr nach der Festnahme von Taner Kılıç hat die
Staatsanwaltschaft endlich einen lang erwarteten Polizeibericht vorgelegt.
Der 15-seitige Bericht entkräftet den Hauptvorwurf gegen Taner
Kılıç weiter: Er enthält keinerlei Beweise dafür, dass der
Ehrenvorsitzende der türkischen Amnesty-Sektion die Messenger-App ByLock
auf seinem Smartphone installiert hatte. Die Nutzung dieser Anwendung ist
der zentrale Vorwurf im Fall gegen den nach wie vor inhaftierten
Menschenrechtsverteidiger.

Die Ergebnisse des Polizeiberichts zeigen erneut, dass die Vorwürfe der
türkischen Behörden gegen Taner Kılıç vollkommen haltlos sind.
Deswegen erneuert Amnesty International die Forderung nach dessen
sofortiger Freilassung und einem Freispruch.

"Dass die Anklage gegen Taner nicht untermauert werden konnte, ist keine
Überraschung. Schockierend ist, dass es mehr als ein Jahr gedauert hat, bis
dieser Polizeibericht vorgelegt wurde und dass Taner nach wie vor hinter
Gittern ist", kommentierte Salil Shetty, internationaler Generalsekretär
von Amnesty International.

"Da nicht einmal das kleinste Anzeichen eines stichhaltigen Beweises
vorliegt, der die absurden Anschuldigungen gegen ihn bestärken würde, muss
Taner jetzt freigelassen werden. Die Anklage und seine Inhaftierung
widersprechen jeder Gerechtigkeit. Damit muss jetzt ein für allemal Schluss
sein."

Der Prozess gegen Taner Kılıç und zehn weitere
Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger wird am 21. Juni 2018 in
Istanbul fortgesetzt.

Taner Kılıç wurde am 6. Juni 2017 von der Polizei festgenommen
und später wegen "Mitgliedschaft in einer terroristischen Organisation"
angeklagt. Der Hauptvorwurf gegen Taner Kılıç lautet, ByLock auf
sein Smartphone heruntergeladen zu haben. Die Regierung behauptet, dass die
Gülen-Bewegung, die von den Behörden für den Putschversuch im Sommer 2016
verantwortlich gemacht wird, dieselbe Anwendung benutzte.

Doch selbst nach über einem Jahr sind die türkischen Behörden nicht in der
Lage, stichhaltige Beweise für diese Vorwürfe - oder irgendein anderes
Vergehen - vorzulegen.

Aus dem Polizeibericht, der Amnesty International vorliegt, geht hervor,
dass Taner Kılıçs Laptop, Smartphone, drei USB-Sticks, eine
SIM-Karte und eine Speicherkarte kriminaltechnisch untersucht wurden. Auf
der Liste der auf dem Smartphone gefundenen Anwendungen - einschließlich
der gelöschten - taucht ByLock nicht auf.

Dieses Ergebnis bestätigt vier unabhängige forensische Untersuchungen, die
dem Gericht bereits zuvor vorgelegt wurden. Alle Berichte kamen zu dem
Ergebnis, dass es keinerlei Hinweise dafür gibt, dass ByLock auf das
Smartphone von Taner Kılıç heruntergeladen und von ihm verwendet
wurde.

"Nichts kann die wertvollen Augenblicke zurückbringen, die Taner mit seinen
Lieben verpasst hat. Dazu gehört der Studienabschluss seiner ältesten
Tochter oder der 25. Hochzeitstag mit seiner Frau Hatice. Am 21. Juni kann
das Gericht diese Ungerechtigkeit beenden und Taner zu seiner Familie
zurückkehren und seine wichtige Arbeit wieder aufnehmen lassen",
kommentierte Salil Shetty.

"Taner ist ein Symbol für das, was in der heutigen Türkei passiert. Dort
sind viele Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger entweder im
Gefängnis oder sie leben in ständiger Angst davor, monate- oder jahrelang
inhaftiert zu werden. Es ist höchste Zeit, diesen drastischen Angriff auf
die Menschenrechte zu beenden."




HINTERGRUND

Weitere Hintergrundinformationen von Amnesty International zum Fall von
Taner Kılıç gibt es auf www.amnesty.de/tuerkei und auf Englisch
auf www.amnesty.org/en/documents/eur44/7331/2017/en/

Taner Kılıç wurde am 6. Juni 2017 verhaftet und drei Tage später
in ein Gefängnis überstellt, in dem er bis heute festgehalten wird. Zehn
weitere Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger - darunter İdil
Eser, Direktorin von der türkischen Amnesty-Sektion, und der deutsche
Menschenrechtstrainer Peter Steudtner - wurden einen Monat später
festgenommen. Acht von ihnen blieben fast vier Monate lang in Haft, ehe sie
im Zuge ihrer ersten Verhandlung im Oktober 2017 aus der Untersuchungshaft
entlassen wurden.

Allen Beschuldigten werden Verbrechen im Zusammenhang mit der
"Mitgliedschaft in einer terroristischen Organisation" angelastet. Dabei
handelt es sich um völlig haltlose Vorwürfe, für die die Staatsanwaltschaft
bisher keinerlei Beweise vorlegen konnte.

Seit ihrer Festnahme im vergangenen Sommer haben mehr als eine Million
Menschen aus 164 Ländern und Regionen Appelle von Amnesty International
unterzeichnet, die die Freilassung von Taner Kılıç und den
anderen Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern fordern. Auch
zahlreiche namhafte Persönlichkeiten haben sich für die Freilassung Taners
und die Aufhebung aller Anklagepunkte gegen die Istanbul 10 eingesetzt.

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 18. Juni 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/tuerkei-polizeibericht-entkraeftet-vorwuerfe-gegen-taner-kilic-weiter

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/190: USA verlassen Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

Kurzsichtige und enttäuschende Entscheidung der Trump-Administration 

Fragwürdige Hilfe für Diktatoren



Göttingen, den 20. Juni 2018 - Als kurzsichtig und enttäuschend hat
die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) die Entscheidung der USA
bezeichnet, den Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen zu
verlassen. "Dies ist ein schwerer Rückschlag für die internationale
Menschenrechtsarbeit. Denn von diesem Rückzug werden autoritäre
Staaten und Diktaturen profitieren, die ihren Einfluss in der UNO
damit weiter ausbauen können", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Mittwoch in Göttingen. Die USA begründeten ihren Rückzug
mit dem Umgang des Rates mit dem Staat Israel.

"Menschenrechtsarbeit ist heute äußerst komplex und vielschichtig. Es
ist wahnwitzig, dass die USA dieses wichtige Gremium nur wegen des
Umgangs mit einem Staat verlassen. Sie verspielen damit aus
kurzsichtigen innenpolitischen Wahlkampferwägungen jede Möglichkeit,
auf der Weltbühne bedeutende Menschenrechtsanliegen voranzutreiben",
sagte Delius. Dies sei ein neuer Paukenschlag in der Politik des
Isolationismus, die Trumps Administration konsequent betreibe. Es sei
sehr bedauerlich, dass sich die USA nun auch von der Weltbühne der
Menschenrechte verabschiedeten, erklärte die GfbV.

Die Arbeit des Menschenrechtsrates sei oft unbefriedigend und
einseitig. "Doch wer dies ändern will, darf das Feld nicht Autokraten
und Diktatoren überlassen, sagte Delius. Denn bei aller Kritik habe
der Menschenrechtsrat auch wichtige Impulse für eine Lösung der
Menschenrechtskrisen in Burma, Südsudan, Eritrea, Nordkorea und
anderen Staaten gegeben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom x. Juni 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/917: Treffen der Kampagne "abrüsten statt aufrüsten". (Kampagne "abrüsten statt aufrüsten")


Kampagne "abrüsten statt aufrüsten" - Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

Treffen der Kampagne "abrüsten statt aufrüsten". 

Eine neue Basisbewegung für Abrüstung!



Mehr als 80 Friedensbewegte, Gewerkschaftler*innen und Repräsentant*innen
unterschiedlicher sozialer Bewegungen, politischer Organisationen und
Parteien trafen sich am 17.06.2018 im DGB-Haus in Frankfurt am Main, um
eine erste Bilanz des im November gestarteten, gesellschaftlich breiten
Aufrufes "abrüsten statt aufrüsten" zu ziehen. Bisher haben über 60.000
Unterstützer*innen den Aufruf unterschrieben. Die Veranstaltung formulierte
die Abrüstungsalternative zur Aufrüstungspolitik von Frau von der Leyen,
die neben den schon bewilligten 20 Milliarden weitere 25 Milliarden
zusätzlich fordert. Sie will schnell die 75 Milliarden (2% Ziel der NATO)
erreichen.

In den einleitenden Beiträgen betonte Michael Erhardt (1. Bevollmächtigter
IG Metall Frankfurt am Main), dass die Gewerkschaften sich seit ihrer
Gründung als Teil der Friedensbewegung verstanden haben. "Gewerkschaften
sind immer dagegen, Konflikte mit militärischen Mitteln zu lösen", so
Erhardt, der nochmals den Beschluss des DGB-Bundeskongresses im Mai zur
Unterstützung des Aufrufs herausstellte.

Reiner Braun (Co-Präsident International Peace Bureau, Arbeitskreis
abrüsten statt aufrüsten) stellte heraus, dass der Aufruf "abrüsten statt
aufrüsten" bereits jetzt die größte und erfolgreichste
Unterschriftensammlung der Friedensbewegung in den letzten Jahren ist.
"Menschen gehen wieder auf Menschen zu, wir sind am Beginn einer
Basisbewegung. Auf die Menschen zuzugehen und ein Schneeballsystem in Gang
zu setzen, das ist die Herausforderung", so Braun.

In der Diskussion unterstrichen die Redner*innen die vielfältigen
Möglichkeiten mit der Unterschriftensammlung auf die Bevölkerung zuzugehen
und sie für mehr Aktivitäten gegen Aufrüstung zu gewinnen. Betont wurde die
Zusammenarbeit der unterschiedlichen Kräfte, die den Aufruf unterstützen,
z.B. aus den Gewerkschaften, der Umweltbewegung und der Wissenschaft,
insbesondere auf lokaler Ebene zu verstärken.

Aktionen verstärken

Nach einer intensiven Diskussion wurde vereinbart, sich folgende
Schwerpunkte für die weitere Arbeit zur Unterstützung des Aufrufes zu
setzen:

• Aktive Vorbereitung und Gestaltung -möglichst gemeinsam mit den
Gewerkschaften- des 1. Septembers 2018 (Anti-Kriegstag)

• Lobbybriefe sowie lokale Gespräche im Wahlkreis mit den
Abgeordnet*innen im Zeitraum September bis November

• Treffen und Gespräche mit den Abgeordnet*innen in Berlin sowie die
symbolische Übergabe der bis dahin erreichten Unterschriften im Zeitraum
vom 10.-14. September, wenn traditionell der Bundeshaushalt vorgestellt
wird

• Aktionstage mit öffentlichen Protestaktionen und dezentralen
Demonstrationen im Zeitraum vom 1.-4. November, um angesichts der
Haushaltsdebatten gegen die unsoziale Schwerpunktsetzung des Haushaltes
zugunsten der Aufrüstung und für die Reduzierung des Rüstungsetats zu
protestieren

• Aktionen, insbesondere auch Unterschriftensammlungen, am 10.
Dezember, dem Tag der Menschenrechte, auch um den Frieden als Menschenrecht
hervorzuheben

• Weiterführung der Unterschriftensammlung bis mindestens Ende
Dezember 2018. Dann werden wir gemeinsam über die Fortführung der
Initiative "abrüsten statt aufrüsten" beraten.

Im gemeinsamen Schlusswort betonten Kristine Karch und Willi van Ooyen,
dass der Aufruf und die sich entwickelnde Kampagne eine große Möglichkeit
zur Stärkung der Friedensbewegung sind. "Dies ist angesichts von
Militarismus und Krieg dringend notwendig", so die beiden Moderator*innen.

 * 

Quelle:

Kampagne "abrüsten statt aufrüsten"

Marienstr. 19/20, 10117 Berlin

E-Mail: info@abruesten.jetzt

Internet: www.abruesten.jetzt
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ATTAC/1920: Scholz-Vorschlag für Finanztransaktionssteuer vollkommen unzureichend


Kampagne Steuer gegen Armut

Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

Scholz-Vorschlag für Finanztransaktionssteuer vollkommen
unzureichend

Bundesregierung muss sich weiter für Besteuerung aller Finanzprodukte
einsetzen



Die Kampagne Steuer gegen Armut setzt sich weiterhin für eine umfassende
Finanztransaktionsteuer ein, die Wirkung zeigt. Der gestern von
Bundesfinanzminister Olaf Scholz und dem französischen Finanzminister
Bruno Le Maire vorgelegte Vorschlag ist nach Ansicht des Bündnisses
vollkommen unzureichend.

Die Kampagne erinnert an die Worte von Bundeskanzlerin Angela Merkel vom
29. Januar 2014: "Eine Politik, die den Menschen in den Mittelpunkt
ihres Handelns stellt, setzt deshalb alles daran, dass alle, dass die
ganze Welt die Lektionen aus dieser damaligen Krise lernt. Eine davon
ist und bleibt: Kein Finanzmarktakteur, kein Finanzprodukt und kein
Finanzplatz darf ohne angemessene Regulierung bleiben; Finanzakteure
müssen durch die Finanztransaktionsteuer zur Verantwortung gezogen werden."

"Der Vorschlag der beiden Finanzminister, die französische Börsensteuer
als Vorlage für Verhandlungen in der EU zu nehmen, steht dazu im krassen
Widerspruch. Denn es bedeutet, dass der übergroße Teil des spekulativen
Wertpapierhandels von der Finanztransaktionssteuer verschont würde. Der
Vorschlag der Finanzminister würde ein Begräbnis dritter Klasse für die
Finanztransaktionsteuer bedeuten. Das darf nicht sein. Wir fordern wir
die Bundesregierung auf, sich in den Verhandlungen auf europäischer
Ebene weiterhin für eine Besteuerung aller Finanzprodukte einzusetzen",
sagt Detlev von Larcher von Attac.

Die Kampagne, der 101 Mitgliedorganisationen angehören - darunter der
Deutsche Gewerkschaftsbund, kirchliche Verbände,
Nichtregierungsorganisationen wie Oxfam oder WEED und das
globalisierungskritische Netzwerk Attac - hält die fünf bis sieben
Milliarden Euro für völlig unzureichend, die eine Aktiensteuer nach dem
Vorschlag der Minister Scholz und Le Maire erbringen würde. Für dringend
erforderliche Zukunftsaufgaben, etwa zur Überwindung nationaler und
internationaler Armut sowie zur Bekämpfung des Klimawandels und dessen
Folgen reicht das bei weitem nicht aus. Die von zehn EU-Ländern bisher
verhandelte Steuer würde hingegen bis zu 70 Milliarden Euro erbringen.
Auch kann nur eine Besteuerung aller gehandelten Finanzinstrumente
Umgehungsmöglichkeiten verringern.

"Den Handel mit Derivaten von der Besteuerung auszunehmen, ist absurd.
Sie machen etwa 90 Prozent des Börsenhandels aus, und mit ihnen findet
der hochspekulative, gefährliche, sekundenschnelle Computerhandel statt,
den auch die Kanzlerin seinerzeit für dringend regulierungsbedürftig
hielt", sagt Peter Wahl von Weed. "Der Vorschlag von Scholz, der sich
damit dem des französischen Staatspräsidenten Macron anschließt, ist
auch unrealistisch, weil es mehrere Euro-Länder gibt, die niemals einer
europäischen Steuer zustimmen werden."

Stefan Körzell vom DGB ergänzt: "Es ist völlig unverständlich, dass der
Finanzminister auf Milliarden-Einnahmen verzichtet, gleichzeitig aber
einen Investitionsstau produziert und weiter auf die schwarze Null pocht."

www.steuer-gegen-armut.org

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUFRUF/051: "Solidarität statt Heimat" - Ein Aufruf gegen Rassismus in der öffentlichen Debatte (medico)


medico international - 19. Juni 2018

"Solidarität statt Heimat" - Ein Aufruf gegen Rassismus in der
öffentlichen Debatte 



Das Institut Solidarische Moderne (ISM), medico international und kritnet
fordern eine klare Positionierung gegen Rassismus und wenden sich gegen
eine Politik des Ressentiments. Zahlreiche Personen unterstützen den
Aufruf.

Die Initiatoren setzen mit dem Aufruf ein notwendiges Zeichen gegen die
zunehmende Polarisierung von rechts in den Debatten um Migration und Asyl.
Sie fordern, Rassismus und Entrechtung klar beim Namen zu nennen und eine
solidarische und humanitäre Position gegen den Rechtsruck zu verteidigen.
Der Erziehungswissenschaftler und Publizist Prof. Dr. Micha Brumlik, die
Sozialwissenschaftlerin Prof. Dr. Naika Foroutan, die Intendantin des
Hamburger Theaters Kampnagel, Amelie Deuflhard, der Autor Georg Diez, die
Soziologin Prof. Dr. Sabine Hark und weitere Wissenschaftler und
Kulturschaffende sind Erstunterzeichner.

"Es ist gegenwärtig kaum möglich, sich zwei Wochen Zeit für eine Initiative
wie die unsere zu nehmen - die Talfahrt des Rechtstaates, des Asylrechts
und der öffentlichen Debatte erreicht alle drei Tage einen nächsten
Tiefpunkt", so Sabine Hess, Professorin für Kulturanthropologie in
Göttingen und Mitverfasserin des Aufrufs. "Wir sehen eine Politik auf dem
Vormarsch, die auf Isolation, Ausgrenzung und Abwehr setzt und dabei
Menschenrechte und demokratische Grundwerte missachtet. Der aktuelle
Asylstreit zwischen CSU und CDU liegt ganz auf dieser Linie: Innenminister
Seehofer fordert dabei offen zum Bruch europäischen Rechts auf im
rechtspopulistischen Überbietungswettbewerb."

Stephan Lessenich, Professor für Soziologie in München, ebenfalls
Mitverfasser des Aufrufs, zieht folgende Linie von den Bäcker-Aussprüchen
eines Christian Linders zur aktuellen politischen Zuspitzung: "In den
letzten Jahren hat sich in weiten Teilen Europas ein politischer Rassismus
breitgemacht, der die Grenzen zwischen dem konservativen, rechten und
faschistoiden Lagern zunehmend verschwimmen lässt. Der größte Erfolg der
AfD war nicht ihr Einzug in den Bundestag. Ihr mit Abstand größter Erfolg
ist, dass man sich in diesem Land wieder hemmungslos menschenverachtend
geben und äußern kann, wie wir es in der Stellungnahme formuliert haben."

Neben migrations- und asylpolitischen Fragen geht es im Aufruf vor allem
darum, an die Willkommenskultur im langen Sommer der Migration anzuknüpfen.
Dafür braucht es aber die Konfrontation, so Mario Neumann vom ISM: "Wir
erleben seit Monaten eine unerträgliche öffentliche Schmutzkampagne, einen
regelrechten Überbietungswettbewerb der Hetze gegen Geflüchtete,
Migrantinnen und Migranten, aber auch gegen die solidarischen Milieus
dieser Gesellschaft. Was wir brauchen ist kein Masterplan zur Migration,
sondern ein Masterplan gegen Rassismus."

Dr. Ramona Lenz von medico international bekräftigt ihrerseits: "Ein großer
Teil der Gesellschaft erkennt Migration als gesellschaftliche Realität an
und ist solidarisch mit Menschen auf der Flucht. Das ist nicht naiv und
realitätsfremd. Die Haltung derer, die Demokratie und Menschenwürde
verteidigen, muss in der öffentlichen Debatte dringend wieder hörbarer
werden."

 * 

Aufruf

Solidarität statt Heimat

Nennen wir das Problem beim Namen. Es heißt nicht Migration. Es heißt
Rassismus. Vom "gefährdeten Rechtsstaat" in Ellwangen über die
"Anti-Abschiebe-Industrie", vom "BAMF-Skandal" über "Asylschmarotzer", von
der "Islamisierung" bis zu den "Gefährdern": Wir erleben seit Monaten eine
unerträgliche öffentliche Schmutzkampagne, einen regelrechten
Überbietungswettbewerb der Hetze gegen Geflüchtete und Migrant*innen, aber
auch gegen die solidarischen Milieus dieser Gesellschaft. Die politischen
Debatten über Migration und Flucht werden seit Monaten von rechts befeuert
und dominiert - und kaum jemand lässt es sich nehmen, auch noch mit auf den
rechten Zug aufzuspringen.

Doch nicht nur das. Inmitten einer immer noch lebendigen Willkommens- und
Unterstützungsbewegung, inmitten der großen und wachsenden Proteste gegen
die AfD, inmitten der beeindruckenden Kämpfe von Geflüchteten für ihr Recht
auf ein gutes Leben und inmitten wachsender Bewegungen für eine
nachhaltige, globale Gerechtigkeit wird vielerorts so getan, als sei der
Rechtspopulismus der einzig maßgebliche Ausdruck der aktuellen
gesellschaftlichen Stimmungslage. Diese Behauptung ist falsch. Und sie ist
politisch fatal.

Es ist daher für uns an der Zeit, gemeinsam und eindeutig Stellung zu
beziehen. Wir verweigern uns ausdrücklich der politischen Logik einer sich
verfestigenden rechten Hegemonie. Wir wenden uns gegen eine Politik des
Ressentiments - und gegen Strategien, die hieraus Kapital schlagen wollen
für eine nur dem Anschein nach progressive oder soziale Politik. Wir sind
uns sicher, dass es keine fortschrittlichen Antworten auf reaktionäre
Fragen gibt. Der rechte Diskurs formuliert keine Probleme. Er ist das
Problem.

Nennen wir das Problem beim Namen. Es heißt nicht Migration. Es heißt
Rassismus

In den letzten Jahren hat sich in weiten Teilen Europas ein politischer
Rassismus etabliert, der die Grenzen zwischen den konservativen, rechten
und faschistoiden Lagern zunehmend verschwimmen lässt. Für Deutschland
gilt: Der bislang größte Erfolg der AfD war nicht ihr Einzug in den
Bundestag. Ihr mit Abstand größter Erfolg ist, dass man sich in diesem Land
wieder hemmungslos menschenverachtend geben und äußern kann. Rassismus ist
wieder ganz normales Alltagsgeschäft geworden, im hohen Haus in Berlin wie
beim Bäcker um die Ecke. Bei "Spitzenpolitikern" und Normalsterblichen, bei
"Liberalen" - und selbst unter Linken.

25 Jahre nachdem der Deutsche Bundestag auf rechtsextreme Anschläge und
Morde mit der Einschränkung des Grundrechts auf Asyl antwortete, erleben
wir wieder eine Politik, die ohne Not und am laufenden Band Zugeständnisse
an rassistische Ressentiments macht. Es wird auf Abschottung und Ausschluss
gesetzt, die Grenzen werden wieder hochgezogen, Schutzsuchende in Lager
gesperrt, Menschenrechte missachtet, Bürgerrechte systematisch abgeschafft
und dort, wo sie noch existieren, kaltschnäuzig umgangen.

Die Willkommensdiskurse des kurzen Sommers der Migration haben sich in
feindselige Abwehrdiskurse verwandelt. Die Einschränkung des
Familiennachzuges und die geplanten ANKER-Zentren beschneiden massiv die
Rechte von Migrant*innen, erhöhen den existenziellen Druck auf sie und sind
bloße Instrumente der Isolation und der Ausgrenzung. Länder, die von Krieg
zerstört und von den Kriegsfolgen gezeichnet sind, werden zu sicheren Orten
erklärt - aus den tatsächlich sicheren Amtsstuben eines Landes, das mit
seiner Wirtschaftsweise systematisch zum Elend der Welt beiträgt.
Heimatministerium, Abschiebeoffensive, Hetzkampagnen und institutioneller
Rassismus gehören zum Alltag - doch der massive Protest aus der
bürgerlichen Mitte bleibt aus.

Was ist eigentlich los in diesem Land?

Nicht nur die bürgerliche Mitte bekennt nicht Farbe. Auch Teile der
politischen Linken machen Zugeständnisse an rechte Rhetorik und reaktionäre
Ideen und verklären die Ablehnung von Migrant*innen sogar zum
widerständigen Moment, ja unterstellen ihr einen rationalen,
klassenpolitischen Kern. Doch eines muss klar sein: Rassismus ist niemals
ein Akt des Widerstands. Und ebenso klar ist, dass der neue Rassismus, ob
von rechts oder links, ohne uns läuft.

Diese Gesellschaft ist geprägt durch die zahlreichen, millionenfachen
Geschichten der Migration. Migration ist eine Tatsache. Sie ist mindestens
seit den Zeiten der "Gastarbeit" in der alten Bundesrepublik bzw. der
"Vertragsarbeit" in der DDR und bis auf den heutigen Tag keine Gefahr,
sondern eine Kraft der Pluralisierung und Demokratisierung dieser
Gesellschaft. Im Sommer 2015 haben wir das erneut erlebt. Damals war die
offene Gesellschaft der Vielen für alle real, sie war greifbar und
lebendig.

Seitdem hat sich an den Gründen für Flucht und Migration nichts geändert.
Geändert haben sich auch nicht die solidarischen Praktiken in den
Stadtteilen und den Regionen. Verändert haben sich aber der öffentliche
Konsens und der politische Wille, mit den Folgen des 
westlich-kapitalistischen Treibens in der Welt auf solidarische Weise umzugehen.
Stattdessen verfolgt die Europäische Union im Konsens, trotz drei
Jahrzehnten des Sterbens an Europas Grenzen, eine Verschärfung ihres
Grenzregimes, die den Weg nach Europa noch tödlicher werden lässt und den
Zugang zu Flüchtlingsschutz zu einem Gnadenrecht degradiert.

In Deutschland und Europa sind infolge der Ideologie "ausgeglichener"
Haushalte wichtige Ressourcen für gesellschaftliche Solidarität blockiert.
Dringend notwendige öffentliche Investitionen in soziale Infrastruktur, in
Bildung, Gesundheit, Pflege, sozialen Wohnungsbau und eine integrative
Demokratie bleiben aus. Der deutsche Pfad von Sparpolitik und einseitiger
Exportorientierung schließt viele Menschen von Wohlstand aus, schafft
prekäre Arbeits- und Lebensbedingungen und nährt Zukunftsängste. Seine
Probleme lassen sich jedoch nicht durch eine ständische oder
nationalistische Wohlfahrtsstaatlichkeit lösen, die auf soziale Vorrechte
und Abschottung setzt - und auf weltfremde Phantasien einer "Steuerung" von
Migration und des wohligen Privatglücks in der "Heimat".

Das Ausblenden der sozialen Realitäten wird nicht funktionieren. Mit
Zuschauen und Schweigen muss endlich Schluss sein: Wir werden Rassismus und
Entrechtung konsequent beim Namen nennen. Wir werden uns dem neuen
völkischen Konsens entziehen und uns allen Versuchen entgegenstellen, die
Schotten der Wohlstandsfestung dicht zu machen.

Unsere Solidarität ist unteilbar - denn Migration und das Begehren nach
einem guten Leben sind global, grenzenlos und universell.

powered by kritnet, medico international & ISM

Der Aufruf online:

https://www.medico.de/solidaritaet-statt-heimat-17108/

 * 

Das Institut Solidarische Moderne (ISM) ist eine Programmwerkstatt für neue
linke Politikkonzepte, die über Parteigrenzen hinweg zwischen Politik und
Wissenschaft, Zivilgesellschaft und sozialen Bewegungen agiert.

Kritnet ist ein Netzwerk für kritische Migrations- und
Grenzregimeforschung, das an der Schnittstelle von interdisziplinärer,
kritischer Wissenschaft und politischen Initiativen und Aktionen arbeitet.

Medico international ist eine Hilfs- und Menschenrechtsorganisation, die
sich für die globale Verwirklichung des Menschenrechts auf Gesundheit
einsetzt und in ihrer kritischen Öffentlichkeits- und Kampagnenarbeit mit
anderen Organisationen und Initiativen zusammenarbeitet.

 * 

Quelle:

medico international - 19. Juni 2018

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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STANDPUNKT/260: Zivile Friedenspolitik droht der Migrationskontrolle zum Opfer zu fallen (forumZFD)


Pressemitteilung des Forum Ziviler Friedensdienst e. V. - 20. Juni
2018

forumZFD zum Weltflüchtlingstag:

Zivile Friedenspolitik droht der Migrationskontrolle zum Opfer zu
fallen



Köln, 20.06.18. Das forumZFD hat sich gemeinsam mit zehn weiteren
Organisationen in einem Offenen Brief an die Bundesregierung gewandt. Darin
bringen die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner ihre Sorge zum Ausdruck,
dass Entwicklungspolitik vor allem der Migrationsabwehr diene und zu diesem
Zweck autoritäre, menschenrechtsverletzende Staaten auch militärische
Unterstützung erhielten.

"Die Zahl von Flüchtlingen, die in Europa und Deutschland ankommen, ist
seit 2015 deutlich gesunken. Weltweit steigt ihre Zahl allerdings weiter
an. Statt noch mehr Migrationskontrolle und sogenannter
Fluchtursachenbekämpfung fordern wir von Bundesregierung und Europäischer
Union eine Politik, die die globale Nachhaltigkeitsagenda, Abrüstung und
zivile Friedensförderung in den Mittelpunkt stellt", erklärt 
forumZFD-Vorstand Oliver Knabe am heutigen Weltflüchtlingstag.

Das forumZFD übt insbesondere Kritik an den Vorschlägen der EU-Kommission
zur Umstrukturierung der Außen- und Entwicklungspolitik ab 2021. Aus Sicht
der Kölner Friedensorganisation droht das EU-Engagement für Entwicklung,
Frieden und Menschenrechte zukünftig kurzfristigen außen- und und
sicherheitspolitischen Zielen, allen voran der Migrationskontrolle,
untergeordnet zu werden.

Zudem setze die EU mit dem neuen Finanzrahmen 2021 - 2027 bislang vorrangig
auf militärische statt auf zivile Mittel. Besonders problematisch seien die
Pläne, den Einsatz von sogenannten Partnerarmeen mit Geld, Ausrüstung und
Ausbildung noch stärker als bislang zu unterstützen. Auf diese Weise würden
schon jetzt von der EU bzw. von der Bundesregierung in vielen Fällen
autoritäre, menschenrechtsverletzende Regime unterstützt, die wie zum
Beispiel im Irak oder in Libyen selbst Akteure in Konflikten sind.


Zum Offenen Brief:

https://www.forumzfd.de/sites/default/files/downloads/Offener%20Brief.pdf


Hintergrund:

Die EU-Kommission schlägt für den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen eine
Zusammenlegung bisher eigenständiger Instrumente für Entwicklung,
Menschenrechte und Zivile Konfliktbearbeitung in einem neuen auswärtigen
Mega-Instrument vor. Am 14. Juni hat die EU-Kommission konkrete
Verordnungen für das neue Budget für "Nachbarschaft, Entwicklung und
Internationale Kooperation" vorgestellt.

https://ec.europa.eu/commission/publications/neighbourhood-and-world_de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

Forum Ziviler Friedensdienst e. V.

Am Kölner Brett 8, 50825 Köln

Telefon: 0221 91 27 32 - 0, Fax: 0221 91 27 32 - 99

E-Mail: kontakt@forumZFD.de

Internet: www.forumZFD.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / TERRE DES HOMMES





MELDUNG/048: Nicht restriktiv, sondern expansiv - terre des hommes kritisiert deutsche Waffenexporte


terre des hommes Deutschland e.V. - 20. Juni 2018

Nicht restriktiv, sondern expansiv - terre des hommes kritisiert
deutsche Waffenexporte



Osnabrück, 20. Juni 2018 - Anlässlich der Veröffentlichung des aktuellen
Rüstungsexportberichts der Bundesregierung kritisiert das internationale
Kinderhilfswerk terre des hommes die deutschen Waffenexporte. »Die
Bundesregierung hat auch letztes Jahr riesige Mengen an Waffenexporten im
Wert von 6,25 Milliarden Euro in alle Welt genehmigt. Das ist der nach den
absoluten Rekordjahren 2015 und 2016 drittgrößte Gesamtwert aller Zeiten«,
erklärte Albert Recknagel, Vorstandssprecher von terre des hommes.
»Dramatisch und völlig unverantwortlich ist der erneute Rekordwert bei
Lieferungen an sogenannte Drittländer, also Staaten außerhalb von NATO und
EU: In solche Länder gehen jetzt schon über 60 Prozent der deutschen
Waffenexporte im Wert von knapp 3,8 Milliarden Euro.«

Viele dieser Staaten liegen in Kriegs- und Krisengebieten, beispielsweise
im Nahen Osten und Nordafrika. Mit die meisten deutschen Rüstungsgüter
bekommen Länder wie Saudi-Arabien, Katar, die Vereinigten Arabischen
Emirate oder Ägypten, die völkerrechtswidrige Kriege führen und die
Menschenrechte systematisch und massiv verletzen. Im Krieg im Jemen setzen
Saudi-Arabien und seine Alliierten seit 2015 entgegen der einst
unterschriebenen Endverbleibserklärung deutsche Waffen ein. »Als Belohnung
für diesen Vertragsbruch bekam das Land in der Folgezeit neue
Waffenlieferungen in Milliardenhöhe. Damit hat die letzte Bundesregierung
erneut bestehende Regelungen und die eigenen Rüstungsexportrichtlinien
missachtet. Die deutsche Rüstungsexportpolitik ist in der Praxis nicht
restriktiv, wie die Bundesregierung behauptet, sondern im Gegenteil
expansiv«, so Recknagel.

Die neue Bundesregierung muss endlich ein Rüstungsexportkontrollgesetz auf
den Weg bringen, das Waffenexporte in Drittländer und in Länder, die an
Kriegen und systematischen Menschenrechtsverletzungen beteiligt sind,
ausschließt. »Das wäre auch ein dringend notwendiger Schritt zur
Fluchtprävention und zum besseren Schutz von Kindern in bewaffneten
Konflikten. Täglich werden Kinder mit deutschen Waffen getötet oder als
Kindersoldaten eingesetzt, oder sie fliehen vor Krieg und Gewalt.
Insbesondere müssen Exporte von Kleinwaffen und Munition in Drittländer
beendet werden, so wie es im Koalitionsvertrag vorgesehen ist. Dies muss
gesetzlich geregelt werden«, so Albert Recknagel.

terre des hommes unterstützt zahlreiche Hilfsprojekte für Kinder und
Jugendliche in Kriegsgebieten, unter anderem im Nahen Osten, in Kolumbien,
Indien, Pakistan, Myanmar und den Philippinen.

 * 

Quelle:

terre des hommes Deutschland e.V.

Ruppenkampstraße 11 a, 49084 Osnabrück

Telefon: 05 41 / 71 01-0, Telefax: 05 41 / 70 72 33
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AKTION/155: Steinwenden - Fußball für den Frieden am 24.06.2018


Stopp Air Base Ramstein

Fußball für den Frieden

"Werner-Liebrich-Fußballturnier" am 24.06.2018 in Steinwenden

Ab 10.30 wird friedlich mit acht Mannschaften gekickt.



Vom 14. Juni bis 15. Juli 2018 findet die Fußballweltmeisterschaft in
Russland statt. In diesen Zeitraum fallen auch die Aktionstage der Kampagne
"Stopp Air Base Ramstein" (Informationen unter: www.ramstein-kampagne.eu).
Grund genug, die Fußballbegeisterung aufzugreifen und ebenfalls ein Turnier
durchzuführen: das "Werner-Liebrich-Turnier".

Werner Liebrich war Spieler des 1. FC Kaiserslautern, 54er-Weltmeister und
einer der besten Abwehrspieler seiner Zeit. Als überzeugter Kriegsgegner
und Antifaschist wurde er kurz vor Ende des zweiten Weltkrieges als
Deserteur zum Tode verurteilt und entging der Vollstreckung des Urteils nur
durch die Kapitulation. In den Nachkriegsjahren engagierte er sich gegen
die Remilitarisierung und gegen atomare Hochrüstung. Werner Liebrich sollte
allen Profifußballspielern ein Beispiel sein.

Das Turnier wird in Steinwenden in der Nähe des Friedenscamps stattfinden.
Acht Mannschaften u.a. Migranten, ausländische Kolleg*innen, eine Camp
Mannschaft nehmen teil. Wir knüpfen an, an die UEFA-Kampagne: "Sag NEIN zu
Rassismus".

Wir wollen ein schönes und großes Turnier auf die Beine stellen, das Spaß
macht und ein Zeichen gegen Krieg, Gewalt und Rassismus setzt - für
Frieden, Solidarität und Gemeinschaft!

Weitere Informationen unter: 

https://www.ramstein-kampagne.eu/werner-liebrich-fussballturnier-in-steinwenden/

 * 

Quelle:

Kampagne Stopp Air Base Ramstein

Aktionsbüro: Marienstraße 19/20, 10117 Berlin

Telefon: 030 20 65 48 57, Fax: 030 31 99 66 89

E-Mail: info@ramstein-kampagne.eu

Internet: http://www.ramstein-kampagne.eu
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DISKUSSION/078: Augsburg - Law Clinic Augsburg zum Thema Flüchtlingsobergrenze am 21. Juni 2018


UPD 76/18 - Pressemitteilung der Universität Augsburg

Thema: Flüchtlingsobergrenze

Law Clinic Augsburg präsentiert Podiumsdiskussion im Rahmen der
RefugeeWeek



Augsburg/MH - Innerhalb der RefugeeWeek 2018 veranstaltet die Law
Clinic der Universität Augsburg auch dieses Jahr eine hochkarätig
besetzte Podiumsdiskussion. Teilnehmer sind Dr. Walther Michl,
Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Europarecht der LMU München und
Associate Editor des Verfassungsblogs, Dr. Volker Ullrich MdB,
Bundestagsabgeordneter für die CSU, Prof. Dr. Uwe Voigt, Lehrstuhl für
Philosophie der Universität Augsburg und Christine Wilholm,
Flüchtlingsrat Augsburg. Das Gespräch über die Flüchtlingsobergrenze
wird von Prof. Dr. Matthias Rossi, Lehrstuhl für Staats- und
Verwaltungsrecht, Europarecht sowie Gesetzgebungslehre der Universität
Augsburg moderiert. Die Diskussion findet am 21. Juni 2018 um 18.00
Uhr im Raum 2001 in der Juristischen Fakultät statt (Gebäude H).

"Wir versuchen für unsere Vortragsreihe immer aktuelle und spannende
Bereiche abzudecken. Für unsere diesjährige Podiumsdiskussion haben
wir also das Thema Flüchtlingsobergrenze ganz bewusst gewählt, weil es
gerade viele Menschen beschäftigt und sich in letzter Zeit einiges
dazu bewegt hat", so Merlin Schmidt vom Studentischen Komitee der Law
Clinic. Mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Diskussion werden
verschiedene Perspektiven abgedeckt. Dr. Walther Michl wird die
rechtswissenschaftliche Sicht, v.a. mit Bezügen zum Europarecht
vertreten, der Philosoph ftliche Sicht, v.a. mit Bezügen zum
Europarecht vertreten, der Philosoph Prof. Dr. Uwe Voigt bringt eine
ethische und philosophische Sichtweise ein, Christine Wilholm wird aus
dem Blickwinkel der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer sprechen und
der CSU-Bundestagsabgeordnete Dr. Volker Ullrich die Sicht seiner
Partei vertreten. "Das wird sicher wieder ein interessanter Abend und
wir freuen uns auf viele Besucher", sagt Ass. iur. Patricia Payome
Villoria, Direktorin der Law Clinic Augsburg.

 * 

Quelle:

UPD 76/18 - Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Tel: 0821/598-2094

Internet: http://www.presse.uni-augsburg.de
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VORTRAG/179: Braunschweig - "Verbraucherrechte im Alltag" am 27. Juni 2018


Vortrag über Verbraucherrechte im Alltag



Braunschweig. Um Verbraucherrechte im Alltag geht es in dem Vortrag
von Irina Prosenok, Rechtsexpertin bei der Verbraucherzentrale
Niedersachsen e. V. Der Vortrag ist am 27. Juni von 14.30 bis 16.30
Uhr in der Stadtbibliothek, Schlossplatz 2, zu hören.

Die Referentin geht in ihrem Vortrag unter anderem darauf ein, ob
Probieren im Supermarkt erlaubt ist, ob das Durchblättern einer
Zeitung zum Kauf verpflichtet oder ob es ein generelles Umtauschrecht
gibt. Anhand typischer Fälle aus dem Verbraucheralltag möchte Prosenok
den Interessierten helfen, Verbraucherrechte und -pflichten im
täglichen Leben besser zu erkennen.

Zum Stöbern und Ausleihen steht in der Stadtbibliothek ein Büchertisch
mit thematisch passender Lektüre bereit. Der Eintritt zum Vortrag ist
frei, weitere Informationen gibt es unter der Telefonnummer (05 31) 4
70 68 33.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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BERICHT/073: Linke Buchtage Berlin - polizeistrategisch nachgeladen ... (SB)


Was wir hier sehen ist eine Bürgerkriegsübung, eine groß
angelegte Bürgerkriegsübung. Eine Aufstandsbekämpfung ohne Aufstand.
Das ganze ist ein massiver Verstoß gegen die Verfassung. Die Rufe die
zurzeit von de Maiziere kommen, angesichts der Hamburger Verhältnisse
müsse es eine Notstandsverfassung geben, sind unmäßig, sie sind
rechtswidrig, sie sind gerade zu unglaublich. Wir brauchen
Meinungsfreiheit, wir brauchen Versammlungsfreiheit! Wir brauchen
keinen Polizeistaat!

Rechtsanwältin Gabriele Heinecke vom Anwaltlichen Notdienst [1]



Die angeblich bürgerkriegsähnlichen Zustände im Kontext der
G20-Proteste in Hamburg resultierten keineswegs aus einem
Kontrollverlust oder Versagen der Staatsgewalt. Vielmehr zeichnet sich
der umfassend konzipierte strategische Entwurf einer massiven
polizeilichen Operation im urbanen Raum ab. Politisch, administrativ
und juristisch gestützt wurde ein Labor der Aufstandsbekämpfung in
Stellung gebracht, in dem das technische, taktische und personelle
Inventar und Zusammenspiel der Polizeien nicht nur erprobt, sondern
unter den realen Anforderungen einer Metropole umgesetzt wurde. Es
ging dabei nicht um eine bloße Übung, der die Rückkehr zum
ursprünglichen Zustand folgt, sondern um eine massive Verschiebung der
Grenzen hin zu einer repressiveren Staatlichkeit.

Der G20-Gipfel stand im Zeichen des Ausnahmezustands und der
präventiven Aufstandsbekämpfung in einer Großstadt. Zum einen wurde
das Arsenal der Zwangsmittel umfassend zur Anwendung gebracht. Zum
anderen kamen Instrumente der Spaltung des Widerstands anhand der
Gewaltfrage bis hin zur Okkupation der Deutungsmacht und der
Diskreditierung der Linken zum Einsatz. Im Vorgriff auf die Eindämmung
und Niederschlagung künftiger Hungerrevolten auch in den
Metropolengesellschaften haben die Protagonisten des Sicherheitsstaats
eine innovative Stufe der Verfügung etabliert. Es steht zu befürchten,
daß die in der Hansestadt massenhaft und vielfältig ins Feld geführten
Varianten des Protests künftig kaum noch oder gar nicht mehr möglich
sind, so daß andere Formen des Kampfs zu diskutieren und praktizieren
sein werden.

Das mit rund 31.000 Polizeikräften aller Kategorien größte Aufgebot in
der Geschichte der Bundesrepublik verfügte über modernste Wasserwerfer
und den Survivor, das volle Spektrum der Bewaffnung inklusive
Maschinengewehren samt Gummigeschossen der SEK. Über die verschiedenen
Sicherungs-, Angriffs- und Zugriffsmethoden bis hin zur
Gefangenensammelstelle blieb nichts ausgespart. Auf Grundlage der
Außerkraftsetzung des Versammlungs- und Demonstrationsrechts in
ausgewiesenen Zonen kam es zu einem Frontalangriff auf den
Straßenprotest mit Schlagstock, Reizgas und Pfefferspray, Prügel für
die Wehrlosesten am Rande, Schockstrategien gegen junge Menschen,
Erniedrigung und Entrechtung in der Gesa - die Polizeigewalt brach
sich in verschiedensten Szenarien Bahn, diente aber ein- und demselben
Zweck: Weit über den unmittelbaren Anlaß hinaus, den Gipfel
politischer Sachwalter kapitalistischer Macht und imperialistischer
Aggression vor dem Widerstand zahlreicher Menschen zu schützen,
sollten die Optionen der Drangsalierung, Einschüchterung und
Diskreditierung des Widerstands weit vorangetrieben werden.

Der G20-Gipfel in Hamburg bedarf einer Einordnung in die Phalanx
verschiedener Maßnahmen polizeistaatlicher Ermächtigung, deren
Inkraftsetzung sich in enger zeitlicher Nähe darum herum gruppiert.
Ende Mai 2017 erlangte der neue § 114 StGB Gesetzeskraft, der
tätliche Angriffe auf Vollstreckungsbeamte unter verschärfte Strafe
stellt. Er erweitert maßgeblich das Spektrum dessen, was als Angriff
sanktioniert werden kann, und zielt nicht zuletzt auf Formen passiven
Widerstands wie auch die pauschale Kriminalisierung ganzer Gruppen ab.
Geist und Inhalt dieses Gesetzes finden ihren Niederschlag im
polizeilichen Vorgehen gegen den Gipfelprotest wie auch in den
richterlichen Haftbegründungen und den ergangenen Urteilen. Im August
wurde mit indymedia.linksunten ein maßgebliches Forum verboten, in dem
die radikale Linke den Gipfel aufarbeitete und die zahlreichen
Widersprüche in der offiziellen Darstellung zur Sprache brachte.

Wenngleich seither ein Jahr vergangen ist, hat der G20-Gipfel nichts
von seiner Bedeutung eingebüßt. Die Soko Schwarzer Block ist mit 180
Beamten die größte aller Zeiten, beim Staatsschutz angesiedelt und
verfügt über ungeheure Datenmengen. Bislang wurden etwa 3000 Verfahren
eingeleitet, insgesamt sollen bis zu 6000 Menschen strafverfolgt
werden. Die Auswertung jeglichen Bildmaterials mündete in eine
öffentliche Fahndung, die auf die denunziatorische Kollaboration der
Bevölkerung setzt. Der lange Arm reicht über die Grenzen der
Bundesrepublik hinaus, wovon die Razzien in Frankreich, Spanien,
Italien und der Schweiz zeugen.

Unterdessen werden in den Bundesländern die schärfsten Polizeigesetze
seit 1945 verabschiedet. Die Länder sind verpflichtet, ihre
Polizeiaufgabengesetze an die neuen Datenschutzrichtlinien der
Europäischen Union und an das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum
BKA-Gesetz anzupassen. Sie nutzen diese Vorgaben, um den Ausbau
exekutiver Befugnisse der Polizeien auf breiter Front voranzutreiben.
Baden-Württemberg und Bayern haben vorgelegt, in Nordrhein-Westfalen
soll das neue Polizeigesetz nach dem Willen der Regierung in
Düsseldorf noch vor der Sommerpause verabschiedet werden. Es geht
dabei nicht zuletzt um ein Gesamtkonzepts, denn obwohl die Polizei
verfassungsrechtlich Sache der Bundesländer ist, wollen Innenminister
und Bundesregierung in Gestalt eines sogenannten Musterpolizeigesetzes
eine einheitliche Sicherheitsstruktur schaffen.

Der damalige Bundesinnenminister De Maizière forderte im Dezember 2017
eine weitere Zentralisierung der Sicherheitsbehörden: Aufhebung des
föderalen Prinzips, Zusammenfassung von Verfassungsschutzbehörden,
Zusammenarbeit von Geheimdiensten und Polizeien. Das setzte sich in
Form von sogenannten Antiterrorgesetzen durch. Wer ein Gefährder ist,
entscheidet nicht ein Gericht, sondern die Polizei. Die
Unschuldsvermutung wird außer Kraft gesetzt. Polizei und BKA werden in
allen Bereichen aufgestockt, es wird ein Regime installiert, das den
permanenten Ausnahmezustand übt und praktiziert.
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Die Ruinen von Hamburg ...
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"Die Ruinen von Hamburg - Über die Linke nach G20"

Im Rahmen der Linken Buchtage, die vom 1. bis 3. Juni 2018 im Berliner
Mehringhof stattfanden, war ein Podiumsgespräch am Eröffnungstag dem
Thema "Die Ruinen von Hamburg - Über die Linke nach G20" gewidmet.
Unter Moderation des Veranstalters Jungle World diskutierten der
Journalist Gaston Kirsche, ein Aktivist der Gruppe Theorie,
Organisation, Praxis (TOP) aus Berlin sowie Andreas Blechschmidt von
der Roten Flora in Hamburg miteinander und mit dem Publikum.

Die Gruppe TOP ist im Bündnis Ums Ganze organisiert, einem Vorhaben,
der Strukturschwäche der radikalen Linken etwas entgegenzusetzen. Sie
verfolgt den Ansatz, eine nichtreduktionistische Kapital- und
Gesellschaftskritik zu artikulieren und die Mobilisierung gegen die
Macht der Herrschenden um eine Kritik der politischen Ökonomie zu
ergänzen. Ein zeitgemäßer Ausdruck schien ihr die Logistik zu sein, so
daß in Hamburg nichts näher lag als der Hafen, in dem TOP beim
G20-Gipfel eine Blockade plante. Diese Aktion sollte Teil der Proteste
sein, wobei die Gruppe auch zur "Welcome to Hell"-Demo aufrief und
sich an der großen Demo am Samstag beteiligte.

Wie Andreas Blechschmidt betonte, spreche er nicht als Delegierter der
Roten Flora, für die es ohne Mandat keine öffentlichen Äußerungen
gebe. Bei G20 war er einer der Anmelder und Demoleiter des "Welcome to
Hell"-Bündnisses. Aufgrund der Ereignisse in der Schanze in der Nacht
vom 7. auf den 8. Juli sei er in die andere Rolle zurückgeschlüpft und
öffentlich als Vertreter der Flora aufgetreten. Die Diskussionen zu
G20 haben in den autonomen Zusammenhängen demnach im Herbst 2016
begonnen, es gab ein norddeutsches Bündnis mit Genossinnen und
Genossen aus anderen Städten. Einigkeit herrschte weithin darüber, daß
ein klassischer Gipfelprotest gegen die Politik der Herrschenden nicht
das Vorgehen der Wahl sein könne, man sich aber zum G20-Gipfel in
Hamburg verhalten müsse. Da sich verschiedene Ansätze des Protests
abzeichneten, habe man beschlossen, Akzente mit einer Demo am Vorabend
zu setzen und sich dann in andere Aktionen solidarisch einzureihen.


Was erwartete die autonome Linke beim G20-Gipfel?

Gaston Kirsche wies darauf hin, daß der Veranstaltungsort Messehallen
und damit auch die räumliche Nähe zur Schanze und zum Karolinenviertel
frühzeitig feststand. Vermutlich sei das als Machtdemonstration
konzipiert worden, um zu unterstreichen, daß die SPD-geführte
Regierung alles machen kann, was sie will. Zwei Wochen nach 9/11 hatte
bei den Bürgerschaftswahlen in Hamburg die rechtspopulistische Partei
unter Ronald Schill aus dem Stand fast 20 Prozent erreicht. Olaf
Scholz war damals Innensenator und hatte mit sehr harten Maßnahmen
versucht, das Ruder im Wahlkampf noch herumzureißen. Seitdem gebe es
dieses Trauma und das Mantra, daß innere Sicherheit und SPD immer
zusammengehen müssen. Hartmut Duddes Wanderkessel wurde damals vom
Verwaltungsgericht als unrechtmäßig eingestuft, was aber für ihn
folgenlos blieb. So kam es, daß die Polizeiführung in Hamburg bei G20
de facto außerhalb des Gesetzes stand. Dieser Voraussetzungen war sich
die radikale Linke bewußt, so Kirsches Einschätzung.

Nach den Worten Andreas Blechschmidts hat sich bei G20 provinzieller
Größenwahn mit Dummheit gekreuzt. Parallel zur später gescheiterten
Olympiabewerbung für 2024 holten Olaf Scholz und Angela Merkel den
Gipfel nach Hamburg. Erst danach nahm der Erste Bürgermeister mit der
Polizeiführung Kontakt auf, die zu bedenken gab, daß eine Großstadt
der denkbar schlechteste Ort sei, um einen Gipfel sicher und
störungsfrei zu veranstalten. Dies zog sich als roter Faden durch die
öffentliche Diskussion im Vorfeld. Es gab klare standortpolitische
Entscheidungen in dem Glauben, man könne sich für die Olympiabewerbung
besser positionieren.

Es sei das erklärte Ziel der autonomen Zusammenhänge gewesen, die
Gipfelinszenierung zu stören und auch über Hamburg hinaus sichtbar zu
machen, daß es Widerspruch gegen die Agenda eines solchen Gipfels
gibt, bei dem die 20 mächtigsten Staaten über die Geschicke der ganzen
Welt diskutieren. Die politisch Verantwortlichen für weltweite Kriege,
Ausbeutung und katastrophale humanitäre Verhältnisse träfen zusammen,
wobei keinerlei Probleme angemessen verhandelt, geschweige denn gelöst
würden. Dies deutlich zu artikulieren und kämpferisch sichtbar zu
machen sei das Minimalziel gewesen. Ein Vehikel sollte die
Vorabenddemo sein, wobei es auch Ideen gegeben habe, den Verkehr zu
behindern, die Kolonnen zu stören und die Hafenblockade zu
unterstützen, zumal Hamburg als Drehscheibe des globalen Handels auch
für Waffen-, Atom- und Kohletransporte relevant ist.

Der TOP-Aktivist gab zu bedenken, daß in Deutschland bis auf wenige
Ausnahmen zumeist Friedhofstille herrschte. Nachdem Berlin ganz Europa
in die Knie gezwungen hatte, sei Hamburg eine Provokation gewesen, die
beantwortet werden mußte. In seinem Umfeld hätten eher gedämpfte
Erwartungen vorgeherrscht, da die Zivilgesellschaft verglichen mit
Rostock oder Heiligendamm eine ganz andere geworden sei. So kam es vor
dem Gipfels zu einer Entsolidarisierung seitens einiger Teile des
zivilgesellschaftlichen Spektrums. Die eigene Demo von Campact und den
Naturfreunden habe dazu beigetragen, den Protest zu diskreditieren.

Kirsche erinnerte in diesem Zusammenhang daran, daß die an der
Hamburger Regierung beteiligten Grünen zuerst gegen den Gipfel waren,
dann aber alles mitgetragen haben. Dies sei ein Offenbarungseid für
grüne Politik und einen Teil der sogenannten Zivilgesellschaft: Die
staatsnahen NGOs betrieben Politikberatung und wollten mitgestalten.
Die "Protestwelle" am Sonntag vor dem Gipfel brachte bei allerdings
schlechtem Wetter lediglich 5000 Menschen auf die Straße. Zudem gab es
eine simulierte Zivilgesellschaft von Grünen, SPD, DGB und
Kirchenleuten, die parallel zu der unter Auflagen leidenden
Großdemonstration am Samstag eine eigene Demo unter dem Namen "Hamburg
zeigt Haltung" durchgeführt und das Alibi dafür geliefert haben, daß
man der breiten Demonstration, die vom "Welcome to Hell"-Bündnis bis
hin zu ökologischen Gruppierungen und der Linkspartei reichte, das
Wasser abzugraben versuchte. Das ist nicht geglückt. An der Demo
"Hamburg zeigt Haltung" haben 4500 Leute teilgenommen. Nach der Nacht
im Schanzenviertel und der Medienhetze sei es dann um so
bemerkenswerter gewesen, daß bei der großen Demo 76.000 Menschen durch
die Stadt gezogen sind. Es gab einen starken autonomen Block, der als
solcher erkennbar war. Es herrschte eine ausgeprägte Gemeinsamkeit,
und vereinzelte Provokationen der Polizei fruchteten nicht, so
Kirsche.

Im übrigen hätte er sich eine Gipfelkritik gewünscht, die Hamburg als
Stadt der Globalisierungsgewinner in den Mittelpunkt stellt, die durch
den Zusammenbruch der DDR gewonnen und seit 1990 ein riesiges
Hinterland in Osteuropa hat. Gehe man in Hamburg durch die Innenstadt,
sehe man an jeder Ecke eine Firma, deren Reichtum entweder aus der
Kolonialgeschichte oder der Zwangsarbeit im NS-Staat herrührt, der im
Hamburger Stadtgebiet 1500 Arbeitslager betrieb. Positiv überrascht
habe ihn die Auftaktkundgebung der Demo am Fischmarkt, die inhaltlich
sehr viel geboten habe, was angesichts der folgenden brutalen Angriffe
der Polizei leider untergegangen sei.


Böse Überraschung angesichts massiver Staatsgewalt

Nach fast 30 Jahren autonomer Politik hätte er nicht erwartet, daß ihn
noch etwas überraschen könne, so Andreas Blechschmidt. Im Kontext
polizeistrategischer Überlegungen zur urbanen Aufstandsbekämpfung sei
eine Großstadt wie Hamburg, die derart in die Fläche geht, schwer
unter Kontrolle zu bringen. Die Polizei habe der Politik signalisiert,
daß sie das Problem lösen könne, sofern man ihr freie Hand lasse. Die
Camps wurden mit Vehemenz verhindert, um zu erreichen, daß viele
AktivistInnen gar nicht erst nach Hamburg kamen. Dies wurde von
massiven Grenzkontrollen durch 3500 Bundespolizisten flankiert. Diese
Polizeitaktik schien zunächst aufzugehen, da hinter der Mobilisierung
ein großes Fragezeichen stand, so Blechschmidt. Das habe sich auch bei
der Mobilisierung für die "Welcome to Hell"-Demo gezeigt, da andere
Strukturen nicht eingebunden werden konnten und die Demo nur mit
lokalen Kräften am Rande des Machbaren auf die Bein gestellt wurde.
Als die Polizei glaubte, die Camps verhindert zu haben, griff sie am
Dienstag beim Massencornern massiv durch. Dann folgte der Angriff auf
die "Welcome to Hell"-Demo. Die Polizei sei offenbar der Auffassung
gewesen, daß sie mit ihrem massivem Aufgebot den Rest in Schach halten
konnte, der dann noch nach Hamburg käme. Diese Dramaturgie kippte am
Freitag, weil der Unmut auf seiten des Protests angeschwollen war.

Der Aktivist der Gruppe TOP berichtete von einer weit verbreiteten
Einschätzung im Vorfeld der Gipfelproteste, daß die Polizei die Camps
verhindern und alles plattmachen würde. Bis Mitte der Woche schien der
Protest auf der Kippe zu stehen. Der Gewaltmonopolist halte sich eben
nicht an seine eigene bürgerliche Rechtsordnung. Als Begleitmusik habe
der reaktionäre Text "Hölle, Hölle, Hölle" [2] vom Roten Salon Leipzig
ein Hohes Lied auf den Rechtsidealismus gesungen und demobilisierende
Wirkung gehabt. Dies bekräftigte auch Gaston Kirsche, der den Text als
denunziatorisch bezeichnete, weil er mit den zwei Aussagen geendet
habe: Das Gewaltmonopol des Staates ist hochzuhalten und daß es
Regionen im Trikont schlecht gehe, weil sie zu wenig und nicht zu viel
Kapitalismus hätten. Was die Beteiligung der Linken an der Gewalt
betrifft, gefalle ihm persönlich eine eskalierende Sprache wie "G20
zerschlagen" nicht so sehr: Verbalradikalismus immer lauter, je
weniger man wird, das finde er für die Tonne. Manche hätten das Spiel
nicht durchschaut und den bürgerlichen Medien Futter gegeben. Was
wollte man mit der Formulierung sagen, daß in Hamburg der größte
schwarze Block Europas antreten würde?

Andreas Blechschmidt fügte selbstkritisch hinzu, daß die Mobilisierung
aus Sicht des autonomen "Welcome to Hell"-Bündnisses nicht gelungen
sei: Wir hatten das Gefühl, daß viele Genossinnen und Genossen aus
anderen Städten nicht nach Hamburg gekommen sind, weil sie
befürchteten, etwas auf die Mütze zu bekommen. Die inhaltliche
Gewichtung des Auftretens der Demo sei unscharf, die Kommunikation
nicht die beste gewesen. Einige Leute hätten sich in der
Kommunizierung nach außen nicht an die Vereinbarungen gehalten. Als
mobilisierend habe er indessen die Auftaktkundgebung erlebt, zu der
AktivistInnen aus Mexiko, lesbisch-schwule AktivistInnen aus Rußland
und Vertreter aus der Türkei eingeladen worden waren, die alle aus
ihren Perspektiven beschrieben, was sie mit G20-Politik zu tun haben
und warum sie dagegen auf die Straße gehen. Das Leipziger Papier sei
kaltherzig und könne nur formuliert werden, wenn man mit dem Privileg
des bordeauxfarbenen Passes durch die Welt reise, aber wenig Ahnung
habe, was wirklich los ist. Vor dem Hintergrund der massiven Hetze
auch in der Hamburger Presse, die nicht zuletzt einzelne Personen
anprangerte, sei die riesige Menschenmenge auf dem Fischmarkt um so
erfreulicher gewesen. Die Polizei sprach von 12.000, es wären wohl bei
einem regulären Verlauf nahezu 20.000 Menschen gewesen. Das sei aber
weniger der Erfolg einer gelungenen autonomen Mobilisierung, als
vielmehr ein Bumerangeffekt der Polizeistrategie gewesen: Viele
Menschen in Hamburg hätten beschlossen, sich zu positionieren und auf
die Straße zu gehen.

Es habe auch innerhalb des Bündnisses sehr schwierige Diskussionen
gegen. Als man die Demonstration im Januar 2017 anmelden mußte, sei
nicht absehbar gewesen, was im Juli in der Stadt los sein würde. Es
gab demnach Überlegungen, dicht bei der Messe zu beginnen, was aber
dazu führen könnte, daß die Leute gleich versuchen würden, den Gipfel
zu stürmen. Es fehlte nicht an Stimmen, die den Fischmarkt als
Mausefalle bezeichneten. Daher sei es eine gravierende
Fehleinschätzung gewesen, daß es sich die Polizei nicht erlauben
könnte, wie im Dezember 2013 die große Flora-Soli-Demo gleich zu
Beginn massiv anzugreifen: Wir sind an diesem Punkt der politischen
Naivität erlegen, daß sie das nicht wagen würden. Das hat wehgetan,
weil ich als Teil der Demoleitung mit ansehen mußte, wie viele
Menschen verletzt wurden, so Blechschmidt.


Was bleibt vom G20-Gipfel in Hamburg?

Kirsche charakterisierte den G20-Gipfel in Hamburg als Teil eines
voranschreitenden Prozesses. So sei die Beschaffung von
Maschinenpistolen und Survivor-Schützenpanzern für die Landespolizeien
bereits 2015 beschlossen worden. Auch der im April 2017 eingeführte
Polizeischubser-Paragraph, der zu Kriminalisierungen beim Gipfel
führte, habe eines zweijährigen Vorlaufs bedurft. Die aktuellen
Verschärfungen im Polizeirecht sind also keine Folge dessen, was wer
auch immer in Hamburg angestellt hat. In Hamburg sei der G20-Gipfel
nach wie vor präsent, habe der Sonderausschuß der Bürgerschaft doch
den Arbeitsauftrag, gewalttätige Auseinandersetzungen mit
Linksradikalen künftig zu verhindern. Widersprüchliche Positionen
kämen dabei fast nicht vor. Am Vortag habe der Sonderausschuß erstmals
eine BürgerInnenanhörung in der Nähe des Schanzenviertels
durchgeführt, an der etwa 200 Leute teilnahmen. Dabei sei detailliert
und emotional Kritik an der Polizei, aber auch an "linker Randale" im
Schanzenviertel am Freitagabend vorgebracht worden. Es gebe indessen
eine Gesprächsgrundlage, daß der Gipfel eine Provokation und die
Ursache all dessen war, was dann passiert ist. Dudde und Grote müßten
zurücktreten, Scholz habe seinen Platz im Kabinett auf den Knochen der
Protestierer und Polizisten erwirtschaftet. Eine erregte Debatte habe
auch unter jungen Leuten stattgefunden, für die G20 sehr einschneidend
und teils auch traumatisierend war. Auf Ebene der Bundesrepublik seien
inzwischen andere Aspekte wie etwa die Polizeigesetze wichtiger. Und
in Europa betreffe es jetzt vor allem die Leute, die Angst vor Razzien
haben müssen oder bereits heimgesucht wurden.

Der TOP-Aktivist erinnerte sich gern an drei autofreie Tage in der
Hamburger Innenstadt, ein Aufbrechen des kapitalistischen
Normalvollzugs, das man auf Demos nicht alle Tage erlebe. Das spende
Kraft und Mut weiterzumachen. Andererseits habe der Staat massiv
zugeschlagen und sich in den Medien ein fast schon faschistischer Mob
ausgetobt. Der Protest sei für deutsche Verhältnisse außergewöhnlich,
im europäischen Zusammenhang wiederum eine Fußnote gewesen.
Offensichtlich löse sich die bürgerlichen Zivilgesellschaft auf,
weshalb die radikale Linke in der Position sei, Zivilgesellschaft zu
simulieren, weil sie für ihre eigene Organisierung darauf angewiesen
sei, daß sich der Staat an gewisse Spielregeln hält. Er hoffe
zugleich, daß der G20-Protest für viele jüngere Leute ein Fanal war,
ihre Kritik an den Verhältnissen zu schärfen.

Wie Andreas Blechschmidt befand, müsse auf der Agenda das Podiums im
Grunde noch einiges mehr stehen, das selbstkritisch zu beleuchten sei.
Der G20 in Hamburg habe viele Wahrheiten gehabt. Eine bestehe darin,
daß der Zahn für die nächsten Jahrzehnte gezogen ist, einen solchen
Gipfel in einer Großstadt zu veranstalten, was man als Erfolg
verbuchen könne. Trotz aller Drohungen seien sehr viele Menschen auf
die Straße gegangen, was als Ausdruck von Courage zu würdigen sei.
Seines Erachtens werde jedoch die Diskussion über die Ereignisse in
der Schanze zu leidenschaftslos geführt. In dieser Nacht habe sich ein
Aufscheinen dessen ereignet, was Revolte in einer europäischen
Metropole bedeuten könne. Auf seiten der Herrschenden gebe es nicht
ohne Grund das Interesse, den präventiven Sicherheitsstaat massiv
auszubauen. Das Plündern von Läden könne eine Art von Konsumkritik
sein, doch müsse die radikale Linke zugleich darüber sprechen, was in
dieser Nacht indiskutabel war, wie dies mit der roten Linie in der
Erklärung der Flora versucht worden sei. Einen REWE anzuzünden, über
dem sich Mietwohnungen befinden, sei ein absolutes No go, was
natürlich auch für kleinere Läden gelte. Auch das Vorhaben, eine
Tankstelle gegenüber einem Wohnprojekt anzuzünden, und als das nicht
klappte, die Tankstelle zu plündern, obwohl da noch Personal drin war,
gehe überhaupt nicht klar. Das habe nichts mit emanzipatorischer
Kritik zu tun und könne nicht mit einem pauschalen Diskurs über Riots
wegdiskutiert werden. Auch seien er selbst und Andreas Beuth des
Renegatentums und der Entsolidarisierung bezichtigt worden. Ohne
deswegen den Gegendiskurs aufzumachen, könne es doch nicht darum
gehen, alle Einwände zu denunzieren. Beides in eine selbstkritische
Auseinandersetzung zu integrieren, stehe aus seiner Sicht noch aus.
Karl-Heinz Dellwo habe ein Buch herausgegeben [3], das sich mit den
Riots in der Schanze beschäftigt, an dem er erhebliche Kritik habe,
weil es ein revolutionsromantisches Bild reproduziere. Es gelte
vielmehr zu diskutieren, welche Perspektiven militante, radikale
Politik haben kann, wie sie in politischen Kampagnen zu verorten sei
und wie die notwendige Systemfrage gestellt werden könne, die man
nicht aus den Augen verlieren dürfe.

Auch der Gruppe TOP sei es in der Nachbereitung nicht darum gegangen,
öffentlich Kopfnoten zu verteilen, so deren Vertreter auf dem Podium.
Er würde jedoch ebenfalls Kritik am insurrektischen Spektrum
formulieren, das eng an den atomisierten Verhältnissen dieser
Gesellschaft dran zu sein scheine, nur auf Effekt setze und sich
selbst zum Spektakel mache. Die befreite Gesellschaft sei nicht
identisch mit dem Bürgerkrieg, der Dialog darüber stehe bis heute aus.
Dem Staat falle die autoritäre Krisenlösung um so leichter, als
inzwischen das bürgerrechtliche Spektrum fehle. Beispielsweise werde
in den Medien bei den in Gewahrsam genommenen Menschen die
Unschuldsvermutung so gut wie nicht mehr thematisiert. Er erachte es
für eine Strukturschwäche der radikalen Linken, daß es keine
anhaltende Diskussion zu den Folgen von G20 gibt.

Auch Gaston Kirsche bestätigte, daß linke Gegenöffentlichkeit als
Resonanzkörper kaum noch existiere. Der heftige Aufschrei der
bürgerlichen Medien bei G20 rühre auch daher, daß linke Militanz immer
unsichtbarer geworden und beim Gipfelprotest erstmals seit langem
wieder in Erscheinung getreten sei. Die Rede sei inzwischen von Terror
und bürgerkriegsähnlichen Zuständen in Hamburg, eine maßlose
Überzeichnung und Diskreditierung der tatsächlichen Vorkommnisse.
Wenngleich das "United we stand"-Bündnis gute Arbeit mache, fehle doch
ein linker Ermittlungsausschuß. Niemand habe Überblick über alle
Aktionen, die stattgefunden haben, Pluralität, Disparität und
Zersplitterung herrschten vor.

Wie Andreas Blechschmidt abschließend warnte, leben wir seit 2011 mit
dem islamistischen Terror, und eine Politik des Anschlags arbeite
gezielt mit der Drohung, daß es jeden treffen könne. Erwecke autonome
militante Politik bei den Menschen den Eindruck, daß sie kriterienlos
alles angreift, gerate man in ein Fahrwasser, wo die Vermittlung kaum
noch möglich sei und die Deutungshoheit bei der Gegenseite liege.
Auf dieser Rasierklinge wandern wir, wenn es um politische
Verantwortung, Militanz, Auseinandersetzungen im urbanen Raum geht, so
Blechschmidt. Was die Rechte im bürgerlichen Staat betreffe, sollte
man sie ungeachtet aller Kritik doch nicht kampflos preisgeben. Dazu
gehöre das Versammlungsrecht, und das sage er als Aktivist der Roten
Flora, die keine Verträge mit der Stadt macht, andererseits aber als
Versammlungsleiter, der Gespräche mit der Polizei über Vermummung und
Deeskalation führt. Das sei eine Schizophrenie und politisch teilweise
auch nicht gut auszuhalten. Aber man sollte solche Rechte nicht
kampflos aufgeben, die an anderen Orten der Welt nicht mehr gelten. Es
wäre politisch fahrlässig, dieses erkämpfte Privileg dranzugeben.




[image: Ankündigung Podiumsdiskussion und Reste eines abgerissenen Plakates - Foto: © 2018 by Schattenblick]

... und die Trümmer der Linken - halb abgerissenes Mobilisierungsplakat für die
Internationalismustage 2018 der Gruppe ArbeiterInnenmacht in Berlin am 8. und 9.
Juni unter dem Motto "Kapitalismus verstehen und stürzen!"

Foto: © 2018 by Schattenblick




Fußnoten:

[1] www.anwaltlicher-notdienst-rav.org

[2] Hölle, Hölle, Hölle: Der Vorschein des Schlimmeren

Die Mobilisierung gegen den G20-Gipfel zeigt, dass die Linke aus der
eigenen Geschichte nichts gelernt hat.

Dossier von Conne Island, Roter Salon

jungle.world/artikel/2017/26/hoelle-hoelle-hoelle-der-vorschein-des-schlimmeren

[3] Achim Szepanski, Karl-Heinz Dellwo, J. Paul Weiler: RIOT - Was war
da los in Hamburg?: Theorie und Praxis der kollektiven Aktion.,
Laika-Verlag, Hamburg 2018, ISBN 978-3944233918


Berichte und Interviews zu den Linken Buchtagen im
Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT

BERICHT/068: Linke Buchtage Berlin - der belesene Blick nach vorne ... (SB)

BERICHT/069: Linke Buchtage Berlin - besinnliche Gegenwart ... (SB)

BERICHT/072: Linke Buchtage Berlin - Rote Zora und die Archive des Alltags ... (SB)


20. Juni 2018
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SEMINAR/325: Berlin - Streetart mal anders, Collagen, Texte und Schablonen, Workshop, 08.07.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2018

So., 8.7.18, 11.00 Uhr

Poetische Bildung

Streetart mal anders: Collagen, Texte und Schablonen

Workshop



Workshop für alle von 5-99 mit Katrin Born, Kunsttherapeutin und
Fotografin und Karla Reimert Montasser, Dichterin

Wir gestalten Collagen aus Bildern und Wörtern auf Holz oder Pappe für
poetische Nachrichten an die Stadt im Sommer. Es wird experimentiert mit
Sprüh- und Spritztechniken, geklebt und gekratzt, gezeichnet und Neues
geschrieben. Viele Farben stehen zur Auswahl, und Texte finden wir im
Innen und Außen.

Eintritt: 3 EUR (2 EUR mit Superferienpass)

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 
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TREFF/1062: Berlin - Sommergedichte I, Dichten und Bilden, Workshop, 29.07.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2018

So., 29.7.18, 11.00 Uhr

Poetische Bildung

Sommergedichte I: Dichten und Bilden

Workshop für alle von 5-99 mit Natsuyo Koizumi, Künstlerin und Karla
Reimert Montasser, Dichterin



Helle Schirme, coole Drinks und ein zarter Duft nach Heu. Wir schwitzen,
brüten und schmoren über unseren Sommergedichten. Wie nur bringt man die
Jahreszeit der Sonne am besten ins Gedicht? Abkühlung finden wir in der
Technik der Kaltnadelradierung.

Eintritt: 3 EUR (2 EUR mit Superferienpass)

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 
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TREFF/1061: Berlin - Poetischer Frühschoppen I, Gespräch, 01.07.2018


Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2018

So., 1.7.18, 15.00 Uhr


Poetischer Frühschoppen I


Gespräch



Mit Ricardo Domeneck Autor, Berlin | Michael Lentz Autor, Berlin, Daniela
Seel Autorin und Verlegerin, Berlin | Zu Gast Sybille Krämer,
Literaturwissenschaftlerin, Berlin

Der poetische Frühschoppen ist ein meinungsstarkes, bewegliches Format,
nah am aktuellen Geschehen. Die Welt betrachtet und kommentiert aus der
Sicht drei in Deutschland lebender Dichterinnen und Dichter. Die Themen
werden kurzfristig von den Stammteilnehmern selbst festgelegt.
Aufgegriffen werden aktuelle Debatten aus den Bereichen Gesellschaft,
Kultur, Politik, Sport etc. Ein möglichst breites Spektrum soll abgebildet
werden: angefangen bei dem, was in der Zeitung unter der Rubrik "Buntes
und Vermischtes" firmiert, bis hin zur Kritischen Diskurs- und
Dispositivanalyse.

Zu jedem Frühschoppen wird ein themenbezogener Gast eingeladen, der sich
an der Diskussion beteiligt.

Die erste Ausgabe bringt "Aus aller Welt" die Sprachenfragen aufs Podium:
Landessprache versus die vielen Sprachen der Literatur(en) im Lande, die
Kluft - oder die Brücke - zwischen Schrift und Stimme. Und: Wen oder was
repräsentiert der Literaturbetrieb? Divers im Thema, beweglich im
Gespräch.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Juli 2018

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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TREFF/1060: Berlin - Brown Bag Lunch, »Wer war Ingeborg Bachmann wirklich?«, 02.07.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juli 2018

Mo., 02.07.2018, 12:30 Uhr

Treffpunkt: Unteres Foyer

Brown Bag Lunch

»Wer war Ingeborg Bachmann wirklich?« 

Sabina Kienlechner im Gespräch mit Matthias Weichelt



Besuchen Sie uns zur Mittagszeit zum Brown Bag Lunch auf unserer
Terrasse und lauschen Sie in lockerer Atmosphäre spannenden Vorträgen
und Gesprächen, während Sie Ihren selbst mitgebrachten Mittagssnack
verzehren. Den Auftakt macht Sabina Kienlechner, die sich als Tochter
der mit Ingeborg Bachmann befreundeten Übersetzerin Toni Kienlechner
fragte, wer Bachmann wirklich war. In Rom war ihr die berühmte, durch
ihre exzentrische Lebensweise faszinierende Schriftstellerin nah und
fern zugleich. Kienlechners sehr persönlicher, im aktuellen Heft von
»Sinn und Form« erschienener Essay wirft einen neuen Blick auf
Bachmanns Verhältnis zu Sucht und Medikamenten, zu Liebe und
Freundschaft. Und gibt eine Antwort auf die Frage, warum Bachmann bis
zu ihrem Tod in Rom blieb

Eintritt: 7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juli 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1059: Berlin - Literarische Führung, Industriegebiet der Intelligenz mit S. Januszewski, 01.07.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juli 2018

So., 01.07.2018, 11:00-13:30 Uhr

Treffpunkt: Unteres Foyer

Literarische Führung 

Industriegebiet der Intelligenz

Mit Sebastian Januszewski



Im Grieben-Reiseführer (Ausgabe 1927) findet sich folgende Passage:
»Um die Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche sind in neuester Zeit drei
große Filmpaläste entstanden ... In ihrem Gefolge schossen vornehme
Restaurants, Cafés, Dielen und Bars massenhaft aus dem Erdboden
hervor.« Die Führung spürt der Frage nach, was von dem einstigen
Glanz der 20er und 30er Jahre geblieben ist. Worin bestand die
Attraktivität des sogenannten Neuen Westens, wer waren die
Akteur*innen und wo befanden sich die Schauplätze des kulturellen
Lebens? Besucht werden Adressen, an denen Schriftsteller*innen
wohnten und wirkten (u. a. Lasker-Schüler, Hauptmann, Brecht). Nach
einem kurzen Fußweg bis zur Gedächtniskirche widmen wir uns den
Künstlercafés des Neuen Westens. Die Bücherbar Kurt Tucholskys bildet
den Abschluss der Führung.

Anmeldung: ticket@literaturhaus-berlin.de

 Eintritt: 7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juli 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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AUSSICHTEN/8313: Und morgen, den 21. Juni 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 21.06.2018 bis zum 22.06.2018 +++






[image: Jean-Luc 8313 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Kühl und trübe

mit Gewittern,

Regenschübe,

Jean wird zittern.
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HÖRFUNK/443: Deutschlandfunk Kultur - Straßenverkehr früher, heute und morgen, 22.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mit Pferdeomnibussen, Autos oder Elektrorollern

Straßenverkehr früher, heute und morgen

Von Corinna Thaon

Kakadu. Entdeckertag

Freitag, 22. Juni 2018, 15.05 - 15.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Grün und auf geht's, Busse fahren an, Autos brummen und Straßenbahnen
quietschen. Das war nicht immer so. Als vor ungefähr 200 Jahren immer
mehr Menschen in die Städte zogen, verstopften erst einmal Kutschen
die Straßen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160, Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSEUM/805: Bielefeld - Märchenstunde am 24. Juni 2018


Stadt Bielefeld

Märchenstunde im Museum



Bielefeld (bi). Für Kinder von drei bis fünf Jahren bietet das
Historische Museum am Sonntag, 24. Juni, eine Märchenstunde von 11.30
bis 12.30 Uhr an. Die Veranstaltung führt in die Welt der Drachen,
Hexen und Feen. Dabei gehört das Basteln einer eigenen Märchenkrone
zum Programm. Die Teilnahme kostet sechs Euro, Anmeldung unter Telefon
(0521) 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. Juni 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFFEN/149: Berlin - Junges Literaturhaus, Heiß auf's Lesen? (2), Die Sommerferien-Buchtipp-Sprechstunde! 18.07.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juli 2018

Mi., 18.07.2018, 11:00-13:30 Uhr

Im Kaminzimmer

Junges Literaturhaus

Heiß auf's Lesen? 

Die Sommerferien-Buchtipp-Sprechstunde!



Ferienzeit ist Lesezeit! Und trotzdem ist es gar nicht so einfach,
DAS perfekte Buch für die Sommerferien zu finden. Um Eltern und
Kindern die Wahl zu erleichtern, laden wir in den Sommerferien
herzlich zur Ferien-Buchtipp-Sprechstunde ein! Wir verraten unsere
Lieblingsbücher des Jahres für alle Altersstufen, haben aber
natürlich auch Klassiker im Gepäck. Und wir blättern zusammen in dem
Buch »Die Romantherapie für Kinder«, denn dort gibt es tolle
Lektüretipps von »Angst im Dunklen« bis zu »Windpocken«.

Für alle Altersklassen

Eine Anmeldung für Einzelpersonen ist nicht nötig.

Anmeldung für Einzeltermine für Schulklassen, Kita- oder
Hortgruppen:

ericke@literaturhaus-berlin.de

Eintritt: frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juli 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFFEN/148: Berlin - Junges Literaturhaus, Heiß auf's Lesen? (1), Die Sommerferien-Buchtipp-Sprechstunde! 11.07.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juli 2018

Mi., 11.07.2018, 14:30-17:00 Uhr

Kleiner Saal

Junges Literaturhaus

Heiß auf's Lesen? 

Die Sommerferien-Buchtipp-Sprechstunde!



Ferienzeit ist Lesezeit! Und trotzdem ist es gar nicht so einfach,
DAS perfekte Buch für die Sommerferien zu finden. Um Eltern und
Kindern die Wahl zu erleichtern, laden wir in den Sommerferien
herzlich zur Ferien-Buchtipp-Sprechstunde ein! Wir verraten unsere
Lieblingsbücher des Jahres für alle Altersstufen, haben aber
natürlich auch Klassiker im Gepäck. Und wir blättern zusammen in dem
Buch »Die Romantherapie für Kinder«, denn dort gibt es tolle
Lektüretipps von »Angst im Dunklen« bis zu »Windpocken«.

Für alle Altersklassen

Eine Anmeldung für Einzelpersonen ist nicht nötig.

Anmeldung für Einzeltermine für Schulklassen, Kita- oder
Hortgruppen:

ericke@literaturhaus-berlin.de

Eintritt: frei
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AUSSTELLUNG/9481: Weilburg - "deutscher alltag", Rosenhang Museum 24.06.-24.09.2018


"deutscher alltag" 

Sonderausstellung von Prof. Hans-Hendrik Grimmling

im Rosenhang Museum in Weilburg

Ausstellungsdauer: 24.06.-24.09.2018



Zu seiner ersten Einzelausstellung im Rosenhang Museum in Weilburg
zeigt Hans-Hendrik Grimmling mächtige Gemälde aus der Serie
"deutscher alltag". Brutal blicken die wuchtigen Formen in derben
schwarz-bunten Kontrasten von den Leinwänden herab und entfalten ihre
psychische Macht. Er malt großformatige Bildzyklen gegen
den westlichen Einfluss. Seine Kunst ist von formstarken Metaphern
geprägt, wobei das Schwarz das Tragende ist. "Die Melancholie des
Schwarz habe ich im Laufe der Zeit immer mehr als Feierlichkeit
begriffen und seine vermeintliche Traurigkeit oder Trauer eher als
elegische Kraft", sagt er in einer philosophischen Betrachtung über
das Schwarz. "Mir wurde klar, dass das Schwarz im Bild für mich Form
bedeutet, dass ich es beim Bildermachen als Konstruktion, als
Rhythmisierung, als Ordnung gebrauche und brauche."

Hans-Hendrik Grimmling wurde 1947 in Zwenkau bei Leipzig geboren. Von
1970 - 1974 studierte er an der HfBK Dresden und HGB Leipzig.
1977 wurde er Meisterschüler bei Gerhard Kettner. Seit seiner
Übersiedlung nach Westberlin im Jahr 1986 lebt und arbeitet er in
Berlin.

Von 2001 bis 2006 war er als Dozent an der Berliner Technischen
Kunsthochschule tätig, von 2006 bis einschließlich 2017 als
Professor.

Die Werke Grimmlings sind in vielen bedeutenden öffentlichen
Sammlungen, vertreten, so auch im Berliner Kupferstichkabinett, der
Berlinischen Galerie und dem Museum der Bildenden Künste, Leipzig.

Die Ausstellung ist vom 24.06.-24.09.2018 im Rosenhang Museum,
Ahäuser Weg 8-10 in 35781 Weilburg zu sehen. Die Öffnungszeiten sind
Dienstag - Sonntag von 10 - 18 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.06.2018

Rosenhang Museum

Ahäuser Weg 8-10, 35781 Weilburg

Tel. 06471/39081

E-Mail: info@rosenhang-museum.de
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DAS BLÄTTCHEN/1806: Die EZB im Kreuzfeuer ungerechtfertigter Kritik


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 13 | 18. Juni 2018

Die EZB im Kreuzfeuer ungerechtfertigter Kritik

von Ulrich Busch



Vor zwanzig Jahren hat die Europäische Zentralbank (EZB) ihre Arbeit
aufgenommen. Sechs Monate später, am 1. Januar 1999, wurde der Euro als
gemeinsame europäische Währung eingeführt, zunächst als Buchgeld, drei
Jahre später auch als Bargeld. Diese Maßnahmen waren wichtige Schritte auf
dem Wege zu einem vereinigten Europa. Und sie waren ein großer Erfolg.
Trotzdem steht die EZB seit Jahren im Kreuzfeuer heftiger Kritik. Vor allem
in Deutschland und in den deutschen Medien. Insbesondere erscheint hier
vielen die Niedrigzinspolitik als ein gewagtes Experiment ohne hinreichende
theoretische Fundierung und mit ungewissem Ausgang. Weitaus weniger dagegen
werden die Gründe für die ungewöhnlichen Maßnahmen der EZB im Rahmen ihrer
Geldpolitik diskutiert und werden die Ursachen für das Eingreifen der EZB
im finanzpolitischen Versagen der Staaten und der Europäischen Union
ausgemacht.

Überhaupt werden in den Medien Geld- und Finanzpolitik ständig miteinander
verwechselt, falsch verortet und in ihren Wirkungen vermischt. So entstand
schließlich ein unzutreffendes Bild von der tatsächlichen Lage, worin die
EZB als Sündenbock und Verursacherin anormaler Zustände auf den
Finanzmärkten erscheint, die Finanzpolitik der Staaten aber, da den
nationalen Interessen Rechnung tragend, als angemessen bewertet wird. Und
auch die Europäische Kommission, die weder die europäische Währungs- und
Wirtschaftsunion spürbar vorangebracht hat noch wirksame Maßnahmen auf dem
Gebiet der Steuervermeidung und der Steuerkriminalität getroffen hat, ganz
zu schweigen von einer gemeinsamen Investitionspolitik, bleibt außerhalb
der Kritik. Der EZB aber wird vorgeworfen, sie betreibe Wirtschaftspolitik,
statt sich auf die Geldpolitik zu beschränken.

Tatsächlich hat die EZB aber nur auf die Unfähigkeit und Untätigkeit der
Politik reagiert, wurde ihr Eingreifen in die Wirtschaftspolitik als eine
Art Notmaßnahme erforderlich, weil andere Institutionen, nationale wie
internationale, schlichtweg versagt haben. Interessanterweise ist dies
nicht ohne Folgen geblieben, nicht zuletzt für die EZB selbst. So trat sie
einst mit dem Ziel an, die Geldversorgung der Wirtschaft in der Eurozone zu
sichern und dabei das Preisniveau mittelfristig "stabil" zu halten. Als
Maßstab dafür wurde eine Inflationsrate von "unter 2 Prozent"
beziehungsweise von "unter, aber nahe 2 Prozent" definiert. Die seit 1999
in der Eurozone zu verzeichnende Inflationsrate lag im Durchschnitt bei 1,7
Prozent, was angesichts der Verwerfungen in der Weltwirtschaft ein sehr
gutes Ergebnis ist. Die Deutsche Bundesbank wies zu ihrer Zeit weit größere
Zielverfehlungen auf, obwohl sie in einem deutlich überschaubareren Rahmen
agiert hat.

Die EZB hat während ihrer historisch kurzen Existenz aber noch weit mehr
geleistet, als das Preisniveau stabil zu halten. Ihr ist es auch zu
verdanken, dass die Volkswirtschaften der Eurozone infolge der schweren
Finanz- und Wirtschaftskrise nach 2008 nicht kollabiert sind, sondern sich
allmählich wieder erholt haben und inzwischen größtenteils sogar wieder
wachsen. Das ist jedoch differenziert zu bewerten und gilt keineswegs für
alle Länder gleichermaßen. Dass dabei die südlichen Länder Europas deutlich
schlechter abschneiden als die nördlichen, hat vielfältige Ursachen, ist
aber kaum der EZB anzulasten.

Ganz im Gegenteil: Italien zum Beispiel, das gegenwärtig politisch und
wirtschaftlich vor fast unlösbaren Problemen steht, zählte im letzten
Jahrzehnt ganz klar zu den Hauptprofiteuren der Geldpolitik. Dass die
Schwierigkeiten im Zeitverlauf trotzdem nicht kleiner, sondern größer
geworden sind, ist eine Folge nationaler Politik und nicht Schuld der EZB.
Es gilt auch zu beachten, dass die verfehlte Strategie der Spar- und
Austeritätspolitik, zum Beispiel gegenüber Griechenland, aber auch
gegenüber anderen Staaten, nicht so sehr der Geldpolitik angelastet werden
darf, sondern vielmehr dem Diktat der Europäischen Kommission, den
jeweiligen Staaten und deren nicht nachhaltiger Finanzpolitik. Der
Flurschaden, der da angerichtet worden ist, macht sich zwar in den
Geldbeziehungen und monetären Bilanzen bemerkbar, hat dort aber nicht seine
Ursache. Die geldpolitischen Maßnahmen der EZB, die Politik des billigen
Geldes etwa und die unbegrenzten Ankäufe von Staatsanleihen, haben Staaten
wie Griechenland, Italien und Portugal bei der Bewältigung ihrer
Finanzprobleme beträchtlich geholfen. Dass sie es teilweise trotzdem nicht
geschafft haben, aus der Misere herauszukommen, geht auf Kosten der Politik
dieser Staaten und der EU, nicht aber zu Lasten der EZB.

Die Bank jedoch hat im Zuge der Krisenprävention und -bewältigung ihr
Mandat gewaltig ausgedehnt und teilweise überschritten. Schließlich hat sie
dadurch als Institution einen Wandel durchlaufen, der sie heute als etwas
anderes erscheinen lässt als bei ihrer Gründung 1998. Sah es anfangs so
aus, als würde die EZB lediglich die Tradition der Deutschen Bundesbank auf
europäischer Ebene fortsetzen, so wird nun deutlich, dass sie sich unter
Mario Draghi inzwischen eher zu einer Fed 2.0, einer Kopie der 
US-amerikanischen Notenbank, gemausert hat. Verwundert konstatierte der
ehemalige Chefvolkswirt der EZB, Jürgen Stark, daher: "Mit der Ausnahme,
dass die EZB nach wie vor ihren Sitz in Frankfurt hat, ist an deutscher
Prägung nichts mehr erkennbar." - Auch das ist womöglich ein Resultat ihrer
Erfolgsgeschichte. Ebenso wie ihre zunehmende Politisierung. Die EZB hat
sich in den Stürmen der Zeit zu einer modernen Zentralbank von globaler
Relevanz entwickelt. Und nur so kann sie auch künftig als ein Instrument
der europäischen Einigung fungieren.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 13/2018 vom 18. Juni 2018, Online-Ausgabe
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GRASWURZELREVOLUTION/1772: Von 68 reden? Verändert die aktuellen gesellschaftlichen Verhältnisse!


graswurzelrevolution Nr. 430, Sommer 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Von 68 reden?

Verändert die aktuellen gesellschaftlichen Verhältnisse!

von Peter Nowak



"Die Kugel Nummer Eins kam aus Springers Zeitungswald

 Ihr habt dem Mann die Groschen auch noch dafür bezahlt."

 Wolf Biermann, Drei Kugeln auf Rudi Dutschke




Was 2017 Luther war ist jetzt Marx, es ist ein runder Geburtstag
und die Standortförderung gibt sich redlich Mühe, den Jubilar zu
vermarkten. 2017 gab es Luther-Brötchen in der Lutherstadt Wittenberg,
2018 Marx-Bier in Trier, das sich dann doch nicht den Zusatztitel
Marxstadt zugelegt hat. Es ist halt Kommerz. Und im nächsten Jahr wird
der nächste Jubilar an der Reihe sein. Doch nicht nur historische
Personen, sondern auch Jahreszahlen und damit verbundene
geschichtliche Ereignisse geraten in die Zeitschleifen. So ist in
diesem Jahr auch das 68er-Jubiläum - und das hat eine politische
Botschaft. Die 68er-Bewegung hat die BRD zivilisiert, die Grundlage
für die Wiedervereinigung gelegt und die heutige Stellung Deutschlands
als Hegemonialmacht in der EU ist letztlich auch ein später
Sieg von 68.

50 Jahre danach kämpft ein Großteil der Protagonist_innen um die
Deutungshoheit. Schließlich ist es das letzte Jubiläum, bei dem noch
viele von ihnen sehr aktiv beteiligt sind. Von Daniel Cohn-Bendit bis
Gerd Coenen, Wolfgang Kraushaar und Stefan Aust wollen hier
Apo-Senioren noch einmal der Nachwelt deutlich machen, wie sehr sie
doch beigetragen haben zur deutschen Renaissance. Dazu haben sie
zuerst die Ideen des 68er-Aufbruchs entstellt, teilweise in ein
Gegenteil verkehrt und so zum Herrschaftsinstrument gemacht. Wo es vor
50 Jahren um den Sturz der Mächtigen und den Kampf gegen Staat und
Kapital ging, haben die selbsternannten Nachlassverwalter, es sind
doch meist nur Männer, daher die männliche Form, eine neue Macht
kreiert, und sie sitzen heute längst in den Aufsichtsräten jener
Konzerne, die sie einst bekämpft haben. Cohn-Bendit sitzt heute im
Aufsichtsrat der Universität von Nanterre, die Studierende von der
Polizei räumen lässt, wenn sie einen Besetzungsversuch an der Uni
wagen. Cohn-Bendit ist auch stolz, zu den Beratern von Macron zu
gehören, des neoliberalen Präsidenten, der in Frankreich endgültig die
Widerständigkeit ausmerzen will.

In Deutschland verkauft Stefan Aust, der 68-Mitläufer, zum Jubiläum
des Attentats auf Rudi Dutschke seine Erinnerungen an den rechten
Mordanschlag an die Tageszeitung "Die Welt", also an den
Springerkonzern, der damals nach Ansicht Tausender Apo-Anhänger_innen
mit auf Dutschke geschossen hat. Nachdem 1968 ein durch die Hetze von
BILD und Nationalzeitung verhetzter Mann auf den linken Studenten
Dutschke geschossen hat, wurde gegen den Springerkonzern in vielen
Städten demonstriert und die Auslieferung der BILD-Zeitungen
blockiert. Noch Jahre später hatte Wolf Biermann, als er noch nicht
zum Bettvorleger der CSU geworden war, in seinen Song "3 Schüsse auf
Rudi Dutschke", die benannt, die mit geschossen haben.


Das andere 68

50 Jahre später kennt man in Deutschland keine Täter und Opfer mehr,
sondern nur noch 68er, die alle schon immer nur Deutschland größer und
grüner machen wollten. Dazu müsste man erst einmal einen großen Teil
der Protagonist_innen des Aufbruchs vor 50 Jahren vergessen. Sie
wurden entweder weggesperrt als Militante oder auf andere Art zum
Schweigen gebracht. Es waren viele. Die Jungarbeiter_innen und
Lehrlinge, die sich angesteckt von der 68er-Bewegung, auch zu rühren
begannen. Die proletarischen Frauen, die nicht rebellierten, um
Gleichberechtigung bei der Bundeswehr und im Aufsichtsrat von
Dax-Konzernen zu bekommen, den vielen radikalen Stadtteil- und
Umweltinitiativen, die nicht nur die AKWs, sondern die herrschenden
Klassen abschalten und damit in Deutschland anfangen wollten. Sie alle
sind nicht dabei, wenn in diesem Jahr die 68er sich abfeiern, die mit
dem Marsch durch die Institutionen am Ziel angekommen sind. Die
herrschende Meinung ist immer die Meinung der Herrschenden, die
Erkenntnis von Karl Marx wird aktuell zum 68er Jubiläum immer wieder
bestätigt. Diejenigen, die sich von der Herrschaft haben kooptieren
lassen, interpretieren jetzt die Geschichte. Die vielen anderen, die
sich nicht haben korrumpieren lassen, sollen vergessen werden. Doch
bisher gibt es noch immer die Möglichkeit das Bild eines anderen 68 zu
vermitteln. Dafür steht das Sozialistische Patientenkollektiv (SPK)
ebenso wie der Psychologieprofessor Peter Brückner, der jahrelang
gegen Rufmord und Berufsverbot ankämpfen musste. Dafür steht die
Lehrlingsbewegung ebenso wie die Menge heute unbekannter Jugendlicher,
für die 68 auch eine ganz persönliche Befreiung war. Dieses andere 68
ist es, was Menschen heute inspirieren kann, wenn sie gegen die
heutige Macht und Autorität ankämpfen.

Während 50 Jahre 68 abgefeiert wird, werden im Vergleich dazu kleine
Proteste fast schon kriminalisiert und die in den Staat kooptierten
68er sind mit dabei. Kürzlich wurde in der taz studentischer Protest
gegen den Historiker Jörg Baberowski, ein Vertreter der neuen
wissenschaftlichen Rechten, als linke Zensurversuche abgeurteilt.

Bereits im letzten Jahr wurden in der taz Kritiker_innen von
Baberowski im Duktus der Neuen Rechten als Volkskommissare
abgewatscht. Vor einigen Wochen folgte dann gleich auf mehreren Seiten
eine Verteidigung des rechten Professors.

Umso schärfer wird auf die kleine Gruppe der studentischen
Baberowski-Kritiker_innen eingedroschen. Dabei könnte man die doch als
wahre Erben der 1968er bezeichnen. Die haben schließlich auch nicht
gewartet, bis sie an der Reihe waren, wenn sie Kritik vorzubringen
hatten. In Brandenburg an der Havel bekamen einige engagierte
Schüler_innen eine Anzeige. Sie hatten sich dagegen ausgesprochen,
dass ein AfD-Politiker zum Politikertalk in ihre Schule eingeladen
wird. Die hat schließlich die Auszeichnung: Schule ohne Rassismus -
Schule mit Courage. Die couragierten Schüler_innen schrieben auf ein
Transparent als Protest gegen den AfD-Talk: "Schule mit Rassismus -
Schulleiter ohne Courage". Das reichte für die Anzeige.

Das zeigt, wie notwendig ein neuer gesellschaftlicher Aufbruch ist,
damit die Mächtigen, ob Schuldirektor_innen, Vorarbeiter_inen oder
Rektor_innen doch nicht ganz so sicher sitzen. In diesem Sinne. Es
kommt darauf an, die Welt zu verändern.

 * 
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Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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ROTFUCHS/198: Tribüne für Kommunisten und Sozialisten Nr. 244 - Mai 2018


ROTFUCHS

Tribüne für Kommunisten und Sozialisten in Deutschland

20. Jahrgang, Nr. 244, Mai 2018





Aus dem Inhalt


	60 Jahre Atomwaffen in Deutschland sind genug!

	Stabiler Frieden ist nur möglich ohne Militär

	Ossietzky und der Traum vom Frieden

	Nachdenken über linke Sammlungsbewegung

	"Skripal": Warnungen vor fürchterlichem Ende

	Lula und das "Verbrechen" der Linken

	Arbeiterklasse: Der verkannte Machtfaktor (1)

	Die wilden Lieder des jungen Karl Marx

	Warum bleibt Marx aktuell?

	Der Planwirtschaft gehört die Zukunft

	Lenin: "Der 'linke Radikalismus', die Kinderkrankheit im Kommunismus" (Teil 2)

	Meine Begegnung mit Karl Marx - 1941

	Über das Exemplarische am "Fall Modrow"

	Einladung zu einer Flugreise nach Wolgograd

	Die Randglossen des Dr. M.

	Gumbel darf nicht vergessen werden

	8. Mai 1945 - Mit den Befreiern kam das Brot

	Einzeln und brüderlich in Schwaben

	Weißenborn: Macht, Gewalt und Aggression

	Die Verfassung der DDR und ihre Abschaffung

	Stimmen aus aller Welt über die DDR

	Gisela Steineckert: Hand aufs Herz



 * 

Wer Frieden will, muß Frieden machen

Karl Marx und Friedrich Engels wurden 1818 bzw. 1820 in eine Zeit
hineingeboren, die unmittelbar durch die Große Französische Revolution
von 1789 und deren Folgen geprägt war. Engels hatte diese 1880 in
seiner Schrift "Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur
Wissenschaft" so zusammengefaßt: "Der verheißne ewige Friede war
umgeschlagen in einen endlosen Eroberungskrieg."

Fast ein Vierteljahrhundert lang litten die Volksmassen Europas
zwischen Lissabon und Moskau bis 1815 unter der Kriegsfurie. Zugleich
aber kam es immer wieder zu Unruhen, rebellischen Erhebungen und
bewaffnetem Widerstand, darunter erstmals in der Geschichte zu einem
landesweiten Partisanenkrieg wie in Spanien, zur "Guerilla".
Deutschland sah die größten Massenbewegungen seit der Zeit des
Bauernkrieges fast 300 Jahre zuvor. Mit größter Aufmerksamkeit
verfolgten die Zeitgenossen die Revolution in der damals reichsten
französischen Kolonie Saint Domingue, dem heutigen Haiti, die sich auf
die in Frankreich proklamierten Menschenrechte berief. Dieser
wahrscheinlich einzige erfolgreiche Sklavenaufstand der Weltgeschichte
nahm eine Entwicklung vorweg, die sich erst nach der nächsten großen
Revolution, der in Rußland im Oktober/November 1917, in den
Befreiungskriegen der kolonial und national unterdrückten Völker
entfalten konnte.

Die Periode zwischen 1789 und 1815 endete mit dem politischen Sieg der
Feudaldynastien und einer Restauration, vergleichbar der nach 1989 in
Europa: Friedhofsruhe im Innern durch brutale Unterdrückung
fortschrittlicher Bewegungen. Denn das gesellschaftliche Bewußtsein
vieler Menschen war durch die aktive Teilnahme an Erhebungen vor 1815
geschärft. Die Revolutionen von 1830 und von 1848 bildeten ein
Wetterleuchten, in dem die Arbeiterklasse zum Entsetzen von Feudaladel
und Bourgeoisie zum ersten Mal ihre Stärke zeigte. Und: Krieg,
zunächst vor allem in Kolonien, blieb ein fester Bestandteil der
Weltordnung. Die französische Invasion in Algerien ab 1830, vor allem
aber der erste britische Opiumkrieg von 1839 bis 1842, der Chinas
Führungsrolle in Asien und als weltweiter Exportnation für 150 Jahre
beendete und das Kaiserreich zu einer Halbkolonie werden ließ, waren
oft Gegenstand in den Schriften der Begründer des dialektischen und
historischen Materialismus. Die konterrevolutionären Kriege des
zaristischen Rußlands, die Schandtaten Großbritanniens in Indien und
Irland, die "Blut und Eisen"-Politik Preußens bestätigten die Theorie
von Marx und Engels: Kapital und Krieg sind zwei Seiten einer
Medaille. 1853 formulierte Marx: "Die tiefe Heuchelei der bürgerlichen
Zivilisation und die von ihr nicht zu trennende Barbarei liegen
unverschleiert vor unseren Augen, sobald wir den Blick von ihrer
Heimat, in der sie unter respektablen Formen auftreten, nach den
Kolonien wenden, wo sie sich in ihrer ganzen Nacktheit zeigen." (MEW,
Bd. 9, S. 223)

Als hätte er die NATO und die EU von 2018 vor Augen, schrieb Marx
wenige Jahre später, 1859, über die "große Lüge" "Si vis pacem, para
bellum" (Willst du Frieden, rüste zum Krieg.) Mit dieser Formel
beginne in Europa stets "einer jener Zivilisationskriege, deren
frivole Barbarei der besten Zeit des Raubrittertums, deren raffinierte
Perfidie jedoch ausschließlich der modernen Periode des
imperialistischen Bürgertums angehört". (MEW, Bd. 13, S. 144)

Die "Perfidie des imperialistischen Bürgertums" sprengt in diesen
Wochen wieder einmal alle Maßstäbe, erhöht das Risiko eines
Atomkrieges. Dringlicher denn je steht die Forderung, die Marx am
Schluß des zitierten Artikels über den Kolonialismus in Indien
aufstellte: "Erst wenn eine große soziale Revolution die Ergebnisse
der bürgerlichen Epoche, den Weltmarkt und die modernen
Produktivkräfte, gemeistert und sie der gemeinsamen Kontrolle der am
weitesten fortgeschrittenen Völker unterworfen hat, erst dann wird der
menschliche Fortschritt nicht mehr jenem scheußlichen heidnischen
Götzen gleichen, der den Nektar nur aus den Schädeln Erschlagener
trinken wollte." (a.a.O.) Eine andere Chance hat die Welt auch 2018
nicht.

Arnold Schölzel

 * 

60 Jahre Atomwaffen in Deutschland sind genug!

Die Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN),
forderte am 23. März den Abzug der Nuklearbomben aus Deutschland und
ein Ende der nuklearen Teilhabe:

Auch in Deutschland sind Atomwaffen stationiert - schätzungsweise 20
US-Bomben lagern auf dem Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel in
Rheinland-Pfalz. Am 25. März ist es genau 60 Jahre her, daß der
Bundestag die "nukleare Teilhabe" im Rahmen der NATO beschlossen hat.
Die mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichneten Organisationen ICAN und
IPPNW fordern das Ende der deutschen Beteiligung an der gefährlichen
Abschreckungspolitik.

Xanthe Hall, Abrüstungsexpertin der IPPNW und Vorstandsmitglied bei
ICAN Deutschland, sagt: "Eine sichere Welt gibt es nur ohne
Atomwaffen. Wenn es die Bundesregierung ernst meint mit dem Ziel einer
atomwaffenfreien Welt, dann muß sie den UN-Verbotsvertrag
unterschreiben und die US-Bomben aus Deutschland abziehen lassen." Das
sei problemlos möglich: "Auch ohne US-Atomwaffen hierzulande kann
Deutschland an der nuklearen Planungsgruppe der NATO teilnehmen. Die
US-Atomwaffen in Deutschland erfüllen keinen militärischen Zweck mehr,
sie sind nur Druckmittel und Zeichen der Bündnistreue. Dennoch haben
sie eine unvorstellbare Zerstörungskraft, jede einzelne Bombe in der
Größe von dreizehn Hiroshimas."

Xanthe Hall ist auch Autorin des Hintergrundpapiers zu 60 Jahren
nuklearer Teilhabe, das die Friedensorganisationen ICAN und IPPNW
veröffentlicht haben. Ende März begann zudem eine 20wöchige
Aktionspräsenz vor dem Fliegerhorst Büchel.

Aktivisten von ICAN und IPPNW werden in der Woche vom 16. bis 23. Juni
2018 vor Ort sein und gegen die Atomwaffen protestieren. Bei einem
öffentlichen Symposium "Atomwaffen raus aus Europa!" am 17. Juni
werden ICAN-Aktivisten aus anderen NATO-Staaten im Vorfeld des
NATO-Gipfels im Juli Perspektiven für ein atomwaffenfreies Europa
diskutieren.

www.icanw.de
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Erinnerungen aus der Schweizer Friedensbewegung 

Kriegsende 8. Mai 1945

Ein glücklicher Aufschrei der ganzen Stadt Basel! Alles strömte am
Abend in die Innenstadt. Der Marktplatz voller fröhlicher Menschen.
Jetzt brauchte man keine Angst mehr zu haben, daß die Faschisten über
die Grenze in unser Land eindringen und der Krieg unsere Stadt
zerstört. Für uns war es besonders wichtig, hatte doch der Polizeichef
von Basel alle Namen der Antifaschisten den Nazis in Deutschland
ausgeliefert.

Die Franzosen haben, nachdem sie Freiburg i. Br. befreit hatten, die
Liste gefunden, so daß der Polizeichef Böswald vor Gericht kam.

Auch die "Freie Jugend" (noch immer verboten) traf sich zahlreich auf
dem Marktplatz. Zu Ehren der Roten Armee - Siegerin dieses
mörderischen Krieges mit 50 Millionen Toten, davon etwa 27 Millionen
Sowjetbürger - verkauften wir selbstgebastelte sowjetische
Anstecksymbole. Keiner sagte nein; alle steckten sie sichtbar an ihre
Jacken.

Anschließend zogen wir in die kommende Nacht nach St. Louis,
Frankreich, singend und tanzend. An der Grenze war kein einziger
Zöllner. Wir zogen Drahtgittersperren auf die Seite und marschierten
weiter bis zur Kreuzstraße. Aus den Kneipen kam Gesang, Gelächter und
Fröhlichkeit. Da verbreitete sich die Kunde, daß Schweizer
eingetroffen sind. Die Franzosen kamen auf die Straße, jubelnd
begrüßten sie uns. Die Weinflaschen gingen von Mund zu Mund. Gemeinsam
sang man zu später Stunde die Marseillaise, die Internationale und
anderes.

Gegen Morgen marschierten wir zurück nach Basel auf den Marktplatz,
noch immer Feiernde. Keiner dachte ans Schlafen. Um 7 Uhr gingen die
ersten von uns zu ihrer Arbeitsstelle.

Frieden durch Aufbau ...

­... eine Organisation, in Zürich gegründet nach dem Krieg. 1947
starteten wir von Basel mit 87 Jugendlichen zum Aufbau nach
Jugoslawien. Wir fuhren mit dem Zug durch Italien-Triest-Bosnien. Die
Nebenbahn Samac-Sarajevo mußte neu gebaut werden. An der gleichen
Bahnstrecke arbeiteten Jugendbrigaden aus England, Frankreich, Polen
und Jugoslawien.

Ich arbeitete in der Redaktion der Jugend-Sonderzeitung zusammen mit
Jugoslawen, einem Polen, einem Engländer und Tschechen, Diese Zeitung
"Omladinska Pruga" wurde in mehreren Sprachen vor Ort gedruckt. In der
Druckerei arbeiteten auch Deutsche, ehemalige Soldaten, die 1947 noch
nicht nach Hause durften.

Unsere Nationalfeier am 1. August stand bevor. Nach helvetischer
Manier stiegen ein paar Schweizer um 4 Uhr morgens auf die Hügel und
zündeten Schweizerfeuer an.

Wir überlegten, wie wir den vielsprachigen Jugendlichen die Schweizer
Geschichte klarmachen konnten, und entschieden uns fürs Theater. Auf
einer kleinen Bühne stand Wilhelm Tell mit seinem Sohn. Auf Deutsch
und Englisch wurde das Geschichtsstück erklärt, und Tell schoß den
Apfel vom Kopf des Sohns. Anschließend luden wir die vielen
Jugendlichen zu einer Grillparty ein. Es wurde getanzt und in vielen
Sprachen gesungen bis in die Nacht.

Nach sieben Wochen harter Arbeit ging's per Zug nach Hause. In Venedig
mußten wir umsteigen, und da alle Züge übervoll besetzt waren, stiegen
wir in leere Güterwagen und schliefen bei offenen Türen auf dem Boden.
Auf der anderen Seite waren Italiener, sie sangen wunderbare
italienische Lieder. Bei dunkler Nacht habe ich sie nie gesehen, und
irgendwo zwischen Venedig und Mailand sind sie ausgestiegen. Wir waren
in vier Güterwagen verteilt; an einer Station ging Joe den Waggons
nach: "Zählt unsere Leute, und hütet das Schweizer Gepäck!", denn
keiner wußte mehr, wo seines war, weil wir uns in Venedig sehr beeilen
mußten. Eine kleine Gruppe kam zu spät, so daß sie im Normalzug
stehend nach Mailand fahren mußten. An der Schweizer Grenze wieder
umsteigen, bis Arth-Goldau, wieder umsteigen. Von dort sind drei
Burschen und ich per Anhalter nach Basel zurückgefahren.

Ein Highlight der Basler Frauenvereinigung für Frieden und
Fortschritt (BFFF)

1958 empfing die BFFF die Frauenfriedenskarawane aus England, die
unter der Leitung von Dora Russell durch ganz Europa fuhr. Die
jeweiligen Frauenorganisationen, vereint in der Internationalen
Demokratischen Frauenorganisation, organisierten Veranstaltungen und
Demonstrationen, so auch wir in Basel.

Wir verteilten vor Großbetrieben und in der Stadt Flugblätter mit der
Ankündigung einer Kundgebung auf dem Barfüßerplatz. Wir arbeiteten
unbeirrt, obwohl die Polizei die Kundgebung verboten hatte. Die
Polizei war präsent. Von der Tramstation aus sah ich unsere Frauen, u.
a. Päuli Moser und Susi Hofer, wie sie unser Transparent zum Frieden
öffneten, es wieder einrollen mußten, es erneut aufrollten, je nach
Präsenz der Polizei. Ich wartete auf das große Auto der
Engländerinnen. Da fuhren sie plötzlich voll in den Platz hinein. Die
Polizei schreckte uns mit dem Überfallwagen und lautem Horn. In der
Folge war der ganze Platz voll mit Menschen, die wissen wollten, was
passiert. Ich stand bei der Karawane, aus der alle englischen Frauen
ausstiegen. Ein Polizist wollte den englischen Chauffeur, einen
erfahrenen Gewerkschafter, bei der Schulter packen. Der streckte sein
Bein und schrie: "This is my shoulder!"

So ging der Polizist unverrichteter Dinge davon. Die Menschenmenge war
so dicht, daß weder Autos noch Tram durchfahren konnten. Ich bat die
Polizisten, daß Susi Hofer sprechen könne, damit die Menschen wissen,
warum die Kundgebung verboten ist. Sie sprach nun durchs Mikrophon und
erklärte den Inhalt der Kundgebung. Genau das, was wir wollten.
Anderntags mußte ich zur Polizei, zusammen mit Päuli Moser: "Die
Kundgebung war doch verboten! Sie wußten es! Warum haben Sie
Flugblätter verteilt?" Meine Antwort: "Ihr Verbot kam zu spät, der
große Verteilapparat konnte nicht mehr aufgehalten werden", und damit
war die Sache erledigt, und wir hatten die größte Kundgebung für den
Frieden in Basel!

Louise Stebler-Keller

Basel

 * 

Stabiler Frieden ist nur möglich ohne Militär

Zum Anfang ein Dank an die Organisatoren unseres Ostermarsches. Sie
wirken als Teil der bundesweiten Bewegung dafür, daß die Einsicht in
die Notwendigkeit des Friedenskampfes nicht untergeht. Sie verbreiten
immer wieder Kenntnisse über die Ursachen der Friedensgefährdung in
der Öffentlichkeit, um ein den politischen und Klassenverhältnissen
entsprechendes Bewußtsein zu erhalten - ja, es oft erst neu zu
erzeugen. Sie folgen damit den Erfordernissen der Zeit. Und diese ist
alles andere als normal - friedlich ist sie nicht!

Das wird oft richtig beschrieben, aber nach dem Warum des Krieges wird
in der Öffentlichkeit weniger gefragt, und noch weniger wird darauf
geantwortet. Aber wir müssen beides tun! Ich möchte mich mit
Entwicklungen beschäftigen, die vor unserer Tür stattfinden. Kriege,
Krisen, Fieberzustände an den Börsen, Modernisierung der
Rüstungsproduktion, High-Tech-Rüstung. Der Drang nach Osten wird
wieder Politik. 75 Jahre nach Stalingrad wird erneut vor einer
vermeintlichen "russischen Gefahr" gewarnt.

Eine solche Politik wurde schon einmal, vor 85 Jahren, an dieser
Stelle gesegnet. Der Potsdamer Garnisonkirche kommt das
Alleinstellungsmerkmal zu, einzige Kirche des "Dritten Reiches"
gewesen zu sein, in der Hitler eine Ansprache hielt. Hier proklamierte
er die "Vermählung" zwischen "alter Größe" Preußens und der "jungen
Kraft", wie er seine faschistische Bewegung nannte. Der "Tag von
Potsdam" (21. März 1933) bleibt ein symbolträchtiger Markstein auf dem
Weg zu faschistischer Diktatur und Krieg.

Beherzigen wir das! Der Osten Europas wird erneut zum Aufmarschgebiet
gegen Rußland. Auf den Straßen Brandenburgs rollen NATO-Panzer zur
russischen Grenze. Die imperialistischen Kämpfe um die Sicherung der
Profite und der politischen Einflußzonen nehmen zu. Die
internationalen, aber auch die inneren Widersprüche des Imperialismus
gewinnen an Intensität und Breite. Die Ausbeutung von Mensch und Natur
im Namen der Freiheit und der Sicherheit für das Kapital nimmt zu!
Dabei wird zu Recht auf die Politik und die Ziele der NATO und der USA
hingewiesen. Aber wir sollten dabei auch nicht übersehen, was im
eigenen Haus passiert!

Nur kurze Zeit nach der Einverleibung der DDR erlebten wir die
militärische Teilnahme Deutschlands an der Aggression gegen
Jugoslawien und an der Zerschlagung dieses UNO-Staates. Man begnügt
sich aber nicht mehr mit Europa. Im aktuell gültigen Weißbuch der
Bundeswehr (2016) wird gesagt: "Deutschlands sicherheitspolitischer
Horizont ist global." Der jetzige Bundespräsident Frank Walter
Steinmeier erklärte 2014 als Außenminister der damaligen großen
Koalition: "Deutschland ist eigentlich zu groß, um Weltpolitik nur von
der Außenlinie zu kommentieren." Zwar sagte Steinmeier, "Der Einsatz
von Militär ist ein äußerstes Mittel." Aber er sagt damit auch:
Militär ist ein Mittel!

Der "Radius", in dem Deutschland "ordnungspolitische Verantwortung"
zukomme, erstrecke sich auf die "östliche Nachbarschaft" und die
"östliche Peripherie" Andere beschreiben diesen "Großraum" mit einem
"Krisenbogen", der "vom Baltikum über den Mittleren Osten bis zum
Maghreb reicht".

In diesem Zusammenhang sollten wir auch eine andere politische
Entwicklung sehr ernst nehmen. Gegenüber Rußland wurde in den 90er
Jahren die "Sauna-Freundschaft" zwischen Kohl und Jelzin inszeniert.
Nach der Aufnahme der Staaten Osteuropas in die EU wurde Rußland
vertraulich als "Nachbar" tituliert. Nach dem Wechsel zu Putin und dem
allmählichen Streben seines Landes nach Eigenständigkeit wurde Rußland
zum "Partner" erklärt. Dann folgte die offizielle Einstufung zum
"Rivalen". Im aktuellen Weißbuch behauptet man sogar, daß Rußland
"eine Herausforderung für Sicherheit auf unserem Kontinent" darstelle
(Weißbuch 2016, S. 32). Moskau wird der Vorwurf gemacht, "die
europäische Friedensordnung offen in Frage" zu stellen. Wie weit ist
es noch bis zur Einstufung als "Feind"?

Auch die neue Regierung folgt diesem Konzept. Sie verfolgt eine
unehrliche "Doppelstrategie". Sie will Zusammenarbeit mit Rußland.
Aber allein zum eigenen Vorteil und nicht Zusammenarbeit zum
gegenseitigen Vorteil! Und das erfolgt unter politischem und
zunehmendem militärischem Druck. Ein Beispiel: In diesem Jahr werden
sich 12 000 deutsche Soldaten an Übungen zur "Abschreckung" Rußlands
beteiligen. Warum? 2017 waren es noch 4000. Schon das war zu viel! Zur
dauerhaften Ergänzung der ständigen Präsenz der NATO an ihrer
"Ostflanke" wurden im vergangenen Jahr multinationale Gefechtsverbände
in Litauen, Estland, Lettland und Polen stationiert. Der Verband in
Litauen wurde federführend von der Bundeswehr aufgebaut. Die USA
verfolgen zugleich eine eigenständige antirussische Linie.

Gleichzeitig wird in Politik und Medien die Linie der Desinformation
und der Verdrehung der Fakten betrieben. Mit politischen
Sensationsmeldungen sowie Mord- und Korruptionsberichterstattung will
man die Menschen einschläfern. Sie sollen nicht zum Nachdenken kommen.

Zu dieser Lage gehört auch das Agieren der AfD. Die bewußt geschaffene
"Undurchsichtigkeit" der Situation auf der einen Seite und die
Orientierungslosigkeit breiter Teile der Bevölkerung auf der anderen
nutzend, werden von den interessierten Kräften des Kapitals in der
Gesellschaft Bilder verbreitet, die eine Rückkehr zur reaktionären
preußisch-deutschen Linie als positive Opposition zur gegenwärtigen
Politik vermitteln.

Es ist schon bemerkenswert, wie unmittelbar der Bismarck-Verehrer
Alexander Gauland an das Bismarck-Konzept anknüpft. Schon 2012, damals
(vor seinem Umstieg zur AfD) noch Mitglied der CDU, beklagte er: "Die
Deutschen haben ein gestörtes Verhältnis zur militärischen Gewalt."
("Der Tagesspiegel", 23. Juli 2012) Gauland bedauerte, "wie gering das
Verständnis für Gewaltanwendung in diesem Lande ist". Schlimmer als
die materielle Vernachlässigung der Bundeswehr erscheint ihm "die
Weigerung, Notwendigkeit und Folgen militärischer Gewalt überhaupt zu
denken und sie in ein politisches Konzept einzuordnen". Davon
ausgehend fordert er: "Statt also immer von neuem die pazifistische
Melodie zu singen, wäre es klug, eine politische zu intonieren, weil
eben militärische Gewalt ... nicht an sich schlecht, sondern nur als
falsche Politik schlecht ist. Das setzt aber voraus, daß die Deutschen
wieder eine Tatsache der Weltgeschichte akzeptieren lernen, die
Bismarck in seiner ersten Regierungserklärung als preußischer
Ministerpräsident 1862 in die berühmten Worte faßte: 'Nicht durch
Reden und Majoritätsbeschlüsse werden die großen Fragen der Zeit
entschieden - das ist der große Fehler von 1848 und 1849 gewesen -,
sondern durch Eisen und Blut.' "

Das ist der Geist der Garnisonkirche! Das ist der Humus, aus dem die
Ziele der AfD hervorgehen, die sie auf ihren Kundgebungen verbreitet
und in den Parlamenten zum Gesetz machen will.

Das ist die Grundlage ihrer tatsächlichen Haltung auch gegenüber
Rußland und in den anderen außenpolitischen Fragen. Dazu verfolgt die
AfD eine Politik, die laut Gauland beinhaltet: "Die deutschen
Streitkräfte (müssen) ... in vollem Umfang wieder in die Lage versetzt
werden, ihre Aufgaben wirkungsvoll und nachhaltig zu erfüllen."

Wie sagte Steinmeier? "Militär ist ein Mittel"! Gauland sagt, Militär
ist das Mittel. Und er sagt: "wieder"! Der Platz der BRD in den
internationalen Beziehungen wird also wieder und direkt mit der
militärischen Stärke des Landes in Verbindung gebracht. Das ist ein
Bekenntnis zu Militarisierung, zum aktiven Einsatz des Militärischen
bei der internationalen Durchsetzung ökonomischer und politischer
Interessen der BRD, die vom Verlangen der deutschen Monopole nach
Profit und Herrschaft bestimmt werden.

Dieser Staat wird als Machtinstrument der herrschenden Klasse
eingesetzt, um ihre Interessen nicht nur gegen andere Völker, sondern
auch gegen die anderen Klassen im Inneren durchzusetzen. Das ist die
Lage!

Laßt uns beherzigen, was François Villon (geb. 1431) schon erkannte
und in seiner "Zueignung für Maria von Orleans" so formulierte:

Ja, Friede - laßt uns dies bedenken!

Ihm dankt der arme Mann sein Brot,

doch stets noch war er von den Ränken

der reichen Wucherer bedroht.

Deshalb: Abrüsten statt aufrüsten!

Es wird gelingen, wenn wir solche Zustände ändern!

Unsere Chance fängt jeden Morgen neu an! In diesem Sinne: Trotz
alledem!

Prof. Dr. habil. Anton Latzo

Langerwisch

(Leicht gekürzt aus der Rede zum Potsdamer Ostermarsch am 24. März)
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Ossietzky und der Traum vom Frieden

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Kubaner wählten ihr bisher weiblichstes Parlament

Mehr als 7,3 Millionen Kubaner wählten am 11. März ein neues
Parlament. Damit erschienen knapp 85,6 Prozent der Wahlberechtigten an
den Urnen, um die Kandidaten der kubanischen Nationalversammlung
(Asamblea Nacional) sowie der 15 Provinzparlamente der Insel neu zu
bestimmen. Ihr herausragendes Ergebnis: 322 der 605 neuen Abgeordneten
sind weiblich.

Die nationale Wahlkommission (CNE) gab die endgültigen Ergebnisse
wenige Tage später in der Parteizeitung "Granma" bekannt. Demnach
konnten anders als bei den Kommunalwahlen im November alle Kandidaten
die absolute Mehrheit erreichen, wobei 80,5 Prozent der Wähler für den
gesamten Listenvorschlag stimmten, 19,5 Prozent hingegen strichen
einen oder mehrere der Kandidaten. Auch alle der 1265 Vertreter der
Provinzen des Landes wurden gewählt. Über die Hälfte von ihnen sind
Frauen, 40 Prozent sind Schwarze oder Mulatten. Während das
Durchschnittsalter der Kandidaten 49 Jahre beträgt, liegt der Anteil
der 18- bis 35jährigen bei 13 Prozent.

Der Anteil weiblicher Abgeordneter in den kubanischen Parlamenten hat
sich in den letzten 25 Jahren schrittweise erhöht: in der
Nationalversammlung beispielsweise von 22,8 Prozent (1997), 36 Prozent
(2007) bis hin zu 48,9 Prozent (2013) und nun über 53 Prozent. In den
Provinz- und Gemeindeparlamenten liegt der Anteil etwas darunter,
konnte jedoch ebenso einen kontinuierlichen Anstieg verzeichnen. Die
Wahlbeteiligung ging zum zweiten Mal in Folge zurück (2013: 89
Prozent, 2008: 97 Prozent), während die Anzahl der ungültigen Stimmen
leicht auf 5,6 Prozent sank.

Der hohe Frauenanteil von über der Hälfte ist dabei kein Zufall,
sondern Ergebnis einer "Kandidatenauswahl von hoher Qualität", wie das
Politbüromitglied José Machado Ventura gegenüber dem kubanischen
Fernsehen erklärte. In den Monaten vor der Wahl werden die Kandidaten
durch die Massenorganisationen des Landes nominiert. Obwohl die
regierende PCC daran nicht beteiligt ist, entstammen doch viele der
Kandidaten ihren Reihen. Das ist jedoch kein zwingendes Kriterium.
Damit sich die Gesellschaft in ihren Abgeordneten wiederfinden kann,
wird auch auf eine proportionale Vertretung der jeweiligen Berufs- und
Altersgruppen, Frauen und Afrokubanern geachtet. Mit über 53 Prozent
weiblichen Abgeordneten liegt Kubas 9. Nationalversammlung in dieser
Hinsicht nun weltweit an zweiter Stelle. Nur in Ruanda sitzen mit über
60 Prozent mehr weibliche Parlamentarier in einem Abgeordnetenhaus.
Dies ist dort jedoch weniger Ergebnis gelebter Gleichberechtigung als
vielmehr tragische Folge der großen Verluste unter der männlichen
Bevölkerung im langjährigen Bürgerkrieg.

Zum Vergleich: Der im September 2017 gewählte 19. Deutsche Bundestag
hat mit 31 Prozent nochmals 6 Prozent weniger weibliche Abgeordnete
vorzuweisen als nach der Bundestagswahl 2013.

Am 19. April trat Kubas neu gewählte Nationalversammlung zu ihrer
konstituierenden Sitzung zusammen. Dabei wurde auch ein neuer
Staatspräsident gewählt. Raúl Castro kündigte bereits an, nach zwei
Amtszeiten nicht mehr kandidieren zu wollen. Auch sollen künftige
Spitzenämter in Staat und Partei durch eine Verfassungsreform auf
zweimal fünf Jahre beschränkt werden. Beim letzten Parteitag der
regierenden PCC im April 2016 wurde das Politbüro zudem nicht nur
erweitert, sondern auch verjüngt. Als derzeit aussichtsreichster
Nachfolger Castros an der kubanischen Staatsspitze gilt der 1960
geborene Vizepräsident Miguel Díaz-Canel, der zuvor unter anderem als
Hochschulminister diente.

Marcel Kunzmann
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LUTZ JAHODA: LUSTIG IST ANDERS ...

Carl von Ossietzky (3.10.1889 - 4.5.1938)

"Der Krieg ist ein besseres Geschäft als der Friede. Ich habe noch
niemanden gekannt, der sich zur Stillung seiner Geldgier auf Erhaltung
und Förderung des Friedens geworfen hätte. Die beutegierige Canaille
hat von eh und je auf Krieg spekuliert." 

Carl von Ossietzky in der "Weltbühne" vom 8. Dezember 1931

Ossietzky - Journalist, Schriftsteller und Herausgeber der Zeitschrift
"Die Weltbühne", wurde im international aufsehenerregenden
"Weltbühne"-Prozeß 1931 wegen "Spionage" verurteilt, weil die
Zeitschrift auf die verbotene Aufrüstung der Reichswehr aufmerksam
gemacht hatte. Ossietzky erhielt rückwirkend den Friedensnobelpreis
für das Jahr 1935. Er starb vor 80 Jahren an den Folgen seiner
jahrelangen KZ-Haft.

Aus: Lutz Jahoda / Reiner Schwalme: Lustig ist anders, Norderstedt
2017
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Nachdenken über eine linke Sammlungsbewegung

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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"Fall Skripal": Warnungen vor fürchterlichem Ende

Der ehemalige EU-Kommissar Günter Verheugen sieht die von
Großbritannien in Gang gesetzte Massenausweisung russischer Diplomaten
als Beginn einer schweren internationalen Krise. Das sagte er in einem
TV-Interview. Dabei gehe es um eine Krise, von der er nicht wisse, ob
man sie wirklich unter Kontrolle halten könne. Die Allianz des Westens
gegen Rußland, die man momentan beobachte, stütze sich nicht auf
gesichertes Wissen, sondern auf eine Beweiskette, die auf einer
Annahme nach der anderen beruhe.

Auch dem Westen könne man einiges vorwerfen. "Mir fällt zum Beispiel
ein, daß es ja noch nicht so lange her ist, daß gerade die britische
und die amerikanische Regierung die ganze Welt belogen haben: bewußt
und absichtlich belogen, um den Überfall auf den Irak rechtfertigen zu
können." Verheugen fragt sich, wie es zu der heutigen Situation kommen
konnte. Denn er könne sich noch an eine andere Form des Zusammenlebens
mit Rußland erinnern. Und er wisse aus eigener Erfahrung, daß ein
konstruktives Miteinander mit Moskau möglich sei. Beide Seiten hätten
damals Lösungen gefunden und sich daran gehalten. "Wir müssen runter
von der gegenwärtigen Konfrontation und zurück zu einer Situation, in
der Kooperation wieder möglich ist."

Auch der Vorsitzende des deutsch-russischen Forums, Matthias
Platzeck, hat das Vorgehen Deutschlands gegenüber Rußland scharf
kritisiert. Gerade Deutschland habe eine historische Verpflichtung
gegenüber diesem Land. "Wir sagen hier: Wir haben einen Verdächtigen,
dem trauen wir das einfach zu. Also wird er erschossen. Danach gehen
wir in die Beweisaufnahme. Das geht so nicht", sagte Platzeck
gegenüber einer Illustrierten. Er wünsche sich eine ganz andere
Reihenfolge: "Das heißt, wir sagen: Wir sammeln die Beweise. Wir
warten ab, was die Untersuchungen der Chemiewaffen-Kontrollkommission
ergeben. Damit konfrontieren wir dann die Russen. Und dann diskutieren
wir, was für Schlußfolgerungen daraus zu ziehen sind." Deutschland
habe innerhalb Europas eine ganz spezielle Verpflichtung gegenüber
Rußland, so der Politiker weiter: "Das hat mit unserer Geschichte zu
tun. Das hat mit den vielen Millionen Toten des Zweiten Weltkrieges zu
tun." Er wünsche sich, daß gerade Deutschland "die Rationalität, die
Vernunft und die Sachlichkeit in diesen Diskussionsprozeß wieder
einziehen lasse", der im Moment vorwiegend durch Emotion bestimmt
werde. Die sich weiter drehende Eskalationsspirale könne "fürchterlich
enden".

"Bisher hat Großbritannien keinen einzigen Beweis geliefert, daß es
Rußland war, das Skripal vergiftet hatte. Und wenn sie auch vorgelegt
werden, inwieweit werden die Bürger, die noch die Geschichten über
Massenvernichtungswaffen im Gedächtnis haben, die als Vorwand für die
Irak-Invasion erfunden wurden, ihnen glauben?" fragt der italienische
Journalist Marco Fontana. Demzufolge "fangen die Briten wieder
an, zu lügen und nach einem neuen Bösewicht zu suchen".

Die US-amerikanische gemeinnützige Organisation "Kongreß russischer
Amerikaner" hat sich in einem Brief an Donald Trump gewandt. Die
gegenwärtige antirussische Rhetorik schüre Haß gegen alle Russen. Fünf
Millionen "russische Amerikaner" würden ernsthaft diskriminiert. Trump
habe während der Wahlkampagne versprochen, die Beziehungen zu Rußland
zu verbessern, falls er Präsident würde. 90 Prozent russischer
Amerikaner sollen ihm ihre Stimmen gegeben haben. Jetzt weigere er
sich aber, sein Wahlversprechen zu erfüllen. Die jetzige Politik
schade nicht nur den Interessen des Landes, sondern führe es "in den
Abgrund der Russophobie".

Am 26. März hatten 18 EU-Länder sowie die USA, Kanada, die Ukraine,
Albanien, Mazedonien und Norwegen im Zusammenhang mit dem "Fall
Skripal" die Ausweisung russischer Diplomaten beschlossen. Am 27. März
schloß sich Australien als 25. Land an. Die USA beschlossen die
Ausweisung von insgesamt 60 russischen Diplomaten sowie die Schließung
des russischen Generalkonsulats in Seattle.

Am 5. März war bekanntgeworden, daß der ehemalige Oberst des
russischen Militärgeheimdienstes und Überläufer Sergej Skripal und
seine Tochter Julia in der britischen Stadt Salisbury vergiftet
wurden. London wirft Moskau vor, in das Attentat verwickelt zu sein,
weil der dabei eingesetzte Giftstoff nach Angaben von Experten
sowjetischer Herkunft gewesen sei. Rußland weist die Vorwürfe zurück.

Das zuständige britische Militärlabor teilte am 3. April nach einer
Untersuchung mit, eine russische Herkunft des Nervengifts sei nicht
nachweisbar. Der Kreml forderte daraufhin von der britischen Regierung
eine Entschuldigung.

Skripal war 2006 wegen Spionage für den britischen
Auslandsgeheimdienst MI6 zu 13 Jahren Haft verurteilt worden. Er kam
jedoch im Juni 2010 im Zuge eines Austausches inhaftierter Spione
zwischen Rußland und den USA auf freien Fuß. Kurz darauf wurde Skripal
in Großbritannien Asyl gewährt.

RF, gestützt auf "Sputnik" und Reuters
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Ein großangelegter Schwindel?

Nichts ist klar, aber die EU steht England bei. Deutlich zeichnet sich
die Kriegshetze bei der antirussischen Paranoia ab. So war es auch vor
dem Irakkrieg. "Ist's Wahnsinn zwar, so hat es doch Methode."
(Macbeth)

Das Nervengift Nowitschok (das klingt so schön russisch) gibt es
eigentlich nicht. Es handelt sich wahrscheinlich um das Nervengift
A234, an dem in den USA, der UdSSR, England und sicherlich auch
anderswo geforscht wurde. Eine Produktionsstätte wurde nach 1992 in
Nukus/Usbekistan demontiert und in die USA verbracht. Tatsächlich
wurde A234 von einem russischen "Oligarchen" 1995 zur Tötung seines
Gesellschafters und dessen Sekretärin verwendet. Das war zu Jelzins
Chaos-Zeiten in Rußland, für das in den USA schon die Pläne zur
Aufspaltung des Landes vorbereitet waren.

Die Oligarchen-Bande ist, um sich der Ordnung Putins zu entziehen, in
England ansässig geworden. Das Nervengift ist problemlos im Labor von
Porton Down/Südengland zu beschaffen.

Zur "Begründung der Strafe gegen Rußland" schämte sich der neue
BRD-Außenminister nicht, die Bürger zu belügen. Die Russen würden eine
Mithilfe bei der Aufklärung verweigern, behauptete er. Das Gegenteil
ist der Fall: England verweigert die Herausgabe von Proben des
angeblich nachgewiesenen Nervengases und die Einsicht in die
Ermittlungsunterlagen.

Ich bin kein Politiker, sondern wurde als Militärarzt 25 Jahre für
Diagnostik und Therapie möglicher Kampfstoffverletzungen trainiert.
Nach 1990 hat mich ein Freund, der als Kampfstoffchemiker in Munster
bei der Beseitigung von chemischen Kampfstoffen tätig war, über die
aktuelle Entwicklung weiter informiert. Auffällig ist, daß das
angebliche Vergiftungsbild überhaupt nicht für eine A234-Vergiftung
typisch ist. Mir scheint, es handelt sich um einen großangelegten
Schwindel.

Dr. med. Gerd Machalett, Siedenbollentin

 * 

"... irgendein nicht greifbarer Frevel"

Die Kriegserklärung Englands oder vielmehr der Ostindischen Kompanie
an Persien ist die Wiederholung einer jener listigen und
rücksichtslosen Tricks der englischen Diplomatie in Asien, durch die
England seine Besitzungen auf diesem Kontinent erweitert hat. Sobald
die Kompanie einen habgierigen Blick auf die Besitzungen eines
beliebigen unabhängigen Herrschers oder auf ein Gebiet wirft, dessen
politische und kommerzielle Hilfsquellen oder dessen Gold und
Edelsteine begehrt werden, wird das Opfer beschuldigt, irgendeinen
angenommenen oder wirklichen Vertrag verletzt, ein imaginäres
Versprechen gebrochen (...) oder irgendeinen nicht greifbaren Frevel
begangen zu haben, und dann wird der Krieg erklärt, und das ewige
Unrecht, die stete Gewalt, versinnbildlicht in der Fabel vom Wolf und
dem Lamm (in der der Wolf das Lamm trotz aller Unschuldsbeteuerungen
frißt), wird wieder blutig-rot in die englische Geschichte
eingetragen.

Karl Marx: Englisch-Persischer Krieg (1857)

MEW, Bd. 12, S. 71

 * 

10. Mai - Gedenktag, Kampftag für das freie Buch

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

Lula und das "Verbrechen" der Linken

- Das "Verbrechen" Lulas besteht darin, der Linken anzugehören,
inmitten eines Kontextes, in dem die Kräfte der internationalen
Rechten ihre destabilisierende Hegemonie in der Region durchsetzen.

- Sein "Verbrechen" bestand darin, vor 38 Jahren die Arbeiterpartei
(PT) zu gründen, eine Plattform, die den Gewerkschaftsbewegungen eine
Stimme gegeben und für ihre Rechte gekämpft hat.

- Lulas "Verbrechen" war es, im Jahr 2002 die Präsidentschaftswahlen
als Kandidat der PT zu gewinnen - und das mit dem besten Ergebnis
aller Präsidenten in der Geschichte Brasiliens. Es bestand darin,
seine zweite Amtszeit mit 80 % Zustimmung, 7,5 % Wirtschaftswachstum
und einem Mindestlohn zu beenden, der um 54 % höher als in seiner
ersten Regierungszeit lag.

- Das "Verbrechen" des Metallarbeiters bestand darin, mehr als 30
Millionen Brasilianer aus der Armut zu befreien, die Arbeitslosenquote
zu senken und sein Land auf die Landkarte aufstrebender Staaten zu
bringen.

- Lulas "Verbrechen" bestand darin, die Volkswirtschaft zu
stabilisieren und dem Internationalen Währungsfonds die gesamten
Schulden seines Landes zu zahlen.

- Lulas "Verbrechen" bestand darin, seine Amtsnachfolgerin (Dilma
Rousseff ) zu unterstützen, die mit den fortschrittlichen Plänen für
Brasilien fortfuhr und deshalb ebenfalls Opfer einer Verfolgung wurde,
die ihrem Mandat ein Ende setzte.

- Das "Verbrechen" von Lula ist sein Wunsch, an den
Präsidentschaftswahlen im Oktober teilzunehmen. Und sein größter
"Fehler" ist es, die Umfragen als Kandidat für die Wahlen anzuführen,
in einem Land, in dem die Unzufriedenheit mit den neoliberalen
Maßnahmen des De-facto-Präsidenten Michel Temer immer mehr zunimmt.

- Das "Verbrechen" von Lula besteht darin, zur großen Hoffnung für das
Wiederaufleben Brasiliens und die Wiederbelebung der progressiven
Bewegungen in der Region zu werden.

- Das "Verbrechen", für das Lula verurteilt wird, ist das "Verbrechen"
der Linken, jenes, für das auch Dilma, Nicolás Maduro, Evo Morales,
Cristina Fernández und jeder andere Führer, der sich nicht dafür
hergibt, seinen Kopf zu senken und Befehle aus dem Norden zu befolgen,
verurteilt werden soll.

Gabriela Ávila Gómez

"Granma", Havanna
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Das Finanzsystem, eine Waffe von verheerender Wirkung

Jeder neu gewählte Präsident der USA spricht mit Blick auf den Rest
der Welt davon, daß er - bezogen auf das Land, das Meer und die Luft -
unschlagbare Waffensysteme besäße, die er auch ohne zu zögern
einzusetzen bereit sei. Pentagon und NATO liefern die Kalkulationen
für die Tötungsraten, für die Zerstörung von Infrastrukturen, von
Bauwerken, von Schätzen der Natur. Das alles sind elementare Bausteine
in der geopolitischen Strategie der USA. So wird der hegemoniale
Anspruch der USA untermauert. Obwohl die USA in allen größeren
militärischen Konflikten nach 1945 nur Niederlagen erlitten haben,
wird stabsmäßig der militärische Enthauptungsschlag gegen Rußland und
China (in dieser Reihenfolge) vorbereitet. Im Schatten dieser
militärstrategischen Planungen und von den kapitalfreundlichen Medien
bewußt verschwiegen, wirkt bereits seit langem eine Waffe mit
verheerender Sprengkraft, welche Washington bereits 1944 konstruiert
und seitdem ununterbrochen zum Einsatz gebracht hat: In Bretton Woods,
Bundesstaat New Hampshire, wurde damals in Anwesenheit von 700
Delegierten aus 44 Ländern, lange vor Ende des 2. Weltkrieges, das
moderne, bis heute praktizierte imperialistische Finanzsystem aus der
Taufe gehoben.

Das geschah in einer brutalen Konfrontation gegenüber Großbritannien,
das schon als Schuldnerland angereist war und als Weltmacht dritten
Ranges nach London zurückfuhr. Das Pfund Sterling war als
Weltleitwährung beerdigt worden. Mit diesem Finanzsystem und der bald
einsatzfähigen Atombombe als Rückgrat der Hegemoniemacht USA sollte
für lange Zeit das politische, ökonomische und finanzielle Leben auf
unserem Planeten maßgeblich bestimmt werden.

Es verfügt - von den USA dominiert, flexibel gelenkt und ständig
vervollkommnet - bis heute über Eckpfeiler, Koordinaten, Institutionen
und Regeln, die seine Gefährlichkeit für alle Völker begründen.
Bretton Woods ist der Ausgangspunkt für die Inthronisierung des
Dollars als Weltleitwährung, bestimmend für den Handel mit
strategischen Rohstoffen, mit Agrarprodukten und Lebensmitteln, für
den Handel mit Devisen und Aktien. Die anfänglich verfügte und
gesicherte Golddeckung jedes Dollars sollte die Attraktivität einer
nationalen Währung im internationalen Finanz- und Handelsleben
erhöhen. 1973 wurde die Golddeckung abgeschafft. Wenn auch die
Weltbank und der Internationale Währungsfonds (IWF) erst viele Jahre
später zur vollen Wirksamkeit kamen, gelang es den USA mit diesen
Einrichtungen dennoch, Weltfinanzkontrolleure und -polizisten in der
internationalen Finanzwelt zu etablieren. Bretton Woods ist der
Wegbereiter für den Aufstieg einiger US-Banken zu den einflußreichsten
der Welt. Die Wallstreet dominiert bis heute das Börsenleben auf allen
Kontinenten.

Das imperialistische Finanzsystem, in das alle Finanzinstitutionen der
kapitalistischen Staaten direkt oder indirekt integriert sind, hat ein
weltumspannendes Netz von finanziellen Beziehungen, Abhängigkeiten,
Sanktionen, Verboten und Blockaden gesponnen, aus dem es scheinbar
kein Entrinnen gibt. In dieses Netz sind auch alle Länder der EU,
insbesondere der Eurozone mit der EZB eingebunden. Eine unrühmliche
Rolle dabei spielt das deutsche Finanzministerium. Der rigorose Kurs,
Finanzhilfen, Kredite nur gegen Privatisierungen von Staatseigentum,
Eingriffe in den Staatshaushalt, Absenkung von sozialen Standards als
angebliche Sicherheiten zu vergeben, hat in den Mittelmeerländern der
Eurozone das Armutsproblem massiv verschärft.

Als Waffe wirkt dieses System weitgehend lautlos, aber kontinuierlich.
Es erfaßt ohne Vorwarnung in kürzester Zeit alle Kontinente, alle
Bürger, alle Kontoinhaber, Aktienbesitzer, alle Staatshaushalte. Sein
Vorzug: Es kann effizient, punktgenau, in Abstufungen gegen Staaten,
Regionen, Klassen, Schichten und einzelne Bevölkerungsgruppen zur
Anwendung gebracht werden. Durch finanzielle Vorteile, Sanktionen,
Kreditsperrungen, Zinserhöhungen bzw. -senkungen, über Käufe bzw.
Verkäufe von Staatsanleihen, über Einflußnahmen auf Währungsparitäten,
durch Preisdiktate können Staatshaushalte über Nacht in Schieflage
gebracht, Volkswirtschaften in den Bankrott getrieben werden. Das
finanzielle Vorgehen gegen Rußland nach der Eingliederung der Krim in
das russische Staatsgebiet und nach der russischen Hilfe für die
Bevölkerung in der Ostukraine ist in dieser Hinsicht exemplarisch.
Durch scharfe finanzielle Sanktionen und unter Androhung hoher Strafen
sollen nationale russische Banken gezwungen werden, die Finanzierung
der russischen Rüstungsindustrie und anderer wichtiger Bereiche der
Volkswirtschaft abzubrechen. Teile der russischen Bourgeoisie sollen
veranlaßt werden, ihre Loyalität gegenüber der russischen Regierung
aufzugeben und nationale wirtschaftliche Aufgabenstellungen zu
boykottieren.

Das imperialistische Finanzsystem als Waffe wurde in Griechenland
deutlich und zugleich abschreckend zum Einsatz gebracht. Dabei wollte
man die Dominanz des US-Dollars niemals in Frage stellen.
Griechenland, das den Mut hatte, sich den internationalen und
europäischen Finanzinstitutionen entgegenzustellen,
sozialverträglichere und finanziell günstigere Kreditaufnahmen und
Rückzahlungsbedingungen auszuhandeln, insbesondere sich nicht den
Forderungen des deutschen Finanzministers zu beugen, wurde durch ein
brutales Finanzdiktat in die Knie gezwungen und weiter verarmt.

Dieses Konstrukt bestimmt in allen Segmenten des internationalen
Handels die Spielregeln. Es hat über Regierungen die nationalen
Steuersysteme so ausgerichtet und strukturiert, daß die Renditen auf
Finanzprodukte so wenig wie möglich geschmälert werden dürfen. Die
Banken und der Umverteilungsprozeß von unten nach oben haben gefahrlos
zu funktionieren. Mit der Schaffung von Steueroasen fließen gewaltige
Kapitalmengen (Banken- und Konzerngewinne) aus Entstehungsländern in
Oasenstaaten, was schon einer perfiden ökonomischen und finanziellen
Diskriminierung der Entstehungsstaaten gleichkommt. Die Sogwirkung der
Steueroasen gehört zum imperialistischen Finanzsystem, macht es für
einige Länder erst richtig attraktiv. Der Konkurrenzvorteil durch den
Standort der Produktion, der Handels- und Finanztätigkeit und die
Steueroase sind zwei wichtige Achsen im Vehikel der Profitproduktion.
Alle Maßnahmen und Aktionen des Systems sind aus Sicht des nationalen
und internationalen Rechts gesetzeskonform, haben immer juristische
Absicherungen. Damit besitzen die USA eine Waffe, mit der es möglich
ist, ohne den Einsatz von Schwarzpulver, von Dynamit und ohne
amerikanische Militärstiefel einen Staat so weit zu bringen, daß er
sich den Regeln der US-Finanzindustrie beugt und zu Washingtons
gehorsamem Mitspieler wird.

Einige Implosionen haben in den vergangenen Jahren das
imperialistische Finanzsystem zum Zittern gebracht, es aber nicht
einstürzen lassen. Der größte Schaden war die internationale
Finanzkrise 2008. Defekte wie Insolvenzen im Bankensektor,
gesetzwidrige Zinsabsprachen zwischen Großbanken und das schmutzige
"Cum Ex"-Geschäft im internationalen Aktienhandel, bei dem der
Staatshaushalt der BRD ca. 12 bis 15 Milliarden Euro verloren hat,
werden als Betriebsunfälle abgetan. Man jongliert weiter mit
Milliarden und Billionen Euros und Dollars, als hätte es keine
internationale Finanzkrise gegeben.

Die gegenwärtige wirtschaftliche Konstellation füttert praktisch die
Finanzindustrie, regt sie zu "neuen kreativen" Lösungen an. Die
außerordentlich hohen Gewinne der 30 DAX-Unternehmen (es waren 2016
über 114 Mrd. Euro), ihre absehbare relativ schwache ökonomische
Verwertung durch produktive Investitionen, die scheinbar ausgereizten
großen Technologien, die keine großen Investitionen mehr lohnen, die
Furcht vor der möglichen Entstehung neuer Überkapazitäten und die
Nullzinspolitik der EZB treiben große Kapitale über die Banken in
risikoreiche, dubiose Finanzprodukte, in Spekulationsobjekte, ins
Immobiliengeschäft, in den Aktienhandel.

Letztlich mißt sich die Effizienz des imperialistischen Finanzsystems
an einigen politischen, ökonomischen und militärstrategischen
Kriterien. In erster Linie hat es den hegemonialen Machtanspruch der
USA bedingungslos zu sichern und zu festigen, einschließlich der
sanften bzw. brutalen finanziellen Disziplinierung dieses oder jenes
Staates. Es hat die Aufgabe, die Gräben zwischen wohlhabenden und
armen Staaten, zwischen Reichtum und Armut nicht einzuebnen, sondern
dauerhaft zu erhalten. Es ist dazu da, sich entwickelnde politische
und soziale Konfliktpotentiale, die für die USA gefährlich werden
könnten, mit entsprechenden finanziellen Mitteln und Methoden zu
neutralisieren, auf die Gefahrenstufe null herunterzufahren.

Es gehört zu den Absurditäten, daß die USA als eine der am höchsten
verschuldeten Nationen noch weiter ein weltweites Finanzsystem
dominieren und die Regeln in den internationalen Finanzbeziehungen
vorgeben. Diese Absurdität gründet sich allerdings auf einige harte
Fakten, die mindestens noch acht bis zehn Jahre Bestand haben werden.
Die USA verfügen immer noch über die größte Volkswirtschaft mit dem
höchsten Produktivitätsniveau. Im Jahre 2017 erzielten die USA ein
Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 19,4 Billionen US-Dollar. In China
waren es in diesem Jahr 11,9 und in der BRD 3,65 Billionen US-Dollar.

Der Bankensektor der USA realisiert weltweit die meisten und größten
Umsätze. Die Zinspolitik der USA, initiiert durch die Notenbank der
USA (FED), kann maßgeblich das Wohl und Wehe vieler Banken und
Staatshaushalte beeinflussen. Die Notenbank (FED) ist nach wie vor
der zentrale Schalter für das internationale Finanzgeschehen. Die USA
sind in der Lage, direkt auf Grund ihrer eigenen wirtschaftlichen
Stärke und indirekt, über befreundete Staaten, die Preisdynamik bei
fast allen strategischen Rohstoffen und Produkten zu ihren Gunsten zu
bestimmen. Durch Militärstützpunkte (weltweit über 700) auf allen
Kontinenten sind die USA in der komfortablen Situation, jede
Investition, jede Kapitalanlage gegen mögliche Verstaatlichungen,
Enteignungen zu schützen. Das US-Militär und das Finanzsystem sind in
einer unheilvollen Allianz miteinander verbunden. Das imperialistische
Finanzsystem selbst befindet sich in einem ständigen Kriegsmodus.

Wie kann dieses System als Waffe entschärft, seine Umverteilungs-,
Verarmungs- und Bedrohungsfunktion für Staaten, Regionen und große
Teile der Bevölkerung abgebaut, seine Stützungsrolle für die USA und
die NATO geschwächt werden? Welche Kräfte könnten das bewirken? Da ist
an erster Stelle der stetige wirtschaftliche, wissenschaftliche und
technologische Aufstieg Chinas zu nennen. Rußland ist unter Putin
offensichtlich auf den meisten Gebieten in waffentechnischer und
militärorganisatorischer Hinsicht auf Augenhöhe mit den USA. Aber die
wirtschaftliche Schwäche Rußlands (keine leistungsstarke
Verarbeitungsindustrie, stark rohstofflastiger Export) wird auch in
den nächsten zehn bis fünfzehn Jahren die USA nicht in Verlegenheit
bringen. China ist auf dem Weg, das größte Bruttoinlandsprodukt (BIP)
zu erzeugen, den Produktivitätsrückstand gegenüber den USA aufzuholen,
im Welthandel das Prinzip der ökonomischen Gleichberechtigung und des
gegenseitigen Vorteils durchzusetzen. China als größtes Gläubigerland
gegenüber den USA besitzt alle Voraussetzungen, um in den kommenden
acht bis zehn Jahren den Dollar als Weltleitwährung in die zweite
Reihe der Weltwährungen zu drücken, die internationalen
Finanzbeziehungen auf eine neue Grundlage zu stellen. Sich von den
Fesseln des imperialistischen Finanzsystems total zu lösen, ist für
China eine kolossale Herausforderung.

Es gibt in China und in Rußland Pläne, schrittweise ein vom US-Dollar
unabhängiges Zahlungssystem aufzubauen. Es würde für einen
unbestimmten Zeitraum mit dem US-dominierten Finanzsystem koexistieren
müssen. Aufgrund der noch vorhandenen eigenen ökonomischen Schwächen
würden die Nachteile und Verluste für China und Rußland größer sein
als die möglichen Vorteile. Bretton Woods hatte damals mit einer
einzigen Aktion die Vorherrschaft des englischen Pfunds als
Weltleitwährung beendet.

Auch der begonnene marktwirtschaftliche Zusammenschluß einiger Länder
mit großen Volkswirtschaften - Brasilien, Rußland, Indien, China,
Südafrika (BRICS-Staaten) - verfügt noch nicht über das ökonomische
Potential, um die US-Hegemonie in der internationalen Finanzwelt zu
gefährden. Außerdem ist mit stark divergierenden politischen und
geostrategischen Interessen in diesem Zusammenschluß zu rechnen.

Ein weiterer entscheidender Grund für das Fortbestehen des
US-dominierten Finanzsystems besteht darin, daß alle großen
Industriestaaten Europas plus Japan, Kanada und Australien keine
gravierenden Nachteile, Einschränkungen oder Verluste durch dieses
System hinnehmen müssen. Für diese Staaten, selbst Mitspieler und
Mitgestalter in diesem Reigen, bedeutet die Akzeptanz der
US-Finanzhegemonie zugleich Realisierung von Schutz- und
Sicherheitsbedürfnissen durch die NATO, also die USA.

In der gegenwärtigen internationalen finanzpolitischen Konstellation
zeigt sich, daß mit Ausnahme von China kein anderes Land, keine andere
Staatengemeinschaft Aussichten hat, sich in absehbarer Zeit
erfolgreich von den Fesseln des US-dominierten Finanzsystems zu lösen.

Die Hoffnung auf eine Entschärfung dieser Massenvernichtungswaffe ist
einerseits optimistisch und auch realistisch begründet, aber vorerst
produziert sie für die Masse der Weltbevölkerung in den nächsten
Jahren weiterhin Armut, wirtschaftliche Notlagen, finanzielle
Abhängigkeiten und gesellschaftliche Perspektivlosigkeit.

Prof. Dr. Achim Dippe, Berlin
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Kapitalismus als Ausgrenzungsmaschine

Sechs Bände mit Arbeiten von Werner Seppmann zur Klassenanalyse hat
der Mangroven-Verlag angekündigt, mit "Kapital und Arbeit" liegt der
erste vor. Er enthält, wie der Autor einleitend schreibt,
"Momentaufnahmen", die zwischen 2004 und 2007 als Beiträge des
Projekts "Klassenanalyse@BRD" der Marx-Engels-Stiftung veröffentlicht
wurden. Sie repräsentierten "das empirische und analytische Fundament
weiterer Studien zur Klassenproblematik", darunter die Bücher
"Ausgrenzung und Ausbeutung. Prekarisierung und Klassenfrage" (2013),
"Neoliberalismus, Prekarisierung und zivilisatorischer Verfall" (2015)
sowie "Die fragmentarisierte Klasse. Strukturveränderungen der
Arbeiterklasse" (für 2018 angekündigt).

Mit den Buchtiteln sind die entscheidenden Begriffe und Gegenstände,
die im Mittelpunkt auch dieses Bandes stehen, benannt. Der Autor
schreibt, selbst wenn die in diesem Band versammelten Texte bereits
"historische Bestandsaufnahmen" darstellten, seien sie unverzichtbar,
weil es "erst durch eine historisch-analytische Perspektive möglich
wird zu begreifen, was die Lohnabhängigen in diesen zwei Jahrzehnten
neoliberalistischer Umgestaltungen und einer offensiven Durchsetzung
von Kapitalinteressen mit Hilfe der Sozialdemokratie verloren haben".

Das Ausmaß der sozialen und zivilisatorischen Regression, um die es
hier geht, dämmert inzwischen selbst Bürgerzeitungen. Die soziale
Ungleichheit hat weltweit, aber auch innerhalb der Bundesrepublik
derartige Dimensionen angenommen, daß sie auch dort als Gefahr für die
wirtschaftliche und gesellschaftliche Stabilität wahrgenommen wird.

Seppmanns Buch führt zurück in die Zeit der "sozialpolitischen
Konterrevolution" durch die Regierung von SPD und Grünen zwischen 1998
und 2005, d. h. vor die Weltwirtschaftskrise von 2008 und das, was
sich mit der sogenannten Digitalisierung zur Zeit verbindet.

An Aktualität haben seine Analysen wenig verloren, im Gegenteil. Das
hängt vor allem mit der objektiven Seite seines Gegenstands zusammen,
den er so benennt: "Die Konfliktsituation zwischen Kapital und Arbeit
hat seit den 90er Jahren des 20. Jahrhunderts ein neues Gesicht
bekommen. Der Klassenwiderspruch ist offensichtlicher geworden."

Allerdings: Die Menschen seien zwar desillusioniert, sähen aber keine
Möglichkeit, ihre Situation grundsätzlich zu ändern. Zudem schränkt
Seppmann ein: "Eine Vorstellung vom gesellschaftlichen Antagonismus
ist noch kein Klassenbewußtsein." Aus der ökonomischen Struktur und
daraus resultierenden Widersprüchen lasse sich "kein automatisches
Klassenhandeln ableiten".

Im zweiten Schwerpunkt, dem Hauptinhalt des Buches, untersucht der
Autor, warum das so ist, die subjektive Seite. Vor allem: Was tut die
herrschende Klasse, damit alles bleibt, wie es ist? Die Frage danach
wird in der akademischen Sozialwissenschaft nur selten gestellt,
zumindest hierzulande. Dort werden zumeist die apologetischen Märchen
von "Individualisierung" oder "Risikogesellschaft", also vom
Verdampfen der Klassen, erzählt. Seppmann formuliert dagegen als eine
Art Forschungsmaxime: "Über die Unterklasse kann mit aufklärendem
Effekt nur geredet werden, wenn auch die 'Oberklasse', also die
Profiteure der ausbeutungsorientierten Umgestaltung der
Sozialverhältnisse, immer mit im Blick gehalten werden." Sein Ziel ist
aber nicht eine Soziologie der Mächtigen, sondern die Untersuchung des
Mechanismus, den diese nutzen, um das Subjektwerden der heutigen
Arbeiterklasse zu verhindern. Das bekannte Zitat des Superspekulanten
Warren Buffett ist dem Buch vorangestellt: "Es herrscht Klassenkampf,
und meine Klasse gewinnt."

Das läßt sich quantifizieren. Seppmann führt mehrfach im Buch das
gezielt herbeigeführte Absenken der Lohnquote, d. h. des Anteils der
Löhne und Gehälter am jährlichen Volkseinkommen, in der Bundesrepublik
an. Allein die SPD-Grünen-Regierung, die nach eigenem Bekunden für die
"neue Mitte" antrat, sorgte weltrekordverdächtig mit ihrer "Agenda
2010" für eine Reduktion dieses Anteils von neun Prozent, also für
Reallohnsenkung und Armut.

Der Autor zeigt, daß dafür ein reaktionärer Gesellschaftsumbau, nicht
nur eine Umverteilung von unten nach oben, nötig ist. Hier sind die
Stichworte "Spaltung, Fragmentarisierung und Abkoppelung" als
"Mechanismen der Kanalisierung gesellschaftlicher Widersprüche" für
ihn maßgebend. Sie führen zu einer "Zweidrittelgesellschaft", aber
nicht im Sinne der Erfinder dieses Terminus: Ein Drittel der
Bevölkerung lebt heute noch vergleichsweise komfortabel, zwei Drittel
sind in Armut oder wachsender "sozialer Gefährdung". Mit
entsprechenden Folgen für die "zivilisatorische
Reproduktionsfähigkeit", sprich: Verrohung und Entsolidarisierung,
verbunden mit Entrechtung und "Einschüchterung durch Verunsicherung".

Der Autor faßt zusammen: "Der heutige Kapitalismus funktioniert als
Ausgrenzungsmaschine." Sein Buch, das ein lesenswertes Kapitel über
Ostdeutschland als Experimentierfeld für soziale Zerstörung enthält,
ist eine Illustration dieses Satzes. Wer wissen will, wo und wie die
heutigen Zustände einschließlich Nazirabauken im Parlament ihren
Anfang nahmen, sollte es lesen.

Arnold Schölzel
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Die Arbeiterklasse zwischen Mythos, Verleugnung und Realität

Der verkannte Machtfaktor (Teil 1)
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Die wilden Lieder des jungen Karl Marx

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Kapitalismuskritik - ohne Marx?

In den vergangenen Jahren gab es in der internationalen Debatte
gesellschaftlicher Fragen etwas Neues: Namhafte Angehörige der
wissenschaftlichen Eliten, z. T. führend in internationalen
Organisationen tätig, haben ihre Kritik am Kapitalismus in einer Weise
verschärft, wie dies vor 20 Jahren nicht zu hören war. Die Ursache
dafür liegt in den zunehmenden Erschütterungen durch Kriege,
Hungerkatastrophen und Wirtschaftskrisen.

Der renommierte Schweizer Soziologe Jean Ziegler hat in
mehreren Schriften die sozialpolitischen Auswirkungen der
kapitalistischen Ordnung scharf gekennzeichnet. Sein Buch "Ändere die
Welt"(1) trägt den Untertitel "Warum wir die kannibalische Weltordnung
stürzen müssen". Die Antwort gibt er in radikaler und faktenreicher
Kapitalismuskritik, die in jedem Punkt volle Unterstützung verdient.

Allerdings finden sich zwei Aspekte, die zu hinterfragen sind.

Erstens geht es darum, worin die ökonomischen und politischen
Grundlagen dafür bestehen, daß dieses System entstehen, sich festigen
und bis zur heutigen Stärke entwickeln konnte. Die von Marx
analysierte Rolle des Privateigentums an den Produktionsmitteln und
die davon ausgehende Frage der Macht wird ignoriert. In der Marxschen
Gesellschaftsanalyse sieht er lediglich den "gescheiterten Traum des
Karl Marx".(2) Er gesteht ihm nur zu: "Marx' großartige Vision lebt
weiter als Utopie der Emanzipation der Menschen."(3) So hat auch die
konsequenteste Kapitalismuskritik ihre Inkonsequenzen ...

Zweitens geht es darum, wie und mit welchen Kräften der von ihm
geforderte Sturz dieser kannibalischen Ordnung herbeigeführt werden
kann. Ziegler beantwortet diese Frage so: "Gegen die weltweite
Diktatur des globalisierten Finanzkapitals, ihrer Satrapen und
Söldner, erhebt sich heute ein neues geschichtliches Subjekt: die
weltweite Zivilgesellschaft."(4) Zu dieser Zivilgesellschaft zählt er
alle Organisierten und Nichtorganisierten, die sich gegen die
verschiedenen Formen von Unterdrückung, Ausbeutung, Benachteiligung
und Ungerechtigkeit wehren. Diese Aktivitäten verdienen natürlich
jegliche Unterstützung. Jedoch sind die politischen Ziele dieser
Organisationen wie Gewerkschaften, Naturschutzbünde, NGOs recht
unterschiedlich, z. T. gegensätzlich, aber sie stehen der
einheitlichen Position von Machterhalt und Besitzsicherung der
herrschenden Klassen gegenüber. Der Ausweg bestünde in der Entfaltung
einer "solidarischen Vernunft", und diese "handelt spontan, keine
Parteilinie und kein Dogma engen sie ein".(5) Der Autor sieht also
keine Notwendigkeit einer einheitlichen Organisation, Leitung und
Strategie. Um die Herrschaft des heute international organisierten
Industrie-, Finanz- und Rüstungskapitals zu brechen, bedarf es nach
Ziegler nur des folgenden: "Die allermeisten Oligarchen stammen aus
Nordamerika und Europa. Bürger und Bürgerinnen dieser Staaten besitzen
laut Verfassung alle demokratischen Rechte, Freiheiten und Werkzeuge,
die notwendig sind, um die Diktatur der Konzerne zu stürzen. Alles,
was es braucht, ist, die verfassungsmäßigen Waffen zu ergreifen und
sie gegen die weltbeherrschenden Finanzoligarchen zu richten ..., und
schon morgen früh bricht die kannibalische Weltordnung zusammen."(6)
Man braucht nur wenig Geschichtswissen zu der Erkenntnis, wie
wirklichkeitsfremd und wissenschaftlich unseriös diese Vorstellung
ist.

Zieglers berechtigte Fragen lassen sich mit Marx so beantworten: Ohne
revolutionäre Theorie, ohne entwickeltes Klassenbewußtsein, ohne
Organisation und zentrale Leitung und ohne revolutionäre Strategie
kein Sturz dieses kannibalischen Systems!

Eine ähnliche Position findet sich bei dem ebenfalls international
angesehenen US-amerikanischen Politologen Noam Chomsky. Er
beantwortet in seinem Buch die Frage: "Wer beherrscht die Welt?"(7)
Mit großer Scharfsichtigkeit, mit faktenreichen Darlegungen und mit
eindeutigen Wertungen stellt er die vom nordamerikanischen Finanz- und
Rüstungskapital betriebene und von der jeweiligen USA-Regierung
realisierte Politik einschließlich ihrer militärischen Komponente als
Weltherrschaftsstreben dar. Er belegt dies mit der Erklärung der
Clinton-Administration: "... die Vereinigten Staaten haben das Recht,
militärische Gewalt einzusetzen, um sich ungehinderten Zugang zu
Schlüsselmärkten, Energievorräten und strategischen Ressourcen zu
verschaffen."(8) Die von dieser Position ausgehenden Gefahren für die
Weltgesellschaft schildert Noam Chomsky anschaulich an zahlreichen
Vorgängen der vergangenen Jahrzehnte. Viele Aspekte der radikalen
Kapitalismuskritik Chomskys kommen marxistischem Denken recht nahe.
Daher ist es bedauerlich, daß er die tiefer gehenden und umfassenderen
Analysen des Zusammenhangs von Privateigentum an den
Produktionsmitteln, Profitmaximierung, Kapitalkonzentration, der
Lösung des Finanzkapitals vom realen Produktionsprozeß, wie sie in der
marxistischen Literatur vorliegen, ignoriert. Dadurch bleibt er bei
der Kritik von Oberflächenerscheinungen und Wirkungen, statt auf
Ursachen und Wurzeln zurückzugreifen, die er eben bei Marx fände. Den
Grund dafür erkennt man bei Betrachtung seiner Schlußfolgerungen. Er
stellt die Frage: "Welche Grundsätze und Werte regieren die Welt?"(9)
Er fordert: "Diese Frage sollte in den Köpfen der Bürger reicher und
mächtiger Staaten an erster Stelle stehen." Nun werden aber die Köpfe
der Bürger dieser Staaten täglich vom politischen und journalistischen
Mainstream mit jenen westlichen "Werten" vollgestopft, die ja die
geistigen und weltanschaulichen Garantien für den Erhalt dieses
Systems enthalten. Die "Bürger reicher und mächtiger Staaten" nach 412
Seiten radikaler Kapitalismuskritik mit dem Verweis auf die westlichen
Grundsätze und Werte zu entlassen, ist eindeutig eine Sackgasse. In
diese gerät man, wenn man bei allen ernsthaften antikapitalistischen
Absichten an Marx vorbeikommen will.

Diese Autoren sowie gleichgesinnte Akteure sind selbstverständlich
engste Verbündete aller fortschrittlichen antikapitalistischen Kräfte.
Dabei geht es gegenwärtig - da wir in den hochentwickelten
Industrieländern keine revolutionäre Situation haben - um die
Erkämpfung spürbarer sozialpolitischer Verbesserungen und um
Herstellung friedenspolitischer Sicherheit. An diesem Kampfabschnitt
müssen alle antikapitalistischen Kräfte gemeinsam agieren, um einen
Massenwiderstand gegen das "kannibalische System" und gegen eine
"Wirtschaft, die tötet" (Papst Franziskus) zu formieren.

Aber hier tritt die Dialektik dieses Prozesses zutage. Einerseits
tragen die genannten wie viele ungenannte Kapitalismuskritiker dazu
bei, breitere Volksschichten von der Menschenfeindlichkeit dieses
Systems zu überzeugen und in den Kampf dagegen einzubeziehen.
Andererseits aber empfehlen sie Lösungswege und Zielstellungen, mit
denen kein Systemwandel erreichbar ist und wodurch Kräfte ins Leere
geleitet werden. Damit wird trotz aller Erkenntnis der
Menschenfeindlichkeit dieses Systems der Kampf dagegen eher behindert.

Dieser dialektische Widerspruch muß von linker Strategie beachtet
werden. Bündnis mit allen prinzipiell Gleichgesinnten, aber auch
kollegialer und sachlicher Meinungsstreit über Strittiges. Dabei darf
nie vergessen werden, wo in den Auseinandersetzungen der Hauptfeind
steht.

Prof. Dr. habil. Herbert Meißner
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Warum bleibt Marx aktuell?

Auch bei Linken ist nicht selten zu hören -Marx, das war doch vor mehr
als 150 Jahren, der ist doch längst überholt. "Von wem?", fragte
jemand. Eine Frage, die ich gut finde. Denn seit Marx und Engels das
Kommunistische Manifest und das Kapital veröffentlich hatten, haben
bürgerliche Wissenschaftler immer wieder versucht, dessen Inhalte zu
widerlegen - dahin gehende Erfolge sind mir nicht bekannt. Nach der
Niederlage der sozialistischen Staaten in Europa - des ersten Anlaufs,
eine alternative Gesellschaftsordnung zum Kapitalismus auf
marxistischer Grundlagen zu gestalten - fühlten sich die "Widerleger"
zum ersten Mal bestätigt. Doch als die Ernüchterung einsetzte, war
selbst von Nichtmarxisten zu hören: "Was Marx über den Kapitalismus
geschrieben hat, ist richtig, es ist aber alles noch viel schlimmer."

Warum bleibt Marx aktuell?

Der Marxismus ist eine Wissenschaft, die sich wie andere
Wissenschaften auch weiterentwickelt, deren Grundaussagen aber gültig
bleiben, was ein Beispiel aus der Physik verdeutlichen mag. Die
moderne Quantentheorie war eine qualitativ enorme Weiterentwicklung
der Physik, doch die Newtonschen Axiome wurden deshalb nicht ungültig.

Was sich ändert, ist der Zugewinn neuer Erkenntnisse, sind
Präzisierungen, Erweiterungen. Lenin analysierte - sich auf den
Marxschen wissenschaftlichen Sozialismus berufend - detailliert die
imperialistische Entwicklungsstufe des Kapitalismus und zog daraus
Schlußfolgerungen für die aktuellen Klassenkämpfe.

Seine theoretischen Arbeiten und praktischen Erfahrungen bereicherten
die marxistische Theorie in großem Umfang, stellten sie aber nie in
Frage. Auch der Kapitalismus der Gegenwart unterscheidet sich in
seinen Erscheinungsformen grundsätzlich von dem Bild, das er zu Marx'
Lebzeiten bot. Anders als damals werden heute durch die Banken
Geschäfte mit virtuellen Werten (Wertpapieren) gemacht. Die Differenz
zwischen Armut und Reichtum ist inzwischen so groß, wie Marx es sich
sicher kaum vorstellen konnte. Doch die alte Triebkraft, die
uneingeschränkte Gier nach Profit, bleibt systembestimmend. Das
Betriebsgeheimnis des Kapitalismus ist, wie Marx es herausarbeitete,
die private Aneignung der gesellschaftlichen Arbeitsergebnisse, heute
erweitert durch die Aneignung aller für das Leben der Gemeinschaft
notwendigen Bedingungen, einschließlich des Trinkwassers.

Die wissenschaftliche Leistung von Marx und Engels geht über die
Analyse der kapitalistischen Gesellschaftsformation weit hinaus. Sie
analysierten die Entwicklungs- bzw. Bewegungsgesetze der menschlichen
Gesellschaft, ausgehend von der Lösung des Menschen aus dem Tierreich
durch Arbeit und der immer weiteren Arbeitsteilung, die zu sich
ablösenden Gesellschaftsformationen mit jeweils sich gegensätzlich
gegenüberstehenden Klassen führt, bis hin zu einer klassenlosen
Gesellschaft. Das Kriterium für die Klassenzuordnung heißt: Eigentümer
von Produktionsmitteln einerseits und Nichteigentümer andererseits und
damit Besitzende = Herrschende auf der einen und Abhängige auf der
anderen Seite. Auch wenn sich die Zusammensetzung der Klassen
verändert, ändert sich an deren objektiver Lage nichts. Viele sich der
Mittelschicht zugehörig Fühlende sind - unabhängig von ihrem Wollen -
zur Klasse der Lohnabhängigen zu rechnen, selbst Wissenschaftler.

Marx kennzeichnet die Geschichte als eine Geschichte von
Klassenkämpfen. Er hat dem Proletariat den Ausweg aus der geistigen
Sklaverei gewiesen, in der alle unterdrückten Klassen bisher ihr Leben
fristeten. Sie werden immer einfältige Opfer von Betrug und
Selbstbetrug sein, solange sie nicht lernen, hinter allen möglichen
moralischen, religiösen, politischen und sozialen Phrasen, Erklärungen
und Versprechungen die Interessen dieser oder jener Klasse zu suchen.

Der von Marx als Triebkraft der Entwicklung benannte Widerspruch von
Produktivkräften und diesen nicht mehr entsprechenden
Produktionsverhältnissen drängt zu einer Lösung. Marx hat diesen
Prozeß als unausweichlich bezeichnet, aber keine Zeitvoraussagen
gemacht und nicht behauptet, daß er gradlinig verläuft. Lenin warnte
vor möglichen Rückschlägen, deren Ursache er vor allem in mangelnder
Qualität der führenden Partei sah, wenn sie es nicht versteht, die
Massen (das Volk) mitzunehmen und ständige
Produktivitätsverbesserungen zu organisieren.

Die im dialektischen Materialismus benannten Widersprüche als
Triebkraft der Entwicklung gelten weiterhin. Neben dem
Grundwiderspruch die unterschiedlichen Widersprüche aufzuzeigen und
aus der Analyse die Schlußfolgerungen für den aktuellen Klassenkampf
abzuleiten, hat Lenin meisterhaft verstanden und praktiziert.

Für den, der heute in der scheinbar unorganisierten Welt mit der
enormen Vielfalt und Komplexität der Erscheinungen den Durchblick
behalten will, erweist sich der Marxismus-Leninismus nach wie vor als
guter Kompaß. Warum sollen oder wollen Linke darauf verzichten? In
schwierigem Gelände ist ein Kompaß besonders wichtig.

Horst Neumann
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Der Planwirtschaft gehört die Zukunft

Bei vielen, auch Linken, gibt es gegenwärtig geringe Bereitschaft oder
gar Abneigung, in einer Planwirtschaft eine Alternative zur
kapitalistischen Marktwirtschaft zu suchen. Mit dem Verweis auf die
praktizierte Planwirtschaft in den sozialistischen Ländern wird sie
als innovationsfeindlich, uneffektiv und bürokratisch abgetan.

Eine solche Einstellung kann ich aus den Erfahrungen der
Wirtschaftspraxis in kapitalistischen wie auch aus unserer eigenen
Wirtschaftstätigkeit heraus nicht teilen. Für mich gehört der
Planwirtschaft eindeutig die Zukunft, wobei natürlich gründlich
darüber nachgedacht werden muß, wie sie konkret auszugestalten ist.

Planung bedeutet doch zunächst einmal nichts weiter, als daß es zum
Wesen jeglicher menschlicher Tätigkeit gehört, vor jeder Entscheidung
eine gedankliche Vorwegnahme dessen vorzunehmen, was man erreichen
will. Planung beinhaltet demnach im Prinzip immer nur die Bestimmung
des Zieles, die Erfassung aller dazu erforderlichen Mittel und Kräfte,
die Festlegung der Maßnahmen, die Organisation der Durchführung,
Erfolgskontrolle und gegebenenfalls die Korrektur der Maßnahmen. Doch
immer noch weit verbreitet ist die Forderung, der Staat solle sich in
die Wirtschaft nicht einmischen, ebenso die "Gewißheit", der Markt
würde es schon richten, womit von einer Überlegenheit der
Marktwirtschaft über die Planwirtschaft ausgegangen wird, da sie
allein Effektivität und Wachstum ermöglichen würde. Tatsächlich
scheint es einen gewissen Zusammenhang zwischen kapitalistischer
Marktwirtschaft und Wirtschaftswachstum zu geben, zumindest hat sich
die Entwicklung der Produktivkräfte in der gesamten vorherigen
Menschheitsgeschichte nie so rasant entwickelt wie in der Zeit der
kapitalistischen Marktwirtschaft auf der Basis des Privateigentums.

Legt man jedoch für ein praktikables Wirtschaftsmodell ausschließlich
Effektivitätskriterien, Wachstum und Innovationsfähigkeit zugrunde,
geht das deutlich an den wirklichen Problemen unserer Zeit vorbei.

Das alleinige Kriterium in höherentwickelten Industriestaaten sollte
nicht noch mehr Wachstum sein, obwohl dieses auch zukünftig eine
bestimmte Rolle spielen wird, sondern die Frage einer gerechteren
Verteilung der gemeinschaftlich erwirtschafteten Reichtümer, die
Lösung gravierender Probleme wie Massenarbeitslosigkeit, Spaltung der
Gesellschaft in Arm und Reich, Zukunftsängste der Menschen. All diese
Gebrechen der kapitalistischen Gesellschaftsordnung werden nicht nur
von Kommunisten benannt, sondern sind bereits in das Bewußtsein
breitester Bevölkerungsschichten eingedrungen. Allerdings werden sie
oft als eine Art Naturgesetz betrachtet, an dem man nichts ändern
könne. Doch diese Probleme werden von Menschen gemacht und können auch
nur durch bewußtes Handeln der Gesellschaft gelöst werden. Man muß
erkennen, daß in der Gesellschaft nichts, absolut nichts passiert,
ohne daß es auf Entscheidungen und Handlungen von Menschen
zurückzuführen ist. Die Frage ist nur: Wer entscheidet mit welchen
Befugnissen, aus welchem Interesse und welchem Wissensstand über
Konsequenzen seiner Entscheidung? Wir wissen, daß nahezu alle auf
wirtschaftspolitischem Gebiet getroffenen Entscheidungen von
Kapitaleigentümern nach dem Maßstab höchsten eigenen Profits getroffen
werden, was zwangsläufig die genannten Probleme verursacht. Die
kapitalistische Gesellschaftsordnung hat sich über Jahrhunderte hinweg
als unfähig erwiesen, die volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Prozesse im Interesse aller Menschen, des Schutzes der Natur und der
Sicherung des Friedens zu organisieren. Der Kapitalismus hat zwar nach
jeder "Katastrophe" (Krisen, Kriege, soziale Kämpfe usw.) eine gewisse
Stärke zurückgewonnen, doch deren Folgen nehmen für Mensch und Natur
immer verheerendere Ausmaße an.

Deshalb halte ich es für ein Gebot gesellschaftlicher Vernunft, die
Anarchie der kapitalistischen Produktionsweise zu überwinden, das
Privateigentum an Produktionsmitteln aufzuheben und solche
Verhältnisse zu schaffen, daß die Gesellschaft Herr ihrer selbst wird.
Ihre Abhängigkeit von der scheinbaren Allmacht des Kapitals muß
überwunden werden, weil sonst die menschliche Existenz auf dieser Erde
generell gefährdet ist - so deutlich muß man das benennen.

Mit solchen Vorhaben wie Energiewende, Verkehrsprojekte, Mindestlöhne,
Mietpreisbremse, Bankenkontrolle, Umweltschutzauflagen u. a. versucht
der Staat offensichtlich gegenzusteuern, doch muß das alles Stückwerk
und ziemlich wirkungslos bleiben, weil eben an dieser "Allmacht" des
Privatkapitals nicht gerüttelt wird. Es werden bestenfalls Symptome
bekämpft, die Ursachen aber nicht beseitigt. So können Mindestlöhne
und Vermögenssteuer (sollte sie je ins Auge gefaßt werden) nicht
verhindern, daß Kapitaleigner immer reicher werden und der Rest der
Bevölkerung immer weiter verarmt. Die Mietpreisbremsen verhindern
keinen Mietwucher. Trotz aufwendiger internationaler Inszenierungen
und Aktionismen schreitet die Klimakatastrophe weiter voran. Die
Festlegungen zur "Energiewende" laufen praktisch ins Leere.

Natürlich waren auch für die DDR-Volkswirtschaft Fragen von
Effektivität und Wirtschaftswachstum eminent wichtig, aber dem
übergeordnet war die Maxime, daß die Wirtschaft dem Wohl des Volkes zu
dienen hat und nicht dem der Kapitaleigentümer. Die Organisierung
aller Wirtschaftsabläufe, die auf die Interessen der ganzen
Gesellschaft und aller ihrer Mitglieder ausgerichtet ist - das ist
Planwirtschaft. Damit wurde bewiesen, daß Arbeits- und Obdachlosigkeit
vermieden werden können, eine soziale Spaltung der Gesellschaft in Arm
und Reich nicht entstehen muß, daß Ursachen für
Flüchtlingskatastrophen und Kriege beseitigt werden können und vieles
andere mehr. Festzuhalten bleibt, daß unsere Planwirtschaft der
kapitalistischen Anarchie, also der Nichtbeherrschbarkeit
volkswirtschaftlicher und gesamtgesellschaftlicher Prozesse, deutlich
überlegen war.

Das "Geheimnis" unserer in diesen Fragen überlegenen
Wirtschaftspolitik liegt vor allem darin begründet, daß wir konsequent
eine Entprivatisierung der Eigentumsverhältnisse vorgenommen und damit
überwiegend vergesellschaftetes Eigentum (Volkseigentum) geschaffen
haben. Das war die grundlegende Voraussetzung dafür, daß die
Gesellschaft - vertreten durch entsprechende staatliche Organe - die
Verfügungsmacht über die Leistungspotentiale, Produktionsmittel,
Energien usw. übernehmen und im Interesse aller Menschen ausüben
konnten. Wir haben uns nicht in die Abhängigkeit von wirtschaftlichen
Machtstrukturen begeben, die ihre Entscheidungen nur auf die eigene
Profiterwirtschaftung ausgerichtet haben. Für uns war der Bedarf der
Menschen und der Gesellschaft Ausgangs- und Zielpunkt allen
wirtschaftlichen Handelns, und nicht nur Mittel zum Zweck der
Profiterwirtschaftung. In dieser Beziehung haben wir für die
Konzipierung eines Wirtschaftsmodells der Zukunft enorm Wichtiges
einzubringen. Diese Erfahrungen darf man nicht ignorieren, auch wenn
ernsthafte kritische Analysen sehr angebracht sind.

Von allen Gegnern einer Planwirtschaft wird behauptet, daß sich diese
in der Praxis nicht bewährt hätte, denn sie wäre uneffektiv. Abgesehen
davon, daß das nicht bewiesen ist, muß gesagt werden, daß es mit
unserer konkreten Planmethodik nur ungenügend gelang, die Interessen
und Initiativen der Betriebe und Werktätigen auf eine bedarfsgerechte,
effektive Produktion zu lenken. Daraus aber zu schlußfolgern,
Planwirtschaft müsse gänzlich abgelehnt werden, ist sachlich nicht zu
begründen.

Es gibt einen weiteren Aspekt. Wir haben der Seite, die der
kapitalistischen Wirtschaft eine gewisse Stärke gegeben hat - den
Marktbeziehungen, d. h. den über die Preise vermittelten
Interessenausgleich zwischen Produzenten und Konsumenten - zu wenig
Beachtung geschenkt, haben diesen Wirkungsmechanismus als untauglich
für eine sozialistische Planwirtschaft angesehen und praktisch außer
Kraft gesetzt. Berechtigte Kritik daran sollte aber nicht an dem
Mechanismus an sich geübt werden, sondern an den Marktakteuren, also
vor allem den profitorientierten Entscheidungen der Privateigentümer
an Produktionsmitteln.

Ich bin überzeugt davon, daß eine bewußte, kontrollierte Ausnutzung
dieses Marktmechanismus ein unverzichtbares Element eines neuen,
zukunftsfähigen Planwirtschaftsmodells sein kann und sein muß.

Die Informationen, die aus einer Optimierung von kostengünstiger
Produktion und bestmöglicher Bedarfsbefriedigung auf der Ebene der
Ware-Geld-Beziehungen gewonnen werden, können einen bedeutenden
Beitrag leisten zur Qualifizierung des gesamten Planungsprozesses.
Plan und Markt stehen eben nicht nebeneinander, schließen sich auch
nicht gegenseitig aus. Sie stehen als ökonomische Kategorien ohnehin
nicht auf einer Ebene. Der Markt kann praktisch nur Informationen
liefern und Handlungen motivieren, aber die Planentscheidungen darüber
treffen immer nur die Eigentümer: die Kapitalisten auf der Jagd nach
Maximalprofit - im Volkseigentum nach Maßgabe der
Bedürfnisbefriedigung der Gesellschaft und der einzelnen Menschen. Ich
halte deshalb die Entwicklung eines marktgestützten
Planwirtschaftsmodells für erforderlich und für zukunftsfähig.

Dr. Peter Elz

 * 

Wissenschaftliche Weltanschauung

Lenin: "Der 'linke Radikalismus', die Kinderkrankheit im
Kommunismus" (Teil 2) 

Sendung des Deutschlandsenders vom 6. Mai 1974

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Meine Begegnung mit Karl Marx - 1941

Wenn ich hier behaupte, daß ich am 1. Oktober 1941 Karl Marx
persönlich begegnet bin, so wird der Leser sagen: Dieser Kerl hat
durchgedreht. Und doch entspricht meine Geschichte Punkt für Punkt der
Wahrheit.

Wir waren etwa 200 Rekruten, die an jenem Oktobertag auf dem Gelände
der Flak-Ersatz-Abteilung 12 in Berlin-Lankwitz antraten. Ein bunter
Haufen in Zivil, jeder mit einem Köfferchen oder Pappkarton in der
Hand. Etliche Unteroffiziere umkreisten uns wie Hirtenhunde ihre
Herde. Bald standen wir tatsächlich in Reih und Glied. Einer der
Wachtmeister machte einem Vorgesetzten Meldung. Dieser brüllte uns zu:
"Morgen Rekruten!" Zweihundertstimmig erscholl die Antwort: "Morgen" -
aber sehr viel dünner kam die Fortsetzung "Herr Hauptwachtmeister".
Der mickrige Gegengruß paßte dem Betreßten nicht.

Er stellte sich uns nun mit unverhohlener Ironie vor: Er sei der
Hauptwachtmeister Strehlow, gewissermaßen die "Mutter der Batterie".
Das also war der "Spieß". Er hielt eine kurze Rede, von der mir nur
noch in Erinnerung ist, welch großes Glück es doch für uns wäre,
gerade der 3. Batterie zugeteilt worden zu sein. Allein, daß unsere
Unterkunft so nahe am Kasernentor läge, sei für uns schon von Vorteil.
Während andere beim Ausgang erst den weiten Weg zur Wache zurücklegen
müßten, hätten wir mit unseren Bräuten die Bänke im Lankwitzer Park
längst besetzt. In diesem Kommißstil ging es noch eine Weile weiter.

Nach der "Zeremonie" durften wir unsere private Habe wieder
aufnehmen, und eine Gruppe von schon länger dienenden Gefreiten und
ein Obergefreiter führten uns in die Unterkünfte.

Dann ging es zur Kleiderkammer. Anschließend sollten wir uns in der
"Schreibstube" melden. Dort reihte ich mich bei den schon Wartenden
ein. Einer nach dem anderen wurden wir hineingerufen, um unsere
persönlichen Daten anzugeben. In dem kargen Raum - das Hitler-Bild an
der Rückwand bildete den einzigen "Schmuck" - saßen vier Gestalten,
die Kälte und Unnahbarkeit ausstrahlten: der Hauptwachtmeister, ein
Unteroffizier und zwei Gefreite. Wer den Raum betrat, hatte kaum
Bewegungsfreiheit: Eine Grundfläche von etwas über einem Quadratmeter
war von einer etwa 1,50 m hohen Holzbarriere umgeben, die jedem, der
sich solchermaßen eingezwängt sah, das Gefühl geben sollte, quasi ein
Angeklagter zu sein.

Ich hatte gerade den Verschlag betreten, da drängten sich noch zwei
weitere Personen - eine in Uniform, eine in Zivil - in das enge
Geviert. Der Uniformierte nahm Haltung an und wandte sich an den
Hauptwachtmeister: "Läufer vom Dienst von der 2. Batterie meldet sich
mit einem Rekruten zur Stelle."

Der Hauptwachtmeister sah erstaunt auf. "Und, was wollen Sie?" "Der
Herr Hauptwachtmeister der 2. Batterie läßt fragen, ob der Herr
Hauptwachtmeister noch einen Tischler gebrauchen kann." Und mit Blick
auf den Rekruten: "Der hier ist einer."

Der Spieß ließ seinen Blick von einem zum anderen schweifen. Irgend
etwas schien ihm nicht geheuer. Schließlich fragte er den Rekruten, wo
er zuletzt gearbeitet habe. Der nannte einen Berliner
Tischlereibetrieb. "Und, was haben Sie da gemacht?"

"Türen, Fenster und Wandverkleidungen, Herr Hauptwachtmeister." Der
grübelte einen Augenblick und meinte dann: "Wandverkleidungen - das
könnten wir gebrauchen. Haben Sie denn Beziehungen zu Holz?" Der so
Angesprochene, der die ganze Zeit einen ausgesprochen unglücklichen
Gesichtsausdruck aufgesetzt hatte, lebte sichtlich auf: "Da wird sich
gewiß etwas machen lassen, Herr Hauptwachtmeister!"

"Na gut", sagte dieser, und wandte sich an einen der Schreiber:
"Nehmen Sie die Personalien von dem Mann auf." Ich sah, wie der Läufer
vom Dienst plötzlich zu grinsen begann, der Rekrut aber sichtlich in
sich zusammensackte. Der Hauptwachtmeister, der während des Gesprächs
aufgestanden war, hatte sich wieder hingesetzt, um seine Papiere
durchzusehen. Der Schreiber nahm ein Formular zur Hand und fragte:
"Name?" Der Tischler atmete tief durch und sagte dann: "Marx."
Ruckartig richtete sich der Hauptwachtmeister hinter seinem
Schreibtisch auf. Ich hatte einen solchen Namen nie zuvor gehört,
merkte aber am Verhalten der anderen, daß hier etwas Besonderes
abging. "Sind Sie Jude?", fragte der Spieß. "Nein, Herr
Hauptwachtmeister." Der wandte sich wieder seinen Papieren zu. Das war
für den Schreiber das Zeichen, die Befragung fortzusetzen. "Vorname?"
Wieder tiefes Durchatmen bei dem Befragten. Dann: "Karl."

Wie von der Tarantel gestochen schoß der Hauptwachtmeister in die
Höhe, sein Stuhl knallte krachend an die Rückwand. Ich fuhr
erschrocken zusammen, begriff diese Aufregung ganz und gar nicht.
"Wollen Sie uns verscheißern, Mann?" "Nein, Herr Hauptwachtmeister,
ich heiße so." "Zehn Kniebeugen!"

Ich verstand noch immer nicht, was den Hauptwachtmeister so in Rage
versetzt hatte. Inzwischen war der Jüngling mit dem offensichtlich
Ärger auslösenden Namen dabei, sich einen Standort auszusuchen, wo er
dem Befehl des Hauptwachtmeisters nachkommen konnte.

Ich machte mich im wahrsten Sinne des Wortes "dünne", um ihm Raum für
seine Übung zu geben. Der Hauptwachtmeister hatte inzwischen zum
Telefonfonhörer gegriffen, um den Spieß der 2. Batterie anzurufen. Man
konnte das dröhnende Gelächter vom anderen Ende der Leitung ahnen.
Unser Vorgesetzter sagte jedenfalls mit grimmigem Humor, daß er sich
für das Angebot bedanke und der andere mit dem Kuckucksei gefälligst
selber fertig werden solle. Dann wandte er sich wieder dem Rekruten zu
und meinte: "Na, dann sehen Sie mal zu, wie Sie bei der Deutschen
Wehrmacht bestehen werden - und nun aber raus hier!"

Ich kann nicht leugnen, daß mich dieser Vorgang ziemlich
eingeschüchtert hatte. Wie sollte ich denn wissen, welcher Makel
vielleicht auch meinem Namen anhaftete? So antwortete ich denn,
danach gefragt, ziemlich leise. Wieder sah der Hauptwachtmeister auf.
"Was ist los, Mann? Sind Sie heiser?" "Nein, Herr Hauptwachtmeister."
"Na, dann antworten Sie laut und deutlich!"

Nun brüllte ich nach bestem Können meinen Namen in den Raum und war
froh, daß offenbar nichts Fragwürdiges damit verbunden war. Natürlich
dachte ich lange über das Erlebte nach, traute mich aber nicht, bei
irgendwem in meiner neuen Umgebung nachzufragen. Erst Jahre später
begriff ich, welch großem Namen ich an jenem 1. Oktober 1941 begegnet
war.

Helmuth Hellge

(Erstveröffentlichung im RF 119, Dez. 2007)
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Karl-Marx-Würdigung im "Widerspruch"

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Vom Sowjetkongreß direkt zur Denkmalseinweihung

Die ersten Monumente und Gedenktafeln zu Ehren von Karl Marx wurden in
Sowjetrußland 1918 eingeweiht. Am 12. April 1918 faßte der Rat der
Volkskommissare einen Beschluß über die Denkmäler der Republik. Danach
wurden Monumente, die zu Ehren der Zaren und ihrer Vasallen errichtet
worden waren und weder historischen noch künstlerischen Wert hatten,
abgerissen. Dafür sollten großen Denkern und Kämpfern für das Glück
der Menschheit sowie fortschrittlichen Künstlern aller Völker und
aller Zeiten Denkmäler gesetzt werden. Lenin unterzeichnete 1918 den
Regierungsbeschluß, der eine Liste dieser Denkmäler enthielt. Einen
besonderen Platz nahmen darin die Begründer des wissenschaftlichen
Kommunismus, Karl Marx und Friedrich Engels, ein.

Künstler, die auf der Seite der Revolution standen, machten sich an
die Verwirklichung des Planes. Am 1. Mai 1918 trugen viele Städte ein
festliches Gewand. In Pensa wurde ein Karl-Marx-Denkmal eingeweiht.

Am 7. November 1918, dem ersten Jahrestag der Oktoberrevolution,
versammelten sich in Moskau auf dem Platz der Revolution Arbeiter,
Matrosen und Rotarmisten zur Enthüllung eines Denkmals für Karl Marx
und Friedrich Engels. An der Spitze der Delegierten des 6. Russischen
Außerordentlichen Sowjetkongresses trafen Lenin und Swerdlow ein. Die
festliche Atmosphäre haben Kameraleute und Bildreporter für die
Nachwelt festgehalten.

Auf einem der Fotos ist Lenin zu sehen. Er steht am Sockel des
Monuments und spricht zu den Massen. Er beendete seine Rede mit den
Worten: "Mögen die Denkmäler für Karl Marx und Friedrich Engels
Millionen Arbeiter und Bauern immer wieder daran erinnern, daß wir in
unserem Kampf nicht allein stehen ... Im gemeinsamen Kampf wird das
Joch des Kapitals zerbrochen und der Sozialismus endgültig errungen
werden!"

Karina Konnowa 

(RF-Archiv)

 * 

BUCHTIPS

- Karl Marx: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie | Erster
Band, Buch I: Der Produktionsprozeß des Kapitals 

Neue Textausgabe, bearbeitet und herausgegeben von Thomas Kuczynski


Karl Marx hat den ersten Band seines Hauptwerks nicht mehr in der
Fassung veröffentlichen können, die ihm selbst Ende 1881 vor Augen
stand. Hauptstreitpunkt bei den nach seinem Tod erschienenen Ausgaben
war stets, inwieweit die von ihm in der französischen Ausgabe
vorgenommenen Änderungen gegenüber der zweiten deutschen Ausgabe zu
berücksichtigen seien.

Er selbst war der Auffassung, daß er dort "manches Neue zugesetzt und
vieles wesentlich besser dargestellt habe", daß die Ausgabe daher
"selbst von Lesern zu Rate gezogen werden (sollte), die mit der
deutschen Sprache vertraut sind", und er verlangte, "daß der
Übersetzer stets sorgfältig die zweite deutsche Auflage mit der
französischen vergleicht, da die letztere viele wichtige Änderungen
und Ergänzungen enthält".

Die neue Textausgabe basiert auf diesem geforderten Vergleich, aber
nicht nur dieser beiden, sondern aller von Marx und Engels edierten
Ausgaben und Übersetzungen. Damit verwirklicht der Herausgeber ein
Projekt, das zwar im damaligen Marx-Engels-Institut in Moskau in
Angriff genommen worden war, aber nach dessen Schließung (1931) nie
realisiert wurde, wobei der in der Marx-Engels-Gesamtausgabe erreichte
Forschungsstand selbstverständlich berücksichtigt ist.

Der Vorzug der Ausgabe ist ihre Lesefreundlichkeit, weil allein am
Text Interessierte beim Studium nicht durch früher notwendiges
Nachschlagen im Anhang aufgehalten werden. Der beigelegte USB-Stick
enthält den Text einschließlich des historisch-kritischen Apparates,
der die ihm zugrundeliegenden Quellen im einzelnen sichtbar macht.

VSA-Verlag, Hamburg 2017. 800 Seiten, 19,80 €



- Hajo Funke: Sicherheitsrisiko Verfassungsschutz.

Staatsaffäre NSU: das V-Mann-Desaster und was daraus gelernt werden
muß

Die Kette an Vertuschungen, Blockaden, Schwärzungen und bewußten
Vernichtungsaktionen von zentralem Archivmaterial macht den NSU-Fall
zu einem politischen Skandal des Verfassungsschutzsystems in der
Bundesrepublik. "Je mehr V-Leute in einen Mord oder Anschlag
verstrickt waren, desto unwahrscheinlicher wird dessen vollständige
Aufklärung und die Verurteilung aller Täter und ihrer Hintermänner."
(Christiane Mudra) Klar ist: Der NSU konnte auf ein Netzwerk an
Unterstützern zurückgreifen; der Verfassungsschutz war den rechten
Mördern durch V-Männer zum Greifen nah, ohne das Nötige getan zu
haben. An der Aufklärung hapert es seit langem, denn der NSU-Skandal
ist kein Einzelfall: Verstrickungen samt beteiligten
Verfassungsschützern gibt es seit über 50 Jahren, ohne daß es bis
heute zu einer Reform an Haupt und Gliedern gekommen wäre. Weder ist
der Mord an Siegfried Buback 1977, das Oktoberfestattentat 1980 noch
das Totalversagen der Sicherheitsbehörden im Fall Anis Amri 2016
aufgeklärt. Eine Fortführung der Aufklärung des NSU-Komplexes in der
kommenden Legislaturperiode ist unverzichtbar. Der Auftrag eines
weiteren Untersuchungsausschusses müßte lauten: "(Rechts-)Terrorismus
und Geheimdienste". Denn Ausmaß und Form der Infiltration sind trotz
der immer länger werdenden Liste enttarnter V-Leute, Gewährsleute,
verdeckter Ermittler und Agents provocateurs eines der Geheimnisse der
Dienste, an der sich auch der zweite Untersuchungsausschuß des
Bundestags die Zähne ausgebissen hat. Ohne die Einstellung dieser
unkontrollierten Praxis und des Schutzes von neonazistischen
Gewaltverbrechern bleibt der Verfassungsschutz ein unkalkulierbares
und unkontrollierbares Sicherheitsrisiko in Zeiten des Terrors.
Zivilgesellschaft und Öffentlichkeit müssen auf hundertprozentige
Aufklärung und entsprechende Konsequenzen dringen.

VSA-Verlag, Hamburg 2017. 240 Seiten, 16,80 €



- Björn Allmendinger u.a. (Hrsg.): Von Biedermännern und
Brandstiftern

Rechtspopulismus in Betrieb und Gesellschaft / Hustedter Beiträge
zur politischen Bildung, Band 6

Warum wirkt der Rechtspopulismus bei "Arbeitnehmern"? Viele Menschen
fühlen sich von der herrschenden politischen Klasse nicht mehr
vertreten. Durch die fortschreitende Prekarisierung werden immer mehr
Kollegen vom regulären Arbeitsmarkt ausgegrenzt. Auch die Entwicklung
in Richtung einer digitalen Gesellschaft ("Industrie 4.0") schürt
Abstiegsängste.

Gewerkschaften müssen diese Sorgen aufgreifen und zugleich ihre
Kernthemen vorantreiben: betriebliche Mitbestimmung, Teilhabe und
Anerkennung, gute Arbeit mit gerechten Löhnen und eine Rente, die zum
Leben reicht. Es geht aber auch um die Verteidigung gewerkschaftlicher
Grundwerte wie Solidarität, kulturelle Vielfalt und Chancengleichheit.

Die deutschen Gewerkschaften treten aus ihrer historischen Erfahrung
heraus für Toleranz, Gerechtigkeit und Demokratie ein, innerhalb und
außerhalb der Betriebe. Gerade sie sind gefordert, mit den Kolleginnen
und Kollegen gemeinsam Lösungsansätze für eine gerechtere Politik zu
entwickeln.

Der Band verbindet sozial- und politikwissenschaftliche Analysen mit
dem notwendigen gewerkschaftlichen Diskurs über den Umgang mit und
Handlungsmöglichkeiten gegen Rechtspopulisten in Betrieb und
Gesellschaft.

VSA-Verlag, Hamburg 2017. 232 Seiten, 14,80 €


Antiquarisch

- Robert-Jean Longuet: Karl Marx, mein Urgroßvater

Ein Urenkel erinnert sich an Familiengespräche über seinen
Urgroßvater, er liest zahlreiche Dokumente und Briefe und kommt nicht
mehr davon los - eine Biographie aus ganz persönlicher Sicht ist das
Ergebnis. Longuet begleitet Marx auf seinen Lebensstationen: Er
beschreibt die Jugend im fortschrittlichen Elternhaus, die Studienzeit
in Bonn und Berlin, die erste politische Bewährungsprobe als Redakteur
der "Rheinischen Zeitung", seine Liebe zu Jenny von Westphalen und
ihre Heirat, das politische Leben in Paris und Brüssel bis zur
Revolution von 1848, die Freundschaft mit Friedrich Engels, ihr
gemeinsames Ringen um die Herausbildung des wissenschaftlichen
Kommunismus; schließlich Marx' Leben im Londoner Exil: die schweren
fünfziger Jahre, in denen drei Kinder starben, die Arbeit an seinem
Hauptwerk "Das Kapital", die Jahre der Internationalen
Arbeiterassoziation; und immer wieder Jenny und die Kinder, später die
erwachsenen Töchter, Schwiegersöhne und Enkel.

Dietz-Verlag, Berlin 1982 (in der Taschenbuchreihe Geschichte)

 * 

Über das Exemplarische am "Fall Modrow"

Die Bundesrepublik ist die Heimat der "reinen Stasi-Lehre". Die ist
Chefsache in Regierung und in Leitmedien, hat in Schulen den Rang, den
einst die Bibel hatte, und wird von einer eigenen Bundesbehörde
verwaltet. Sie besagt: Es gab im kalten Krieg nur einen Geheimdienst,
die "Stasi", und in der Bundesrepublik im Grunde keinen. Dort gab und
gibt es, so das Glaubensdogma, eine "offene" Gesellschaft, was
bedeutet, wie die Welt 2013 von Edward Snowden erfuhr, daß jeder
westliche Geheimdienst von allen alles weiß. Mit Überwachung hat das
aber im Gegensatz zur "Stasi" nichts zu tun, weswegen auch die
Kanzlerin seinerzeit, als Barack Obama ihr Handy abhören ließ, einen
Vergleich von NSA, CIA, BND etc. mit dem Ministerium für
Staatssicherheit der DDR, dem MfS, empört ablehnte. Denn das sei
"Verharmlosung".

Robert Allertz meint in seinem Buch "'Ich will meine Akte'. Wie
westdeutsche Geheimdienste Ostdeutsche bespitzeln", der Merkelschen
Ansicht könne man beipflichten, denn im Unterschied zur NSA habe sich
das MfS an die Gesetze gehalten.

Ernst nehmen ließen sich die "Stasi"-Verrenkungen, mit denen die
bundesdeutschen Anschlußfachleute und ihre willigen Helfer der
DDR-Konterrevolution hausieren gehen, noch nie. Allerdings lernt der
Leser auch: Die bundesdeutschen Geheimdienste haben den kalten Krieg
gegen Ostdeutsche nie eingestellt. Sie bespitzeln sie bis heute.

Anderes war in der BRD nie zu erwarten, gleichwohl bleibt es grotesk.
Allertz hat es daher nicht schwer, Unterhaltsames zu finden. Er
bereitet vor allem den Fall des früheren DDR-Ministerpräsidenten und
Sprechers des Ältestenrats der Partei Die Linke Hans Modrow auf, dem
(soweit bekannt) ersten Ostdeutschen, der seine Westakte haben will.
Er hatte sich im Januar 2013 an den damaligen Bundesinnenminister
Hans-Peter Friedrich (CSU) mit der Frage gewandt, ob er unter
Beobachtung stehe. Friedrich antwortete am 13. März 2013, das
Bundesamt für Verfassungsschutz habe über Modrow von 1965 bis 2012
Informationen gesammelt. Akteneinsicht könne er aber vergessen.

Das hat mit der Farce zu tun, die als "Deutsche Einheit" seit 1990
aufgeführt wird. Modrow ließ aber nicht locker und begehrte von
Verfassungsschutz und BND auf juristischem und auf privatem Weg - er
sprach mit Spitzenbeamten - Auskunft. Das hatte Schriftwechsel etwa
zwischen der BND-Zentrale in Pullach und dem Bundeskanzleramt zur
Folge, die im Buch teilweise nachzulesen sind - Stücke aus dem
bürokratischen Tollhaus. Gleiches gilt für einen Text, den Modrow vom
Bundesamt für Verfassungsschutz (VS) erhielt.

"Im Wege des Ermessens", also gnadenhalber, gab die Behörde, die
immerhin vom Bundesverfassungsgericht im ersten NPD-Verbotsverfahren
bescheinigt erhielt, daß sie die Neonazipartei unterhielt, einige über
Modrow gesammelte Informationen preis, darunter: "Sie äußerten sich
häufig positiv zum Sozialismus", "Mehrfach äußerten Sie sich ablehnend
zum 'Antikommunismus'", "Die linksextremistische Tageszeitung 'junge
Welt' veröffentlichte am 25. Januar 2011 einen von Ihnen verfaßten
Artikel, in dem Sie u. a. schrieben: 'Dem stand nicht zuletzt ein
Antikommunismus als Staatsräson im Wege.'" Beleg für Modrows
Gefährlichkeit war laut VS auch, daß er in der DDR simultan zwei Ämter
ausübte: "Von November 1989 bis März 1990 waren Sie Vorsitzender des
Ministerrates und Ministerpräsident der DDR."

Die Anhäufung von Blödeleien dieser Art ermüdet etwas, eine Schulung
für ähnliche Auskunftsbegehren ist es allemal. Offiziell wurden von
der Organisation Gehlen und dem BND 71.500 DDR-Bürger zwischen 1946
und 1990 überwacht. So steht es in der Antwort der Bundesregierung vom
19. Januar 2015 auf eine kleine Anfrage der Fraktion Die Linke. Die
Zahl ist einer der Witze, mit denen Geheimdienste Politiker auf den
Arm nehmen. Der Historiker Josef Foschepoth hat dokumentiert, daß im
Überwachungsstaat BRD Hunderte Millionen Poststücke aus der DDR
durchsucht und vernichtet wurden (siehe Bernd Gutte: Wer im
Glashaus sitzt ..., RF 181, S. 10).

Modrow erfuhr übrigens bei seinen Recherchen, daß auch das MfS Ende
der 1980er Jahre gegen ihn ermittelte und seine Akte am 5. Dezember
1989, als die sogenannten Bürgerbewegten in die Dresdener
MfS-Verwaltung eindrangen, wahrscheinlich in die dortige
KGB-Dienststelle gebracht wurde.

Das Buch besagt, wie Robert Allertz schreibt: "... die Causa Modrow
war exemplarisch". Sie könnte ein Signal für andere sein. Sollten sein
Beispiel und das Buch eine kleine Auskunftsbewegung auslösen, könnte
das die Tätigkeit jener Bundesbehörden, die nie aufhörten, kalten
Krieg im Innern zu führen, und nach außen die neuen deutschen Kriege
absichern, wenn schon nicht lahmlegen, wenigstens etwas einschränken.
Am 28. Februar meinte jedenfalls ein Richter des
Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig bei der Verhandlung über Modrows
Klage gegen den BND, der müsse dann ja wohl 500 neue Mitarbeiter
einstellen. Denn Modrow erhielt sein Auskunftsrecht bestätigt. Warum
es dem Kriegsladen nicht so teuer wie möglich machen?

Arnold Schölzel

Robert Allertz: "Ich will meine Akte." Wie westdeutsche
Geheimdienste Ostdeutsche bespitzeln.

Das Neue Berlin, Berlin 2018, 224 Seiten, 14,99 Euro
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Einladung zu einer Flugreise nach Wolgograd

Die Erinnerung an die Schlacht um Stalingrad vor 75 Jahren ist gerade
jetzt allgegenwärtig. Wolgograd wurde zum Symbol der Wende im Großen
Vaterländischen Krieg.

Die DDR hielt das Erinnern daran wach. Für sie waren Freundschaft und
gute Beziehungen zur Sowjetunion als Staatspolitik in der Verfassung
der DDR verankert. Dazu gehörten Städtepartnerschaften,
wissenschaftliche, sportliche und kulturelle Beziehungen,
Freundschaftszüge und Studienaufenthalte. Viele junge Bürger der DDR
haben an der Baikal-Amur-Magistrale in Sibirien (der BAM) oder der
Erdgastrasse "Drushba/ Sojus" gearbeitet. Es entstanden Kontakte, die
zum Teil bis heute gepflegt werden.

Inzwischen stehen deutsche Soldaten wieder an der russischen Grenze.
Eine komplette Panzerbrigade mit Haubitzen, Jeeps, Panzern und LKWs
wurde von Colorado/USA durch Deutschland in Richtung Osteuropa an die
russische Grenze verlegt. Statt Förderung nachbarschaftlicher
Beziehungen und Verständigung erleben wir eine Eskalation der
Konfrontation. Eine Neuausrichtung der Rußland-Politik der
Bundesregierung könnte Schlimmeres verhindern; Frieden in Europa wird
es ohne Rußland nicht geben. In beiderseitigem Interesse muß alles
unternommen werden, die bestehende Eiszeit im Verhältnis Deutschland -
Rußland in eine Zeit des Tauwetters umzuwandeln. Es kann nicht nur um
Gespräche unter Diplomaten gehen; die Menschen brauchen Gespräche und
den Gedankenaustausch in den Kommunen, Vereinen und Organisationen.

Der Arbeitskreis Kultur- und Bildungsreisen der GBM folgt einer
Einladung des Oberbürgermeisters von Wolgograd, Andrej Kosolapow,
anläßlich des 75. Jahrestages der Schlacht um Stalingrad die Stadt vom
5. bis 9. Oktober 2018 zu besuchen.

Dort wird es Treffen mit Persönlichkeiten des Gebiets sowie mit
Kriegsveteranen der Roten Armee geben. Darüber hinaus besuchen wir
solche Sehenswürdigkeiten wie die Gedenkstätte der Schlacht von
Stalingrad auf dem Mamajew-Hügel mit der Statue "Mutter Heimat", Alt
Sarepta, die frühere deutsche Siedlung, die 7,1 Kilometer lange
Straßenbrücke über die Wolga, den Deutsch-Russischen Friedhof, das
Panorama-Museum "Stalingrader Schlacht" und andere. Nach einer
Bootsfahrt auf der Wolga erleben wir im Staatlichen Theater eine
Aufführung der Donkosaken.

Unsere Unterkunft ist das Viersternehotel "Hampton by Hilton"; wir
fliegen mit Aeroflot Berlin-Moskau-Wolgograd.

Wer an dieser Reise interessiert ist, meldet sich bei Gisbert Graff
(mobil: 0162 493 1176, Mail: gisbert-graff@t-online.de)

- Achtung: Anmeldeschluß ist der 15. Mai.

Gisbert Graff

Berlin
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Die Randglossen des Dr. M.

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Der Buchretter

Ich möchte an das Buch "Das Geschenk" des in Wuppertal geborenen
Arbeiterschriftstellers, Widerstandskämpfers gegen den Faschismus und
Spanienkämpfers Peter Kast erinnern und zu seiner Lektüre ermutigen.
Dem 1959 im Verlag des Ministeriums für Nationale Verteidigung
erschienenen bemerkenswerten Buch stellt Peter Kast die folgende
Widmung voran: "Als Deutscher fand ich in Frankreich Asyl. Ich genoß
eure Sinne, fischte in eurem Meer, küßte eure Mädchen und trank euren
Wein. Jetzt will ich mit euch kämpfen."

Vor dem landschaftlich reizvollen Panorama der südfranzösischen
Mittelmeerküste um die Stadt Toulon verpackt der verwundete deutsche
Emigrant und antifaschistische Maler, Pressezeichner und
Spanienkämpfer Ulrich B. Hardt die Bücher einer Kloster-Bibliothek,
die vor den deutschen Besatzern in Sicherheit gebracht werden sollen,
in Kisten. Unter den Büchern ist auch der Erste Band der Erstausgabe
des "Kapitals" von Karl Marx mit einer Widmung und zahlreichen
handschriftlichen Anmerkungen und Notizen von Karl Marx selbst. Hardt
bringt die bibliophile Kostbarkeit unbemerkt in seinen Besitz und
macht sich damit auf den gefahrvollen Weg durch die von der Wehrmacht
besetzten und von der Gestapo beobachteten Gebiete. Er will dieses
Buch unbedingt retten, denn er ist sicher, fällt dieses wertvolle
Exemplar den Nazis in die Hände, wird es vernichtet und ist für immer
verloren.

Es ist die Zeit um die Jahreswende 1942/43, als die Schlacht um
Stalingrad mit dem bekannten Verlauf und Ergebnis tobte. Hardt gelingt
es mit solidarischer Hilfe französischer Antifaschisten als
Bauarbeiter verkleidet, zunächst die Schweiz zu erreichen. In dem
folgenden Dialog erfahren wir, wohin Hardt das Buch bringen will: "Das
'Kapital' ist nicht mein Eigentum, mußt du wissen." "Wem gehört's
denn?" Hardt zögerte mit der Antwort. Aber des anderen ehrliche Augen
beseitigten den letzten Rest seines Mißtrauens. "Seit zwei Tagen",
gestand er fest, "seit dem Sieg von Stalingrad gehört es der
Sowjetarmee."

Und es gelingt ihm. Am Ende des spannenden Buches kann er feststellen:
"Beschluß durchgeführt, Käp'n! Das 'Kapital' liegt dort, wo es in
unserer Zeit am sichersten aufgehoben ist - wo das theoretische
Lebenswerk des Schöpfers des Sozialismus gegen alle Verfälscher
verteidigt und weiterentwickelt wird. Es liegt im Schutz der stärksten
Friedensmacht der Welt, im Marx-Engels-Lenin-Institut in Moskau."

Es sind die beeindruckenden Schilderungen der Landschaften, der
französischen Helferinnen und Helfer, der gefahrvollen Situationen der
deutschen antifaschistischen Emigranten - Schilderungen, welche
autobiographische Züge erkennen lassen. Sie machen dieses liebevoll
illustrierte Buch auch heute noch lesenswert.

Dr. Dirk Krüger

Wuppertal
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Gumbel darf nicht vergessen werden

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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"Entnazifizierung" als aktuelle Aufgabe

Wie ich 2010 aus dem "RotFuchs" erfuhr, hat der Kreistag Bautzen
entgegen einem Beschluß der Schulkonferenz des Großröhrsdorfer
Gymnasiums angeordnet, daß der Name Sauerbruch für diese Schule
beibehalten wird. Der Alternativvorschlag "Geschwister Scholl" wurde
abgelehnt.

Eine paritätisch besetzte Schulkonferenz aus Lehrern, Schülern und
Eltern hatte am 12. Mai 2009 festgestellt, die Aktivitäten Ferdinand
Sauerbruchs im Dritten Reich seien unvereinbar mit dem Sächsischen
Schulgesetz. Der Kreistag setzte sich darüber hinweg.

Da ich wußte, daß Sauerbruch ein hochdekorierter Nazigeneral war (z.
B. Ritterkreuz zum Kriegsverdienstkreuz), in "beruflicher Nähe" zum
KZ-Arzt Mengele stand und u. a. für die Finanzierung von
Menschenversuchen in einigen KZ verantwortlich zeichnete, regte ich
bei den Entscheidungsträgern eine Überprüfung dieser Festlegung an.

Hier das erstaunliche Ergebnis: Schulleiter Schlögel hatte zu meiner
Anfrage keine Meinung und lehnte die Verantwortung für die
Entscheidung ab, da der Kreistag Bautzen dafür zuständig wäre. In
einem Interview mit der "Sächsischen Zeitung" vom 9.6.2012 versuchte
er, die Verbrechen Sauerbruchs zu relativieren: "Die medizinische
Leistung Sauerbruchs überwiegt." Eine gerne genutzte
Verteidigungstaktik; in diesem Fall vom Leiter eines Gymnasiums, der
darüber wachen sollte, daß seine Schüler antifaschistisch erzogen
werden!

Schulamtsleiter Wunderlich verteidigte die Namensgebung wortreich und
behauptete, die Rolle Sauerbruchs in der NS-Zeit wäre noch nicht
zweifelsfrei geklärt. Dazu muß man wissen, daß eine Bürgerinitiative
umfangreiches und öffentlich zugängliches Material über die Verbrechen
Sauerbruchs vorgelegt hatte.

Für das sächsische Staatsministerium für Kultur ließ Ministerin Kurth
ihren Mitarbeiter Rechentin antworten. Er versteckte sich hinter
gesetzlichen Regelungen und sah keine "Grundlagen für ein ...
Einschreiten gegen den Schulträger". Ein "persönlicher Nachsatz" legte
mir Toleranz nahe. Unterlegt wurde das Ganze mit einem Bibelspruch ...

Der damalige sächsische Ministerpräsident Tillich ließ seinen Adlatus
Szymanski floskelreich antworten. Das Verhalten Sauerbruchs wäre
"zumindest ambivalent einzuschätzen", eine "offenkundige
Ungeeignetheit des avisierten Namensgebers" auf der Grundlage
vorgegebener gesetzlicher Grundlagen wäre aber nicht erkennbar. Herr
Szymanski berief sich weiter auf den Historiker Hauptmann, der
Sauerbruch als "Patriot" einschätzte, dem lediglich durch "Zufall ...
eine starke geographische Nähe zum Machtzentrum" der Nazis beschieden
war. Als Hohn empfand ich seine Bemerkung: "Schließlich sind Normen
und Wertvorstellungen nicht vorgegeben ..." Jetzt verstand ich, warum
später Herr Tillich dafür kritisiert wurde, daß er einen
"Rechtsschwenk der CDU" forderte, und warum er "gegangen" wurde. Er
wird vermutlich nicht tief gefallen sein.

Der Kampf für eine "Entnazifizierung" geht trotzdem weiter. Es gibt
noch viele Nazis, deren Namen Straßen und Plätze zieren. Selbst Hitler
soll noch in zahlreichen Städten Westdeutschlands Ehrenbürger sein.
Alles, was das Böse braucht, um zu triumphieren, ist, daß die guten
Menschen nichts tun.

Dipl.-Ing. (FH) Bernd Graupner

Pritzwalk
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8. Mai 1945 - Mit den Befreiern kam das Brot

Wie war die Lage der Berliner Bevölkerung Anfang April 1945? Josef
Orlopp (SPD) beschreibt in seinem Buch "Zusammenbruch und Aufbau
Berlins 1945/46" deren Situation so: "Eine Hungersnot sei unabwendbar,
wenn nicht schnellste Hilfe durch die russische Besatzungsmacht
erfolge. Ein russischer Offizier erklärte, daß die Besatzungsmacht
ihren gesamten Wagenpark für die Heranschaffung von Lebensmitteln zur
Verfügung stelle, um die Berliner vor dem Verhungern zu schützen. Die
für die nächsten acht Wochen notwendigen Lebensmittel seien ihrerseits
schon bereitgestellt. Am 6. Mai 1945 wurden die Berliner Geschäfte in
den Arbeiterbezirken Wedding und Reinickendorf zum ersten Male durch
die Truppen der sowjetischen Armee beliefert. Hungernde Menschen
durchwühlten die Müllhaufen oder krochen in die Keller der zerstörten
Wohnhäuser auf der Suche nach Resten von Lebensmitteln.
Kartoffelschalen wurden zur menschlichen Ernährung verwendet, und die
Schleichhandelspreise erreichten eine nie gekannte Höhe.

Meiner Auffassung nach hätte die russische Besatzungsmacht Berlin nur
wenige Tage seinem Schicksal zu überlassen brauchen, und die
Bevölkerung wäre vor Hunger umgekommen.

In dieser größten Not halfen uns die Vertreter des Sowjetvolkes, das
von Hitler im Jahre 1941 hinterhältig überfallen wurde. Sie übten
keine Rache, sondern halfen mit allen Mitteln, die ihnen selbst zur
Verfügung standen. Am Abend des 6. Mai 1945 rollten die Militärautos
durch die Straßen Berlins, und die Besatzungstruppen selbst
belieferten die Lebensmittelgeschäfte."

Und was hinterließen Hitlers Armee und seine Gefolgsleute mit ihrem
Vernichtungskrieg in der Sowjetunion? Mehr als 27 Millionen Tote und
Verwundete, 25 Millionen Menschen verloren ihr Zuhause, 1710 Städte,
32.000 Industriebetriebe, 98.000 Kolchosen, 70.000 Dörfer, 65.000 km
Eisenbahnstrecke und 1876 Sowchosen waren zerstört worden. Die
Sowjetunion hat einen Großteil der Menschen in ganz Berlin - die Stadt
wurde erst im Juli 1945 in vier Sektoren geteilt - vor dem sicheren
Hungertod gerettet.

"Doch von hungernden und frierenden Menschen, denen es an allen
Bedarfsgütern des täglichen Lebens fehlt, kann ein objektives Urteil
über die geleistete Aufbauarbeit nicht erwartet werden. Der Deutsche
vergißt so schnell", schreibt Josef Orlopp weiter. Zu bedenken ist
dabei auch, daß dieses Vergessen in Westberlin und Westdeutschland
massiv befördert wurde durch das Wiederaufgreifen und Weiterbetreiben
antisowjetischer und antikommunistischer Hetze, von der Nachkriegszeit
an bis heute.

Johann Weber

Niederbayern
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Wanderungen durch Westdeutschland (3)

Einzeln und brüderlich in Schwaben

Aufgewachsen in Westdeutschland, bis in die 70er Jahre unterrichtet
von Nazi-Lehrern, belegt mit Ausbildungsverbot, entdeckt der Verfasser
negative, aber auch positive Seiten an diesem Land. In loser Folge
berichtet er über Entdeckungen auf seinen Wanderungen durch
Westdeutschland.

Vom Chiemsee kommend, kreuzt der Wanderer bei Ulm die bayerische
Grenze zu Baden-Württemberg. Nach dem Kreuz der Autobahnen A7 und A8,
dem Kreuz Elchingen, kurz nach der Abfahrt Ulm-Ost, steht das Gasthaus
"Seligweiler", durch das die Ländergrenze läuft. Als Werbegag gedacht,
ist quer durchs Lokal eine Linie gemalt, die laut Speisekarte
angeblich bayerische von schwäbischen Gerichten trennt. Allerdings ist
die Linie eine nur politisch festgelegte: Auf beiden Seiten wohnen
Schwaben.

Ein paar Kilometer nördlich liegt - in Baden-Württemberg - das
Städtchen Langenau. Und hier stößt der Wanderer mitten im Ort auf eine
erstaunliche Skulptur. Aus Bronze gefertigt, steht ein Transparent auf
dem Marktplatz, das er bisher nur in Textil auf Demonstrationen
gesehen hat: eine Friedenstaube, hier aus der Bronze
herausgeschnitten. Noch erstaunlicher ist die Platte, die vor dem
Mahnmal in den Boden eingelassen wurde. Sie trägt die Inschrift:
"Leben einzeln und frei wie ein Baum und brüderlich wie ein Wald ist
unsere Sehnsucht. Nazim Hikmet. Stadt Langenau, City of Peace 2003".

In einer westdeutschen Stadt mit Freie-Wähler- und CDU-Mehrheit im
Gemeinderat und bekannten Alt- und Neunazis wird der Text eines
türkischen kommunistischen Dichters als Mahnmal aufgestellt? Was hat
es damit auf sich?

Nein, es gibt in dem beschaulichen Städtchen nicht nur Reaktionäre und
Faschisten. Sondern auch die Initiativgruppe "Menschen für den
Frieden", für welche die örtliche Bronzegießerei Drachir das Mahnmal
gestaltete und goß. Natürlich stellt es keinen Aufruf zum Handeln dar,
keine sozialistischen oder gar kommunistischen Zielsetzungen. Doch ist
es nicht ein Lichtblick in diesem Dunkeldeutschland? Vermittelt es
nicht die Gewißheit, daß nicht alle Menschen gleichgültig,
schicksalsergeben oder gar kriegslüstern leben? Und führt es nicht
angesichts der erschreckenden ungehemmten Aufrüstung alle
Friedenskräfte zusammen, ungeachtet ihrer sozialen, religiösen oder
ideologischen Unterschiede?

2003, im Jahr der Aufstellung des Friedenszeichens, ahnte hierzulande
noch niemand etwas vom türkischen Blutherrscher Erdogan. Um so
wichtiger ist es, die Langenauer Skulptur zu bewahren und
bekanntzumachen. Nach dieser Entdeckung verläßt der Wanderer mit
leichteren Schritten das "Tor zum Lonetal" westwärts. Der Schwarzwald
ist sein nächstes Ziel.

Hans Dölzer
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GEDANKEN ZUR ZEIT

Zur Zweideutigkeit von Macht, Gewalt und Aggression

Alles hat (mindestens) zwei Seiten und kann aus der Sicht
unterschiedlicher Betrachter sowohl positiv als auch negativ bewertet
werden. Nehmen wir etwa den Begriff der Macht und deren Negation, die
Ohnmacht, so scheint der positive Aspekt der Macht auf der Hand zu
liegen. Der Ohnmächtige steht einem Geschehen hilflos und wehrlos
gegenüber, er ist zur Untätigkeit verurteilt, ihm sind "die Hände
gebunden", man sagt zu ihm: "Da stehst du machtlos vis à vis", er
resigniert und sagt selbst: "Da kann man nichts machen." Der Mächtige
hingegen kann in das Geschehen eingreifen, kann seine Lage verändern
und nach Möglichkeit verbessern. Er verfügt über die Mittel und
Fähigkeiten, seine eigenen Absichten zu verwirklichen, sein Leben und
das seiner Mitmenschen planend zu gestalten und umzugestalten, kurz:
er kann handeln; tun, was ihm nützlich, unterlassen, was ihm schädlich
scheint. Als genialer und zugleich moralisch integrer Machthaber und
Staatenlenker kann er historische Großtaten vollbringen: ein
Gesetzeswerk schaffen, das für soziale Gerechtigkeit steht, ein
vorbildliches Gesundheits-, Bildungs- und Rentensystem errichten,
grandiose Brücken und Staudämme bauen, Wohnraum für alle schaffen,
eine kluge Bodenreform durchführen (z. B. LPGs gründen) - oder anders
gesagt: Er kann all das ins Werk setzen, was dem Volk in seiner
Gesamtheit nutzt, was das "Glück der größten Zahl" ermöglicht und wozu
das Volk ihn bevollmächtigt oder ermächtigt hat.

Nun, das Wort "ermächtigt" weist schon auf die Kehrseite der Medaille.
Wer denkt hier nicht an das "Ermächtigungsgesetz", mit dem der
Reichstag der Weimarer Republik sich selbst entmachtete und Hitler all
jene Macht übertrug, unter deren Mißbrauch er alle seine politischen
Verbrechen befahl, von seinen Angriffskriegen bis hin zur Ermordung
der Geisteskranken und zum Holocaust, dem systematisch geplanten und
durchgeführten Völkermord an den Juden, dem größten Völkermord aller
Zeiten.

Hier, am Mißbrauch der Macht, zeigt sich ihr Doppelgesicht, ihre
furchterregende Rückseite. Der zum Despoten mutierte Machthaber wird
nicht zögern, sein eigenes Volk auszubeuten. Um seine
Allmachtsphantasien auszuleben wird er sich, anstatt die
Grundbedürfnisse der Massen zu befriedigen, d. h. für Nahrung,
Kleidung und Obdach für alle zu sorgen, Prunkpaläste erbauen lassen,
Waffenarsenale errichten, Atomraketen bauen, er wird die Staatskasse
plündern und sich, sobald ihm Gefahr droht, ins Ausland absetzen,
zuvor aber wird er in Saus und Braus leben, Wasser predigen und Wein
trinken, er wird gar in ganz großem Stil Lebensmittel ins Ausland
verkaufen, um damit schwere Waffen zu bezahlen.

Von hier ist es nicht weit bis zum Begriff der Gewalt, die sich
definieren läßt als die Energie, die aufgewendet werden muß, um
Widerstände zu überwinden, Hindernisse zu durchbrechen, eigene
Interessen gegen die Interessen anderer durchzusetzen. Auch die Gewalt
hat zweierlei Gesichter: Sie kann segensreich wirken im privaten
Bereich, etwa wenn es einer Frau gelingt, einen Vergewaltiger mit
einem gezieltem Karateschlag außer Gefecht zu setzen, aber auch im
öffentlichen Bereich, wenn ein Polizist einen Bankräuber erschießt,
der gerade einer Geisel das Messer an die Kehle setzt. (Jenes ist
Notwehr, dieses Nothilfe; beides ist erlaubt.) Man muß dem, der töten
will, die Waffe aus der Hand schlagen!

Und natürlich muß es auch staatliche Gewalt geben, denn Verbrechen
aller Art zeigen, daß es nicht nur des Gesetzes, sondern auch der
Gewalt bedarf, um das Recht durchzusetzen, wo es an Einsicht gebricht.
Wichtig ist dabei nur, daß auch beim Einsatz staatlicher Gewalt die
ethischen Prinzipien der Angemessenheit und Unterscheidung gewahrt
bleiben, zu deren Schutz sich die Maxime formulieren läßt: "So viel
Gewalt wie nötig, so wenig Gewalt wie möglich!" Und auch die Trennung
der Gewalten (Legislative, Jurisdiktion, Exekutive) muß im
demokratischen Rechtsstaat garantiert sein. Hierüber hat das
Bundesverfassungsgericht zu wachen. Anders als im Dritten Reich, als
alle Gewalt praktisch in der Hand eines einzelnen Mannes (Hitlers)
lag, als die Rassengesetze erlassen wurden, Roland Freisler seine
menschenverachtenden Prozesse führte und Urteile sprach, die dann
vollstreckt wurden. Gegen staatlichen Gewalt- und Machtmißbrauch ist
Widerstand jederzeit ethisch erlaubt, ja geradezu geboten, nämlich
immer dann, wenn eine Regierung, deren Macht ursprünglich zwar vom
Volk ausgegangen ist, dem Volk aber schon lange nicht mehr dient,
dieses vielmehr ins Verderben stürzt und zur Gänze zu vernichten
droht. Zu Recht feiern wir daher Widerstandskämpfer als wahre Helden
der Nation, verurteilen im nachhinein ihre Gegner als die eigentlichen
Schurken und bedauern lediglich, daß diese (zunächst) mit dem Leben
davonkamen.

Ähnliches wie über Macht und Gewalt läßt sich über Aggression und
Aggressivität (Angriffslust und Angriffsbereitschaft) sagen, die sich
immer dann zeigen, wenn Meinungsverschiedenheiten nicht mehr verbal
ausgetragen werden und es zu anscheinend nicht gütlich zu lösenden
Konflikten kommt. Dabei ist nicht die Tatsache des Konflikts zu
beklagen - denn Konflikte sind Ausdruck lebendigen Daseins, in dem
Menschen nun einmal verschiedener Ansicht sein und unterschiedliche
Interessen verfolgen können. Entscheidend ist allein, daß es dabei
nicht zu Mord und Totschlag und, im Bereich der Politik, nicht zu
immer mehr eskalierenden Machtkämpfen kommt. Spätestens seit Charles
Darwin wissen wir, daß alles Lebendige sein Heil in Flucht oder
Angriff sucht, immer wieder in Lebensgefahr gerät und sich, wo der
Ausgang zur Flucht versperrt ist, zum Kampf stellen muß. Aggressivität
als Feindseligkeit oder (harmloser) als Verteidigungs- und Lebenswille
gehört also zu unserer biologischen Grundausstattung, die wir mit
unseren Artgenossen und anderen höheren Säugern und niederen Tierarten
teilen. Fragt sich also nur, wie wir im sozialen Zusammenleben mit
unsern Trieben und Affekten umgehen. Diese selbst sind
Naturvorkommnisse, unser Umgang mit ihnen ist dagegen ein
Kulturprodukt.

Fazit: So schmerzlich es für mein Selbstwertgefühl sein mag, ich muß
die in mir schlummernde Möglichkeit der Aggressivität erkennen und
Aggression, sei sie lediglich angeboren oder durch Erziehung noch
verstärkt, als mir zugehörige und mir zur Bewältigung aufgegebene
Triebmacht begreifen. Das ist kein Grund zur Verzweiflung, denn
machen wir uns einmal die Grundbedeutung des Wortes klar: Aggression
kommt aus dem Lateinischen von aggredi und bedeutet zunächst nur
soviel wie: an etwas herangehen, eine Sache in Angriff nehmen, Ärmel
aufkrempeln und Hand anlegen, um die Welt und meine Lage (unser aller
Lage) zu verändern und zu verbessern. Dabei sind positive
(konstruktive) und negative (destruktive) Aggressionen oft in ein und
derselben Handlung vereint: Wir fällen Bäume (zerstören Wald), um
Blockhäuser zu errichten, sprengen Felsen, um Baumaterial zu gewinnen,
amputieren Glieder, um Leben zu retten. Die Franzosen haben hierfür
das Sprichwort: "Man kann kein Omelette backen, ohne Eier zu
zerschlagen."

Also: nicht das Potential unserer aggressiven Triebe ist das Übel,
sondern eher unsere Unfähigkeit, dieses Energiepotential in den Dienst
am Aufbau einer humanen und demokratischen, sozial gerechten
Gesellschaft zu stellen. Oder anders und nun radikal ins Positive
gewendet: Es gilt, die uns eigentümliche, zunächst blinde, nicht
zielgerichtete Aggression in kritische, das heißt rational
kontrollierte Aktivität umzuwandeln und die auf diese Weise
freigesetzte und auf die Schaffung kultureller Werte gerichtete
Triebenergie in einen kollektiven Prozeß gesellschaftlicher
Veränderung einzubringen.

Theodor Weißenborn
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Kurt Tucholsky über die Weimarer Republik

Die Klassikerstadt Weimar bereitet sich seit einiger Zeit auf große
Jubiläen vor: 100 Jahre Gründung der "Weimarer Republik" im Februar
1919 und Gründung des Staatlichen Bauhauses am 1. April 1919 durch
Walter Gropius. Die publizistische Begleitung der jetzt laufenden
Aktivitäten läßt erkennen, daß in den meisten Medien die Sicht auf die
historischen Ereignisse oft in eingefahrenen Denkklischees
bürgerlicher Historiker verharrt. Man will eben "feiern" und
schließlich auch - was den Tourismus betrifft - Umsätze haben.

Es ist zu vermuten, daß der kritische Blick auf diese Jahre bis 1933 -
unmittelbar nach den Morden an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht - zu
vermissen sein wird. Gewiß, die Monarchie wurde abgeschafft, das
allgemeine Wahlrecht verbessert, aber das "Schlangenei" des kommenden
Faschismus war auch schon da: Chauvinismus und Nationalismus. Jetzt
hört man sehr häufig, die Gründung der "Weimarer Republik" sei eine
"Geburt der Demokratie" gewesen. Viele Zeitgenossen damals dachten
anders darüber.

Den Ausstellungsgestaltern, Festrednern, Feuilletonisten und den
vielen anderen Akteuren heute wäre eine Rückbesinnung zum Beispiel auf
den leidenschaftlichen Publizisten Kurt Tucholsky zu empfehlen, der
damals, keiner Partei angehörend, scharfsichtig am 13. Oktober 1926 in
einem Brief an einen "Weltbühne"-Leser schrieb:

"Diese Republik ist nicht die meine. Ich verachte die Verfassung
dieser Republik nicht - ich verachte aber jene, die da glauben, dieser
Lappen Papier würde irgendwo in Deutschland auch nur annähernd
befolgt. In Wahrheit ist diese Verfassung weniger als eine
Polizeiverordnung - sie hat den praktischen Wert einer moralischen,
rein abstrakt gebliebenen Vorschrift, durchdringt aber nirgends
Judikatur, Verwaltung, Exekutive ...

Hat der Deutsche seine sogenannten verfassungsmäßig begründeten Rechte
wirklich? Und daß diese kümmerliche Republik nach dem Kriege auf das
schwerste gefährdet war, wie Sie schreiben, ist leider nicht richtig.
Von wem hätte sie das sein sollen? Sie war es leider nicht von den
betrogenen Arbeitern, die von ihren Führern verraten worden sind -
keine Geschichtsklitterung kann aus der Welt schaffen, daß Fritz Ebert
mit den Generälen, Noske mit den Offizieren, Heine mit den übelsten
Reaktionären gemeinsame Sache gemacht haben, aus Angst, aus
Charakterlosigkeit, aus Unfähigkeit, zu begreifen, was eigentlich
'Revolution' ist. Revolution ist Luftreinigung - ist: von vorn
anfangen - ist: 'wohlerworbene Rechte' über den Haufen werfen - ist
genau das Gegenteil von dem, was diese Republik in der Nachkriegszeit
hat tun lassen."

Kein Wunder also, daß schon 1925 die rechten Parteien das Staatliche
Bauhaus aus Weimar verbannten, indem sie im Thüringer Landtag und in
Weimar die nötigen finanziellen Mittel für die Planung strichen. Es
mußte nach Dessau verlegt werden.

Das eine Jubiläum hat sehr viel mit dem anderen zu tun. Nun wird ein
"Haus der Demokratie" direkt gegenüber dem Deutschen Nationaltheater
Weimar eingerichtet, dort, wo bis Februar 2018 das bisherige
Bauhaus-Museum eine sehr beengte Heimstätte hatte. Man kann gespannt
sein, wie die Aussteller die bürgerliche Demokratie jener Republik
darstellen. Das neue Bauhaus-Museum neben dem Weimarhallen-Park soll
im Frühjahr 2019 der Öffentlichkeit übergeben werden. Die Diskussion
darüber ist seit Jahren im Gange.

Werner Voigt

Kromsdorf

 * 

Die Verfassung der DDR und ihre Abschaffung

Am 6. April 1968 wurde die neue Verfassung der DDR in einer
Volksabstimmung bestätigt. Im April 1990 begannen hinter
verschlossenen Türen die Zwei-plus-vier-Gespräche, für die Helmut Kohl
am 2. April gegenüber den westdeutschen Unterhändlern die
Marschrichtung vorgab. Sie zielten darauf ab, der DDR schnellstens den
Garaus zu machen. Aus beiden Ereignissen sind aktuelle politische
Schlußfolgerungen zu ziehen.

In der DDR hatten Rechtsexperten und erfahrene Politiker unter dem
Vorsitz von Otto Grotewohl 1949 eine Verfassung geschaffen, die nach
einer Volksaussprache am 7. Oktober 1949 durch die provisorische
Volkskammer angenommen wurde. Sie war für eine "unteilbare
demokratische Republik" gedacht.(1) Die Verfassung bewährte sich,
wurde aber von der Wirklichkeit überholt (Spaltung, Militärpakte,
kalter Krieg etc.)

Anfang 1968 erhielten DDR-Bürger die Möglichkeit, den Entwurf einer
neuen Verfassung zu diskutieren, die dann in einem Volksentscheid mit
großer Mehrheit bestätigt und am 5. April 1968 in Kraft gesetzt
wurde.(2) Sie widerspiegelte den Stand der Entwicklung der DDR,
brachte Artikel über die Menschenrechte mit der UNO-Konvention von
1966 in Übereinstimmung (obwohl die DDR noch nicht Mitglied der
Vereinten Nationen war) und präzisierte die Aufgaben der DDR in der
Außenpolitik. Die Friedenspflicht und die Freundschaft mit der
Sowjetunion wurden Verfassungspflicht. Während dieser Zeit wurde in
der BRD die Notstandsgesetzgebung beschlossen.

Im Hinblick auf die deutsche Einheit war im provisorischen Grundgesetz
1949 festgelegt worden: "Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit
an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die vom deutschen
Volke in freier Entscheidung beschlossen worden ist."(3) Das ist weder
vor noch nach der "Wende" geschehen. Zu bedenken war auch, daß die BRD
und die DDR nach dem Grundlagenvertrag und der UNO-Mitgliedschaft sich
gegenseitig als souveräne Staaten betrachteten. Abgeordnete, die nach
Artikel 23 den "Anschluß" der DDR betrieben, verübten Hochverrat.
Volkskammerabgeordnete, die dem Einigungsvertrag zustimmten,
verletzten viele Artikel der DDR-Verfassung, auf deren Schutz sie
vereidigt waren: Sie verramschten über die Treuhand das Volkseigentum,
sie zerschlugen die Sicherheitsorgane der DDR, sie wickelten die
sozialen Errungenschaften ab. Der Zwei-plus-vier-Prozeß, der ab April
1990 vorbereitet wurde und am 12. September 1990 mit der
Unterzeichnung des entsprechenden Vertrags in Moskau endete, war das
Todesurteil für die DDR. Der Vorgang war bis dahin beispiellos, wurde
aber Modell für weitere, die zum Chaos in den internationalen
Beziehungen beitrugen. Die Vertreter der DDR, die in der Sterbestunde
der DDR eine schändliche Rolle spielten, verkauften das
Selbstbestimmungsrecht der DDR-Bürger für ein Linsengericht und
stimmten der "Ost-Erweiterung" der NATO zu, was zwangsläufig mit den
Interessen Rußlands kollidierte.

Gorbatschows verhängnisvolle Rolle ist weithin bekannt. Aber was weiß
die deutsche Öffentlichkeit über das Wirken der DDR-Vertreter, die
Markus Meckel (Pfarrer, Mitbegründer der SPD in der DDR und
Außenminister) leitete? Seine Berater kamen aus Bonn, in Genschers
dortiger Privatwohnung holte er sich seine Verhandlungsdirektiven ab.
Zu alledem: Der Zwei-plus-vier-Vertrag(4) ist heute schon weitgehend
Makulatur.

Die Deutschen haben heute keine von den Bürgern bestätigte
demokratische Verfassung. Die Rechte, die in der DDR-Verfassung von
1968 garantiert worden waren, sind abgeschafft. Leben wir in einem
Rechtsstaat?

Prof. Dr. Horst Schneider

1) Text in: Verfassungen deutscher Länder. Berlin 1989, S. 469 f.

2) Ebenda, S. 486 f.

3) Ebenda, S. 441

4) Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland. Dokumente 1945-1994.
Köln 1995, S. 699 f.
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Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.

Dr. Galina J. Snimstschikowa (1908-1991)

Von 1945 bis 1949 Inspektor für das Bibliothekswesen bei der
Sowjetischen Militäradministration in der damaligen sowjetischen
Besatzungszone

Die Jahre von 1945 bis 1949 waren die Jahre der Vorbereitung zu neuen
Zeiten. Es galt vieles zu überwinden, was vom alten Leben geblieben
war, alle Zerstörungen sowohl an Gebäuden als auch in den Seelen der
Menschen. Der Faschismus hatte nicht nur versucht, mein Volk und viele
andere Völker zu zerstören, sondern vor allem auch das deutsche Volk.

Meine Aufgabe war es, acht Bibliotheken, darunter sechs
Universitätsbibliotheken, die Staatsbibliothek und die Deutsche
Bücherei, in der sowjetischen Zone wieder arbeitsfähig zu machen.
Diese sollten als erste wieder arbeiten. Die wichtigste Aufgabe war
die Rückkehr der Bestände in diese Gebäude, damit wir sozusagen das
Brot für die Arbeit schaffen konnten. Ich sehe diesen Hof vor mir, wo
die Leute in blauen Arbeitsanzügen die Kisten abluden. Nur
Bibliothekare wissen, was das Buch wiegt. Man sagt, Gold ist noch
schwerer, aber ich meine, Schwereres als das Buch gibt es nicht auf
der Welt. Wir können die Arbeit beurteilen, die die damaligen
Bibliothekare in diesem Gebäude geleistet haben, die jungen und alten
Frauen. Es waren auch elf Männer dabei, die gar nicht jung waren, gar
nicht kräftig.

Einmal habe ich sogar gezeigt, wie es die Lastenträger an der Wolga
machen, damit sich die Last auf den ganzen Körper verteilt. Hermann
Zybell stand an der Spitze, ein Aktivist der ersten Stunde. Von Zeit
zu Zeit fielen sie sogar um, saßen da mit starren Augen, sie konnten
nicht mehr. In erster Linie waren sie hungrig, sie hatten keine
Kräfte. Ja, und sie haben es doch geschafft. Das sehen wir jetzt.

Das Leben war damals furchtbar schwer, ob es um zehn Liter Benzin ging
- dafür mußte ich im Magistrat einen richtigen Skandal organisieren -
oder ob wir 20 Kilogramm Nägel brauchten. Vielleicht erinnert sich
jemand daran, daß jeder Nagel von diesen Kisten geradegeklopft und
aufgehoben wurde. Dafür war Zybell ein Zerberus. Diese Nägel halfen
uns, und die Bretter, aus denen die Kisten gemacht waren, haben wir
auch gebraucht.

Dann wurde die Bibliothek eröffnet, und die ersten fünf Menschen, die
erschienen waren, wurden sogar mit Blumen empfangen. Das waren die
fünf ersten Leser unserer neuen Zeit, unserer Epoche.

Die ganzen Jahre über war ich sehr aufmerksam, und ich sah, wie gut
sich Ihr Land entwickelt, und glauben Sie mir, daß ich begeistert bin.
Das alles, was ich jetzt gesehen habe, ist sozusagen unvorstellbar.
Sie können es nicht so beurteilen, aber ich, die ich Jahrzehnte nicht
hier war, ich habe ein ganz anderes Land erlebt. Und überall, wo ich
sagte, daß ich Russin sei, bin ich mit offenem Herzen empfangen
worden, und ich fühle, daß die Freundschaft zwischen unseren Völkern
richtig gefestigt wurde. Jetzt sehe ich überall Freunde, gleichgültig
ob jung oder alt. Das ist für mich das Wichtigste in unseren
Beziehungen. Ich bin sehr stolz darauf, weil ich ein Mensch bin, der
sich erinnern kann, wie es früher war.


Wilhelm Szewczyk (1916-1991)

Schriftsteller, VR Polen

Die Beziehungen zwischen Polen und der DDR nach der Zerschlagung des
Hitlerfaschismus besitzen nicht nur für unsere beiden Staaten, sondern
für ganz Europa historischen Wert. Gelang es doch erstmals durch die
grundlegende Umwandlung der inneren gesellschaftlichen Strukturen
beiderseits von Oder und Neiße, für die gegenseitige Zusammenarbeit
eine herzliche und freundschaftliche Atmosphäre zu schaffen. Es
entstand ein Klima des gegenseitigen Vertrauens.

Seit Beginn unseres gutnachbarlichen Zusammenlebens haben wir in Polen
mit großem Engagement die Veränderungen verfolgt, die die
Arbeiterklasse in der DDR und ihre Partei zur Entwicklung ihres
Staates und ihrer Gesellschaft vornahmen.

Als Schriftsteller interessiert mich natürlich wie sich die neuen
Beziehungen zwischen unseren Ländern in der Literatur niederschlagen.
Die moderne polnische Literatur, besonders die Prosa, hat sich
vielfach mit den humanistischen Traditionen des deutschen Volkes, mit
dem Leben in der DDR, der Erziehung zum neuen Menschen, zum Bürger des
sozialistischen Deutschlands befaßt. Es war Tadeusz Borowski, der
ehemalige KZ-Häftling von Auschwitz und Dachau, Freund des
schreibenden deutschen Kommunisten Kuba (Kurt Bartel), der sich als
erster von uns polnischen Schriftstellern bemühte, diese historische
Situation künstlerisch zu gestalten. Zur Erklärung und Erleuchtung
dieser neuen Sicht trug auch Leon Kruczkowski bei, der in seinen, auch
in der DDR gespielten "Sonnenbrucks" dramatisch die Gestalt eines
deutschen Kommunisten quasi als pars pro toto für die künftigen
Erbauer der DDR dem antihumanistischen Geistesgut der deutschen
Vergangenheit entgegenstellte. Als bescheidenen Beitrag möchte ich
auch meine Erzählung "Klara Krause" aus der DDR-Anthologie "Im Westen
fließt die Oder" erwähnen, in der ich versucht habe, das Problem
anhand der Nachkriegsschicksale der Schlesier zu verdeutlichen. Und
schließlich freuen wir uns ganz besonders darüber, wie oft Volkspolen
in der Gegenwartsliteratur der DDR präsent ist. Dies bestätigt mir,
daß unsere Gemeinschaft bei der Entwicklung des Sozialismus auch für
die Literatur eine wertvolle Anregung ist.

 * 

Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Von Frühling kann keine Rede sein. Vielleicht in der Natur: mag sein,
daß es da sprießt, gärt und aufbricht.

Denk ich aber an die Kultur, spüre ich den Stein Volksbühne in
der Brust. Zuverlässige Leute, eben noch Besucher, erzählen mir, dort
werde hart und nachhaltig an der Vergraulung von Liebhabern des guten
Theaters gearbeitet.

Und das in Berlin! Wo es einmal den Weltruhm Berliner Ensemble
gegeben hat - und die große Zeit einer unvergeßlichen Blüte im
Deutschen Theater.

Eiszeit im neuen Parlament? Man beleidigt sich, gut vorbereitet, auch
mit verteilten Rollen, anschließend geht man davon: aus dem Duell,
nicht etwa gleich aus dem hohen Haus. Dort ist man ja schwer genug
hingelangt.

Die AfD bricht alle Regeln von Konvention und Fairneß, aber ihre
Abgeordneten sind in genügend hoher Zahl gewählt, und nun haben sie
nach jeder Rede der Kanzlerin das Recht der ersten Erwiderung.

Die Bundeskanzlerin appelliert an Zusammenhalt in Deutschland. Sie
will die "Spaltung" bis zum Ende ihrer vierten Wahlperiode überwinden.

Es ist zu spät, Frau Bundeskanzlerin. Die soziale Ungerechtigkeit hat
sich erhalten, sogar durchgesetzt. Es gibt keine einheitliche, nicht
einmal eine vergleichbare Identität beider deutscher Teile. Es kann
keine geben. Das hat nicht nur damit zu tun, daß Sie selber keine
Herkunft leben, aber auch. Sie geben sich, als wären Sie aus den
Wolken gefallen. Da nützt es nichts, jeweils vor den Wahlen im
Landstrich vorbeizukommen, als Ehrengast. Sie geben sich wie ungeprägt
von Elternhaus und Gegend.

Dieses Unidentische haftet auch einigen Ihrer Kabinettsmitglieder an.
Will das einer für sich anders, also ausscheren, landet er in der
großen Auslache, als Würseler.

Sie haben sich nie über die Ausplünderung der ostdeutschen Industrie
und Kultur geäußert, nie über das Unrecht der neuentstandenen sozialen
Spaltung. Sie können da nichts mehr einholen.

Wer von uns wartet denn noch auf die Veränderung von Grund auf, wartet
auf mehr als Reparaturen, Ansagen, Willenserklärungen? Wir denken, daß
es trotzdem darauf ankommt, beide Augen zu öffnen gegen
verhängnisvolle, weit ins Leben wirkende untaugliche Unternehmungen
der herrschenden Politik und ihrer sogenannten Opposition.

Wenn wir daran glauben könnten, daß es sinnvoll ist, auf einem Teil
erhoffter Entlastungen zu bestehen und darum zu kämpfen, dann doch,
weil es sich am Ende lohnen könnte. Gründe dafür hätten wir: Sie
wachsen vielfältig aus bestehenden und neuen Ungerechtigkeiten - und
manches Aufbegehren aus dem stillen Kämmerlein der zähen Träume.

Ein weiteres Mal in meinem Leben sehe ich, daß gegen das Handeln
mächtiger Männer nur dann etwas auszurichten wäre, wenn wir uns
solidarisch und klug verbünden. Wir? Mit wem sollten wir das tun? Mit
all den vernünftigen Leuten, den dafür geeigneten, die wüßten, wie man
es beginnen müßte, um es vielleicht zu schaffen: den anderen Frauen
und den anderen Männern! Das ist in der Gegenwart schwierig. Das
männliche Geschlecht bildet noch immer das Ensemble der Weltmacht.
Darin besetzen sie alle Rollenfächer. Bis heute würden einige von
ihnen, gerade jene, die aus ihrer Macht heraus austeilen, eher in
einen Boxhandschuh beißen, als sich vorerst als ratsuchend zu
erklären. Das müßten wir Frauen ändern, statt zu leiden und zu hoffen,
während wir selber zu nötigen Veränderungen immer noch zu wenig
beitragen.

Das Wahlergebnis in Deutschland ist die Folge von Ängsten der
Politiker vor einer Minderheitsregierung oder gar Neuwahlen. Das
wußten sie alle, Regierungswillige wie Opposition, vorher. Der Grad
ihres Durchblickens und des ständigen Verplapperns vor der Presse war
erschreckend - und manches Aufschreckende eben genau so, wie leider
gesagt, auch gemeint. Nun ja, wer einfach nur angibt statt zu
argumentieren, wer mit viel zu wenig nötigem Wissen und Wollen frech
auftritt, sich danebenbenimmt, diesen und jenen auch Gewählten verbal
"in die Fresse" haut, der kriegt im Kabinett den Stuhl neben der
Kanzlerin. Weil sie ihn so in ihre Unverbindlichkeit einzubinden
hofft. Klappt nicht, das haben alle durchschaut, auch wir vor den
Bildschirmen.

Mancher Bürger, auch Mieter, Werktätige, Jungdenker, alter Muffel und
Durchschnittsbürger, hebt da den Finger. Machen kann der klein
Mitlaufende oder zu einem schüchternen Widerspruch antretende
Steuerzahler, Patient oder Mitbürger nichts.

Arglose Mieter glauben vielleicht immer noch, man könne dem Reichen
die fast geschenkte Chance für fette Renditen wieder abjagen, zum
Beispiel Teile von Berlin. Man müsse sich da nur was einfallen lassen,
so daß er die Freude am leicht Erworbenen verliert, dazu brauchte es
eventuell nur Ideen und Respekt vor dem Grundgesetz. Schwierig, weil
eben das Grundgesetz die stattgefundenen "Geschäfte" erlaubt.

Würde unser aller Kanzlerin sich die Hinterlassenschaften der vorigen
Wahlperiode vornehmen und Angekündigtes, Hochgespieltes, in den Fokus
Gerücktes zur Chefsache erklären, vielleicht in den Akten blättern,
die Absicht darin abwägen, dann ... dann käme ihr die Erkenntnis, daß
der Besuch im rechtsbockigen Nachbarland nicht so wichtig ist, wie zu
Hause die Angst der alten Leute, daß ihr Alter eine bedrängende
Notlage wird. Sie könnte aus liegengelassenen Papieren und aus Akten
eine kleine Welt der Absichten bauen, rings um sich, um ihren Stuhl,
ihr Refugium, ihren Ort weltpolitischer Überlegungen.

Wir, das sogenannte Volk, müssen Ruhe bewahren. Denn wie wir am
Beispiel Hamburg gesehen haben, ist Unruhe etwa das Teuerste, was es
außerhalb von militärischen Einsätzen geben kann, die wir als
Steuerzahler ja auch weiterhin bezahlen müssen. Recht so, über zuwenig
Kita-Plätze, Pflegenotstand und zu viele Krankenhäuser können wir
später nachdenken. Obwohl der Abgeordnete Spahn uns mahnt, diese
Themen vorrangig zu behandeln. Durch ihn habe ich erfahren, daß ich
mir wahrscheinlich kürzlich meinen Krankenhausaufenthalt hätte sparen
können, wenn ich mir überlegt hätte, ob ich wirklich ärztliche Hilfe
brauche oder nur zu bequem bin, meine Magenspiegelung selber
durchzuführen. Er ist zum Glück privat versichert. Im Krankenhaus
steht ihm ein Frühstücksei zu, auf das er als Kassenpatient laut
jüngerer Anordnung keinen Anspruch hätte.

Die Wissenschaftler haben herausgefunden, daß der normale Mensch immer
von seinem ganz persönlichen Glück träumt. Vielleicht wird es ihm
zuteil: weil er es unbedingt will und beide Augen weit öffnet gegen
erwarteten Widerstand, gegen Pannen, gegen Vergeblichkeiten, gegen
vielerlei Nein und Aufschub.

Wenn du selber daran glaubst und es dir sogar vorstellen kannst,
dieses Glück, das zu dir passen würde, und wenn du bereit bist, auf
einen Teil deiner Trägheiten zu verzichten, und obwohl du weißt, das
Streben wird dich immer zuviel Zeit und Kraft kosten - aber du
glaubst, es könnte passen -, dann mußt du es machen! Alles Schöne
dieser widersprüchlichen, herrlichen Welt steht dir und mir zu. Wir
müssen aber wenigstens manchmal, im richtigen Moment, den Mund
aufmachen und fordern - oder inmitten von unsäglichem Palaver einen
Raum verlassen, um zu atmen und zu uns selber zu kommen. Schwer, das
zu lernen.

Die verständliche menschliche Feigheit wollte mich in manchen
Situationen zum Schweigen verurteilen oder in den Stuhl zurückdrücken.
Ob mir das heute nicht mehr passiert? Seltener! Mir nützt die
Erkenntnis, daß ich in der Familie nur die fast Hundertjährige bin,
die zum Fenster reingeklettert ist, um drinnen ja nichts zu verpassen.

 * 

LESERBRIEFE

Über den Beitrag zum 80. Geburtstag und zur Erinnerung an Tamara Bunke
(RF 240) habe ich mich besonders gefreut. Die in der DDR zu ihrem
Leben erschienenen Bücher, u. a. von Marta Rojas und Eberhard Panitz,
habe ich mit größtem Interesse gelesen. Später lernte ich während
meiner Zeit bei der NVA einen Stabsoffizier kennen, der seine
Schulzeit im damaligen Stalinstadt mit ihr verbrachte und manches für
mich Interessante zu erzählen hatte.

RA Ralph Dobrawa, Gotha



Der militärisch-industrielle Komplex der BRD schickt sich an, mit
Zustimmung der SPD, die militärischen Einsätze im Ausland zu
verlängern, die Anzahl der Einsatzkräfte zu erhöhen und -
offensichtlich als Nachfolger der USA im Irak - die militärische
"Unterstützung" auf das ganze Land auszudehnen. So der Wille der neuen
Bundesregierung. Über die wahren Absichten und Ziele schweigt man sich
aus, doch es ist offensichtlich: Irak ist einer der reichsten
Ölproduzenten der Welt. In den anderen, von der BRD militärisch
besetzten Ländern geht es um ähnliche Ziele.

Die Reaktion der Partei Die Linke und anderer linksgerichteter Kräfte
auf die Verlängerung der Auslandseinsätze ist kaum vernehmbar. Es
müßte einen Aufschrei gegen die kriegstreiberischen bundesdeutschen
Ambitionen geben. Parlamentsdebatten und "schriftliche Anfragen" an
die Regierung sind zuwenig. Notwendig ist ein wirksames
außerparlamentarisches Vorgehen, gewissermaßen die "Kraft der Straße".
Das zu organisieren und sich an die Spitze solcher Aktivitäten zu
stellen, sollte eine der Hauptaufgaben der PDL sein.

Oberst a. D. Günter Hackenberg, Schöneiche



Oskar Lafontaine und Sahra Wagenknecht haben erkannt, daß Deutschland
unter den Bedingungen eines Rechtsrucks eine breite linke
Sammelbewegung braucht, um mit einer politischen Mehrheit sozialen
Fortschritt durchzusetzen und eine friedliche Außenpolitik zu
betreiben. Mit der Partei Die Linke allein kann diese Mehrheit nicht
erreicht werden. Auch das Setzen auf Rot-Rot-Grün ist nicht
erfolgversprechend. Die Schaffung einer linken Volksbewegung ist das
Gebot der Stunde und schließt sektiererisches Verhalten linker Kräfte
aus.

Günter Röska, Leipzig



Zu Dr. Matin Baraki: Der Tod ist ein Meister aus Deutschland (RF
242, S. 3) 

Mit Interesse habe ich diese Veröffentlichung und auch die anderen
diesbezüglichen Artikel gelesen. Stetig wachsende Rüstungsexporte sind
kein Beitrag zur Erhaltung des Friedens, sondern erhöhen drastisch die
Kriegsgefahr. Die Argumente, als NATO-Partner hätte Deutschland auch
Verpflichtungen zu erfüllen, und derlei Exporte würden bedrohten
Staaten doch nur helfen, machen mich fast sprachlos.

Siegfried Tietz, Altenberg/Sachsen



Man hat den Eindruck, daß die Europäische Union von Trump gleichsam
wie ein Untertan behandelt wird. Welches Land auf Erden darf sich in
Berufung auf Gottes Gnaden als Zuchtmeister der Welt bezeichnen und
verhalten? Wohl keines, wenn es ihm um Demokratie, Menschenrechte und
Frieden ernst ist. Doch das Denken der Mächtigen wird von Neid,
Mißgunst, Vorurteilen und Verdächtigungen bestimmt. So ist Europa noch
weit entfernt von einer Gemeinschaft der Staaten, geschweige denn der
Völker. Die EU ist nicht begeistert, ja betroffen vom Austritt
Englands aus diesem Verbund. Doch geht es um den "bösen Geist" aus dem
Osten, so sind sich die Regierenden der EU und der NATO mit der
britischen Regierung einig, daß an den Vorfällen in England um den
russischen Doppelagenten nur Rußland, ja Putin persönlich schuld sein
kann.

Da bedarf es keiner Beweisführung, da ist rechtsstaatliches Vorgehen
kein Prinzip mehr, sondern es wirken wie in vielen anderen Fällen
wieder alte und neue Feindbilder und Vorurteile. Rußland ist kein
"jungfräuliches", fehlerloses Land, wohl aber ein Land, das durch
seine Geschichte besonders am Frieden und auch an historisch
gewachsenen und begründeten Grenzverläufen interessiert ist.
Sanktionen wirken immer gegen eine gesunde, gegenseitig nützliche
wirtschaftliche Zusammenarbeit und letztlich zum Nachteil des Volkes
und sind Formen der Eskalation mit unvorhersehbaren Folgen. Die Welt
besteht nicht nur aus einer Europäischen Union und Amerika über dem
"großen Teich", sondern auch aus China, Rußland, Indien und den
Völkern vieler kleinerer Staaten mit dem berechtigten Wunsch, auf
dieser Welt in Sicherheit und Frieden leben zu können, ohne dabei ihre
nationale Farbigkeit und Bedeutung einzubüßen.

Dr. Wilfried Meißner, Chemnitz



Zu Hermann Jacobs: Über Arbeitsproduktivität und Systemvergleich
(RF 241, S. 17) 

Arbeitsproduktivität ist eine wichtige Kennziffer für den Vergleich
des wirtschaftlichen Entwicklungsstandes von Branchen und
Volkswirtschaften, obwohl sie, wie Hermann Jacobs schreibt, schwer zu
fassen ist und detaillierter analysiert werden muß. Ökonomische und
gar politökonomische Aussagen bedürfen ihrer Komplexität wegen aber
meist eines Dutzends Kennziffern und des Bedenkens einer Vielzahl von
Zusammenhängen und Wechselbeziehungen. Was im kalten Krieg von
kommunistischen Parteien vernachlässigt wurde, war die Größenordnung
volkswirtschaftlicher Wertschöpfung.

US-Präsident Ronald Reagan empfahl den Fürsten in Saudi-Arabien, mehr
Erdöl auf den Markt zu werfen, um den Weltmarktpreis zu drücken und
der Sowjetunion zu schaden. Fünf westliche Erdölkonzerne hatten viele
Jahrzehnte schon ein Vielfaches für Erdöl eingenommen. Doch die UdSSR
konnte sich nicht einmal mit einigen dieser Konzerne messen.
Gorbatschow hatte selbst den Haushalt belastende Veränderungen
begonnen, aber nun reichten seine Erdöleinnahmen nicht mehr, um
Generäle und Staatsfunktionäre auszuzahlen. Die Folgen sind bekannt.

Willi Lauterbach, Schwerin



Zu Dr. Peter Elz: Ist die Arbeitsproduktivität wirklich das Maß
aller Dinge? (RF 242, S. 18) 

Lenin machte die Arbeitsproduktivität nicht zum "Maß aller Dinge". Der
Autor schreibt selbst, daß Lenin sie als das in letzter Instanz "...
Allerwichtigste, das Ausschlaggebende für den Sieg der neuen
Gesellschaftsordnung" bezeichnete. Bei Karl Marx wird die
Arbeitsproduktivität "durch den Durchschnittsgrad des Geschickes der
Arbeiter, der Entwicklungsstufe der Wissenschaft und ihrer
technologischen Anwendbarkeit, die gesellschaftliche Kombination des
Produktionsprozesses, den Umfang und die Wirkungsfähigkeit der
Produktionsmittel und durch Naturverhältnisse" bestimmt. Marx und
Lenin waren weit davon entfernt, in der Arbeitsproduktivität eine
Kennziffer zu sehen. Ich meine, sie sahen darin ein gesellschaftliches
Verhältnis.

Wachstum der Arbeitsproduktivität muß nicht unbedingt mit Steigerung
der Produktionsergebnisse und des Umfangs der materiellen Güter
einhergehen. Eine nicht größer werdende produzierte Menge an
Gebrauchsgütern mit einem geringeren Aufwand an gesellschaftlicher
Arbeitszeit spricht ebenso für eine höhere Arbeitsproduktivität. Es
entspräche dem Wesen der sozialistischen Gesellschaft, daß die frei
werdende gesellschaftliche Arbeitszeit in einer verkürzten
Lebensarbeitszeit, einer kürzeren Arbeitswoche oder einem kürzeren
Arbeitstag wirksam würde. Die Arbeiter, die Produzenten, erhielten bei
gleichem Entgelt mehr freie Zeit, um sich zu erholen, zu bilden,
künstlerisch zu betätigen, die Kinder zu erziehen, aktiv an der
Gestaltung und Lenkung der Gesellschaft teilzunehmen.

Es wird Bereiche der Volkswirtschaft geben, in denen die höhere
Arbeitsproduktivität zu mehr materiellen Gütern führen muß. Zum
Beispiel werden Bildung und Gesundheitswesen, Landwirtschaft und
Umweltschutz hochwertige Erzeugnisse und Technologien fordern. Neue
wissenschaftliche Erkenntnisse und modernere Technologien werden
Veraltetes ablösen und größeren Einfluß auf die Sozialleistungen der
Gesellschaft nehmen. Karl Marx wies darauf hin, daß der
Reproduktionsprozeß eigentlich erst beendet ist, wenn die Natur das
ihr Genommene zurückerhalten hat. Um das in einer neuen Gesellschaft
einmal zu schaffen, wird ein hoher Aufwand an gesellschaftlicher
Arbeitszeit erforderlich sein. Und je mehr dieser hohe Aufwand für die
gleiche Menge oder mehr an für die Gesellschaft notwendigen Gütern und
Leistungen abnimmt, um so fruchtbringender wird das Ergebnis für die
Gesellschaft sein. 

Das Beschäftigen mit Lenins Zitat hilft uns tatsächlich nicht weiter,
wenn wir die Arbeitsproduktivität als Kennziffer sehen. Da stimme ich
dem Autor zu. Es hilft uns aber weiter, wenn wir die
Arbeitsproduktivität als gesellschaftliches Verhältnis betrachten. Im
Kapitalismus wird die wachsende Arbeitsproduktivität immer nur der
Profitmaximierung dienen, zum Schaden der Menschen und der Natur. Im
Sozialismus wird ihr Wachstum notwendig sein, um nach und nach alle
gesellschaftlichen Bedürfnisse immer besser zu befriedigen und der
Natur das ihr Genommene zurückzugeben.

Wolfgang Herrmann, Dreesch



Eine interessante Erklärung zur Einordnung der Arbeitsproduktivität in
die politische Argumentation, die mich zu folgenden Überlegungen
anregte.

1. Aufgrund der Embargopolitik war die DDR punktuell gezwungen, einige
der verbotenen Erzeugnisse ohne ausgefeilte Technologie selbst zu
fertigen. Die Arbeitsproduktivität spielte dabei keine Rolle.

2. Die Arbeitsproduktivität, die sich nur auf fertiggestellte Produkte
bezieht, müßte neu bewertet werden, wenn ein Teil der Produkte aus
marktwirtschaftlichen Gründen verschrottet oder unter Wert verkauft
wird.

3. Jeder Produktionsbetrieb in der DDR hatte auch eine soziale Aufgabe
gegenüber seinen Mitarbeitern oder dem kommunalem Umfeld zu erfüllen,
die in der Marktwirtschaft allein dem Staat obliegt. Die Mitarbeiter
eines VEB, die für eine gesundheitliche Versorgung der Mitarbeiter, im
Betriebskindergarten, der Freizeitbeschäftigung bzw. den Sport, der
kulturellen Betätigung, der Urlaubsbetreuung oder der Unterstützung
der Kommunen eingesetzt wurden, haben letztlich die
Arbeitsproduktivität dieser Einheit der Volkswirtschaft gesenkt.

Man sollte also nicht Äpfel mit Birnen vergleichen.

Horst Klingenberg, Berlin



Die Aufgabenstellung, die Arbeitsproduktivität zu erhöhen, ist älter,
als es die Ausführungen von Lenin zu diesem Problem sind. Bereits im
"Kommunistischen Manifest" schreiben Marx und Engels: "Das Proletariat
wird seine politische Herrschaft dazu benutzen, ... die Masse der
Produktivkräfte möglichst rasch zu vermehren." Dabei spielte der Kampf
zwischen sozialistischen und kapitalistischen Staaten noch keine
Rolle. Es ging ihnen darum, in geringerer Arbeitszeit vermehrt
Gebrauchswerte herzustellen, um die Überarbeitung der Werktätigen zu
beenden und sie besser mit Gebrauchswerten zu versorgen.

Lenin formulierte die Aufgabe so: "Die Arbeitsproduktivität
der entwickeltsten kapitalistischen
Länder einholen oder untergehen!"

Der russische Bürgerkrieg wurde noch mit den übernommenen geringen
Produktivkräften gewonnen. Das war möglich, weil die Massen bereit
waren, die fehlenden Mittel durch ihren Heroismus zu ersetzen, aber
auch, weil in der damaligen Situation die kapitalistischen Staaten
nicht in der Lage waren, ihre überlegenen Produktivkräfte in vollem
Umfang gegen die Sowjetunion einzusetzen. Aber Lenin war sich im
klaren darüber, daß künftige Angriffe der Imperialisten unvermeidlich
waren und dann mit dem gesamten Einsatz ihrer Produktivkräfte zu
rechnen war.

Deshalb hatte unter den Bedingungen der Systemkonkurrenz die
Produktion solcher Mittel Vorrang, die dem Schutz vor
imperialistischer Aggression dienten. Das mußte vor der Verbesserung
des Lebens im Sozialismus im Vordergrund stehen. Beides - Verbesserung
des Lebens und Gewährleistung der Verteidigungsfähigkeit - war aber
nur durch Anhebung des Niveaus der Produktivkräfte zu erreichen. Das
entspräche in etwa Dr. Elz' Erwägung einer "Kennziffer
'volkswirtschaftlicher Arbeitsproduktivität'".

In diesem Sinn war die Erhöhung der allgemeinen Produktivität in einem
Maße nötig, daß sie dem Vergleich mit kapitalistischen Ländern
standhielt. Was dabei in der Zeit der ersten Fünfjahrpläne erreicht
wurde, war sensationell und hat die Welt in Staunen versetzt. Dennoch
war das "Einholen" 1941 noch nicht abgeschlossen, und so mußten die
Sowjetbürger auch im zweiten Weltkrieg durch Heroismus und
Opferbereitschaft ausgleichen, was an Produktivkraft noch fehlte.

Wir sollten nicht in den Fehler verfallen, die Forderung nach
Produktivkraftsteigerung in ihrer Bedeutung zu relativieren.

Fritz Dittmar, Hamburg



Gregor Gysis Aura strahlt Optimismus und Zuversicht aus. Dennoch
fürchtet er sich, wie er vor einiger Zeit bei einem katholischen
Kirchgang in Neubrandenburg betonte: "Ich bin nicht religiös, aber ich
fürchte mich vor einer gottlosen Gesellschaft." Ein Linker fürchtet
sich vor einer "gottlosen Gesellschaft"? Damit nicht genug. Er meint
sogar, die Linke sei heute viel zu schwach, um moralische Werte zu
entwickeln und populär zu machen.

"Wenn wir die Kirche nicht hätten, gäbe es allgemein moralische Werte
nicht", ist zu hören. Warum ignoriert er die moralischen Werte im
opferreichen Kampf gegen Krieg, Unterdrückung und Ausbeutung sowie die
Ethik für nationale Integrität und Sozialismus, wie sie nicht zuletzt
Kuba vorlebt? Oder den hohen moralischen Einsatz ungezählter Menschen
auf dem ganzen Globus für den Schutz von Natur und Umwelt gegen
Profitinteressen der Mächtigen?

Der 200. Geburtstag von Karl Marx wäre ein guter Anlaß, über Dialektik
und Eklektizismus nachzudenken, wobei ein Blick in Engels'
"Anti-Dühring" hilfreich wäre.

Karl Scheffsky, Schwerin



Ich bin 87 Jahre, meine Lebenserwartungen sind begrenzt, doch mit
Sorge erfüllt mich, was die große Koalition dem Volk beschert.

"Deutschland übernimmt wieder Verantwortung" und beteiligt sich an
Kriegen, Waffenexporte bringen Profit, und die Ausbeutung der
Ressourcen durch deutsche Monopole beschert den Völkern der "Dritten
Welt" Not und Elend. In der reichen BRD bestimmt der Profit die
Politik. Etwa ein Prozent der Deutschen wird immer reicher, wozu auch
Steuerhinterziehungen sowie Abgasbetrug beitragen. Die Kriminalität
hat eine Blütezeit, und die AfD verkündet im Bundestag ihre
Weltanschauung. Für die große Mehrheit des Volkes herrscht jedoch
soziale Ungerechtigkeit, Zeitarbeit, Hartz-IV-Almosen dominieren, den
Ostdeutschen bleibt die Rentenungerechtigkeit erhalten, und
Alters- sowie Kinderarmut sind alltäglich. Seit 1990 gehören Bettler
und Obdachlose wieder zum Erscheinungsbild der Hauptstadt, und ich
habe keine Hoffnung, daß die Digitalisierung zu einem
menschenwürdigeren Leben unserer Nachkommen beitragen wird.

Trotz allem kann ich nicht glauben, daß die große Mehrheit der human
denkenden Menschen die Superreichen in der Welt gewähren läßt, um in
ihrer Gier nach Profit die Umwelt zu zerstören und durch einen
Atomkrieg die Menschheit zu vernichten. Die Zukunft liegt in der Hand
der weltweit aktiven linken Parteien, Organisationen und Bewegungen.
Nur sie sind in der Lage, in ihrem Kampf gegen Krieg und Kriegsgefahr,
zur Überwindung von Hunger und sozialer Ungerechtigkeit sowie zum
Erhalt der natürlichen Lebensbedingungen die unterdrückten Völker
wachzurütteln und zu vereinen. Auch wenn dazu noch große Anstrengungen
erforderlich sind, die geknechtete Menschheit wird - inspiriert durch
die noch heute aktuellen Erkenntnisse von Karl Marx - ihre Ketten
abwerfen und der Erdbevölkerung ein menschenwürdiges Leben
ermöglichen. Daran glaube ich!

Rudolf Höll, Berlin



Was der neue Gesundheitsminister zu Hartz IV von sich gegeben hat, ist
aus den Reihen deutscher Politiker weder neu noch verwunderlich.
Beinahe möchte man glauben, eine gezielte Provokation, um dem Thema
wieder richtig Feuer zu geben. Es ist gelungen. Es gibt mehr als
genug, die der Aussage und dem Manne beipflichten. Scheinwissen,
Ahnungslosigkeit und Vorurteile genügen in diesem Land, um sich klug
und wissend zu wähnen.

Es sei genug, wenn in Deutschland Hartz-IV-Betroffene nicht hungern,
verhungern müssen. Das sei als gewaltige Sozialleistung fürs Nichtstun
zu verstehen. Mit solcher Arroganz und Verachtung ist seit Jahrzehnten
die erwünschte Stimmung erzeugt worden.

Was am Menschen noch Mensch ist, dessen Existenz sich wesentlich im
Nicht-hungern-Müssen erschöpft, interessiert die Spahns und Co. kaum.
Vielmehr sind dessen Äußerungen Wasser auf die Mühlen jener, die von
ihrer Hände Arbeit nicht leben können und Hartz-IV-Empfänger als
Schmarotzer empfinden. Diese bekämen 416 Euro monatlich, dazu Miete,
Heizung und SV-Beiträge sozusagen "geschenkt". Die Empörung steigt.
Wie Menschen in Hartz IV geraten, was es mit Kapital und Markt, mit
nicht verwertbaren, nicht "marktgerechten" Menschen zu tun haben
könnte, will man nicht wissen. Wovon und wie einige immer reicher
werden, auch ohne anstrengende Arbeit, empört nur wenige. Welche
Partei, welche Gewerkschaften haben noch eine Spur vom Verständnis
eines Karl Marx, dessen 200. Geburtstag wir gerade begehen?

Roland Winkler, Plauen



Als am 23. Februar die Leser des ND, zu denen ich seit Anfang der 50er
Jahre ebenfalls zähle, ihre "Sozialistische Tageszeitung" lasen,
glaubten sicher viele, ihren Augen nicht zu trauen: Auf deren
Titelseite war unter der Rubrik "Unten links" ein durchgängig
antikommunistischer Schmähbeitrag über den Dramatiker, Lyriker und
Regisseur von Weltgeltung, Bertolt Brecht, publiziert.

Bereits eingangs wird er dort als ein "Zeit seines Lebens ungekämmter
fanatischer Kommunist, der sich selbst für einen Künstler hielt",
verunglimpft.

In diesem Jargon geht es weiter. So wird ihm ein "linksvergiftetes
Drogenopferleben" angelogen, seine "stalinistischen Theaterstücke"
enthielten "viel Wirres und Hetzerisches", womit solche Werke wie die
"Dreigroschenoper", "Die Gewehre der Frau Carrar", "Der aufhaltsame
Aufstieg des Arturo Ui", "Mutter Courage und ihre Kinder" gemeint
waren.

Dem Schreiberling scheint entgangen zu sein, daß Brecht 1951 in der
DDR den Nationalpreis erhielt, womit sein Beitrag im Kampf für
Frieden, gesellschaftlichen Fortschritt und eine glückliche Zukunft
der Menschheit gewürdigt wurde. Hat der Verfasser nie etwas von dem
1949 gemeinsam mit Helene Weigel gegründeten unvergleichlichen
Berliner Ensemble gehört, das sogar dreimal diesen Preis erhielt?

Der mit "tbl" unterzeichnende Autor scheute sich auch nicht, Brecht
gar als "Schmierfinken" zu bezeichnen! Müßte da nicht aus der
Münchener Ruhmeshalle Brechts Büste, die seit 2009 dort ihren
verdienten Platz gefunden hat, entfernt und das bereits seit 2006
jährlich in Augsburg stattfindende "Brecht-Festival" abgesagt werden?


Bekanntlich wurden Brechts Werke im Mai 1933 von den Nazis bei der
Bücherverbrennung in der berüchtigten Aktion "wider den undeutschen
Geist" den Flammen übergeben. Der Verfasser beruft sich auf Adenauers
Außenminister Heinrich von Brentano, wonach die "fragwürdigen"
Bühnenstücke Brechts "kein sinnvoller Ausdruck deutschen Kulturguts"
seien - eine solche Schmähung könnte auch während der genannten
Bücherverbrennung gefallen sein!

Was mich betrifft, kam ich Anfang der 50er Jahre an der ABF Leipzig
erstmals mit Brechts Leben und Werk in Berührung und gehöre seitdem zu
seinen Bewunderern und Gleichgesinnten. Ich freue mich über jede
Aufführung seiner Werke, wie gegenwärtig "Der gute Mensch von Sezuan"
in Dresden.

Und in meinem Zimmer hängt seit vielen Jahren Brechts "Lob des
Kommunismus".

Es ist sehr erfreulich, daß auch weitere Leser des ND ihrer Empörung
über diesen Artikel Ausdruck verliehen, indem sie ihn als "derbe,
dumme und niveaulose Holzhammerstilistik", die in einer
"sozialistischen Tageszeitung" fehl am Platze ist, bezeichneten.

Heinz Behrendt, Plauen



Zum Leserbrief von Carsten Hanke im RF 241 (Februar) zum Thema
Spenden  

Ich stimme Carsten Hanke zu, will aber ergänzen, daß die meisten
Spendenaufrufe - ob für Kriegsopfer, Opfer von Naturkatastrophen, für
die Krebshilfe und viele andere - nicht nötig wären, würde die
Regierung endlich für die gerechte Besteuerung von Bürgern und
Unternehmen sorgen. Die Regierungskasse wäre dann mit mehreren 100.000
Euro Mehreinnahmen im Jahr so gut gefüllt, daß man nicht an uns, die
wir oft recht bescheidene Renten und Löhne erhalten, appellieren
müßte, davon noch etwas abzugeben. Aber wir wissen ja: "Sie dachten,
sie wären an der Macht, dabei waren sie nur an der Regierung."

Wolfgang Reinhardt, Nordhausen



Der gemeinnützige Verein "Friedensbrücke-Kriegsopferhilfe", der seit
einigen Jahren aktive Solidarität mit den Menschen in Donezk und
Lugansk übt, ist in unserer "RotFuchs"-Gruppe nicht unbekannt. Auf
unserer Jahresabschlußveranstaltung war die Vorsitzende des Vereins
FBKO, Liane Kilinc, zu Gast und hat einen Film, den sie während ihres
jüngsten Aufenthaltes in Gorlovka (Donbass) mit Hilfe der
Partnerorganisation "Mosty Mira" (Friedensbrücke) gedreht hat,
gezeigt. Wir waren tief beeindruckt vom Aufbauwillen und der
Widerstandskraft der dortigen Bevölkerung. Trotz des vereinbarten
Waffenstillstandsabkommens beschießt die schwerbewaffnete Soldateska
der Ukraine fast täglich das Gebiet um Gorlovka und Teile der Stadt.
Lebenswichtige Anlagen zur Wasser- und Energieversorgung werden dabei
immer wieder getroffen. Die Filmaufnahmen führten uns das Maß der
Zerstörung vor Augen, sie zeugten aber auch vom unbeugsamen
Aufbauwillen der Menschen und gaben Einblick in berührende Treffen mit
ihnen und den Kindern in Schulen und Betreuungseinrichtungen, denen
die von vielen auch aus dem Kreis Barnim gesammelten
Solidaritätsspenden übergeben wurden. Eine spontane Spendensammlung im
unmittelbaren Anschluß an den Film erbrachte eine Summe von 155 Euro,
die noch rechtzeitig zum russischen Weihnachtsfest vor Ort ankam, wie
wir später erfuhren.

Helmut Braunschweig, Eberswalde



Zu dem Artikel "Geld macht Politik - ein Kapitel Politökonomie" (RF
242, Seite 10) 

Dieser Beitrag ist eine wertvolle Argumentationshilfe, nicht nur für
Wahlkämpfe. Vielen Dank! Wenn ich zusammenaddiere, was Konzerne, aber
auch kleinere Kapital- und Beteiligungsgesellschaften für ihre
Interessenvertreter der CDU und der FDP gespendet haben, erhielt nach
sicher unvollständiger Listen die CDU im Jahre 2017 mehr als 3,5
Millionen Euro, während es für die FDP über 1,15 Millionen waren.
Damit wird klar, wem CDU und FDP - frei nach dem Motto "Wes Brot ich
eß, des Lied ich sing" - dienen.

Klaus D. Fischer, Weimar



Der Artikel "Geld macht Politik" ist für die politische Arbeit sehr
wichtig. Niemand kann diese Tatsachen als "linke Parteipropaganda"
abtun, da sie, wenn auch nur auszugsweise, aus dem Büro des
Bundestagspräsidenten stammen. Wieder einmal wird deutlich, woher die
Sympathien für die Parteien des großen Geldes stammen, welche
Interessen dahinter stehen und daß "Chancengleichheit" nur eine hohle
Phrase ist. Als antifaschistisch-demokratischer Verein
(Prager-Haus-Verein Apolda), der den Opfern des Naziregimes ein
ehrendes Gedenken bewahrt, mußten wir das selbst erfahren. Frau
Susanne Klatten, BMW-Erbin, kündigte 2016 in den Tageszeitungen an,
mehrere Millionen Euro für demokratische, soziale und gemeinnützige
Zwecke solchen Vereinen zur Verfügung zu stellen. Eine noble Geste,
dachten wir, und bewarben uns für die Förderung. Die Berliner Firma
"Phineo", die nach Prüfung der Anträge mit der Entscheidungsfindung
beauftragt war, teilte uns mit, wir hätten den Antrag einmal zu früh
und einmal zu spät gestellt und könnten deshalb nicht berücksichtigt
werden, obwohl unser Anliegen "lobenswert" erscheine.

Jetzt lesen wir im Beitrag des "RotFuchs", daß Frau Klatten und ihr
Bruder Stefan Quandt jeweils 50.000 Euro an die CDU und die FDP
überwiesen haben. So sieht sie also aus, die Förderung gemeinnütziger,
demokratischer Vereine, die ohne große Parteispenden eine wertvolle
Arbeit leisten.

Klaus Hoppe, Apolda



Die "Schweriner Volkszeitung" vom 14. Dezember 2017 überschrieb einen
Artikel über die jüngste Bundesverfassungsgerichts-Entscheidung zu
§ 6 AAÜG triumphierend: "Gesetzgeber darf bei DDR-Minister Rente
begrenzen". "ISOR aktuell" brachte im Februar dazu einen Leserbrief,
dessen Veröffentlichung die SVZ verweigerte. In diesem Brief heißt es:
Ehemaligen Angehörigen der Waffen-SS, die im Baltikum oder anderswo
leben, sich aktiv und freiwillig an den Untaten des deutschen
Faschismus im zweiten Weltkrieg beteiligten, überweist die
Bundesregierung regelmäßig eine Kriegsrente.

Nach 1990 erhoben 100.000 ehemalige "Kriegsfreiwillige"
in der BRD einen Rentenanspruch.

Sie begründeten dies mit dem Dekret des Hitler-Nachfolgers Karl Dönitz
aus dem Jahre 1945, wonach ihnen Kriegsrenten zu gewähren sind. Sie
bekamen recht; es sind jährlich mehr als 10 Milliarden Euro für
derartige Renten. 2012 erhielten 900 000 Personen eine "deutsche
Kriegsrente". Der Großadmiral und enge Gefolgsmann Hitlers, Dönitz,
einer der 24 Hauptangeklagten und Verurteilter des Internationalen
Militärgerichtshofes, erhielt bis zu seinem Lebensende 1980 eine
Pension. Dagegen nimmt das Bundesverfassungsgericht nicht einmal die
Beschwerden ehemaliger Verantwortungsträger der DDR gegen die Kappung
ihrer Rente an.

Wilfried Schubert, Güstrow



Zu Günter Freyer: Max Kreuziger - Allen Kindern gleiche Bildung (RF
242, S. 22)

Außerordentlich gefreut habe ich mich über den Artikel "Allen Kindern
gleiche Bildung" im März-RF.

Max Kreuziger wäre entsetzt über die gegenwärtige Schulpolitik in der
BRD und insbesondere über das miserable Niveau und die Ungleichheit
bei der Vermittlung von Wissen in den einzelnen Bundesländern.

Ich möchte zum pädagogischen Wirken des Schulreformers Max Kreuziger
hinzufügen, daß er als Verantwortlicher für den demokratischen
Neubeginn des Schulwesens nach dem 8. Mai 1945 im Stadtbezirk
Berlin-Prenzlauer Berg an allen Schulen im Stadtbezirk anregte,
Aufsätze zum Thema "Die letzten Tage des Krieges und der Neubeginn"
schreiben zu lassen. Auf seinen Vorschlag wurden die 1311
Schüleraufsätze dem damaligen Berliner Stadtarchiv übergeben. Sie
befinden sich gut inventarisiert im Berliner Landesarchiv als
wertvolles Zeugnis über die letzten Kriegstage und die ersten
Friedenswochen in Berlin.

Dr. Günter Wehner, Berlin 
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VORWÄRTS/1386: Abbau von Grundrechten


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 21/22 vom 14. Juni 2018

Abbau von Grundrechten

von Damian Bugmann



Beim Bund und in den Kantonen werden verschärfte Polizeigesetze
vorbereitet für die restriktivere Überwachung und Verfolgung von
Unschuldigen, Feiernden, Fahrenden, Demonstrierenden, Randständigen
und "GefährderInnen". Für das Referendum gegen das bernische
Polizeigesetz wird gesammelt.


"Terrorismus" und "linke und fundamentalistische Gewalt" sind
die Zauberworte, mit dem GesetzgeberInnen und Polizei die Bevölkerung
immer intensiver überwachen und Grundrechte aushebeln.
Neue, drastische Polizeigesetze in immer mehr Kantonen und deutschen
Bundesländern schaffen neue "Freiheiten" für die Polizei, z.B. in
Bayern die Möglichkeit, Handgranaten einzusetzen.

Die reaktionärsten MachtpolitikerInnen arbeiten am Abbau von
Demokratie und Grundrechten: Mit den polizeilichen Inszenierungen
während des G20 in Hamburg, seinen gerichtlichen Nachspielen und der
Ernennung von Horst Seehofer aus dem avantgardistischen
Repressionsbundesland Bayern zum Innenminister. Auch der Hamburger
Bürgermeister Olaf Scholz wurde für seine provozierende
G20-Polizeigewalt zum Bundesminister befördert. Ausser Thüringen
arbeiten zur Zeit alle Landesregierungen an der Verschärfung ihrer
Polizeigesetze: Aufenthalts- und Kontaktverbot sowie Freiheitsentzug
von bis zu einem Monat für mutmassliche GefährderInnen, Einführung von
Tasern und elektronischen Fussfesseln, Telekommunikationsüberwachung
ohne konkreten Tatverdacht, anlasslose Ausweiskontrollen und
Durchsuchungen und so weiter.


Spitzelsystem schaffen

Die SicherheitsfanatikerInnen im Schwizerländli nützen den PR-Effekt
des G20-Terrorismusgefahr-Theaters und spielen ihre angepeilten
Massnahmen herunter. Regierungsrat und Polizeidirektor Käser
verharmloste in der Debatte über das totalrevidierte Polizeigesetz des
Kantons Bern im Grossrat die geplanten Massnahmen und stellte sie
vollmundig mit Beispielen aus dem Polizeialltag als völlig normal,
angemessen und pragmatisch dar. Beschönigend sprach man im Bundeshaus
vor den Medien an der Vorstellung des "Nationalen Aktionsplans zur
Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem
Extremismus" von Prävention, von ein paar schwarzen Schafen, die man
früh erkennen müsse, um grösseren Schaden zu verhindern. Das vom Bund
angepeilte Gewaltpräventions-Frühwarnsystem ist ein Spitzelsystem.
LehrerInnen, BetreuerInnen im Asylbereich, Vereinskader und
Freiwillige sollen gemäss der bundesrätlichen Vorlage in Früherkennung
geschult werden und Verdächtiges melden. "Anlaufstellen für die
Bevölkerung" sollen Hinweise von Eltern, Familienangehörigen,
ArbeitgeberInnen, KollegInnen, NachbarInnen und Bekannten
entgegennehmen, Fachstellen sollen bei Verdacht mit Präventionskursen
in Schulen, Betriebe und Vereine gehen, Informationen und
Denunziationen sollen diese Stellen an Polizei und Geheimdienst
weiterleiten.


Gesinnung bestrafen

Es geht bei der Präventionsattacke um "GefährderInnen", die keine
Straftat begangen haben und keine Vorbereitungshandlungen dazu
unternehmen. Simonetta Sommaruga, Vorsteherin des eidgenössischen
Justiz- und Polizeidepartements, definiert: "Das sind Gesinnungstäter,
auch nach Absitzen einer Strafe." Die müsse man unter Kontrolle und
Strafe stellen. Für sie sollen Meldepflicht, Kontaktverbot,
Hausarrest, Fussfesseln und die Ausweisung bei AusländerInnen
eingeführt werden.

Schon vor sieben Jahren hatte der Grossrat des Kantons Bern bestimmt,
die "Police Bern" dürfe gegen Personen zur Verhinderung von Verbrechen
(Delikte, die mit mehr als drei Jahren bestraft werden) oder Vergehen
(wie zum Beispiel Diebstahl) Personen "an allgemein zugänglichen Orten
verdeckt beobachten und dabei Bild- und Tonaufnahmen machen". Im
totalrevidierten Gesetz soll die Berner Polizei auch ohne
Anfangsverdacht aufgrund von Hinweisen oder Gerüchten ohne
richterliche Genehmigung einen Monat im Leben einer Person schnüffeln
dürfen - erst für die Fortsetzung der Überwachung über einen Monat
hinaus müsste eine Genehmigung eingeholt werden.


Ohne konkreten Verdacht

Das neue Berner Polizeigesetz will "verdeckte Vorermittlung",
"verdeckte Fahndung" und "Observation" anwenden, um strafbare
Handlungen zu entdecken und dann zu verhindern. Die noch gültige
Regelung lässt diese Massnahmen nur zur Verhinderung von Straftaten
zu, also mit einem konkreten Anfangsverdacht. Das gibt mehr Raum für
Racial Profiling und andere diskriminierende Profilings. Die Polizei
dürfte ohne richterliche Genehmigung irgendwelche Personen und ihr
Umfeld beobachten, filmen und abhören, FahnderInnen dürften ihnen
gefälschte Ausweise vorzeigen.

Durch diese neuen Kompetenzen würde der grundrechtlich geschützte
Anspruch auf informationelle Selbstbestimmung und das Recht auf Schutz
der Privatsphäre der betroffenen Personen verletzt. Transparenz und
demokratische Kontrolle fehlen im neuen Gesetz. Denn die Polizei wäre
nicht verpflichtet, diese Massnahmen zu erfassen und einem
demokratisch legitimierten Kontrollorgan wie zum Beispiel der
Geschäftsprüfungskommission GPK zu melden.


Doppelte Diskriminierung

Obdachlose, Suchtkranke und alle, die durch Kleidung oder Verhalten
"stören", von der fragwürdigen gutschweizerischen Norm abweichen,
könnten im Kanton Bern mit dem griffigen Polizeigesetz bis zu 48
Stunden aus dem öffentlichen Raum mit der Begründung der Störung der
öffentlichen Ordnung weggewiesen werden. Fahrende Jenische, Sinti und
Roma müssten neu auch ohne akute Gefährdung der öffentlichen
Sicherheit und ohne gerichtliche Verfügung auf Anweisung der "Police
Bern" innerhalb von 24 Stunden einen Platz räumen. Doppelte
Diskriminierung: Standplätze werden nicht zur Verfügung gestellt, die
Wegweisung wird erleichtert.

Neu könnten die Sicherheitskosten bei Veranstaltungen an die Gemeinden
und die Veranstaltenden überwälzt werden. Die Gemeinden dürften nicht
über den Umfang des Polizeiaufgebots für Dorffeste oder
Sportveranstaltungen bestimmen, müssten aber das von "Police Bern"
bestimmte und gestellte Aufgebot bezahlen. Kommt es im Rahmen von
Demonstrationen und Aktionen zu "Ausschreitungen" oder Abweichungen
von der vorgeschriebenen Route, könnten den Veranstaltenden
Sicherheitskosten von bis zu 30.000 und Teilnehmenden bis zu
10.000 Franken auferlegt werden. Dadurch würde das kulturelle
und das politische Leben der Menschen beschränkt und die
Meinungsäusserungs- und Versammlungsfreiheit beschnitten, die gerade
in Zeiten des Abbaus der Sozialwerke wichtig sind. Im Kanton Luzern
ist ein ähnlich verschärftes Polizeigesetz bereits in Kraft.
Demonstrationen finden dort nur noch wenige statt, da sie sehr teuer
werden können, eine 1.-Mai-Demo gibt es nicht mehr. Treffen würde es
auch Menschen, die im eigenen Garten, auf dem Balkon oder im
öffentlichen Raum feiern: Ruft jemand die Polizei wegen Ruhestörung,
kann diese den VerursacherInnen die Kosten für den Polizeieinsatz
anhängen.

Die PdA sammelt mit beim Referendum. Anfang Juli läuft die Frist ab,
die nötigen Unterschriften sind noch nicht zusammen!

Referendum: www.polizeigesetz-nein.be

 * 
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FEATURE/1044: Deutschlandfunk - Die Familie Bakunin, 22.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Anarchie der Liebe

Die Familie Bakunin

Von Zoran Solomun und Hansi Oostinga

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Freitag, 22. Juni 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Er ließ in seinem Leben keine Barrikade aus: Michail Bakunin, der
russische Aristokrat, der zum Vater der Anarchie und zum großen
Gegenspieler von Karl Marx werden sollte. Er war an allen großen
Revolten seiner Zeit beteiligt - und verweigerte sich auch im Privaten
der Herrschaft über andere Menschen. In der sibirischen Verbannung
lernte er seine Frau Antonia kennen. Eine von Beginn an ungewöhnliche
Beziehung, aus der eine ebenso ungewöhnliche Familie hervorging. Die
beiden hatten offiziell drei Kinder. Deren leiblicher Vater war
allerdings Carlo Gambuzzi, ein enger Mitstreiter Bakunins. Während
Bakunin zu seinem Lebensende hin politisch immer mehr resignierte,
hatte diese für ihre Zeit bahnbrechende und heute noch inspirierende
Ménage-à-trois hingegen Bestand - und brachte ebenso eigenwillige
Nachfahren hervor.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1714: WDR 4 - Sommer im Film, 21.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Zum Sommeranfang - Sommer im Film

Moderation: Manfred Behrens

WDR 4 Soundtrack

Donnerstag, 21.06.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Elvis singt in dem Film "Ein Sommer in Florida" den Titel "What a
wonderful life" - und so sollte sich der Sommer anfühlen, auch und
gerade im Film.

Der junge Cliff Richard machte sich in "Summer Holiday" auf in den
Süden und Chris und Frank erlebten einen "Heißen Sommer" am
DDR-Ostseestrand. In dem Film "Swinging Summer" von 1965 geht es um
gute Musik und junge Leute - ebenfalls sehr jung war Brigitte Bardot
in "Sommernächte mit Manina", ein Film, in dem sie vorzugsweise einen
Bikini trug.

Die Sommerhitze macht Jack Lemmon und Anne Bancroft in "Das
Nervenbündel" zu schaffen: Wie kann man Manhattan im Hochsommer
überleben? Noch schlimmer dran ist James Stewart in "Das Fenster zum
Hof". Er brach sich ein Bein und muss nun bei offenem Fenster das
Geschehen draußen beobachten, ein Mord treibt die Temperatur in noch
höhere Bereiche.

Zum Sommeranfang sind Filme mit dem Thema "Sommer" der Schwerpunkt in
WDR 4 Soundtrack: "Heißer Sand" und "Summertime".

 * 

Quelle:

Programmtip vom 15. Juni 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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TALK/1581: WDR 5 - Bauboom braucht Kies. Wie viele Baggerseen kommen noch? 21.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Bauboom braucht Kies: Wie viele Baggerseen kommen noch?

WDR 5 Stadtgespräch am 21. Juni in Rees

Moderation: Thomas Koch und Ludger Kazmierczak

Donnerstag, 21. Juni 2018 , 20.05 - 21.00 Uhr, WDR 5



Jedes Jahr liefert allein der Niederrhein etwa 50 Millionen Tonnen
Kies und Sand. Der Bedarf ist groß, die Baubranche boomt. Doch wo
gebaggert wird, entstehen riesige Löcher. Nach über hundert Jahren
Kiesförderung sehe die Landschaft hier aus wie ein Schweizer Käse,
klagen viele Bürger und wehren sich gegen die Genehmigung weiterer
Flächen. Sie haben Angst vor steigendem Grundwasser, vor zunehmender
Hochwassergefahr und vor negativen Auswirkungen auf die Qualität des
Trinkwassers. Landwirte fürchten um ihre Ackerflächen, Naturschützer
beklagen den Verlust der Artenvielfalt. Die Kiesindustrie hält
dagegen: Sie sichere Arbeitsplätze, werte genutzte Flächen ökologisch
wieder auf und der Tourismus profitiere von den Baggerseen.

Sind der wachsende Bedarf an Kies und Sand und der Erhalt der
Kulturlandschaft überhaupt in Einklang zu bringen? Ist eine
Alternative zu Kies und Sand in Sicht?

Darüber diskutieren mit den Zuschauerinnen und Zuschauern in Rees und
live auf WDR 5:


	Dr. Manfred Dümmer, Hydrogeologe, Bürgerinitiative "Zukunft Esserden"

	Hans Hugo Papen, CDU-Fraktionsvorsitzender Regionalrat Düsseldorf

	Christian Strunk, Hülskens Holding, Initiativkreis "Zukunft Niederrhein"

	Josef Tumbrinck, Bund Naturschutz NRW



Moderation: Thomas Koch und Ludger Kazmierczak

Termin: Donnerstag, 21. Juni 2018 , 20.05 - 21.00 Uhr

Ort: Bürgerhaus Rees, Markt 1, 46459 Rees

Redaktion: Ludger Kazmierczak

Die Diskussion wird live auf WDR 5 übertragen - am Niederrhein auf UKW
99,7 Mhz.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 17. Juni 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln
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ARBEITSMEDIZIN/462: Rückkehr zur Arbeit nach psychischer Krise (DGAUM)


Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V. - 18. Juni 2018

Rückkehr zur Arbeit nach psychischer Krise



München, 18. Juni 2018 - Psychische Erkrankungen erhöhen das Risiko
arbeitslos zu werden und bilden die häufigste Ursache für
Frühverrentungen. Daher ist es wichtig, Beschäftigte nach einer
psychischen Krise bei der Rückkehr in den Betrieb zu unterstützen.
Dies muss gemeinsam mit Betroffenen, Betrieben und Akteuren des
Versorgungssystems erreicht werden. Mit welchen Ansätzen dies gelingen
kann, erforscht die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
(BAuA) in einer aktuellen Studie.

Psychische Gesundheit und Arbeit

Psychische Erkrankungen sind heute weit verbreitet und beeinträchtigen
Betroffene auch in ihrer Arbeit. Sie bilden die zweithäufigste Ursache
von Arbeitsunfähigkeit und sind der häufigste Grund für
Frühverrentungen. Arbeit ist nicht nur Einkommensquelle sondern auch
wichtig für die psychische Gesundheit - sie gibt dem Menschen
Struktur, Sinn, Identität und soziale Kontaktmöglichkeiten. Daher ist
es wichtig, Beschäftigte nach einer psychischen Krise bei der Rückkehr
in ihre Arbeit zu unterstützen. Eine erfolgreiche Wiedereingliederung
wirkt sich positiv für die Betroffenen, den Betrieb und die
Gesellschaft aus: Sie senkt Kosten, erhält die Arbeitsfähigkeit und
verbessert die Lebensqualität der Beschäftigten.

Versorgungsnetzwerke helfen im "Return to Work"-Prozess

Mitarbeiter sollten nach einer psychischen Erkrankung schnell versorgt
und ihre Arbeitsfähigkeit nachhaltig wiederhergestellt werden. In den
vergangenen Jahren haben sich daher verschiedene Betriebe,
medizinische Einrichtungen sowie Leistungsträger in
Versorgungsnetzwerken zusammengeschlossen. Durch die engere
Zusammenarbeit der Akteure können betroffene Beschäftigte schneller
erkannt und gezielter unterstützt werden. Erste Ergebnisse zeigen
bereits, dass Defizite in der Regelversorgung, wie etwa lange
Wartezeiten für einen Therapieplatz oder zu spät eingeleitete
Reha-Maßnahmen, durch solche Versorgungsnetzwerke überwunden werden
können.

Unterschiedliche Netzwerk-Ansätze haben Vor- und Nachteile

In ihrer Studie nimmt die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) Versorgungsnetzwerke unter die Lupe. Ziel ist
es, Faktoren zu identifizieren, die eine erfolgreiche Rückkehr zur
Arbeit nach psychischen Erkrankungen fördern und hemmen um daraus
innovative Strategien abzuleiten. Erste Analysen zeigen zwei Ansätze
von Versorgungsnetzwerken, die sich in der Form der Vernetzung und des
Arbeitsplatzbezugs unterscheiden: Netzwerke mit psychotherapeutischem
Ansatz sehen die Ursache psychischer Erkrankungen primär im Verhalten
des Betroffenen, wie fehlende Abgrenzungsfähigkeit oder überhöhter
Perfektionismus. Die Eingliederungsmaßnahmen konzentrieren sich auf
das Coaching des Mitarbeiters, über Betrieb und Versorger nur indirekt
verbunden sind. Der sozialarbeiterische Ansatz hingegen sieht in
erster Linie Faktoren am Arbeitsplatz als Krankheitsverursacher, wie
etwa Zeitdruck, Überforderung oder mangelnde Wertschätzung. Der Fokus
der Maßnahmen liegt darauf, was am Arbeitsplatz geändert werden kann,
damit der Beschäftigte nach einer psychischen Erkrankung gesund
weiterarbeiten kann. Betrieb und Versorger arbeiten hier im Netzwerk
eng zusammen.

Wichtig ist die richtige Kombination von Angeboten

Die Entstehung psychischer Erkrankungen ist meist sehr komplex und
lässt sich nicht klar auf personen- oder arbeitsbezogene Faktoren
zurückführen. Beide Ansätze von Versorgungsnetzwerken zeigen Vor- und
Nachteile. Für die nachhaltige Rückkehr zur Arbeit nach einer
psychischen Krise empfiehlt sich daher eine Kombination aus Maßnahmen
zur Anpassung von individuellem Verhalten und Verhältnissen am
Arbeitsplatz. Das Selbstmanagement des Beschäftigten sollte zum
Beispiel durch Coaching-Gespräche mit Vorgesetzten und "Return to
Work"-Experten unterstützt werden. Zentral sind außerdem eine
personenbezogene Gefährdungsbeurteilung durch den Betriebsarzt und die
stufenweise Wiedereingliederung. Nach Abschluss der Studie erhofft man
sich weitere Erkenntnisse - vor allem was Betroffene bei ihrer
Rückkehr in die Arbeit nach einer psychischen Krise von den
Versorgungsnetzwerken als hilfreich erlebt haben.


Mehr zu diesem Thema erfahren Sie im Beitrag "Rückkehr zur
Arbeit nach psychischer Krise" von Dr. Betje Schwarz in der aktuellen
Ausgabe der Zeitschrift "Arbeitsmedizin, Sozialmedizin und
Umweltmedizin" (ASU) unter 

www.asu-arbeitsmedizin.com


Über ASU - Zeitschrift für medizinische Prävention:

Die Zeitschrift "Arbeitsmedizin, Sozialmedizin, Umweltmedizin" ist
das Leitmedium der deutschsprachigen Arbeitsmedizin. Das
Publikationsorgan der Fachinstitutionen DGAUM, ÖGA, SGARM, VDBW,
Vereinigung Deutscher Staatlicher Gewerbeärzte e.V. sowie der
arbeitsmedizinischen Akademien und richtet sich an Betriebsärzte,
Arbeitsmediziner und Akteure in wichtigen Schnittstellenbereichen zur
Arbeitsmedizin. Die Zeitschrift ist peer reviewed. 1965 gegründet,
erscheint ASU monatlich und erreicht nahezu alle arbeits- und
präventionsmedizinisch orientierten Akteure im deutschsprachigen Raum.

 Weitere Informationen unter 

www.asu-arbeitsmedizin.com

Über DGAUM:

Die DGAUM wurde 1962 gegründet und ist eine gemeinnützige,
wissenschaftlich-medizinische Fachgesellschaft der Arbeitsmedizin und
der klinisch orientierten Umweltmedizin. Ihr gehören heute über 1000
Mitglieder an, die auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin und Umweltmedizin
arbeiten, vor allem Ärztinnen und Ärzte, aber auch Angehörige anderer
Berufsgruppen wie etwa Natur- und Sozialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler. Die Mitglieder der Fachgesellschaft engagieren sich
nicht nur in Wissenschaft und Forschung, um so bereits bestehende
Konzepte für die Prävention, die Diagnostik und Therapie
kontinuierlich zu verbessern, sondern sie übernehmen die ärztliche und
medizinische Beratung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern an der
Schnittstelle von Individuum und Unternehmen. Darüber hinaus beraten
die Mitglieder der DGAUM alle Akteure, die ihren Beitrag zu der
medizinischen Versorgung leisten und auf Fachwissen aus der
betrieblichen Gesundheitsförderung und Prävention, der arbeits- und
umweltbezogenen Diagnostik und Therapie, der Beschäftigungsfähigkeit
fördernden Rehabilitation sowie aus
dem versicherungsmedizinischen Kontext angewiesen sind. 

Weitere Informationen unter 

www.dgaum.de

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Arbeitsmedizin und Umweltmedizin e.V.

Pressemitteilung Nr. 19/2018 vom 18. Juni 2018

Schwanthaler Straße 73 b, 80336 München

Telefon: 089/330 396-0, Fax: 089/330 396-13

E-Mail: gs@dgaum.de

Internet: www.dgaum.de
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ONKOLOGIE/1921: Therapiefortschritt bei Morbus Waldenström - Neue chemotherapiefreie Medikamentenkombination (idw)


Universitätsklinikum Ulm - 18.06.2018

Therapiefortschritt bei Morbus Waldenström 

Neue chemotherapiefreie Medikamentenkombination



Der Morbus Waldenström gehört zu den Lymphdrüsenkrebserkrankungen und
zeichnet sich durch einen klinisch langsam fortschreitenden Verlauf aus.
Die Erkrankung ist derzeit nicht heilbar, so dass es das Ziel ist, durch
eine nebenwirkungsarme Therapie eine möglichst lange Krankheitskontrolle
zu erreichen. Unter Federführung von Professor Christian Buske
(Comprehensive Cancer Center (CCC) Ulm) in Zusammenarbeit mit der Klinik
für Innere Medizin III (Professor Hartmut Döhner) konnte in einer großen
internationalen Studie des "Europäischen Konsortiums für den Morbus
Waldenström" (ECWM) eine neue, chemotherapiefreie Medikamentenkombination
mit Rituximab und Ibrutinib etabliert werden.

Diese konnte im Vergleich zur alleinigen Therapie mit Rituximab das Risiko
um 80 Prozent senken, erneut ein Fortschreiten des Lymphoms zu erleiden.
Rituximab ist ein Antikörper, der sich gegen eine Oberflächenstruktur auf
den bösartigen Lymphomzellen richtet, Ibrutinib blockiert dagegen in der
Lymphomzelle ein entscheidendes Wachstumssignal.

"Für die Behandlung des Morbus Waldenströms sind die Studienergebnisse ein
weiterer großer Fortschritt, insbesondere da auch Patienten hervorragend
ansprechen, die prognostisch ungünstige, das Lymphomwachstum fördernde,
Genveränderungen tragen. Diese Patienten zeigten bislang unter alleiniger
Ibrutinib-Therapie nur ein unzureichendes Ansprechen", erläutert Professor
Dr. Christian Buske, Ärztlicher Direktor am CCC Ulm und Leiter des
Instituts für Experimentelle Tumorforschung. "Zudem zeigen die Daten auch,
dass wir beim Morbus Waldenström mit großer Wahrscheinlichkeit bald auf
die klassische Chemotherapie verzichten können", fügt Professor Buske
hinzu.

Diese hocheffektive neue Therapie, für die derzeit eine Zulassung in den
USA beantragt wird, wurde im Rahmen der sog. iNNOVATE-Studie getestet,
deren Ergebnisse kürzlich im renommierten Fachjournal New England Journal
of Medicine mit Professor Buske als Letztautor publiziert wurden. In der
Studie konnten die Autoren zeigen, dass 82 Prozent der Patienten, die mit
der Medikamentenkombination Ibrutinib und Rituximab behandelt wurden, nach
drei Jahren keine Tumorprogression zeigten, während dieser Anteil an
Patienten, die mit Rituximab allein behandelt wurden, bei lediglich 28
Prozent lag. An der randomisierten Studie nahmen 150 therapiebedürftige
Patienten mit Morbus Waldenström teil, die zum Teil erstmalig
diagnostiziert und nicht vorbehandelt waren oder einen Rückfall Ihrer
Erkrankung nach Therapie erlitten hatten. Die Patienten wurden weltweit
rekrutiert.

"Dank der Erkenntnisse der Gruppe um Professor Buske wird sich die
Behandlung von Patientinnen und Patienten mit Morbus Waldenström in
Zukunft wahrscheinlich signifikant verändern, denn sie werden durch einen
möglichen Wegfall der Chemotherapie deutlich weniger belastet", sagt
Professor Udo X. Kaisers, Leitender Ärztlicher Direktor des
Universitätsklinikums Ulm. "Betroffene können somit künftig nicht nur
zielgerichteter behandelt werden, ihre Lebensqualität wird ebenfalls
verbessert."


Titel der Originalpublikation:

Phase 3 Trial of Ibrutinib plus Rituximab in Waldenstrom's
Macroglobulinemia. M.A. Dimopoulos, A. Tedeschi, J. Trotman, R.
Garcia-Sanz, D. Macdonald, V. Leblond, B. Mahe, C. Herbaux, C. Tam, L.
Orsucci, M.L. Palomba, J.V. Matous, C. Shustik, E. Kastritis, S.P. Treon,
J. Li, Z. Salman, T. Graef, and C. Buske, for the iNNOVATE Study Group and
the European Consortium for Waldenstrom's Macroglobulinemia. N Engl J Med.
2018 Jun 1. doi: 10.1056/NEJMoa1802917. [Epub ahead of print].

www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMoa1802917
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FORSCHUNG/3854: Geschmacksgebende Stoffe stimulieren Immunabwehr (idw)


Technische Universität München - 18.06.2018

Geschmacksgebende Stoffe stimulieren Immunabwehr



Zitronensäure und scharf-schmeckendes 6-Gingerol aus Ingwer verleihen
nicht nur Speisen und Getränken eine besondere Geschmacksnote. Beide
Stoffe stimulieren auch die molekularen Abwehrkräfte im menschlichen
Speichel. Dies ist das Ergebnis einer Humanstudie eines Teams der
Technischen Universität München (TUM) und des Leibniz-Instituts für
Lebensmittel-Systembiologie.

Der menschliche Speichel ist eine komplexe, wässrige Mischung aus
unterschiedlichsten Komponenten. Er enthält neben Schleimhaut- und
Immunzellen eine Vielzahl von Molekülen, die unterschiedlichste
biologische Aufgaben erfüllen. Denn Speichel spielt nicht nur eine
wesentliche Rolle bei der Nahrungsaufnahme, sondern ist auch für die
Gesunderhaltung der Zähne, des Zahnfleischs und der Mundschleimhaut
entscheidend.

Zugleich stellt er die erste Bastion gegen von außen eindringende
Krankheitserreger dar. Daher sind im Speichel verschiedene, antimikrobiell
wirkende Moleküle enthalten, zu denen auch das antibakteriell wirkende
Lysozym gehört. Sie sind Teil des angeborenen, molekularen Immunsystems.

Dass Faktoren wie Alter, Gesundheitszustand aber auch was jemand isst und
trinkt die Speichel-Zusammensetzung beeinflussen, ist inzwischen belegt.
Über die Effekte einzelner Lebensmittelinhaltsstoffe ist jedoch noch wenig
bekannt.

Um mehr über diese zu erfahren, untersuchte das Wissenschaftlerteam um
Studienleiter Professor Thomas Hofmann, Leiter des Leibniz-Instituts für
Lebensmittel-Systembiologie an der TUM, den Einfluss unterschiedlicher
Geschmacksstoffe auf die Speichelzusammensetzung des Menschen:
Zitronensäure (sauer), der Süßstoff Aspartam (süß), Iso-alpha-Säuren
(bitter), der Geschmacksverstärker Natriumglutamat (umami), Kochsalz
(salzig), 6-Gingerol (scharf) sowie die im Szechuanpfeffer enthaltenen
Substanzen Hydroxy-alpha-Sanshool (kribbelnd) und Hydroxy-beta-Sanshool
(betäubend).

Wie das molekulare Abwehrsystem im Speichel aktiviert wird

Wie die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler durch die Kombination von
Speichelflussmessungen, Proteomanalysen und bioinformatischen Auswertungen
erstmals nachwiesen, modulieren alle untersuchten Substanzen die
Proteinzusammensetzung des Speichels in mehr oder weniger großem Umfang.
Biologische Funktionsanalysen der von der Modulation betroffenen
Speichelproteine zeigten zudem, dass die durch Zitronensäure und
6-Gingerol ausgelösten Veränderungen, das molekulare Abwehrsystem im
Speichel aktivieren.

So steigerte 6-Gingerol die Aktivität eines Enzyms, welches das im
Speichel gelöste Thiocyanat in Hypothiocyanat umwandelt, wodurch sich die
Menge des antimikrobiell und fungizid wirkenden Hypothiocyanats im
Speichel in etwa verdreifachte. Dagegen ließen die durch Zitronensäure
ausgelösten Veränderungen die Lysozym-Spiegel im Speichel um das bis zu
Zehnfache ansteigen.

Wie Untersuchungen an Bakterienkulturen erstmals belegen, reicht diese
Erhöhung aus, um das Wachstum von Gram-positiven Bakterien fast komplett
zu unterbinden. Lysozym wirkt gegen diese Art der Bakterien, indem es
deren Zellwand zerstört.

"Unsere neuen Erkenntnisse zeigen, dass geschmacksgebende Stoffe bereits
im Mundraum biologische Wirkungen besitzen, die weit über ihre bekannten
sensorischen Eigenschaften hinausgehen", sagt Hofmann vom Lehrstuhl für
Lebensmittelchemie und molekularer Sensorik der TUM. Diese mit neuesten
Analysemethoden weiter zu erforschen, sei eins der Ziele, die sich die
Lebensmittel-Systembiologie gesetzt habe, erklärt der
Lebensmittelchemiker. Nur so ließen sich auf lange Sicht neue Ansätze für
die Produktion von Lebensmitteln finden, deren Inhaltsstoff- und
Funktionsprofile an den gesundheitlichen und sensorischen Bedürfnissen der
Verbraucherinnen und Verbraucher ausgerichtet seien.


Publikation:

Matthias Bader, Andreas Dunkel, Mareike Wenning, Bernd Kohler, Guillaume
Medard, Estela del Castillo, Amin Gholami, Bernhard Kuster, Siegfried
Scherer and Thomas Hofmann: 

Dynamic Proteome Alteration and Functional
Modulation of Human Saliva Induced by Dietary Chemosensory Stimuli,

Journal of Agricultural and Food Chemistry 6/2018. 

DOI: 10.1021/acs.jafc.8b02092

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34714/
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GESUNDHEIT/1333: Sommer, Sonne, Sonnenbrand? - Das muss nicht sein (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) - 18.06.2018

Sommer, Sonne, Sonnenbrand? - Das muss nicht sein!

Bundesamt gibt Tipps zum richtigen Sonnenschutz



Der Sommer ist da - jetzt auch kalendarisch! Mit der intensiven
Sommersonne steigt aber auch die Gefahr eines Sonnenbrandes mit möglichen
Langzeitfolgen wie vorzeitiger Hautalterung und einem erhöhten
Hautkrebsrisiko. Das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) gibt anlässlich des bevorstehenden "Tag des
Sonnenschutzes" am 21. Juni Tipps für den richtigen Umgang mit den
Sonnenstrahlen, denn viele Menschen können sich und ihre Haut noch
effektiver vor der Sonne schützen.

Sonnencreme, Sonnenmilch, Sonnenlotion oder gar Sonnenspray - es gibt
inzwischen dutzende Sonnenschutzmittel, die den perfekten Schutz vor den
gesundheitsschädlichen UV-Strahlen versprechen. Bei den in den Mitteln
eingesetzten UV-Filtern unterscheidet man zwischen organischen
(chemischen) und mineralischen (physikalischen) Filtern. Diese Filter
schützen entweder vor UV-A-Strahlen, UV-B-Strahlen oder - als
Breitbandfilter - vor beiden Strahlenarten. Um eine ausreichende
Schutzwirkung zu erzielen, wird oft eine Kombination mehrerer UV-Filter
verwendet. Derzeit sind 27 UV-Filter in der EU zugelassen, um in
Sonnenschutzmitteln mindestens einen Lichtschutzfaktor von 6 zu erreichen.

Für lichtbedingte Hautschäden ist nicht nur die Sonnenbrand auslösende
UV-B-Strahlung, sondern auch die UV-A-Strahlung verantwortlich. Die
schädliche Wirkung der UV-A-Strahlung ist nicht unmittelbar erkennbar,
sondern macht sich als Langzeitschäden, wie schnellere Hautalterung,
Pigmentflecken und im schlimmsten Fall sogar als Hautkrebs, bemerkbar.
Daher müssen Sonnenschutzmittel auch gegen UV-A-Strahlung einen
ausreichenden Schutz bieten.

Nicht jedes Sonnenschutzmittel ist für jeden Menschen gleichermaßen
geeignet. Der richtige Sonnenschutz ist immer auch eine Frage des
Hauttyps. Ganz allgemein rät das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit folgendes:

Der richtige Lichtschutzfaktor

Die Wahl des richtigen Lichtschutzfaktors (LSF) hängt von verschiedenen
Gegebenheiten ab: dem Hauttyp, der Intensität der Sonneneinstrahlung und
der Aufenthaltsdauer in der Sonne. Besonders empfindlich ist die Haut nach
den Wintermonaten, da der Eigenschutz der Haut verringert ist.


	Generell gilt: Je heller die Haut und je länger man sich in der Sonne aufhält, desto höher sollte der Lichtschutzfaktor sein.

	Der empfohlene Lichtschutzfaktor für Kinder ist mindestens 30 und für Erwachsene mindestens 20. Wählen Sie im Zweifel lieber einen höheren Schutz!

	Achten Sie auch auf einen UV-A-Schutz in Sonnenschutzprodukten (UVA-Logo)!

	Bitte beachten Sie: Einen vollständigen Schutz vor Sonnenstrahlung durch Sonnenschutzmittel gibt es nicht. Angaben wie "100%iger Schutz" oder "Sunblocker" vermitteln eine trügerische Sicherheit und dürfen nicht verwendet werden.



Die ausreichende Menge


	Drei volle Esslöffel Sonnenschutzmittel je Anwendung ist das richtige Maß für einen Erwachsenen! So wird die auf der Verpackung angegebene Schutzwirkung in der Regel erreicht.

	Nachcremen ist dabei besonders wichtig, vor allem nach dem Baden oder Schwitzen. Das hält den Sonnenschutz aufrecht. Die Dauer, die man geschützt in der Sonne verbringen kann, wird dadurch jedoch nicht verlängert.



Das "MEHR" an Sonnenschutz

Auch Sonnenschutzmittel mit sehr hohem Lichtschutzfaktor können die
UV-Strahlen nicht völlig abwehren. Durch einfache Maßnahmen kann man sich
zusätzlich und effektiv vor UV-Strahlung schützen:


	Bleiben Sie nicht länger in der Sonne als Sie gut vor den gefährlichen UV-A- und UV-B-Strahlen geschützt sind!

	In der Mittagszeit (11-15 Uhr) ist die Sonne besonders zu meiden.

	An Meer und Strand wird das Sonnenlicht zusätzlich reflektiert. Hier herrscht erhöhte Sonnenbrandgefahr!

	Säuglinge und Kleinkinder sollten der Sonne nicht direkt ausgesetzt werden.

	Textilien sind ein effektiver Sonnenschutz. Enge und helle Kleidung aus Baumwolle schützt weniger gut vor Sonnenstrahlung als weite und dunkle Kleidung oder gekennzeichnete UV-Schutzkleidung. UV-Schutzkleidung muss sogar mindestens den Lichtschutzfaktor 40 aufweisen.

	Auch die Augen brauchen Schutz. Achten Sie darauf, dass Ihre Brille UV-A- und UV-B-Strahlen abhält! Lassen Sie sich dazu in einem Fachgeschäft beraten.

	Achtung bei ersten Anzeichen eines Sonnenbrandes (Rötung oder spannendes Hautgefühl): Beenden Sie umgehend den Aufenthalt in der Sonne! Bereits jetzt kann Ihre Haut langfristig geschädigt sein.

	Bitte denken Sie daran: Auch bei bedecktem Himmel und im Schatten sind schädliche UV-Strahlen vorhanden. Im Sommer gilt also an jedem Tag: Eincremen nicht vergessen, wenn Sie sich längere Zeit im Freien aufhalten!




Weiterführende Informationen

- Webseite des BVL zu Sonnenschutzmitteln:

www.bvl.bund.de/Sonnenschutzmittel

- Webseite von haut.de zu Sonnenschutz:

www.haut.de/haut/sonnenschutz/sonnenfreud-und-sonnenleid-sonnenschutz-haelt-die-haut-jung/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65862

2018 06 18 PI Sonnenschutz
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FORSCHUNG/736: CD83-Protein ist essentiell für die Kontrolle von Autoimmunreaktionen (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 18.06.2018

CD83-Protein ist essentiell für die Kontrolle von Autoimmunreaktionen



Regulatorische T-Zellen, kurz "Tregs" genannt, sorgen dafür, dass das
Immunsystem keine körpereigenen Zellen oder Gewebe angreift. Eine wichtige
Rolle spielt dabei das Oberflächenprotein CD83. Immunologen der FAU ist es
nun gelungen, dieses Protein näher unter die Lupe zu nehmen und seine
herausragende Bedeutung bei der Regulation von Autoimmunreaktionen zu
beweisen. Die in Fachkreisen vielbeachtete Studie kann wichtige Impulse
für die krankheitsorientierte Grundlagenforschung und langfristig für die
Entwicklung von neuen Verfahren zur Behandlung von Autoimmunerkrankungen
geben. Die Ergebnisse wurden in der renommierten Fachzeitschrift "JCI
insight"* veröffentlicht.

So effektiv die eigenen Abwehrmechanismen im menschlichen Körper auch
funktionieren, so gefährlich ist es, wenn deren Regulation versagt.
Autoimmunerkrankungen wie beispielsweise Multiple Sklerose (MS), Colitis,
Arthritis aber auch Allergien können die Folge sein. Ein wichtiges
Mitglied in dem körperimmanenten Abwehrtrupp sind die sogenannten "Tregs",
die die Immunantwort gegen körpereigene Zellen und Organe gezielt hemmen.
Das CD83-Protein ist auf spezifischen Immunzellen zu finden. In welchem
Maße das Protein aber an der Funktion der "Tregs" beteiligt ist, war
bislang nicht vollständig geklärt. Ein Grund mehr für das Team um Prof.
Dr. Alexander Steinkasserer von der Immunmodulatorischen Abteilung der FAU
die Bedeutung von CD83 zu untersuchen und hier erstmals Klarheit zu
schaffen. Sie konnten in Zusammenarbeit mit Spezialisten vom
Limes-Institut in Bonn und dem Universitätsklinikum in Regensburg nachweisen,
dass CD83 essentiell für die Aufrechterhaltung der immunologischen
Toleranz ist und somit Autoimmunreaktionen verhindert.

Methodische Grundlagen

Um das komplexe Vorhaben zu verwirklichen, haben die Wissenschaftler neben
in-vitro-Untersuchungen an Zellkulturen im Labor auch in-vivo-Studien an
Mausmodellen vorgenommen, bei denen das CD83-Protein gezielt in "Tregs"
ausgeschaltet wurde. Es zeigte sich, dass ohne das CD83-Molekül nicht nur
erhöhte Krankheitssymptome, zum Beispiel Lähmungserscheinungen wie bei der
Multiplen Sklerose (MS) oder Darmentzündungen wie bei Colitis, auftraten,
sondern dass diese auch nicht mehr abklangen. "Ohne CD83 war es nicht mehr
möglich, die Autoimmunreaktionen gegen die körpereigenen Zellen zu
kontrollieren", stellte der Untersuchungsleiter Prof. Alexander
Steinkasserer fest, "was unsere Hypothese von der Wichtigkeit des
CD83-Moleküls für die Vermeidung von Autoimmunerkrankungen untermauert".

Zukunftsweisende Anwendungspotentiale

Die Studie führt zu einem grundlegend besseren Verständnis der "Tregs" und
der Funktion des CD83-Proteins innerhalb der Zellen bei der körpereigenen
Abwehr und der Kontrolle von gefährlichen Autoimmunreaktionen. Sie leistet
somit einen wichtigen Beitrag für die krankheitsorientierte
Grundlagenforschung. Langfristig könnten diese Erkenntnisse dann aber auch
zur Entwicklung neuer Therapien beitragen. "Bis unsere Erkenntnisse zu
CD83 aber Eingang in die klinische Erprobung finden, ist es noch ein
weiter Weg, der viel Zeit, Energie und weiterer finanzieller Mittel
bedarf", so Prof. Steinkasserer. "Wir haben aber die Basis gelegt, auf die
weitere Untersuchungen und klinische Studien aufbauen können."


*Die Forschungsergebnisse wurden unter dem Titel "CD83 expression is
essential for Treg cell differentiation and stability" in der renommierten
Fachzeitschrift "JCI insight https://doi.org/10.1172/jci.insight.99712
veröffentlicht.
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NIERE/076: Nierentumor - Genetischer Auslöser entdeckt (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 18.06.2018

Nierentumor: Genetischer Auslöser entdeckt



Wissenschaftler der Universität Würzburg haben neue molekulare Biomarker
für seltene Nierentumoren bei Kleinkindern identifiziert. Diese könnten
sich als Angriffspunkte für neue Therapien anbieten.

Es ist bösartig und kann bereits in den ersten Lebensmonaten von
Säuglingen oder sogar schon vor der Geburt auftreten: das congenitale
mesoblastische Nephrom (CMN). Glücklicherweise ist der Nierentumor sehr
selten und lässt sich oftmals mit einem chirurgischen Eingriff heilen.
Weitere spezifische Behandlungsmöglichkeiten existieren jedoch nicht -
auch wegen der bislang ungeklärten Ursachen dieses Tumors.

Ein Enzym wird hyperaktiv

Drei Unterarten dieses Nierentumors sind der Wissenschaft bekannt. Für
eine dieser Unterarten hat ein internationales Forscherteam jetzt erstmals
einen genetischen Auslöser identifiziert. Verantwortlich für diesen
Durchbruch waren Jenny Wegert und Professor Manfred Gessler vom Lehrstuhl
für Entwicklungsbiochemie am Biozentrum der Julius-Maximilians-Universität
Würzburg (JMU); daran beteiligt waren Sam Behjati und Grace Collord vom
Wellcome Sanger Centre (Cambridge) und Christian Vokuhl von der
Universität Kiel. Die Ergebnisse ihrer Arbeit stellen sie in der aktuellen
Ausgabe der Fachzeitschrift Nature Communications vor.

"Anhand von Gewebeschnitten lassen sich beim congenitalen mesoblastischen
Nephrom drei Untergruppen definieren: das klassische, das zelluläre und
das gemischte Nephrom", erklärt Manfred Gessler. Für das zelluläre CMN sei
seit Langem eine charakteristische Veränderung der Chromosomen als
Auslöser bekannt. In diesem Fall fusionieren zwei Gene miteinander, was zu
einer überschießenden Aktivität eines Enzyms führt. Für die klassische
Variante des CMN waren bislang keine typischen genetischen Veränderungen
bekannt.

Neuartige Mutation nachgewiesen

Das hat sich nun geändert: "Durch Genomanalysen von Tumor- und Blutproben
der Patienten konnten wir in gut 70 Prozent der klassischen CMN eine
neuartige Mutation des Rezeptors für den epidermalen Wachstumsfaktor
(EGFR) nachweisen", schildert Wegert das zentrale Ergebnis der Studie. Die
Wissenschaftler entdeckten im Erbgut der betroffenen Zellen eine
Verdoppelung der enzymatisch aktiven Kinase-Region. Dies hat zur Folge,
dass der EGF-Rezeptor überaktiv wird und die Tumorzellen dauerhaft zum
Wachstum angeregt. Wie weitere Untersuchungen zeigten, weist auch die
gemischte Variante des Tumors in der Mehrzahl der Fälle eine solche
Mutation auf.

Sowohl bei der klassischen als auch bei der zellulären Variante des CMN
starten die genetischen Veränderungen einen der wichtigsten Signalwege für
die Aktivierung des Zellwachstums: die sogenannte MAP-Kinase-Kaskade.
Dabei schalten sie unter anderem die in der Zelle vorliegende BRAF-Kinase
an. "Interessanterweise war das Gen für genau dieses Protein auch in
einigen der Tumoren mutiert, in denen weder die für die klassische, noch
die für die zelluläre Variante verantwortliche Mutation nachgewiesen
werden konnte", erklärt Gessler.

In diesen Fällen kam es im betroffenen Gen zum Verlust einer Region, die
für die Hemmung der BRAF-Kinaseaktivität zuständig ist, mit der Folge,
dass das Protein daueraktiv ist und die MAP-Kinase-Kaskade angeschaltet
bleibt.

Parallelen zu Tumoren bei Erwachsenen

Dem Forscherteam ist es damit gelungen, diesen seltenen Tumor des
Säuglingsalters in nahezu allen Fällen auf die Aktivierung eines zentralen
Signalweges zurückzuführen, der auch in vielen Tumoren des
Erwachsenenalters eine wesentliche Rolle spielt, was Professor Andreas
Rosenwald vom Institut für Pathologie der JMU durch entsprechende
Färbungen an Tumorschnitten untermauern konnte.

Insbesondere für CMN-Patienten, die chirurgisch nicht ausreichend
behandelt werden können, liefern diese Erkenntnisse jetzt möglicherweise
neue Behandlungsansätze durch die Übertragung bewährter Therapieprinzipien
der Erwachsenenonkologie auf die Therapie des congenitalen mesoblastischen
Nephroms.


Recurrent intragenic rearrangements of EGFR and BRAF in soft tissue tumors
of infants. Nature Communications, doi: 10.1038/s41467-018-04650-6,

https://www.nature.com/articles/s41467-018-04650-6
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NEBENWIRKUNG/286: Standard-Medikament bei Myelofibrose kann "schlummerndes" Lymphom auslösen (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 18.06.2018

Standard-Medikament bei Myelofibrose kann "schlummerndes" Lymphom auslösen



Die meisten PatientInnen mit einer Myelofibrose, einer seltenen
chronischen Erkrankung der blutbildenden Zellen des Knochenmarks,
profitieren von Wirkstoffen der Medikamentenklasse der JAK2-Inhibitoren:
die Symptome werden gelindert, das Überleben verlängert, die generelle
Lebensqualität steigt. Einige PatientInnen entwickeln aber zwei bis drei
Jahre nach dem Therapiebeginn ein aggressives B-Zell-Lymphom.
ForscherInnen der Vetmeduni Vienna und der MedUni Wien konnten nun in
enger Kooperation erstmals zeigen, dass die JAK2-Inhibitoren die im
Knochenmark "schlummernden" Lymphome, und damit den Krebs, auslösen.

Heinz Gisslinger und Ulrich Jäger von der Klinischen Abteilung für
Hämatologie/Hämostaseologie der MedUni Wien konnten anhand von bereits am
Anfang der Erkrankung entnommenen Knochenmarksbiopsien zeigen, dass dort
Anlagen des Lymphoms in Form eines B-Zell-Klons nachweisbar sind. Es
zeigte sich, dass das aggressive Lmyphom bei rund 16 Prozent der
Myelofibrose-PatientInnen schlummert. Bei etwa 6% davon bricht es aus,
wenn es durch die Gabe des Wirkstoffs mit den JAK-2-Inhibitoren befeuert
wird.

Die schlummernden Lymphome können, wenn man aktiv danach sucht, durch eine
sensitive, molekularbiologische Methode entdeckt werden, so der
Hämatologe. "Damit ist das ein optimales Vorhersage-Tool. Wir können die
betroffenen 16 Prozent herausfiltern, kategorisieren und als
Risikopatienten vor Therapie mit JAK2-Inhibitoren identifizieren."

Die Erkenntnisse der HämatologInnen in Kooperation mit der klinischen
Abteilung für Medizinische chemische Labordiagnostik und der klinischen
Pathologie der MedUni Wien wurden von ForscherInnen der Vetmeduni Vienna
unter der Leitung von Veronika Sexl vom Institut für Pharmakologie und
Toxikologie untermauert. Sie konnten im Tiermodell bei Mäusen nachweisen,
dass Mäuse, bei denen Knochenmark transplantiert worden war, ebenfalls
Lymphome entwickelten. Die Erkenntnisse der Vetmeduni Vienna passten somit
mit denen der Meduni Wien wie ein Puzzleteil zusammen. Auch zwei
Einzelfälle in Paris, beim internationalen Kooperationspartnter Hôpital
Saint-Louis, stützen die Schlüsse der Wiener Studie, nun im renommierten
Magazin "Blood" publiziert wurde und dort auch im Editorial hervorgehoben
wird.

Aufgrund dieser Dynamik nimmt die Studie für Sexl eine gewisse
Sonderstellung ein: "Mich begeistert der schnelle und effiziente und
wegweisende Brückenschlag zwischen Maus und den klinischen Befunden, der
hier geglückt ist. Grundlagenforschung, Präklinik und Klinik haben hier
perfekt ineinander gegriffen." Jäger sieht das ähnlich: "Die vielseitige
Kooperation ist ein perfektes Beispiel dafür, wie offen die
Forschungslandschaft generell geworden ist und wie wichtig der
gegenseitige Austausch von Daten in der Medizin ist." In diese Richtung
geht auch der nächste Schritt in diesem Projekt: Ab sofort werden
internationale Fälle und deren Daten gesammelt, um noch mehr zur
Medikamentensicherheit beizutragen, zudem gibt es eine enge Kooperation
mit jenen Pharma-Unternehmen, die diese Standard-Medikamente herstellt.
"Unsere Erkenntnisse bedeuten einen Paradigmenwechsel und verbessern die
Sicherheit dieser Medikamentenklasse", betonen Sexl und Jäger.

Service:

"Aggressive B-cell lymphomas in patients with myelofibrosis receiving
JAK1/2 inhibitor therapy." von E. Porpaczy et al. wurde in Blood
veröffentlicht.

http://www.bloodjournal.org/content/early/2018/06/14/blood-2017-10-810739

https://doi.org/10.1182/blood-2017-10-810739

Über die Veterinärmedizinische Universität Wien

Die Veterinärmedizinische Universität Wien (Vetmeduni Vienna) ist eine der
führenden veterinärmedizinischen, akademischen Bildungs- und
Forschungsstätten Europas. Ihr Hauptaugenmerk gilt den Forschungsbereichen
Tiergesundheit, Lebensmittelsicherheit, Tierhaltung und Tierschutz sowie
den biomedizinischen Grundlagen. Die Vetmeduni Vienna beschäftigt 1.300
MitarbeiterInnen und bildet zurzeit 2.300 Studierende aus. Der Campus in
Wien Floridsdorf verfügt über fünf Universitätskliniken und zahlreiche
Forschungseinrichtungen. Zwei Forschungsinstitute am Wiener
Wilhelminenberg sowie ein Lehr- und Forschungsgut in Niederösterreich
gehören ebenfalls zur Vetmeduni Vienna. Die Vetmeduni Vienna spielt in der
globalen Top-Liga mit: 2017 belegt sie den exzellenten Platz 8 im
weltweiten Shanghai-Hochschulranking im Fach "Veterinary Science".

www.vetmeduni.ac.at

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.vetmeduni.ac.at/de/infoservice/presseinformationen/presseinformationen-2018/schlummerndes-lymphom/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1560

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Veterinärmedizinische Universität Wien - 18.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/736: Häusliche Pflege - Unterstützung bei der Vorbeugung gefährlicher Krisen ist dringend nötig (ZQP) 


Zentrum für Qualität in der Pflege - 18. Juni 2018

Häusliche Pflege: 

Unterstützung bei der Vorbeugung gefährlicher Krisen ist dringend nötig



Berlin - ZQP-Studie zeigt: Etwa die Hälfte der pflegenden Angehörigen
empfindet ihr Engagement vom Pflegebedürftigen teilweise nicht
geschätzt. Viele sind häufig niedergeschlagen oder wütend. Etwa jeder
Zweite berichtet, Gewalt durch den pflegebedürftigen Menschen erlebt
zu haben. 40 Prozent geben an, selbst schon gewaltsam gegenüber dem
Pflegebedürftigen gehandelt zu haben.

Fast drei Viertel der rund 3 Millionen pflegebedürftigen Menschen in
Deutschland werden zu Hause versorgt - davon 1,4 Millionen
ausschließlich durch Angehörige. Dabei bringen diese meist sehr viel
Zeit, Geduld und Kraft auf. Belastende Konflikte drohen und können zu
Gewalt in der Pflege führen. Deswegen sind gezielte
Unterstützungsangebote sowie Aufklärung über Gewaltprävention dringend
erforderlich.

Dies unterstreicht eine neue Studie des Zentrums für Qualität in der
Pflege (ZQP). Für die Untersuchung wurden deutschlandweit 1.006
pflegende Angehörige im Alter zwischen 40 und 85 Jahren dazu befragt,
welche Erfahrungen sie mit Konflikten und Gewalt in der Pflege gemacht
haben. Es zeigt sich: Viele pflegende Angehörige haben mit belastenden
Gefühlen zu kämpfen. Über ein Drittel der Befragten (36 Prozent) fühlt
sich häufig niedergeschlagen, 29 Prozent sind häufig verärgert. Zudem
hatte über die Hälfte (52 Prozent) in den letzten sechs Monaten
teilweise den Eindruck, dass die pflegebedürftige Person ihre Hilfe
nicht zu schätzen weiß. 25 Prozent hätten den Pflegebedürftigen
bereits "vor Wut schütteln können".

Dr. Ralf Suhr, Vorstandsvorsitzender des ZQP: "Pflegende Angehörige
müssen wirksamer unterstützt werden. Denn Pflege kann schwierig sein
und auch mit negativen Emotionen einhergehen. Es ist bedeutsam, solche
Gefühle zu erkennen und zu lernen, wie man damit umgehen kann. Das ist
ein wichtiger Schritt, um gefährlichen Krisen vorzubeugen und die
Gesundheit aller Beteiligten zu schützen."

Neben belastenden Gefühlen berichten viele Angehörige von Gewalt bzw.
krankheitsbedingtem gewaltförmigem Verhalten Pflegebedürftiger. 45
Prozent geben an, mit psychischer Gewalt wie Anschreien, Beleidigen
oder Einschüchtern konfrontiert worden zu sein. 11 Prozent haben
körperliche Übergriffe wie grobes Anfassen, Kratzen, Kneifen oder
Schlagen erlebt.

"Gewalt in der Pflege hat viele Gesichter und fängt nicht erst beim
Schlagen an. Es kommt dabei nicht in erster Linie darauf an, ob etwas
aus bösem Willen passiert oder strafrechtlich relevant ist. Vielmehr
geht es um die oft gravierenden Folgen. Wer Gewalt in der Pflege
verharmlost, verkennt die möglichen Schäden bei Betroffenen und das
Risiko einer Eskalationsspirale", erklärt Suhr. Das Thema sei immer
noch stark tabuisiert, es käme darum auf sachliche Aufklärung an.
"Skandalisierung oder Stigmatisierung behindern eher wirksame
Gewaltprävention", so Suhr weiter.

Auch Pflegende können gegenüber einer pflegebedürftigen Person
gewaltsam handeln. Insgesamt 40 Prozent der Befragten äußerten, dies
innerhalb der letzten sechs Monate mindestens schon einmal absichtlich
getan zu haben. Am häufigsten wurden mit 32 Prozent auch hier Formen
psychischer Gewalt berichtet. 12 Prozent machten Angaben zu
körperlicher Gewalt, 11 Prozent zu Vernachlässigung. Sechs Prozent
nannten freiheitsentziehende Maßnahmen. Gewalt in der Pflege trifft
pflegebedürftige Menschen oft besonders hart, denn sie können sich
häufig nicht gut wehren, teilweise nicht einmal mehr äußern und sind
vom Pflegenden meistens abhängig.

Hinweise dazu wie man mit Wut, Aggressionen oder herausforderndem
Verhalten in der Pflege umgehen und Gewalt vorbeugen kann, erhält man
zum Beispiel bei guten Pflegeschulungen oder Pflegeberatungen.
Pflegende Angehörige haben auf Beratung und Schulung einen kostenlosen
Rechtsanspruch.

Mehr Informationen zum Thema Gewalt in der Pflege, Tipps zur
Gewaltprävention für Angehörige und Notfall-Kontakte für Krisenfälle
bietet das kostenlose Portal des ZQP 

www.pflege-gewalt.de


Die vollständige ZQP-Analyse, die dieser PI zugrunde liegt,
finden Sie unter 

www.zqp.de

Methoden und Vorgehensweise der Untersuchung

Grundgesamtheit der vorliegenden Analyse sind Personen in Deutschland
im Alter von 40 bis 85 Jahren, die in ihrem privaten Umfeld seit
mindestens sechs Monaten und mindestens einmal pro Woche einen
Menschen pflegen, der folgende Kriterien erfüllt: (i) Alter ab 60
Jahren, (ii) pflegebedürftig im Sinne des Sozialgesetzbuches, d. h.
die Person hat einen Pflegegrad und (iii) wird häuslich versorgt (d.
h. wohnt nicht in einem Alten- oder Pflegeheim). Die Stichprobe von n
= 1.006 Personen wurde gezogen aus einem Panel mit circa 80.000
deutschsprachigen Personen. Teilnehmen konnte nur, wer zur
Grundgesamtheit gehörte.

Die Online-Befragung wurde in der Zeit vom 20. April bis zum 14. Mai
2018 durchgeführt. Die Stichprobe wurde nach Kombinationen von Alter,
Geschlecht und formaler Bildung nachgewichtet, um sie dem Ideal einer
Repräsentativstichprobe so weit wie möglich anzunähern. Grundlage der
Nachgewichtung war der Deutsche Alterssurvey 2014, eine
Repräsentativbefragung von Menschen zwischen 40 und 85 Jahren, die in
Privathaushalten in Deutschland leben. Die statistische Fehlertoleranz
der Untersuchung in der Gesamtstichprobe liegt bei +/- drei
Prozentpunkten.

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist Kooperationspartner in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 18. Juni 2018

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de
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FORSCHUNG/251: Simulierter Eingriff am virtuellen Herzen (idw)


Fraunhofer MEVIS - Institut für Bildgestützte Medizin - 18.06.2018

Simulierter Eingriff am virtuellen Herzen

Auf einer internationalen Konferenz in Berlin stellt Fraunhofer MEVIS ein
neues Verfahren zur Planung minimalinvasiver Herzklappen-OPs vor



Vom 20.-23. Juni 2018 findet in Berlin die "CARS 2018" statt, eine der
weltweit wichtigsten Tagungen auf dem Gebiet der computergestützten
Radiologie und Chirurgie. Einer der inhaltlichen Schwerpunkte wird
maßgeblich vom Fraunhofer-Institut für Bildgestützte Medizin MEVIS in
Bremen mitgestaltet: Wie lassen sich minimalinvasive Herzeingriffe mit
Hilfe moderner Daten- und Bildverarbeitungsalgorithmen effektiver und
patientenschonender ausführen?

"Wir arbeiten an neuen technologischen Ansätzen, die die Diagnostik und
die Therapieplanung bei Herz-Kreislauf-Erkrankungen unterstützen", sagt
MEVIS-Forscherin Anja Hennemuth. Seit ersten Mai 2017 ist sie Professorin
am Institut für kardiovaskuläre Computer-assistierte Medizin (ICM), einer
noch jungen Gemeinschaftseinrichtung der Charité und des Deutschen
Herzzentrums Berlin. Hier arbeitet ein interdisziplinäres Team aus
Experten der kardiovaskulären Medizin unter Prof. Titus Kühne und der
Biofluidmechanik unter PD Dr. Leonid Goubergrits mit den Forschern aus der
bildbasierten Therapieunterstützung an neuen Lösungen für klinische
Entscheidungsunterstützungssysteme. Hennemuth, seit 2009 Leiterin der
kardiovaskulären Forschung und Entwicklung am Fraunhofer MEVIS, leistete
Pionierarbeit in der Entwicklung von Lösungen zur kardiovaskulären
Bildanalyse und bildbasierten Modellierung, die in Medizinprodukte
überführt wurden. 2017 wurde sie schließlich auf eine Brückenprofessur am
ICM und der Technischen Universität Berlin berufen.

Ihr Team entwickelt ein Softwaresystem, das die Chirurgen bei der Planung
minimalinvasiver Herzklappen-OPs unterstützt. Eine der heute üblichen
Operationsmethoden besteht darin, den Bereich, den die Herzklappe
verschließen soll, durch das Einnähen eines speziellen Rings zu
verkleinern. Das führt dazu, dass die Klappe nicht länger undicht ist und
möglichst wenig Blut aus der Herzkammer in den Vorhof zurückfließt.

Die neue Software soll den Medizinern helfen, die Erfolgsaussichten eines
solchen Eingriffs besser einschätzen und Art und Verlauf der OP genauer
planen zu können. Am Anfang steht eine MRT-, CT- oder
Ultraschalluntersuchung des Patienten, aus dessen Bilddaten die Experten
ein dynamisches Herzmodell erstellen. Als Resultat lässt sich auf dem
Bildschirm die Herzklappe in verschiedenen Phasen des Herzschlags
betrachten.

Für die Programmierung dieses Softwaremoduls erhielt Hennemuth-Mitarbeiter
Lennart Tautz im April einen der Karl-Heinz-Höhne-Preise, verliehen für
innovative Entwicklungen auf dem Gebiet der medizinischen Visualisierung.

In einer zweiten Stufe der Software lässt sich ein Eingriff nachbilden und
ein Ring am virtuellen Herzen einnähen, der die Herzklappen-Insuffizienz
beheben oder abmildern soll. "Anschließend simuliert das System, wie sich
der Eingriff auf die Herzfunktion auswirkt", erläutert Anja Hennemuth.
"Dadurch lässt sich beurteilen, inwieweit das Herz leichter pumpen kann,
weil das Blut durch das Einsetzen des Rings anders fließt." Letztlich
können die Chirurgen verschiedenste Varianten des Eingriffs durchspielen,
um am Ende die effektivste Möglichkeit zu identifizieren.

Ein Prototyp der Software ist fertig und wird derzeit validiert, d.h. mit
realen Patientendaten abgeglichen. Hierbei verwenden die Forscher
Bildaufnahmen, die vor und nach einem Eingriff gemacht wurden. Dann
simulieren sie nachträglich den Eingriff und prüfen anschließend,
inwieweit Simulation und Realität übereinstimmen.

"Bislang sind die Ergebnisse sehr gut, die Chirurgen sind ausgesprochen
zufrieden", betont Hennemuth - und hofft, die neue Methode innerhalb
einiger Jahre in ein Produkt umsetzen zu können. "Grundlage unserer
erfolgreichen Arbeit ist die enge interdisziplinäre Kooperation von
Fraunhofer MEVIS, Charité und dem Team von Prof. Volkmar Falk am Deutschen
Herzzentrum Berlin." Für die Zukunft hat sich das Team vorgenommen, das
neue Verfahren auch auf andere Arten von Herzeingriffen zu übertragen.

Ein weiteres vielversprechendes Projekt, das auf der CARS 2018 in Berlin
diskutiert wird, ist eine neuartige Navigationsmethode für Gefäßkatheter,
vorgestellt von MEVIS-Institutsleiter Horst Hahn. Zwar sind solche
Kathetereingriffe minimalinvasiv und damit schonend und kostengünstig.
Doch um die Kathetherspitze kontrolliert und sicher durch die Venengefäße
zum Herzen zu führen, braucht es bislang mehrfache Kontrastmittelgabe und
Röntgendurchleuchtung, die zudem mit einer Strahlenbelastung für die
Patienten verbunden ist.

Anders bei der neuen Methode, dem "Shape Sensing": Hier verfügt der
vordere Bereich des Katheters über Sensoren, die die jeweilige Krümmung
des schlauchartigen Instruments erfassen können. Diese Messdaten werden in
eine Software gespeist. Diese enthält ein detailliertes Modell des
Gefäßsystems, rekonstruiert aus einer vorherigen Bildaufnahme des
Patienten. Durch den Abgleich von Modell und Messwerten lässt sich genau
errechnen, an welcher Stelle sich die Katheterspitze gerade befindet. Der
Bedarf einer aufwändigen und belastenden Bildgebung wird - so die Hoffnung
- dadurch drastisch reduziert, die Navigation aber trotzdem vereinfacht.

Seit den achtziger Jahren findet die internationale Konferenz CARS 2018
("Computer Assisted Radiology and Surgery") im Jahresturnus an
verschiedenen Orten statt. Gastgeber der diesjährigen 32. Ausgabe ist
Berlin. Zu der viertägigen Veranstaltung werden rund 700 Teilnehmer
erwartet.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mevis.fraunhofer.de/de/press-and-scicom/press-release/2018/simulierter-eingriff-am-virtuellen-herzen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution558

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer MEVIS - Institut für Bildgestützte Medizin - 18.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/930: München - Verantwortung im Umgang mit autonomen, software-gesteuerten Systemen, 02.07.2018


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 18. Juni 2018

Symposium im Rahmen der Vortragsreihe "Medizinethik"

Verantwortung im Umgang mit autonomen, software-gesteuerten Systemen



Verantwortung im Umgang mit autonomen, software-gesteuerten Systemen 

Montag, 2. Juli 2018 von 18.00-19.30 Uhr

Institut für Ethik, Geschichte und Theorie der Medizin,
Lessingstr. 2, 80336 München

Hauptvortrag von Prof. Dr. Dr. h.c. Julian Nida-Rümelin,
Staatsminister a. D., Lehrstuhl für Philosophie und politische
Theorie, Ludwig-Maximilians-Universität

Podiumsdiskussion mit Prof. Dr. Susanne Beck, LL.M. (LSE) (Juristische
Fakultät, Leibniz Universität Hannover), Dr. Philipp Kellmeyer MPhil
(BrainLinks-BrainTools Cluster of Excellence,
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg) und Dr. Dr. Orsolya Friedrich
(Institut für Ethik, Geschichte und Theorie der Medizin, LMU München)

Moderation durch Prof. Dr. Dr. Ralf Jox, LMU München

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht nötig. 
Die Plätze sind allerdings begrenzt, so dass um frühzeitiges
Erscheinen gebeten wird.

Informationen auf 

http://www.egt.med.uni-muenchen.de/aktuelles/nachrichten/software-gesteuerte-systeme/index.html

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3157] vom 18. Juni 2018

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Telefon: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de
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NACHLESE/011: 50 Jahre später ... The Rolling Stones - Beggars Banquet (SB)




Me, I'm waiting so patiently

 Lying on the floor

 I'm just trying to do this jig-saw puzzle

 Before it rains anymore


 

The Rolling Stones - Jigsaw Puzzle

Schon damals wurde den Rolling Stones die Straßenkämpferattitüde nicht
abgenommen, und sie war auch nicht so gemeint. Was anderes konnte ein armer
Jugendlicher tun als in einer Rock'n'Roll Band singen, denn im verschlafenen
London war schlicht kein Platz für den Street Fighting Man, so der Refrain der
berühmten Hymne, die an die durchaus revolutionär gemeinten Kämpfe auf den
Straßen westlicher Metropolengesellschaften erinnert. Auf dem von März bis Juli
1968 eingespielten Album Beggars Banquet wurde ausgiebig mit den Symbolen und
Signaturen der rebellischen Jugend gespielt, um zugleich deutlich zu machen, daß
diese Gruppe von fünf Rockmusikern das Zeitgeschehen lediglich abbilden, nicht
jedoch als Sprachrohr massenhaften Aufbegehrens fungieren will.

Brian Jones, Mick Jagger, Keith Richards, Bill Wyman und Charlie Watts, wie
immer so tatkräftig wie unsichtbar unterstützt von Nicky Hopkins am Klavier,
sogen die bewegte Atmosphäre der Epoche auf wie ein Schwamm. Sie schufen einen
Soundtrack des Geschehens, auf dessen impulsive und leidenschaftliche Stimmung
heute kaum eine Doku über das Jahr 1968 verzichten mag. Hatten sie ein Jahr
zuvor mit Their Satanic Majesties Request Zeugnis psychedelischer Impressionen
vorgelegt, das die Stones introspektiv, weich und abgehoben zeigte, schoben sie,
im abgearbeiteten Jeanslook lässig daherstiefelnd, nun wieder den tutenden und
scheppernden Rhythm & Blues- Zug auf Gleise, die sie seitdem nicht mehr
verlassen haben.

Großgeworden mit Anleihen an afroamerikanischen Blues- und Soul-Legenden, deren
Songs in den USA von dieser und anderen britischen Bands reimportiert und für
ein weißes Publikum attraktiv gemacht wurden, legten sie auf Beggars Banquet
künstlerisch wie emotional einen Zahn zu. Dieser Klassiker markiert das Ende
ihrer frühen Jahre, in denen sie vor allem ein Teenager-Publikum begeisterten,
und läutete die kreative Hochzeit der Rolling Stones von 1968 bis 1972 ein.

Der Opener Sympathy for the Devil kann als Abschiedslied auf die von Hoffnungen
und Versprechungen auf eine bessere Welt erfüllten 60er gehört werden. Die jeder
revolutionären Entschiedenheit entsagende Postmoderne warf ihren Schatten
voraus, im Modus schlichten Abkupferns und Rekombinierens zeitgeschichtlicher
Ereignisse war die Gruppe so relevant wie inhaltsleer. Indem sie Gefühle und
Eindrücke flüchtigster Art bedienten, luden die Stones ihre Songs mit
unausgeführten Anmerkungen zum Zeitgeschehen auf, ohne sich zu Aussagen zu
versteigen, deren Verbindlichkeit über ein Werbeversprechen mit eingebauter
Relativierung alles Verheißenen hinausgeht. Jean-Luc Godard setzte dem Song ein
cineastisches Denkmal, indem er die Aufnahmesessions zu Sympathy for the Devil
in den Mittelpunkt seines ebenfalls 1968 in die Kinos gekommenen Spielfilmes One
Plus One stellte.

Beggars Banquet, die letzte LP, an deren Produktion Brian Jones vollständig
beteiligt war, ist ein großes, bis heute in ganzer Länge hörenswertes Album. In
ihm kündigt sich die Hinwendung der Rolling Stones zu einer US-amerikanischen
Musikkultur an, die stärkere Einflüsse von Country und Gospel aufweist, ohne den
Blues zu vergessen, der auf eine neue Ebene instrumentaler wie stimmlicher
Intensität gehoben wird. Der Schärfe und Bestimmtheit dieser damals sehr frisch
wirkenden Rockmusik gegenüber bleiben die Inhalte auf der Strecke plakativer
Zitate, denen etwas anderes abzulesen als den kulturindustriellen Impetus
avancierter Unterhaltungsästhetik kaum möglich ist. So entschieden in Salt of
the Earth eine mit Gospelchor unterlegte Hymne auf die vergessenen Schmerzen
proletarischer Entbehrungen angestimmt wird, so fremd müssen die damals schon
weltbekannten Barden auf all diejenigen wirken, die tatsächlich den Klassenkampf
auf ihre Fahnen geschrieben haben. Indem die Stones den politischen Impetus des
Jahres 1968 aufgriffen und verstärkten, ohne auch nur eine nennenswerte Zeile zu
bringen, die ihnen Probleme hätte bereiten können, wiesen sie den Weg aus dem
Dilemma einer unglaubwürdig gewordenen Musikkultur.

Performance und Spektakel bis zum Tabubruch lautete die Rezeptur, mit der
folgenlos zu rebellisch gestimmter Unterhaltung geladen werden konnte. Das für
Beggars Banquet, dem Bild eines Festmahls unter Abgehängten und Obdachlosen
adäquat, vorgesehene und von der Plattenfirma abgelehnte Cover, auf dem ein
schmuddeliges Klo mit ortstypischen Graffiti an der vergilbten Wand zu sehen
ist, schmückte schon bald die Wiederveröffentlichungen des Albums auf CD. Kein
Bettler zu sein, aber das Leben ganz unten als Lifestyle zu feiern, zeigt sich
dieser Tage in so heruntergekommen wirkenden wie hochmodischen Outfits, die als
elegantly wasted zutreffend beschrieben werden.

Das wohl am meisten überhörte Stück der LP, das sechsminütige Jig Saw Puzzle,
charakterisiert die Mitglieder der Band als Outcasts, die sich nicht nur in der
besseren Gesellschaft fremd fühlen, sondern aufgrund ihrer Eigenschaft als am
Rande des Geschehens stehende Musiker überall Außenseiter sind und bleiben. Sich
einen Reim auf die Dinge zu machen, um die Zeit bis zum Ende des Regens zu
überbrücken, kann ein halbes Jahrhundert später auch so verstanden werden, daß
das Warten auf bessere Zeiten nur endet, wenn es selbsttätig unterbrochen wird.

20. Juni 2018
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





BLUES/064: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Blues Werft - Jazz, Blues, Boogie Woogie und Rock'n'Roll aus Hamburg, 31.08.2018


Kulturcafé Komm du - August 2018

Blues Werft: Jazz, Blues, Boogie Woogie und Rock'n'Roll - ganz hanseatisch!

Konzert am Freitag, 31. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für das Konzert mit 'Blues Werft' am Freitag, den 31.8.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg mit einem Foto der vier Blues Werft-Musiker - Foto im Flyer: © by Blues Werft]
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Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 31.08.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Blues Werft 

Jazz Blues aus Hamburg

Hamburg hat nicht nur das perfekte Wetter für den Blues, es hat auch
die perfekten Jungs dazu: einer kommt von der Werft, ein zweiter ist
quasi dort aufgewachsen, ein dritter wohnt im Hafen. Die vier Jungs
von Blues Werft spielen den wahrscheinlich bestgelaunten Blues
der Stadt, nebenbei feinsten Jazz, groovigen Boogie und waschechten
Rock 'n' Roll - alles auf angenehm nordische Art. Körrie Kantner
(Gesang, Bluesharp, Piano), bekannt als langjähriger Duo-Partner von
Blues-Legende Abi Wallenstein, ist ein Virtuose an der Bluesharp und
am Boogie-Piano, ein begeisternder Sänger, Frontmann und
Entertainer. Er und seine Mitstreiter Bernd Nowak (Gitarre), Bernd
Dietz (Schlagzeug) und Andreas Ravn (Bass) rocken stilvoll jedes
Haus. Blues Werft war 2014 Gewinner des renommierten
Blues-Preises beim SummerJazz in Pinneberg.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die vier Musiker der Hamburger Band 'Blues Werft' - Foto: © by Blues Werft]

Blues Werft: Jazz, Blues, Boogie Woogie und Rock'n'Roll - ganz hanseatisch!

Foto: © by Blues Werft




Besetzung:

Körrie Kantner (Gesang, Blues Harp, Piano)

Bernd Nowak (Gitarre)

Bernd Dietz (Schlagzeug) 

Andreas Ravn (Bass) 


Weitere Informationen: 

Blues Werft - Homepage

http://blueswerft.de/

Körrie Kantner - Homepage

http://www.koerrie.de


Zum Reinhören & Anschauen:

Blues Werft: "Got My Mojo Working" 

https://www.youtube.com/watch?v=h-aQ-oUuNeo

Blues Werft: "The Thrill Is Gone" - BarRock 2013

https://www.youtube.com/watch?v=4IFb5T0YV8Q

Blues Werft: "Shake Your Hips"

https://www.youtube.com/watch?v=J-XvYHbp9ro




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2137: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Blues Werft - Jazz, Blues, Boogie Woogie und Rock'n'Roll aus Hamburg, 31.08.2018


Kulturcafé Komm du - August 2018

Blues Werft: Jazz, Blues, Boogie Woogie und Rock'n'Roll - ganz hanseatisch!

Konzert am Freitag, 31. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für das Konzert mit 'Blues Werft' am Freitag, den 31.8.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg mit einem Foto der vier Blues Werft-Musiker - Foto im Flyer: © by Blues Werft]

[image: Plakat zum Konzert mit 'Blues Werft' am Freitag, den 31.8.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg mit einem Foto der vier Blues Werft-Musiker - Foto im Flyer: © by Blues Werft]






Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 31.08.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Blues Werft 

Jazz Blues aus Hamburg

Hamburg hat nicht nur das perfekte Wetter für den Blues, es hat auch
die perfekten Jungs dazu: einer kommt von der Werft, ein zweiter ist
quasi dort aufgewachsen, ein dritter wohnt im Hafen. Die vier Jungs
von Blues Werft spielen den wahrscheinlich bestgelaunten Blues
der Stadt, nebenbei feinsten Jazz, groovigen Boogie und waschechten
Rock 'n' Roll - alles auf angenehm nordische Art. Körrie Kantner
(Gesang, Bluesharp, Piano), bekannt als langjähriger Duo-Partner von
Blues-Legende Abi Wallenstein, ist ein Virtuose an der Bluesharp und
am Boogie-Piano, ein begeisternder Sänger, Frontmann und
Entertainer. Er und seine Mitstreiter Bernd Nowak (Gitarre), Bernd
Dietz (Schlagzeug) und Andreas Ravn (Bass) rocken stilvoll jedes
Haus. Blues Werft war 2014 Gewinner des renommierten
Blues-Preises beim SummerJazz in Pinneberg.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die vier Musiker der Hamburger Band 'Blues Werft' - Foto: © by Blues Werft]

Blues Werft: Jazz, Blues, Boogie Woogie und Rock'n'Roll - ganz hanseatisch!

Foto: © by Blues Werft




Besetzung:

Körrie Kantner (Gesang, Blues Harp, Piano)

Bernd Nowak (Gitarre)

Bernd Dietz (Schlagzeug) 

Andreas Ravn (Bass) 


Weitere Informationen: 

Blues Werft - Homepage

http://blueswerft.de/

Körrie Kantner - Homepage

http://www.koerrie.de


Zum Reinhören & Anschauen:

Blues Werft: "Got My Mojo Working" 

https://www.youtube.com/watch?v=h-aQ-oUuNeo

Blues Werft: "The Thrill Is Gone" - BarRock 2013

https://www.youtube.com/watch?v=4IFb5T0YV8Q

Blues Werft: "Shake Your Hips"

https://www.youtube.com/watch?v=J-XvYHbp9ro




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10092: Legden-Asbeck - Werke von Mozart bis Vivaldi am 24. Juni 2018


Zweites Konzert der Reihe "Sommer-Schlösser-Virtuosen - Klassik im
Westmünsterland" am 24. Juni

Emily Jane Dilewski (Sopran) und Emily Anine Wittbrodt (Violoncello)
gastieren gemeinsam mit der Sinfonietta Köln in Legden-Asbeck



Kreis Borken / Legden. Von Wolfgang Amadeus Mozart über Sergei
Rachmaninow bis zu Antonio Vivaldi: Beim zweiten Konzert der Reihe
"Sommer-Schlösser-Virtuosen - Klassik im Westmünsterland" am Sonntag,
24. Juni, stehen auch die Namen der ganz großen Komponisten auf dem
Programm, das die Sinfonietta Köln unter der Leitung von Cornelius
Frowein spielt. Um 17 Uhr gastiert das Kammerorchester gemeinsam mit
der Sopranistin Emily Jane Dilewski und der Violoncellistin Emily
Anine Wittbrodt in der Stiftskirche St. Margareta in Legden-Asbeck.

Emily Jane Dilewski wurde 1993 in Bergheim geboren. Im Jahr 2013 nahm
sie ein Gesangsstudium an der Folkwang Universität der Künste in Essen
auf. Die Sopranistin war bereits in einigen Opernproduktionen zu
sehen: Beispielsweise in "Hänsel und Gretel" von Engelbert Humperdinck
als Sandmännchen und Taumännchen sowie als Papagena und Barbarina in
"Die Zauberflöte" und "Le nozze di Figaro" von Wolfgang Amadeus Mozart
unter der Regie von Georg Rootering. Außerdem trat sie im Rahmen des
Kulturfestivals "ExtraSchicht" (2015 bis 2017) und der Ruhrtriennale
2015 als Solistin auf. Derzeit wirkt Emily Jane Dilewski in einer
Produktion der "Orestie" am Düsseldorfer Schauspielhaus mit. Seit Juli
2017 ist die junge Sängerin Stipendiatin der Werner Richard - Dr. Carl
Dörken-Stiftung.

Die Violoncellistin Emily Anine Wittbrodt, geboren 1994 in Bonn,
studiert seit 2012 an der Folkwang Universität der Künste in Essen. Im
Juli 2017 schloss sie ihr Bachelorstudium mit Auszeichnung ab. Bereits
mit acht Jahren gewann sie erste Preise bei dem Wettbewerb "Jugend
musiziert". Es folgten Auszeichnungen bei "Jugend komponiert": 2007
erhielt sie den Beethoven Bonnensis Förderpreis. Konzertreisen führten
Emily Anine Wittbrodt bereits in zahlreiche europäische Länder sowie
2013 in den Nahen Osten. Seit 2017 ist die Violoncellistin
Stipendiatin der Werner Richard - Dr. Carl Dörken-Stiftung. Neben der
klassischen Musik liegt der Fokus der Künstlerin auf der
interdisziplinären Arbeit. So gründete sie beispielsweise zusammen mit
der Tänzerin Antonia Stäcker 2015 das Duo "Dialog". Ihre
Eigenproduktionen waren bereits auf Festivals in Nordrhein-Westfalen
und Rheinland-Pfalz zu sehen.

Das Kammerorchester Sinfonietta Köln unter der Leitung von Cornelius
Frowein tritt in diesem Jahr zum insgesamt vierten Mal - nach 2004,
2008 und 2012 - im Kreis Borken auf. 1984 gegründet, gehört es heute
zu den profiliertesten Ensembles seiner Art. Zum Repertoire des
Orchesters gehören Werke aus der Romantik ebenso wie Musik des 20. und
21. Jahrhunderts. Die Sinfonietta Köln ist regelmäßig zu Gast bei
namhaften Festivals wie dem Augsburger Mozartsommer, dem Flandern
Festival oder dem Ostbelgien Festival. Auslandsgastspiele führten das
Ensemble unter anderem nach Monte Carlo, Moskau, Rom und Shanghai.
Dirigent Cornelius Frowein wurde 1957 in Frankfurt am Main geboren,
studierte zunächst Klavier und Kammermusik. Darauf folgten Dirigieren,
Liedbegleitung, Cembalo sowie Musikwissenschaft und Philosophie.
Während der ersten Jahre seiner Konzerttätigkeit konzentrierte sich
Cornelius Frowein auf das Klavier und später auch auf das Cembalo.
Seit Beginn der 1990er Jahre rückte immer mehr das Dirigieren in den
Mittwelpunkt seiner künstlerischen Arbeit.

Veranstalter von "Sommer - Schlösser - Virtuosen" ist der Kreis Borken
in Zusammenarbeit mit der Werner Richard - Dr. Carl Dörken-Stiftung
aus Herdecke, die sich auf diese Weise seit vielen Jahren in der
Kulturarbeit im Westmünsterland engagiert. Auch die Sparkasse
Westmünsterland und die Hilde und Bodo Crone-Stiftung unterstützen die
Reihe finanziell.

Der Eintritt kostet 15 Euro für Erwachsene. Ermäßigte Karten für
Kinder, Jugendliche und Studenten kosten 10 Euro. 
Karten-Reservierungen sind in der Kulturabteilung des Kreises Borken 
bei Antonius Böing unter Tel. 02564/9899-110 und per E-Mail an
sommerkonzerte@kreis-borken.de möglich. Das Konzert wird in
Zusammenarbeit mit dem Heimatverein Asbeck und der Katholischen
Kirchengemeinde St. Brigida - St. Margareta Legden ausgerichtet.

Zum Hintergrund:

"Sommer-Schlösser-Virtuosen - Klassik im Westmünsterland 2018" ist ein
musikalisch-kulturelles Projekt, das das Veranstaltungsangebot im
Westmünsterland bereichert. Im Mittelpunkt steht die klassische Musik,
die im stilvollen Ambiente an einigen der schönsten Orten im Kreis
Borken ideale Aufführungsmöglichkeiten findet. Das Konzept der Reihe
sieht vor, dass jeweils ein Ensemble als "Orchester in Residence" die
gesamte Reihe gestaltet - mit wechselnden Programmen und jungen
Solistinnen und Solisten. In diesem Jahr gastiert das renommierte
Kammerorchester Sinfonietta Köln unter der Leitung von Cornelius
Frowein im Kreis Borken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. Juni 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8741: Aus aller Welt - 20.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Juncker beruft Sondergipfel zu EU-Migrationspolitik ein

Vor dem Hintergrund des anhaltenden Asylstreits zwischen
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und Innenminister Horst Seehofer
(CSU) hat EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker für Sonntag
einen Sondergipfel zu den Themen Migration und Asyl einberufen. Ziel
sei es, mit interessierten Staats- und Regierungschefs vor dem regulären
EU-Gipfel am 28. und 29. Juni an europäischen Lösungen zu arbeiten,
teilte ein Sprecher der EU-Kommission in Brüssel mit.

20. Juni 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8741: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sachkundige Diebe stehlen Bienenstöcke

Immer häufiger werden Bienenvölker gestohlen. In den vergangenen drei
Wochen verschwanden von einem Feld im sauerländischen Altena
insgesamt sechs Bienenkisten mit jeweils etwa 40.000 Nutztieren. Die
Polizei geht davon aus, daß sich die unbekannten Diebe mit Bienen
auskennen. Ein Grund für die vermehrten Bienen-Diebstähle dürfte
sicherlich das Bienensterben sein, welches im vergangenen Winter
besonders stark war. Durch schwankende Temperaturen und einen relativ
warmen Januar konnten sich die gefürchteten Varroa-Milben in der Brut
zu gut vermehren. Die Parasiten saugen die Larven aus oder fressen
den Bienennachwuchs an.

20. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8738: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Flughafen Hodeida im Jemen von arabischer Allianz zurückerobert

Nach Angaben der Vereinigten Arabischen Emirate haben jemenitische
Regierungstruppen mit Unterstützung der von Saudi-Arabien geführten
Militärkoalition den Flughafen der umkämpften Stadt Hodeida aus der
Hand der schiitischen Huthi-Rebellen zurückerobert. Vor einer Woche
hatten die Regierungstruppen eine Offensive auf die seit 2014 von den
Rebellen gehaltene Hafenstadt gestartet. Die Offensive kann laut
UNO-Angaben eine humanitäre Katastrophe im Jemen auslösen, da über
Hodeida ein Großteil der Hilfsgüter in das Land geliefert werden, in
dem 8,4 Millionen Menschen zu verhungern drohen.

20. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8740: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mitarbeiter des bayerischen Innenministeriums wird neuer Bamf-Chef

Wenige Tage nach der Entlassung von Bamf-Chefin Jutta Cordt will
Innenminister Horst Seehofer die gesamte Führungsriege im Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge austauschen. Neuer Präsident des Bamf
soll Hans-Eckhard Sommer werden. Der Jurist war bislang im
bayerischen Innenministerium für Ausländerrecht zuständig. Die
Behörde steht seit Wochen in der öffentlichen Kritik. Im April war
bekanntgeworden, daß die frühere Leiterin der Bremer
Bamf-Außenstelle zwischen 2013 und 2016 mindestens 1.200 fehlerhafte
Asylentscheidungen getroffen haben soll.

20. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8739: Tragisches und Kurioses - 20.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



37jähriger von Zug überrollt

Am Bahnhof Türkenfeld im Landkreis Fürstenfeldbruck ist am frühen
Mittwochmorgen ein 37jähriger Mann von einer S-Bahn erfaßt worden. Er
verstarb noch am Unfallort. Laut Augenzeugenberichten wollte der Mann
die Gleise überqueren und hatte trotz Zurufen von wartenden
Bahnreisenden die herannahende S-Bahn nicht bemerkt. Eine Notbremsung
des Lokführers konnte den tödlichen Zusammenstoß nicht verhindern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7824: Aus Forschung und Technik - 20.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Emirate schmieden Weltraumpläne

Viel früher als ursprünglich geplant werden die Vereinigten
Arabischen Emirate einen Astronauten ins Weltall schicken. Wie die
russische Raumfahrtagentur Roskosmos mitteilte, gibt es mit der VAE
eine Vereinbarung für einen Flug zur Internationalen Raumstation ISS.
Nach einem Training im Sternenstädtchen in der Oblast Moskau -, hier
befindet sich das Ausbildungszentrum der russischen Kosmonauten - 
soll der muslimische Raumfahrer im April 2019 mit der Besatzung des
Raumschiffes Sojus MS-12 zum Orbitalkomplex starten. Im Dezember
vergangenen Jahres hatte der Ministerpräsident der VAE, Scheich
Mohammed bin Rashid Al Maktoum, den Beginn des ersten
Astronautenprogramms des Landes angekündigt. Die Trainings sollten
demnach im Jahr 2019 beginnen und etwa drei Jahre dauern. Zudem will
die VAE im Jahr 2021 die erste arabische Raumsonde zum Mars starten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7836: Aus aller Welt - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Zählung von Sinti und Roma in Italien wäre verfassungswidrig

Italiens Ministerpräsident Giuseppe Conte läßt seinen Innenminister
Matteo Salvini keine Zählung der Roma und Sinti im Lande durchführen.
Der Premier erklärte in Rom, ein Zensus nach ethnischer Zugehörigkeit
wäre diskriminierend und verstieße gegen die Verfassung. Salvini
hatte am Montag die Volkszählung gefordert, um alle Roma und Sinti,
die keine italienische Staatsbürgerschaft besitzen, ausweisen zu
können. Der Minister ist Vorsitzender der fremdenfeindlichen Lega.
Diese war unter anderem mit der Ankündigung in die Regierung gewählt
worden, 600.000 Migranten aus Italien auszuweisen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7797: Medizin und Gesundheitswesen - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Kliniken suchen händeringend Pflegekräfte

Es bleibt dabei. In deutschen Kliniken herrscht ein dramatischer
Pflegekräftemangel. Wie die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di laut
Deutschem Ärzteblatt berechnete, fehlen bundesweit rund 80.000
Pflegekräfte. Dementsprechend müßte die Stellenzahl zusätzlich zu
den rund 370.000 Pflegern um 22 Prozent erhöht werden, um alle
Schichten in den Krankenhäusern ausreichend zu besetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7824: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Kölner wollte laut BKA-Chef Münch eine Bio-Bombe herstellen

Der in Köln-Chorweiler am Dienstag vergangener Woche festgenommene
29jährige Tunesier hat nach Angaben des BKA-Präsidenten Holger Münch
ganz konkret eine "Bio-Bombe" vorbereitet. Münch sagte dem
RBB-Inforadio, entsprechende Anleitungen dazu gebe es auch von
islamistischen Organisationen im Internet. Daran habe sich diese
Person offensichtlich orientiert. Ermittler hatten in der
Hochhauswohnung des Mannes selbsthergestelltes Rizin sowie neueren
Meldungen zufolge mehr als 2000 Rizinussamen gefunden, aus denen das
als potentieller biologischer Kampfstoff geltende Gift extrahiert
werden kann. Außerdem fanden sich Utensilien, mit denen ein
Sprengsatz hergestellt werden könnte. Laut Münch ist nicht bekannt,
wo und wann der Mann einen Anschlag verüben wollte und ob er in dem
Zusammenhang in Kontakt mit anderen Personen stand. Gegen den
Verdächtigen wurde Haftbefehl wegen dringenden Verdachts auf Verstoß
gegen das Kriegswaffenkontrollgesetz und wegen des Anfangsverdachts
auf eine schwere staatsgefährdende Gewalttat erlassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7748: Sprache, Kunst und Medium - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Dresdner Albertinum mit Ausstellung zur DDR-Kunst

Einen Querschnitt durch die Kunst der DDR verspricht die bis Anfang
Januar laufenden Ausstellung "Ostdeutsche Malerei und Skulptur
1949-1990" im Dresdner Albertinum.

Wie Direktorin Hilke Wagner laut Deutschlandfunk sagte, seien rund 150
Arbeiten zu sehen, darunter 114 Gemälde und 33 Skulpturen aus den
eigenen Beständen. Daneben läuft ein Veranstaltungsprogramm, das die
Direktorin als ihren Beitrag zum Bilderstreit zwischen Ost und West
bezeichnete.

Die Schau ist eine Reaktion des Museums auf eine seit 2017 in Dresden
kontrovers geführte Debatte zur DDR-Kunst. Kritiker warfen den
Kunstsammlungen vor, ostdeutsche Arbeiten allmählich aus den Räumen
verschwinden zu lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7814: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Drohende militärische Eskalation um Gazastreifen

Das israelische Militär hat in der Nacht auf Mittwoch insgesamt 25
Objekte unter anderem von militärischen Einrichtungen der im
Gazastreifen regierenden Hamas bombardiert. Dabei seien drei Personen
verletzt worden, meldete das Gesundheitsministerium in Gaza. Zuvor
waren von der palästinensischen Enklave aus rund 45 Geschosse
Richtung israelisches Gebiet abgefeuert worden, wie die Armee am
Mittwochmorgen meldete. Einige Projektile wurden von der israelischen
Raketenabwehr abgefangen. Drei Raketen gingen noch im Gazastreifen
nieder. Polizeiangaben zufolge lagen keine Berichte über Verletzte
vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7828: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Rechtsausschuß im EU-Parlament stimmt für neues Urheberrecht

Der Rechtsausschuß im EU-Parlament (JURI) hat in geheimen
Abstimmungen mit knappen Mehrheiten die Einführung von Uploadfiltern
auf großen Online-Plattformen und ein Leistungsschutzrecht für
Presseverlage gebilligt. Die Reform des europäischen Urheberrechts
nach einem Vorschlag des CDU-Abgeordneten Axel Voss wird dem Plenum
voraussichtlich in der ersten Juliwoche zur Abstimmung vorgelegt
werden. Das Parlament wird dann entscheiden, ob es Verhandlungen mit
den EU-Staaten über die Novelle aufnimmt. Im Herbst oder Winter
würden Vertreter des Parlaments, der Kommission und des Rates ihre
gemeinsamen Beratungen hinter verschlossenen Türen aufnehmen.

Nach dem für fünf Jahre geltenden Leistungsschutzrecht sollen
Suchmaschinenbetreiber wie Google News für Überschriften und kürzeste
Textauszüge von Pressetexten in der Präsentation von Suchergebnissen
die Erlaubnis der Urheber, Verlage und Nachrichtenagenturen einholen
müssen. Demnach könnten Vergütungen selbst dann fällig werden, wenn
der Link auf einen Artikel Wörter aus dessen Text enthält, obgleich
Links im Prinzip nicht unter den Leistungsschutz fallen sollen. Die
Pflicht zu Uploadfiltern beträfe Online-Plattformen wie Youtube.
Diese müßten bereits während des Hochladens überprüfen, ob das
Material urheberrechtlich geschützt ist. Die Veröffentlichung muß
sofort unterbunden werden, solange der Betreiber keine entsprechenden
Lizenzen erworben hat. Alternativvorschläge von Piraten, Grünen und
Linken zum Leistungsschutzrecht wurden im EU-Parlament nicht
mehrheitlich unterstützt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7798: Tragisches und Kurioses - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Köln entgehen an der Leverkusener Brücke Millionen an Bußgeldern

Der Stadt Köln sollen in diesem Jahr bereits mehr als zwei Millionen
Euro an Bußgeldern von Lastwagenfahrern entgangen sein, die trotz des
Verbots den Rhein auf der maroden Leverkusener Brücke überqueren
wollten. Statt der insgesamt verhängten 2,6 Millionen Euro sind
offenbar nur knapp 70.000 Euro bei der Kölner Stadtkasse eingegangen.

Die Stadt habe Probleme, die Daten der zumeist ausländischen Fahrer zu
ermitteln, berichtete die Zeitung Express. Die Speditionen und andere
Firmen zeigten sich bei der Ermittlung der betreffenden Fahrer kaum
kooperativ.

Täglich sollen um die 120 Lkw auf den drei Kontrollstellen angehalten
werden, die versucht hätten, doch auf die Brücke zu kommen. Seit
Anfang des Jahres bis Ende April wären gut 5100 Verkehrssünder meist
vergeblich mit Bußgeldern belegt worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7825: Arbeit, Soziales und Familie - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Protestkundgebung begleitet Konferenz der Gesundheitsminister

In Düsseldorf haben am Mittwoch rund 4000 Alten- und Krankenpfleger
mehr Personal in Kliniken und Heimen gefordert. Die Kundgebung war
von der Gewerkschaft Verdi für den ersten Tag der
Gesundheitsministerkonferenz in der Innenstadt organisiert werden.
Bundesgesundheitsminister Spahn und die Länderkollegen wollen sich an
zwei Tagen unter anderem über Reformen für die Pflegeberufe beraten.
Am Dienstag waren Beschäftigte der Uni-Klinik Düsseldorf wegen
Personalmangel, Überarbeitung und Unterbezahlung in den Streik
getreten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7808: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Industrie verzichtet zusehends auf Treibhausgas

Endlich einmal eine positive Meldung. Laut afp ist der Einsatz des
extrem schädlichen Treibhausgases Schwefelhexafluorid letztes Jahr in
der deutschen Industrie zurückgegangen. Wie das Statistische
Bundesamt in Wiesbaden mitteilte, sank der Absatz des auch SF6
genannten Gases, das über einen Zeithorizont von 100 Jahren 22.800
Mal stärker als Kohlendioxid (CO2) zum Treibhauseffekt beiträgt,
gegenüber dem Vorjahr um knapp 15 Prozent oder 166 Tonnen. Insgesamt
wurden 2017 knapp 976 Tonnen an verschiedene Wirtschaftsbereiche
abgegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7813: Märkte und Finanzen - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Ab Freitag sind in der EU Strafzölle auf bestimmte US-Importe fällig

Ab Freitag wird die Europäische Union Zölle auf Importprodukte aus
den USA erheben, wie die EU-Kommission mitteilte. Die Abgaben unter
anderem auf Jeans, Erdnußbutter und Motorräder werden einen Umfang
von 2,8 Milliarden Euro haben. Die Strafzölle sind die europäische
Antwort auf die von der US-Regierung zum 1. Juni eingeführten Zölle
auf Aluminium- und Stahlprodukte. Die EU sieht die Handelsmaßnahmen
der USA im Sinne der Regeln der Welthandelsorganisation als illegal
an und hat ihre Gegenmaßnahmen bei der WTO angemeldet. Die
EU-Handelskommissarin Malmström bedauerte, in die Lage gekommen zu
sein, Strafzölle auf US-Produkte zu erheben. Sollte die US-Regierung
ihre Maßnahmen zurücknehmen, würden auch die EU-Zölle entfallen,
sagte Malmström. US-Präsident Trump hat weitere Strafzölle auf
europäische Autos und Autoteile für den Fall angekündigt, daß die EU
mit Gegenmaßnahmen reagiert. Der russische Wirtschaftsminister
Oreschkin hat inzwischen ebenfalls Gegenzölle angekündigt. Diese
sollen bald auf Waren erhoben werden, für die in Rußland Alternativen
angeboten werden. Der Minister berief sich der Agentur Tass zufolge
ebenfalls auf die WTO-Regeln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7831: Aus Forschung und Technik - 20.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Google Home ermöglicht genaue Lokalisierung

Die renommierte Security-Seite KrebsOnSecurity bringt es an den Tag:
Google Home und Chromecast wissen nicht nur den Standort des Geräts,
sie geben diesen gegenüber Dritten auch auf wenige Meter genau preis.
Der Internetplattform ComputerBase zufolge muß dafür das fragliche
Gerät eine Liste der in der Nähe befindlichen Funknetzwerke an die
Google-Geolocation-API senden und das Ergebnis empfangen. Da es sich
dabei um eine von Google gewollte Funktion handelt, stellt das noch
nicht einmal eine Sicherheitslücke im engeren Sinne dar. Inzwischen
hat Google aber ein Update innerhalb der nächsten Wochen versprochen,
so daß die Geräte nicht mehr über einen im selben Netzwerk
aufgerufenen Link zur Preisgabe ihrer Position gebracht werden
können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





MELDUNG/179: Hengstberger-Symposium zur Sternentstehung vom 25. bis 29. Juni 2018 (idw)


Universität Heidelberg - 19.06.2018

Hengstberger-Symposium zur Sternentstehung

Im Mittelpunkt der Tagung stehen Computer-Simulationen zur Erforschung von
Galaxien



Prozesse der Stern- und Galaxienentstehung sind Thema eines
Hengstberger-Symposiums an der Ruperto Carola. Im Mittelpunkt stehen dabei
insbesondere Computer-Simulationen, mit denen Ursprung und Aufbau von
Galaxien wie der Milchstraße untersucht werden können. Die Veranstaltung
mit dem Titel "The Multi-Scale Physics of Star Formation and Feedback
during Galaxy Formation" findet vom 25. bis 29. Juni 2018 im
Internationalen Wissenschaftsforum der Universität Heidelberg statt.
Erwartet werden mehr als 40 Forscher aus neun Ländern. Durchgeführt wird
das Symposium von Dr. Diederik Kruijssen, der am Astronomischen
Rechen-Institut forscht.

"Die Beschreibung der Sternentstehung in großräumigen kosmologischen
Simulationen zu verbessern, stellt derzeit eine der größten
Herausforderungen astrophysikalischer Forschung dar", betont Dr.
Kruijssen. Während des Hengstberger-Symposiums werden sich Wissenschaftler
aus den Bereichen astronomische Beobachtung, Theorie und Simulation unter
anderem mit der Frage beschäftigen, wie sich diese Abläufe funktional
beschreiben lassen. Außerdem wollen die Teilnehmer erörtern, wie diese
kosmologischen Computer-Simulationen mit Blick auf die nächste Generation
von Großteleskopen optimiert werden können.

Diederik Kruijssen ist Leiter einer Forschungsgruppe am Astronomischen
Rechen-Institut, das Teil des Zentrums für Astronomie der Universität
Heidelberg ist. Der Wissenschaftler gehört zu den
Hengstberger-Preisträgern im Jahr 2017. Der Klaus-Georg und Sigrid
Hengstberger-Preis wird jährlich an drei Nachwuchswissenschaftler oder
Wissenschaftlerteams der Universität Heidelberg vergeben. Mit der
Preissumme von jeweils 12.500 Euro erhalten junge Forscherinnen und
Forscher die Möglichkeit, alleine oder als Team ein interdisziplinäres
Symposium im Internationalen Wissenschaftsforum durchzuführen.




Weitere Informationen unter:

http://wwwstaff.ari.uni-heidelberg.de/kruijssen/SF2018/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 19.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOCHEMIE/232: Blaulicht in der Zelle - m6A-Modifikation bestimmt Tempo der weiteren RNA-Prozessierung (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Genetik - 19.06.2018

Blaulicht in der Zelle - m6A-Modifikation bestimmt Tempo der weiteren
RNA-Prozessierung



Für ein geregeltes Zusammenspiel der Gene im Organismus muss jedes Gen zur
richtigen Zeit am richtigen Ort aktiv sein. Dabei ist auch das Tempo von
Bedeutung, in dem die RNA nach ihrer Abschrift weiterverarbeitet wird.
Forschende des Max-Planck-Instituts für molekulare Genetik und der
Universität Aarhus haben jetzt eine RNA-Modifikation beschrieben, die
durch ihre Position die Geschwindigkeit der weiteren Verarbeitung der mRNA
beeinflusst. Danach werden Vorläufer-mRNAs, bei denen die Modifikation
N-6-Methyladenosin (m6A) an der Grenze zwischen kodierenden und
nicht-kodierenden Abschnitten liegt, deutlich schneller verarbeitet als
solche ohne diese Veränderung.

Die DNA enthält den Bauplan für die Entwicklung und Funktion jedes
Organismus. Damit die Information verfügbar wird, muss sie jedoch zunächst
von der DNA in RNA umgeschrieben werden. Ähnlich wie DNA bestehen auch die
RNA-Moleküle aus vier unterschiedlichen Grundbausteinen (Nukleotiden),
über deren Abfolge die enthaltene Information kodiert ist. Während die
DNA-Moleküle und damit auch die enthaltenen Informationen von der
Entstehung des Embryos bis zum Tode des Organismus gleich bleiben, sind
RNA-Moleküle nur eine begrenzte Zeit stabil. Sie entfalten ihre Aktivität
sehr spezifisch an bestimmten Orten und zu bestimmten Zeiten, z.B. im Zuge
der Entwicklung, und werden anschließend wieder abgebaut.

Die Gene in der DNA enthalten neben den kodierenden Abschnitten (Exons)
auch nicht-kodierende Bereiche (Introns). Diese werden bei der Bildung der
mRNA zunächst mit abgeschrieben, dann aber aus der Vorläufer-mRNA
herausgeschnitten ("Splicing"), bevor diese den Zellkern verlassen und
ihre Funktion entfalten kann. Die Wissenschaftler/innen sprechen in diesem
Zusammenhang auch von "Reifung" der mRNA.

Die einsträngige RNA ist im Gegensatz zur doppelsträngigen DNA gut für
andere Moleküle zugänglich und kann durch eine Vielzahl an chemischen
Modifikationen verändert werden. Eine häufige Modifikation ist das
N-6-Methyladenosin (m6A), bei dem eine Methylgruppe an eine bestimmte
Stelle des Nukleotids Adenosin angehängt wird. Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus der Forschungsgruppe "Lange nicht-kodierende RNAs" am
Max-Planck-Institut für molekulare Genetik (MPIMG) konnten jetzt zeigen,
dass die Position, an der diese Methylierung erfolgt, Einfluss auf die
Geschwindigkeit des Reifungsprozesses der RNA hat. In der aktuellen
Ausgabe der Zeitschrift Cell Reports beschreiben sie, dass sich die
Reifungsgeschwindigkeit einer mRNA deutlich erhöht, wenn sich m6A am
Übergang zwischen Intron und Exon befindet.

Die Forscherinnen und Forscher unter der Leitung von Ulf ¥rom (inzwischen
an der Universität Aarhus, Dänemark) entwickelten eine Methode namens
TNT-Sequenzierung. Diese ermöglichte es ihnen, m6A-Modifizierungen auf der
RNA bereits in den ersten fünfzehn Minuten nach Beginn der Transkription
nachzuweisen. So konnten sie die Verteilungsmuster von m6A bestimmen,
bevor mit den Introns auch die in ihnen vorhandenen m6A-Modifikationen
wieder aus der RNA herausgeschnitten wurden.

"Uns hat vor allem interessiert, ob die Position von m6A im RNA-Molekül
einen Einfluss auf die Geschwindigkeit der weiteren Verarbeitung hat",
erklärt Annita Louloupi, Erstautorin der jetzt veröffentlichten Studie.
Dafür untersuchte das Team zwei funktionelle Regionen, an denen m6A
bevorzugt auftritt: "Wenn sich m6A genau an der Grenze zwischen einem Exon
und einem Intron befindet, werden die betreffenden RNA-Transkripte sehr
schnell weiterverarbeitet", so Louloupi. Die Wissenschaftlerin vergleicht
die Funktion von m6A-Modifikationen, die sich an der Grenze zwischen
Introns und Exons befinden, mit dem Blaulicht auf einem Polizeiauto. "Im
normalen Straßenverkehr bewegen sich alle Autos mit der gleichen
Geschwindigkeit fort. So werden auch RNAs in einheitlichem Tempo
verarbeitet. Wird jedoch ein Blaulicht eingeschaltet, müssen alle anderen
Autos Platz machen und der Polizeiwagen kann mit hoher Geschwindigkeit an
ihnen vorbei fahren." Es gibt jedoch auch RNAs, bei denen sich m6A nicht
an der Grenze, sondern mitten in einem Intron befindet. In diesem Fall
wird der Reifungsprozess bzw. die weitere Verarbeitung der RNA deutlich
verlangsamt.

Modifikationen der RNA sind bereits seit langem bekannt. Allerdings ist es
erst seit Entwicklung moderner Hochdurchsatz-Verfahren möglich geworden,
diese gezielt zu untersuchen. Die m6A-Modifikation ist bereits im
Zusammenhang mit der RNA-Struktur, Protein-Interaktionen, Hirnentwicklung,
Alterungsprozessen und Krebs beschrieben worden. Auf der Grundlage ihrer
Ergebnisse schlagen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun eine
weitere Rolle für m6A bei der Regulation der Genexpression vor.


Originalpublikation:

Annita Louloupi, Evgenia Ntini, Thomas Conrad and Ulf Andersson Vang
Ørom

Transient N-6-methyladenosine Transcriptome sequencing reveals a
regulatory role of m6A in splicing efficiency.

Cell Reports 23 (2018), 3429-3437


Weitere Informationen unter:

https://www.molgen.mpg.de/147950/Long_non-coding_RNA

- Webseite der Gruppe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution542
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für molekulare Genetik, 19.06.2018
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BIOCHEMIE/231: Können Reaktionen in kondensierten Biomaterialien beschleunigt werden? (idw)


Heidelberger Institut für Theoretische Studien gGmbH - 19.06.2018

Können Reaktionen in kondensierten Biomaterialien beschleunigt
werden?



HITS-Wissenschaftler Dr. Kashif Sadiq erforscht
Ribonucleoprotein-Partikel, eine verdichtete Form biologischen Materials in
Zellen. Er untersucht, ob die Geschwindigkeit enzymatischer Reaktionen in
diesen membranlosen Partikeln beschleunigt ist. Falls ja, könnte die
Forschung neue Erkenntnisse darüber gewinnen, wie biochemische Prozesse in
Zellen reguliert werden, und Aufschluss über die Ursprünge des Lebens auf
der Erde geben. Das Projekt wird durch ein "Experiment"-Stipendium der
Volkswagen Stiftung gefördert.

Zellen werden als Grundeinheit des Lebens betrachtet. Jede einzelne Zelle
ist eine dynamische kleine Welt mit Milliarden von Molekülen, die an
komplexen biochemischen Reaktionen beteiligt sind. Zellen kontrollieren
viele dieser Reaktionen, indem sie die jeweils benötigten Moleküle in von
Membranen umhüllte Untereinheiten separieren. Geraten Zellen unter Stress,
etwa durch extreme Temperaturen, mechanische Beschädigung oder giftige
Substanzen, können sie erstaunlicherweise auch vergleichbare Einheiten
ohne Membran bilden. Solche Partikel enthalten oft dicht gepackte, sich
selbst-organisierende Mischungen aus Proteinen und langen Biopolymeren wie
Ribonucleinsäuren (RNA), die zusammen auch als Ribonucleoproteine (RNP)
bezeichnet werden.

Spannenderweise können die Partikel dabei zeitgleich in verschiedenen
Zuständen existieren: flüssig, als Gel, fest oder sogar irgendwo
dazwischen. Ihre Funktion ist jedoch noch immer größtenteils unbekannt.
Dr. Kashif Sadiq vom Heidelberger Institut für Theoretische Studien (HITS)
wird deshalb die biophysikalischen Eigenschaften solcher membranloser
Partikel unter Verwendung von Theorie und Computersimulationen
untersuchen. Sein unabhängiges Forschungsprojekt "RNA Epicatalysis" hat
kürzlich begonnen und wird für 18 Monate mit einem
"Experiment!"-Stipendium der Volkswagen Stiftung gefördert.

Infragestellung gängiger Paradigmen der Molekularbiologie

Dr. Sadiq geht in dem Projekt der Frage nach, ob die Geschwindigkeit
enzymatischer Reaktionen in solchen Partikeln beschleunigt wird. Er will
herausfinden, welche Faktoren die Eigenschaften der Partikel beeinflussen
und regulieren. Ist die RNA lediglich Teil des Biomaterials oder aktive,
treibende Kraft in diesem Prozess? Welche physikalischen Prinzipien
stützen eine beschleunigte Katalyse, sofern diese vorliegt? Können
bestimmte makromolekulare Anordnungen die Diffusion in solchen
Biomaterialien erleichtern? All diese Fragen konnten bislang nicht
beantwortet werden.

"In der konventionellen Enzymforschung würde diese These schnell als nicht
haltbar verworfen, da die Diffusion von Enzymen und ihren Substraten in
dicht gepackten Biopolymeren meist verlangsamt ist", betont Sadiq. "Sollte
es jedoch zutreffen, dass die Bildung solcher Partikel Reaktionen sogar
beschleunigen kann, so würde dies einige Paradigmen der Molekularbiologie
in Frage stellen. Es würde bedeuten, dass es zusätzlich zu der bekannten
enzymatischen Regulierung in Zellen noch eine weitere, übergeordnete Form
der Katalyse gibt."

Neue Erkenntnisse über den Ursprung des Lebens?

Sadiqs Forschung wird dabei auch einigen fundamentalen Fragestellungen
über den Ursprung des Lebens auf der Erde auf den Grund gehen: Waren die
ersten selbst-replizierenden Biomoleküle vor Milliarden von Jahren in der
Lage, sich eigenständig in getrennte Einheiten zu organisieren, in denen
die Effizienz der biochemischen Reaktionen, die für ihr Überleben
notwendig waren, gesteigert werden konnte? Lagen diesem Phänomen lediglich
die physikalischen Gesetze der Phasentrennung zu Grunde, die beschleunigte
Katalyse ermöglichten, lange bevor sich die ersten von einer Membran
umhüllten Vorläufer der Einzeller, die Protobionten, entwickelten?

Dr. Kashif Sadiq studierte Naturwissenschaften an der University of
Cambridge, Großbritannien. Er spezialisierte sich auf Theoretische Physik
und schrieb seine Masterarbeit über die relativistischen Eigenschaften
schneller Plasmaausflüsse im Umkreis schwarzer Löcher. Er promovierte am
University College London, Großbritannien, in theoretischer Biophysik und
arbeitete anschließend als PostDoc in Großbritannien und Spanien, wo er
molekulare Dynamik, Assemblierung von Makromolekülen und katalytische
Reaktionen von Biomolekülen und Biopolymeren untersuchte. Seit 2016
forscht Kashif Sadiq in der "Molecular and Cellular Modeling"-Gruppe
(Leitung: Prof. Rebecca Wade) am HITS.

Die im November 2012 initiierte Förderinitiative "Experiment!" der
Volkswagen Stiftung richtet sich an Forscherinnen und Forscher, die
radikal neue, aber auch riskante Forschungsideen austesten möchten. Ein
Fehlschlagen des Konzeptes ist daher ebenso ein akzeptables Ergebnis wie
das Erbringen neuer, unerwarteter Erkenntnisse. Die Initiative erfreut
sich mit durchschnittlich mehr als 500 Anträgen pro Stichtag einer
außerordentlich großen Resonanz. So wurden beispielsweise in der letzten
Bewerbungsrunde 2017, aus 594 Anträgen 29 Projekte ausgewählt.


Über das HITS

Das Heidelberger Institut für Theoretische Studien (HITS) wurde 2010 von
dem Physiker und SAP-Mitgründer Klaus Tschira (1940-2015) und der Klaus
Tschira Stiftung als private, gemeinnützige Forschungseinrichtung ins
Leben gerufen. Das HITS betreibt Grundlagenforschung in den
Naturwissenschaften, der Mathematik und der Informatik. Dabei werden
große, komplexe Datenmengen verarbeitet, strukturiert und analysiert und
computergestützte Methoden und Software entwickelt. Die Forschungsfelder
reichen von der Molekularbiologie bis zur Astrophysik. Die HITS Stiftung,
eine Tochter der Klaus Tschira Stiftung, stellt die Grundfinanzierung der
HITS gGmbH auf Dauer sicher. Die Mittel dafür erhält sie von der Klaus
Tschira Stiftung. Gesellschafter des HITS sind neben der HITS Stiftung die
Universität Heidelberg und das Karlsruher Institut für Technologie (KIT).
Das HITS arbeitet außerdem mit weiteren Universitäten und
Forschungsinstituten sowie mit industriellen Partnern zusammen. Die
wichtigsten externen Mittelgeber sind das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF), die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) und die
Europäische Union.


Weitere Informationen unter:

https://www.volkswagenstiftung.de/unsere-foerderung/unser-foerderangebot-im-ueberblick/experiment

"Experiment!" - VolkswagenStiftung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution802
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Heidelberger Institut für Theoretische Studien gGmbH - 19.06.2018
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ASTRO/368: Rätselhaftes IceCube-Ereignis könnte von Tau-Neutrino stammen (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 19.06.2018

Rätselhaftes IceCube-Ereignis könnte von Tau-Neutrino stammen

Theoretische Physiker kalkulieren Herkunft einer hochenergetischen
Teilchenspur im Neutrinoobservatorium IceCube



Vor acht Jahren wurde am Südpol der IceCube-Detektor in Betrieb genommen,
eine Forschungsstation zur Suche nach Neutrinos aus dem Weltall. Drei
Jahre später erschienen die ersten bahnbrechenden Ergebnisse. Die
Entdeckung von hochenergetischen Neutrinos durch IceCube hat neue Wege zum
Verständnis des Universums eröffnet. "Diese Neutrinos mit ihrer hohen
Energie sind neue kosmische Boten und es ist außerordentlich wichtig, dass
wir ihre Nachricht genau verstehen", sagt Dr. Ranjan Laha von der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU). Der Physiker hat zusammen mit einem
Kollegen der US-amerikanischen Stanford University einen Vorschlag
unterbreitet, wie die kosmische Botschaft - anders als bisher -
interpretiert werden könnte. Nach Berechnung der beiden Physiker könnte es
sich um extrem hochenergetische Tau-Partikel handeln, die den
IceCube-Detektor passiert haben.




[image: Abb.: © Matthew D. Kistler und Ranjan Laha]

Spektrum der aufsteigenden Taus als Funktion der Energie des Taus
beim Eintritt in IceCube: Das vertikale Band zeigt die benötigte
Energie des Tau-Teilchens an, um 2,6 PeV in IceCube zu deponieren.

Abb.: © Matthew D. Kistler und Ranjan Laha



Neutrinos sind fast masselose Teilchen, die Materie nahezu unbemerkt
durchdringen und daher sehr schwer zu entdecken sind. Aus dem gleichen
Grund sind die Geisterteilchen für die Wissenschaft aber auch besonders
wertvoll - weil sie aus den Tiefen des Weltalls zum Beispiel von
explodierten Sternen fast ungehindert bis zur Erde vordringen und uns hier
von dem Geschehen im Kosmos berichten. Beim Neutrinoobservatorium IceCube
liegen die einzelnen Detektorelemente gut abgeschirmt von Störfaktoren im
antarktischen Eis, verteilt auf ein Volumen von einem Kubikkilometer. Das
Projekt vermeldete 2013 zum ersten Mal die Entdeckung hochenergetischer
Neutrinos aus dem All, seitdem wurden zahlreiche weitere Ereignisse
verzeichnet. Die IceCibe-Kollaboration besteht aus 300 Physikern von 49
Institutionen in 12 Ländern, die für das wissenschaftliche Programm
verantwortlich sind, darunter auch Forscher der JGU.

Hochenergetische Spur stammt vermutlich nicht von Myon-Neutrino

Matthew Kistler von Stanford und Ranjan Laha haben die Ereignisse
untersucht und sind dabei vor allem einem Rätsel nachgegangen: Im Juni
2014 verzeichneten die Sensoren von IceCube eine Spur mit einer
außergewöhnlich hohen Energie. Das Ereignis gab 2,6 Petaelektronenvolt
(PeV) ab, also 2,6 Billiarden Elektronenvolt. Zum Vergleich: Zusammenstöße
von Protonen im größten Teilchenbeschleuniger der Welt, dem Large Hadron
Collider am CERN, erfolgen mit einer Energie von 13 Billionen
Elektronenvolt.

"Diese Spur vom Juni 2014 wirft sofort Fragen auf", sagt Laha mit dem
Hinweis, dass es sich bis heute um das Ereignis mit der höchsten Energie
handelt. "Vor allem die Frage, welche Art von Neutrino eine solche Spur
hinterlässt." Es gibt drei Arten von Neutrinos: Elektron-, Myon- und
Tau-Neutrinos.

Auf der Suche nach einer Antwort haben sich die beiden Physikkollegen
zunächst der Standardannahme zugewandt, nämlich dass die Spur von einem
Myon abstammt. Ein Myon-Neutrino hätte sich bei einem Zusammenstoß mit
einem Atomkern in ein Myon umgewandelt, das von den optischen Sensoren des
IceCube-Detektors entdeckt worden wäre. "Wir zeigen, dass diese Annahme
ziemlich unwahrscheinlich ist", so Laha. Stattdessen erwägen die
Wissenschaftler die Möglichkeit, dass die Spur von einem hochenergetischen
Tau-Lepton stammen könnte - eine komplett neue und unkonventionelle
Deutungsweise. Um 2,6 PeV im Detektor abzugeben, bräuchte das
entsprechende Tau-Neutrino eine Anfangsenergie von mindestens 50 PeV. "Ein
Tau-Teilchen, das den Detektor auf einer Länge von einem Kilometer ohne
Zerfall durchläuft und dabei eine Energie von 2,6 PeV abgibt, müsste von
einem Neutrino mit einer wesentlich höheren Energie stammen", erklärt
Laha. "Dies würde ein völlig unerwartetes Fenster öffnen, um
astrophysikalische Neutrinos mit Energien bei 100 PeV wahrzunehmen."

Im Rahmen ihrer Untersuchung zeigen die Wissenschaftler, dass es sich bei
dem 2,6-PeV-Ereignis vermutlich um eine neuartige Komponente des
astrophysikalischen Neutrinospektrums handelt. Bei den Ereignissen, die
IceCube verzeichnet, wäre normalerweise eine gewisse Kontinuität zu
erwarten. Der Abstand zwischen dem genannten Ereignis mit der bis heute
höchsten Energie und den anderen gemessenen Daten ist allerdings
ungewöhnlich groß.

"Wir wissen nicht genau, um was für eine Spur es sich bei den 2,6 PeV
handelt, aber mit ziemlicher Sicherheit nicht um ein durchziehendes Myon,
vielleicht aber um ein Tau-Teilchen", so Laha. "Wir halten das Ereignis
insgesamt für so bedeutsam, dass es weiter untersucht werden sollte. Und
wir brauchen noch mehr Daten, um Genaueres zu erfahren und die kosmische
Botschaft zu entziffern."

Ranjan Laha forscht als Postdoc in der Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Joachim
Kopp, Professor für Theoretische Teilchenphysik am Mainzer
Exzellenzcluster "Precision Physics, Fundamental Interactions and
Structure of Matter" (PRISMA).


Veröffentlichung:

M. D. Kistler, R. Laha, Multi-PeV signals from a new astrophysical
neutrino flux beyond the Glashow resonance, Physical Review Letters 120,
241105, 15. Juni 2018,

DOI: 10.1103/PhysRevLett.120.241105

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.120.241105


Weiterführende Links:

http://www.prisma.uni-mainz.de/deu/846.php 

- Professor Dr. Joachim Kopp,
PRISMA-Professur für Theoretische Teilchenphysik

http://www.prisma.uni-mainz.de 

- Exzellenzcluster PRISMA - Precision Physics, Fundamental Interactions and
Structure of Matter

https://icecube.wisc.edu/ 

- IceCube South Pole Neutrino Observatory


Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/4073_DEU_HTML.php 

- Pressemitteilung "Kosmisches Röntgenlicht als möglicher Hinweis auf
Dunkle Materie" (09.02.2018)

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/3620_DEU_HTML.php 

- Pressemitteilung "Mainzer Physiker schlagen neue Methode zur Überwachung
von Atommüll vor" (06.12.2017)

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/2360_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Neue Theorie zur Entstehung Dunkler Materie
vorgestellt" (08.08.2017)

http://www.uni-mainz.de/presse/58532.php 

- Pressemitteilung "IceCube liefert Anzeichen für Neutrinos aus dem Kosmos"
(22.11.2013)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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BERATUNG/708: Flensburg - Nächste Sprechstunde für Menschen mit Behinderung am 26. Juni 2018


Sprechstunde im Juni



Flensburg. Der stellvertretende Behindertenbeauftragte der Stadt
Flensburg, Tim Jäger, bietet diesen Monat eine Sprechstunde am
Dienstag, 26. Juni von 16 - 17 Uhr im Raum H52 des Flensburger
Rathauses an. Zu dieser Zeit ist auch die telefonische Erreichbarkeit
unter 851085 gewährleistet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 15. Juni 2018

Stadt Flensburg

Pressestelle des Rathauses

Tel. 04 61 / 85 - 25 42, Fax 04 61 / 85 - 21 71

E-Mail: pressestelle@flensburg.de
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AUSSEN/2052: US-Austritt aus dem UN-Menschenrechtsrat - Trump hat jedes Maß verloren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Juni 2018

US-Austritt aus dem UN-Menschenrechtsrat: Trump hat jedes Maß verloren



Zum Austritt der USA aus dem UN-Menschenrechtsrat erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Mit dem Austritt der USA aus dem UN-Menschenrechtsrat stiehlt Präsident Donald Trump sich ein weiteres Mal aus der internationalen Verantwortung und begeht Verrat an den westlichen Werten. Dieser Rückzug steht in einer Reihe mit der Aufkündigung des Pariser Klimaschutzabkommens und des Atomabkommens mit dem Iran. Auch wirkt der Zeitpunkt des Austritts angesichts des für heute angesetzten Berichts des UN-Sonderberichterstatters für Migration und der damit einhergehenden absehbaren Kritik am Umgang der USA mit Migrantinnen und Migranten wohl kalkuliert. Trump versucht plump, von den eklatanten Menschenrechtsverletzungen im eigenen Land abzulenken. Wer Kleinkinder von ihren Eltern trennt und in Käfige sperrt, aber im selben Atemzug den nordkoreanischen Despoten Kim Jong-un lobt, hat jedes Maß verloren. Aufgabe des Rates ist es, Menschenrechte zu fördern, sie zu schützen und sich dem kritischen Dialog mit den anderen Mitgliedstaaten zu stellen. Wer den Menschenrechtsrat verlässt, gibt die Möglichkeit aus der Hand, dessen Verfahren zu kritisieren und ihn zu reformieren. Mit jedem weiteren Rückzug der USA aus einem multilateralen Gremium wird die Rolle Chinas gestärkt. Gerade jetzt müssen daher die Europäische Union und Deutschland geeint und entschlossen in den Vereinten Nationen auftreten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/2051: Verbrechen in Ost-Ghuta müssen geahndet werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Juni 2018

Verbrechen in Ost-Ghuta müssen geahndet werden



Zum heute veröffentlichten Bericht im UN-Menschenrechtsrat über den Einsatz von Giftgas in Ost-Ghuta erklären Kai Gehring, Mitglied im Menschenrechtsausschuss, und Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

In Ost-Ghuta wurden von der syrischen Regierung Verbrechen gegen die Menschlichkeit verübt. Der Einsatz von Giftgas wie auch andere schwere Verbrechen dürfen nicht straflos bleiben. Auch den Rebellen werden Kriegsverbrechen vorgeworfen. Wir setzen uns dafür ein, dass Deutschland die Beweissicherung im Rahmen der UN stärker unterstützt, um die Voraussetzungen für spätere Gerichtsverfahren zu schaffen. Es ist zutiefst bedauerlich, dass die USA ihre Mitgliedschaft im UN-Menschenrechtsrat aufgekündigt haben. Untersuchungen wie die aktuelle zeigen, wie wichtig die multilaterale Zusammenarbeit für die Aufklärung von schwersten Kriegsverbrechen ist.

Auch die Bombardierungen von Schulen und Kliniken waren und sind eklatant völkerrechtswidrig. Besonders die Kinder im Kriegsgebiet leiden darunter. Die internationale Gemeinschaft darf nicht länger blockiert werden. Es muss jetzt dringend darum gehen, die unerträgliche Lage für die Menschen in Syrien zu verbessern und erneut eine nachdrückliche diplomatische Offensive für eine politische Lösung zu starten.
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EUROPA/1717: Weltflüchtlingstag - Für grundlegende humanitäre Prinzipien einstehen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Juni 2018

Weltflüchtlingstag: Für grundlegende humanitäre Prinzipien einstehen



Zum Weltflüchtlingstag erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Derzeit sind rund 68,5 Millionen Menschen auf der Flucht vor Krieg, Terror und politischer Verfolgung - und auch immer häufiger aufgrund der Folgen der Klimakrise und Armut. Die Aufnahme von Geflüchteten ist eine völkerrechtliche und humanitäre Verpflichtung. Dabei erreicht Deutschland und Europa nur der kleinste Teil der globalen Flüchtlingsbewegung. Die allermeisten, die ihre Heimat verlassen mussten, suchen Schutz in den zumeist ebenfalls instabilen Nachbarregionen ihres Herkunftslandes.

In dieser Zeit erleben wir eine deutsche Bundesregierung, die sich immer mehr von einer humanitären Flüchtlingspolitik abgewandt hat. Wir Grüne fordern schon seit langem die Möglichkeiten der legalen Einreise zu stärken. Das gilt für die Erteilung von humanitären Visa, über langfristige Resettlement-Programme hin zu einem Familiennachzug und einem Relocation-Programm, das die europäischen Außengrenzen-Länder entlastet. Anstatt sich inhaltlich mit dem Thema Flucht und Fluchtursachenbekämpfung auseinander zu setzen, versucht die CSU die rechte Hetze der AfD auf dem Rücken der Schwächsten zu kopieren.

Wir fordern die CSU auf, ihren Regionalwahlkampf auf Bundesebene einzustellen und gemeinsam an einer europäischen Lösung mitzuwirken, die tragfähig für alle Mitglieder der EU mit ihren unterschiedlichen Ausgangslagen ist. Deutschland profitiert von Europa so stark wie kein anderes Land und muss entsprechend seiner Verantwortung gerecht werden.

Wohin Grenzen dicht und Abschottung führen, hat der Umgang mit der Aquarius im Mittelmeer gezeigt: Italiens rechtspopulistische Lega hat fast 700 Menschen in eine tagelange Odyssee geschickt. Das ist ein neuer Tiefpunkt und zeigt, dass Werte wie Humanität dort keine Rolle mehr zu spielen scheinen. Spanien gebührt für die Aufnahme der Aquarius Dank, langfristig kann dies aber keine Lösung sein. Wir brauchen europäische Lösungen in der Flüchtlingspolitik, die Humanität und Ordnung zusammenbringen. Europa darf sich nicht immer weiter abschotten.

Wenn Angela Merkel bis zum EU-Gipfel tiefgreifende Fortschritte für eine gemeinsame Asylregelung in der EU erreichen will, darf das aber nicht heißen, dass grundlegende humanitäre Prinzipien über Bord geworfen werden.
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EUROPA/1716: Ergebnisse von Meseberg - Überfällige Kompromisse gegen populistische Brandstifter verteidigen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Juni 2018

Ergebnisse von Meseberg: Überfällige Kompromisse gegen populistische Brandstifter verteidigen



Zu den Ergebnissen des deutsch-französischen Treffens in Meseberg erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

Merkels und Macrons Meseberger Einigung ist nur ein Minimalkompromiss, der hinter den europapolitischen Versprechen des Koalitionsvertrages zurückbleibt. Angesichts des beunruhigenden Reformstillstandes der vergangenen Monate war das Treffen aber ein überfälliges, positives Signal. Es ist ein wichtiger Schritt vorwärts, wenn ein im EU-Haushalt verankertes Investitionsbudget jetzt kommen soll. Das zeigt: Mit politischem Willen und per Dialog lassen sich mit europäischen Partnern Fortschritte erzielen. Um sie gegen die unsäglichen Torpedierversuche der immer populistischeren Brandstifter aus München zu verteidigen, muss Frau Merkel sie so unterfüttern, dass sie Wirkung entfalten können. Die Stabilität Europas darf nicht dem rücksichtlosen Wahlkampfgetöse der CSU und ihren anti-europäischen Abschottungsphantastereien geopfert werden.

Die vorgeschlagenen Reformen dürfen nicht nur ein Symbol der deutsch-französischen Einigung bleiben. Damit sie zur effektiven Brandmauer gegen künftige Finanzkrisen werden, braucht es mehr als nur eine homöopathische Finanzausstattung für das gemeinsame Investitionsbudget. Beim Aufbau eines Europäischen Währungsfonds muss die Bundeskanzlerin nachbessern und die demokratische Kontrolle durch die nationalen und das Europäische Parlament sicherstellen. Ansonsten gießt sie Öl ins Feuer der Populisten und riskiert die Kreditvergabe zum politischen Zankapfel zwischen den Mitgliedsstaaten verkommen zu lassen. Frankreich und Deutschland müssen zudem Klarheit schaffen, in welcher Form der Währungsfonds die wichtige Letztsicherungsfunktion für die Bankenunion wahrnehmen soll.

In der Migrationspolitik darf sich Europa nicht vom letzten Rest an Humanität verabschieden. Frontex auf Abwehr und Abschottung zu trimmen, windige Koppelgeschäfte wie beim EU-Türkei Deal zu suchen oder Auffanglager in Nordafrika oder Albanien aufzubauen, sind der falsche Weg. Wer Menschen vor den Grenzen Europas abweist, um sie in Lager zu schicken, wo sie der Willkür von Warlords und Menschenhändlern ausgesetzt sind, beerdigt damit das Grundrecht auf Asyl. Das wäre ein Einknicken vor den Rechtspopulisten der AfD, FPÖ und rücksichtslosen Scharfmachern wie Seehofer und Söder."
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FINANZEN/1491: Heimat-Minister Seehofer überfordert mit Kommission für gleichwertige Lebensverhältnisse 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Juni 2018

Heimat-Minister Seehofer überfordert mit Kommission für gleichwertige Lebensverhältnisse



Anlässlich der Entscheidung im Bundeskabinett, die Einsetzung der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse" erneut zu vertagen, erklären Britta Haßelmann, Sprecherin für Kommunalpolitik, und Stefan Schmidt, Sprecher für Kommunalfinanzen:

Britta Haßelmann:

"Horst Seehofer führt ein neues Heimatministerium, aber ohne Konzept. Bisher ist es nur eine leere Hülse. Die Kommission muss nun schnell konkrete Antworten darauf finden, wie die Menschen in strukturschwachen Regionen besser leben können und wie das finanziert werden kann. Das betrifft ländliche Regionen in Ostdeutschland genauso wie überschuldete Städte in Westdeutschland."

Stefan Schmidt:

"Die Schuldenspirale in strukturschwachen Regionen dreht sich weiter. Beim Thema Altschulden wäre die schwarz-rote Bundesregierung gefragt, doch Seehofer lässt die Kommunen im Regen stehen. Neben der bestehenden Förderung für Wirtschaft und Landwirtschaft muss künftig auch die kommunale Infrastruktur gefördert werden. Eine neue Gemeinschaftsaufgabe für die regionale Daseinsvorsorge wäre hier eine zukunftsweisende Lösung."
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MEDIEN/444: Urheberrechtsreform - Kein faires und sinnvolles Gesamtkonzept


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Juni 2018

Urheberrechtsreform: Kein faires und sinnvolles Gesamtkonzept



Zu der heutigen (knappen) Zustimmung des Rechtsausschusses des EU-Parlaments zur Urheberrechtsreform erklärt Tabea Rößner, Sprecherin für Netzpolitik:

So unterstützenswert die Motivation ist, einen fairen Ausgleich zwischen Kreativschaffenden, Nutzerinnen und Nutzern und Plattformen zu schaffen: Die heutige Entscheidung des Rechtsausschusses im EU-Parlament für ein europaweites Leistungsschutzrecht und Uploadfilter wird Urheberinnen und Urheber sowie und Journalistinnen und Journalisten sicherlich nicht den erhofften Gewinn bringen. Dafür aber wird in Kauf genommen, dass Plattformen über Gebühr filtern und löschen, Meinungsfreiheit und kulturelle Entwicklung beschränkt, Innovation im Netz ausgebremst werden. Die großen Plattformen aber sind die letzten, die sich dafür interessieren dürften - und auch wohl die einzigen, die sich die für die Umsetzung erforderliche Infrastruktur leisten können.

Die Einführung eines Leistungsschutzrechts in Deutschland hat gezeigt, dass es Journalisten und Verlagen eben nicht hilft: Es gibt keine Einnahmen, dafür liegen die Ausgaben für Rechtskosten mittlerweile im Millionenbereich. Hilfreich wäre gewesen, wenn die Bundesregierung endlich die versprochene Evaluierung geliefert hätte, die sie seit Jahren schuldig bleibt. Dann hätte man die Auswirkungen des Leistungsschutzrechtes schwarz auf weiß gehabt. Aber genau das wollte die Bundesregierung nicht und hat stattdessen in Brüssel für das Leistungsschutzrecht getrommelt. Auch die jetzt beschlossenen Uploadfilter werden eher Overblocking Tür und Tor öffnen, denn sie können nicht einwandfrei einordnen, ob der betreffende Inhalt urheberrechtlich zu entfernen ist oder nicht.

Es ist verheerend, dass die Debatte seit Jahren emotional so aufgeladen und am eigentlichen Kernproblem vorbeigeht: nämlich, wie sich kreative Inhalte, guter rechercheintensiver Journalismus und Meinungsvielfalt auch in unserer digitalen Zukunft tragen können. Hier bedürfte es endlich eines fairen und sinnvollen Gesamtkonzeptes, besserer Lizenzierungskonzepte und natürlich auch mehr Verantwortlichkeit für Plattformen. Überfällig ist auch eine Regulierung der konvergenten Medienwelt. Einer solchen Lösung sind wir heute leider nicht näher gekommen.
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WIRTSCHAFT/2807: Rüstungsexportbericht 2017 - Klarer Verstoß gegen die freiwilligen Exportgrundsätze


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 20. Juni 2018

Rüstungsexportbericht 2017: Klarer Verstoß gegen die freiwilligen Exportgrundsätze



Zum Rüstungsexportbericht 2017 erklärt Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Der Rüstungsexportbericht 2017 bestätigt die Fortsetzung der dramatischen Fehlentwicklung der letzten Jahre: Erneut steigt der Anteil der Rüstungsexporte an Drittstaaten außerhalb von NATO und EU auf nunmehr 61 Prozent aller Exportgenehmigungen. Die Genehmigung von Exporten an Entwicklungsländer verdoppelt sich sogar und erreicht mit über einer Milliarde einen neuen Rekordwert. Diese fortgesetzte Entwicklung ist ein klarer Verstoß gegen die freiwilligen Grundsätze, auf die sich die Bundesregierung immer wieder beruft. Der aktuelle Exportbericht belegt leider, dass die Grundsätze nicht das Papier wert sind auf dem sie geschrieben sind.

Wir fordern daher schon lange eine gesetzliche Regelung dieser Grundsätze, die auch justitiabel, das heißt gerichtlich überprüfbar sein muss. Mit einem solchen Rüstungsexportkontrollgesetz muss auch eine Begründungspflicht der Bundesregierung verankert werden, damit die außen- und sicherheitspolitischen Gründe transparent werden. Rüstungsexporte in Krisengebiete und Entwicklungsländer bedrohen nicht nur die Menschenrechte in den Empfängerländern, sondern zunehmend auch die eigenen deutschen Sicherheitsinteressen. Deswegen müssen auch die Regelungslücken, die es Firmen wie Rheinmetall ermöglichen auf dem Umweg eines joint venture ohne Genehmigung der Bundesregierung in der Türkei technische Unterstützung beim Bau von Panzern zu leisten endlich geschlossen werden. Solche verdeckten Technologietransfers sind im vorliegenden Exportbericht nicht erfasst.

Sogar der US-Senat hat gerade erst per Gesetz die Auslieferung von 100 Kampfflugzeugen an den NATO-Partner Türkei gestoppt. Nur die Bundesregierung liefert immer weiter. So hat die Koalition sogar den zunächst beabsichtigten Stopp der Auslieferung von Kriegsschiffen an Saudi Arabien in ihrem Koalitionsvertrag zugunsten von Wirtschaftsinteressen wieder aufgehoben. Die Kriegsschiffe der Firma Lürssen werden nun weiter ausgeliefert, während die Menschenrechtslage im Jemen weiter eskaliert.

Wer angeblich mehr Verantwortung in der Welt übernehmen will darf an dieser Stelle nicht weiter derart verantwortungslos handeln!
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AUSSEN/1743: Den einzelnen Menschen in der innenpolitischen Debatte nicht übersehen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Juni 2018

Den einzelnen Menschen in der innenpolitischen Debatte nicht
übersehen

UNHCR veröffentlicht anlässlich Weltflüchtlingstag aktuelle Zahlen



Die Zahl der Flüchtlinge weltweit hat einen neuen Höchststand
erreicht, wie das UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR am heutigen
Weltflüchtlingstag bekanntgab. Dazu erklärt der Vorsitzende der
Arbeitsgruppe Menschenrechte und humanitäre Hilfe der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Es geht nicht allein um Zahlen, sondernd es geht um Menschen, um
einzelne Schicksale. Angesichts der hitzigen innenpolitischen Debatte
muss man heute besonders auf die globale Entwicklung hinweisen, die
kein Land rein national lösen werden kann.

Der heutige Weltflüchtlingstag kann auch ein Impuls sein, mit
Flüchtlingen in unserem Land in Kontakt zu kommen. Nur wenn wir
zuhören und verstehen, wenn wir uns mit den Beweggründen von Flucht
auseinandersetzen, können wir darauf menschlich reagieren, können wir
Ansatzpunkte finden, um Fluchtursachen zu bekämpfen. Die Chancen sind
groß, in den Herkunftsländern der Flüchtlinge tatsächlich etwas zu
bewirken, wenn die Ursachen von Armut, Hunger, Perspektivlosigkeit
und Flucht gezielt bekämpft werden. Dafür bedarf es weiterhin größter
Anstrengungen der internationalen Staatengemeinschaft.

Heute sind über 68 Millionen Menschen auf der Flucht, mehr als die
Hälfte sind Kinder. Die Gründe dafür sind verheerende Konflikte,
Kriege und Verfolgung. Die Anzahl und die Dauer von Konflikten
weltweit steigt. Drastische Beispiele bleiben Syrien, Jemen und der
Südsudan. Laut UNHCR bleibt Syrien mit 6,3 Millionen das weltweit
größte Herkunftsland von Flüchtlingen.

Niemand verlässt seine Heimat ohne zwingenden Grund und riskiert sein
Leben auf gefährlichen Fluchtwegen. Der Weltflüchtlingstag ist auch
Mahnung, einen jeden Menschen nach seinen Beweggründen zu fragen,
statt pauschale Urteile zu fällen.

Das zurückliegende Jahr 2017 war das Rekordjahr der deutschen
humanitären Hilfe. In den vergangenen sechs Jahren wurde das Budget
für die humanitäre Hilfe der Bundesregierung im Ausland mehr als
verzehnfacht. Damit ist Deutschland einer der größten humanitären
Geber weltweit und übernimmt Verantwortung für Menschen in Not. Die
Bundesregierung stellte im Jahr 2017 humanitäre Hilfsmaßnahmen über
1,7 Milliarden Euro bereit. Gleichzeitig setzt sich Deutschland
international für mehr Effizienz im humanitären System ein.

Menschen in Not brauchen sofort Hilfe zum Überleben, langfristig
jedoch Perspektiven in ihren Heimatländern. Das Bekenntnis,
Fluchtursachen bekämpfen zu wollen, darf nicht zu einer rhetorischen
Floskel verkommen. Humanitäre Hilfe darf ebenfalls kein Ersatz dafür
sein, die Bemühungen der internationalen Gemeinschaft zur Lösung
politischer Konflikte zu intensivieren."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1742: Ohne internationale Institutionen geht es nicht


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Juni 2018

Ohne internationale Institutionen geht es nicht

Deutschland und Frankreich sind entschlossen, die multilateralen
Strukturen zu stärken



Der deutsch-französische Ministerrat hat bei seiner Tagung in
Meseberg am Dienstag die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit
in weltpolitisch volatilen Zeiten herausgehoben. Dazu erklärt der
außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen
Hardt:

"Der Austritt der USA aus dem Menschenrechtsrat der Vereinten
Nationen führt uns erneut vor Augen, wie sehr multilaterale
Strukturen in der gegenwärtigen Zeit gefährdet sind. Auch wenn dieses
Gremium der Vereinten Nationen wiederholt mit einseitigen Berichten
gegen Israel aufgefallen ist, während Menschenrechtsverletzungen im
Iran, in Eritrea oder Nordkorea praktisch kaum verurteilt wurden,
besitzt es dennoch als Organ der Vereinten Nationen eine hohe
Legitimität und verkörpert den Anspruch der UN auf Universalität der
Menschenrechte.

Umso ermutigender ist es, dass sich Deutschland und Frankreich in der
Erklärung von Meseberg darauf verpflichtet haben, in den Jahren 2019
und 2020, in denen Deutschland auch Mitglied des UN-Sicherheitsrats
ist, dort auf das Engste zusammenzuarbeiten. Europa muss ein
verlässlicher Anker für die multilaterale Weltordnung bleiben, wenn
andere aus Leichtsinn oder gar Eigennutz diese Ordnung schwächen
wollen. Für gemeinsame Initiativen zur Konfliktverhütung und
Krisenbewältigung und zur Vermeidung von Gewalt, Flucht und
Vertreibung in der Welt hat unsere Regierung den Rückhalt der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt, dass die Erklärung von
Meseberg besonders in der Außen- und Sicherheitspolitik vom Geist
verstärkter Zusammenarbeit geprägt ist. Damit setzt sie einen
sichtbaren Kontrapunkt zur Schwächung internationaler
Ordnungssysteme, wie sie gegenwärtig auf der Welt zu beobachten ist.
Die europäische Integration im Verteidigungsbereich liegt im
ureigenen deutschen Interesse. Denn die Europäische Union und ihre
Mitgliedstaaten werden künftig mehr Aufgaben übernehmen müssen, um
das gegenüber den Bürgern gegebene Versprechen eines Europas der
Sicherheit und des Wohlstands zu erneuern.

Es sollte besonderes Kennzeichen zukünftiger europäischer Initiativen
sein, dass zivile und militärische Fähigkeiten stets im Zusammenhang
gedacht und im Sinne einer nachhaltig positiven Entwicklung
eingesetzt werden. Robustes Handeln ist leider nicht immer
vermeidbar, doch damit alleine werden Konflikte ohnehin nie
überwunden. Dafür ist die ganze Bandbreite ziviler Instrumente
erforderlich, vom Aufbau funktionierender staatlicher Strukturen über
die wirtschaftliche Entwicklung bis hin zur Förderung der
Zivilgesellschaft. Dafür braucht es erhebliche Mittel und einen
langen Atem."
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EUROPA/908: Beschlüsse von Meseberg stärken Europa


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Juni 2018

Beschlüsse von Meseberg stärken Europa

Deutschland und Frankreich beschließen weitreichende Reformagenda



Der deutsch-französische Ministerrat hat bei seiner Tagung in
Meseberg am gestrigen Dienstag Vorschläge zur Reform der Europäischen
Union vorgelegt. Dazu erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert:

"Wir begrüßen die Beschlüsse des deutsch-französischen Ministerrats
in Meseberg. Deutschland und Frankreich haben wieder einmal gezeigt,
dass sie Europa voranbringen wollen. Für ein gutes Gleichgewicht
innerhalb der EU ist die erfolgreiche deutsch-französische
Zusammenarbeit von entscheidender Bedeutung.

Bei der Migrationspolitik war für uns der Vorrang europäischer
Lösungen bei zugleich verbesserter Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten wichtig. Zu den erfolgversprechenden Ansätzen gehört
eine europäische Asylbehörde, welche künftig die Asylverfahren an den
EU-Außengrenzen durchführt. Weitere Schritte können beim Treffen der
europäischen Staats- und Regierungschefs am Sonntag folgen. Dort wird
die Regulierung der Migration neben anderen Reformthemen ganz oben
auf der Agenda stehen.

In der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik wollen wir den
Grundstein legen für ein wirkungsvolleres Agieren der Europäischen
Union auf internationaler Bühne. Dazu gehört ein europäischer
Sicherheitsrat, der die Koordinierung zwischen den Mitgliedsstaaten
verbessern soll. Außerdem verbinden wir die französische Idee einer
Interventionsarmee mit den Strukturen der gemeinsamen
EU-Verteidigungspolitik.

Um auch zukünftig wirtschaftlich erfolgreich zu sein, ist eine
ehrgeizige EU-Handelspolitik richtig. Die Beschlüsse zur Wirtschafts-
und Währungsunion, unter anderem die Reduzierung von finanziellen
Risiken in den Mitgliedstaaten, werden die Eurozone stabilisieren und
Europa gegen künftige Krisen widerstandsfähiger machen."
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INNEN/3376: Flucht und Vertreibung der Deutschen im öffentlichen Bewusstsein halten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Juni 2018

Flucht und Vertreibung der Deutschen im öffentlichen Bewusstsein
halten

Bundesweiter Gedenktag für die Opfer von Flucht und Vertreibung
findet zum vierten Mal statt



Am heutigen 20. Juni 2018 findet der bundesweite Gedenktag für die
Opfer von Flucht und Vertreibung zum vierten Mal statt. Dazu erklärt
der Vorsitzende der Gruppe der Vertriebenen, Aussiedler und deutschen
Minderheiten der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Eckhard
Pols:

"Seit 2015 gedenken wir mit dem bundesweiten Gedenktag für die Opfer
von Flucht und Vertreibung in besonderer Weise auch an das Schicksal
der deutschen Heimatvertriebenen und Flüchtlinge, die am Ende des
Zweiten Weltkriegs und danach ihre Heimat verloren. Dass dieses
Gedenken am heutigen 'Weltflüchtlingstag' der Vereinten Nationen
stattfindet, verbindet dieses Gedenken mit den großen
Fluchtbewegungen der Gegenwart und stellt zugleich eine eindeutige
Absage an den Vorwurf der Kollektivschuld der Deutschen an ihrer
Vertreibung dar. Das erlittene Schicksal ist und bleibt Unrecht.

Zugleich macht das heutige Gedenken an die Flucht und Vertreibung der
Deutschen deutlich, wie bedeutsam die Bewahrung der Erinnerung an den
historischen deutschen Osten ist. Diese ist für das nationale
Selbstverständnis Deutschlands und zugleich für die zukunftsweisende
Kooperation mit den europäischen Nachbarn von größter Bedeutung. Die
deutschen Heimatvertriebenen unterstützen dieses völkerverbindende
Wirken genau wie die in der alten Heimat verbliebenen Mitglieder der
deutschen Minderheiten.

Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag wird sich daher auch in
Zukunft für die Stärkung dieses Themenfeldes einsetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/858: §218 StGB - "Wir halten an der geltenden ausgewogenen Regelung fest"


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. Juni 2018

§218 StGB - "Wir halten an der geltenden ausgewogenen
Regelung fest"



In den Parteien Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen werden
Forderungen laut, den Paragrafen 218 StGB abzuschaffen. Hierzu
erklärt die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Die angekündigten Anträge von Linken und Grünen zur Abschaffung des
Paragrafen 218 zeigen, dass es beiden Parteien in Wahrheit nicht um
Werbung oder Information geht, sondern darum, den Schutz des
ungeborenen Lebens insgesamt zu schleifen. Ich hätte nicht gedacht,
dass sie schon jetzt ihre wahren Absichten enthüllen. Für uns als
Union steht fest: Wir halten an der geltenden ausgewogenen Regelung
fest, die das Lebensrecht des Kindes und das Entscheidungsrecht der
Mutter anerkennt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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UMWELT/775: Insekten brauchen Hilfe


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 20. Juni 2018

Insekten brauchen Hilfe

Eckpunktepapier zum Aktionsprogramm Insektenschutz ist wichtiger
Schritt



Am heutigen Mittwoch, 20. Juni 2018, hat die Bundesregierung ein
Eckpunktepapier zum Aktionsprogramm Insektenschutz beschlossen.
Hierzu erklären die umweltpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött, und der zuständige
Berichterstatter, Klaus-Peter Schulze:

Marie-Luise Dött: "Der Rückgang sowohl der Gesamtmenge der
Insekten als auch der Vielfalt der Insektenarten in Deutschland
zeigen dringenden Handlungsbedarf. Mit dem heute beschlossenen
Eckpunktepapier haben wir eine gute Basis, um das im
Koalitionsvertrag vereinbarte Aktionsprogramm Insektenschutz jetzt
schnell zu erarbeiten. Übrigens kann jeder etwas für die Insekten tun
- die Landwirte auf ihren Flächen, die Kommunen auf kommunalen
Grünflächen und natürlich jeder Einzelne mit einer
insektenfreundlichen Garten- oder Balkonbepflanzung."

Klaus-Peter Schulze: "Das Eckpunktepapier zeigt, dass es für
den Rückgang der Insektenpopulationen eine Vielzahl von Faktoren
gibt. Wichtig ist uns, das Aktionsprogramm Insektenschutz in enger
Zusammenarbeit mit der Landwirtschaft zu erarbeiten und die Landwirte
in der Umsetzung des Aktionsprogramms, zum Beispiel für das Anlegen
von Blühstreifen oder Strukturelementen in der Landschaft, dann auch
besser zu unterstützen. Darüber hinaus müssen wir die Datenbasis zum
Zustand und zur Entwicklung der Insektenzahlen weiter verbessern, um
die exakten Gründe für das Insektensterben sowie die Wirksamkeit von
Gegenmaßnahmen benennen und bewerten zu können."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2725: Automobilbranche muss innovative Technik rechtskonform auf den Markt



bringen
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Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 20. Juni 2018

Automobilbranche muss innovative Technik rechtskonform auf den
Markt bringen



Zur aktuellen Situation in der Automobilindustrie, die derzeit von
immer neuen Enthüllungen geprägt ist, können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, wie folgt zitieren:

"Die Menschen sind es nachvollziehbar leid, fortwährend mit neuen
Enthüllungen in der Automobilindustrie konfrontiert zu werden.
Deshalb müssen nachgewiesene Betrügereien auch zu spürbaren
finanziellen und strafrechtlichen Konsequenzen für die
Verantwortlichen führen. Die Aufklärung in Deutschland erfolgt
ideologiefrei und mit der gebotenen Sorgfalt - sowohl durch die
Bundesregierung als auch durch die Ermittlungsbehörden. Der amtliche
Rückruf für deutschlandweit 238.000 Daimler-Fahrzeuge, ein
Milliardenbußgeld für VW, die Ermittlungen gegen den Audi-Chef Prof.
Rupert Stadler: Das sind die Konsequenzen der letzten Wochen, die
deutlich machen, dass unser Rechtsstaat funktioniert und seiner
Aufgabe gerecht wird. Die deutschen Autohersteller täten gut daran,
sich jetzt voll und ganz darauf zu konzentrieren, ihre hervorragenden
innovativen Technologien weiter zu entwickeln und rechtskonform auf
den Markt zu bringen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1744: Deutschland muss die militärische Kooperation mit den USA bis auf Weiteres aussetzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Juni 2018

Deutschland muss die militärische Kooperation mit den USA bis auf Weiteres aussetzen



"Die Ankündigung der US-Regierung, aus dem UN-Menschenrechtsrat auszutreten, darf von der Bundesregierung nicht kommentarlos hingenommen werden. Dass die US-Administration die Menschenrechte sowohl im eigenen Land als auch in der Außenpolitik mit Füßen tritt, den UN-Menschenrechtsrat aber als 'Jauchegrube der politischen Voreingenommenheit' bezeichnet, muss Konsequenzen für die Politik der Bundesregierung haben", sagt Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Nastic weiter:

"Die US-Regierung ist mit ihrer unmenschlichen Migrationspolitik dafür verantwortlich, dass allein in den letzten sechs Wochen fast 2.400 Kinder von ihren Eltern getrennt wurden. Trump hat nicht nur entschieden, alle volljährigen 'illegalen' Einwanderer zu inhaftieren, sondern auch, deren Kinder in Käfigen ausharren zu lassen. In den USA müssen sich teilweise drei- bis vierjährige Kinder vor Einwanderungsgerichten selbst 'verteidigen', oft ohne juristischen Beistand. Die Krokodilstränen von US-Botschafterin Nikki Haley, der UN-Menschenrechtsrat sei 'seines Namens nicht wert', sind heuchlerisch und blanker Hohn für die Opfer der US-Politik.

Der fortschreitende Rückzug der USA aus internationalen Gremien und Abkommen schwächt nicht nur die Vereinten Nationen, er steht auch in einer Reihe mit der Verhöhnung des Völkerrechts durch die US-Regierung, die meint, bomben und foltern zu können, wo es ihr passt. Die Ernennung von Gina Haspel, die am US-Folter-Programm für Terrorverdächtige beteiligt war, zur CIA-Direktorin hat erneut bestätigt, dass Verstöße gegen das Völkerrecht und die Missachtung der Menschenrechte keine Rolle spielen. Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen kann bei ihrem heutigen Aufenthalt in Washington zur Provokation Trumps nicht schweigen. Sie muss die militärische Kooperation mit den USA bis auf Weiteres aussetzen. Gerade Deutschland als neu gewähltes Mitglied im UN-Sicherheitsrat steht hier in einer besonderen Verantwortung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Juni 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1743: Welttag des Flüchtlings 2018


DIE LINKE - Presseerklärung vom 19. Juni 2018

Welttag des Flüchtlings 2018

Anlässlich des Weltflüchtlingstages erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:



Weltweit sind 68,5 Millionen Menschen auf der Flucht. "Angesichts der Wucht dieser millionenfachen Not sollten die Unionsparteien sich in Demut üben. Die CSU handelt verantwortungslos, geschichtsvergessen und zutiefst inhuman. Der Asylstreit dreht sich um einige tausend Geflüchtete. Die globale Aufgabe liegt aber darin, Armut, Klimawandel, Krieg und Gewalt einzudämmen - das Schicksal von Menschen in Not wird nicht an der bayrischen Außengrenze entschieden, sondern in Ländern wie Syrien, Afghanistan, dem Südsudan, Myanmar und Somalia.

Deutschland und die EU müssen ihrer Verantwortung endlich nachkommen. Die Bundesregierung gibt pro Jahr 95 Mal so viel Geld für Militär aus wie für das UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR. Ich fordere SPD und Union auf, statt dem 2%-Aufrüstungsziel der NATO ein bindendes 2%-Ziel für humanitäre Verantwortung zu vereinbaren.

Die EU will für die Abschottung der Außengrenzen im nächsten Jahrzehnt rund drei Mal mehr Geld ausgeben als bisher. Für den Bereich sollten von 2021 bis 2027 insgesamt 34,9 Milliarden Euro bereitgestellt werden.

Ich fordere Bundesaußenminister Heiko Maaß und Bundeskanzlerin Angela Merkel auf, sich für einen europäischen Pakt gegen Armut und Flucht einzusetzen. Hierbei muss ein 1:1 Mechanismus angewandt werden - für jeden Euro, der für die Abschottung der EU ausgegeben wird, muss ein Euro als Pflichtbeitrag an das UNHCR gehen. Derzeit zahlt die EU 386 Millionen Euro im Jahr an das UNHCR - angesichts der Pläne der EU-Kommission, die Ausgaben für Frontex und Co auf rund 5 Milliarden Euro pro Jahr aufzustocken wäre das 12 Mal mehr Geld für das UN-Flüchtlingshilfswerk. Es wäre ein Anfang.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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EUROPA/1620: Europäischer Interventionismus ist keine Außenpolitik


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Juni 2018

Europäischer Interventionismus ist keine Außenpolitik



Zur "Erklärung von Meseberg" nach dem Treffen von Bundeskanzlerin Angela Merkel mit dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron sagt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE:

"Von einer 'Europäischen Interventionsinitiative' ist bisher weder im Koalitionsvertrag noch bei der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit im Militärbereich (SSZ/PESCO) die Rede gewesen. Es ist besorgniserregend, dass die Kanzlerin den französischen Vorstellungen in der Militärpolitik ohne vorherige Parlamentsdebatte derart entgegenkommt. Scheinbar ist dies das einzige Themengebiet, bei dem Merkel weitgehende Zugeständnisse an die französischen Vorstellungen machen will. Dabei hat der französische Interventionismus im Nahen Osten und Afrika wesentlich zum aktuell herrschenden Chaos und den Fluchtursachen beigetragen. Diese destruktive Form der Außenpolitik steht weder mit dem Grundgesetz noch mit europäischen Interessen in Einklang. Deutschland und Frankreich müssen sich dringend dafür einsetzen, dass die EU zu einer friedlichen Außenpolitik zurückkehrt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Juni 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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GESUNDHEIT/1024: Endlich handfeste Politik gegen den Pflegenotstand in Krankenhäusern machen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Juni 2018

Endlich handfeste Politik gegen den Pflegenotstand in Krankenhäusern machen



"Offenbar wird auch dem Bundesgesundheitsminister schrittweise die Dimension des Pflegenotstands bewusst. Seine Ankündigung, bis zu 80.000 Pflegestellen in Krankenhäusern zu finanzieren, ist ein gutes Signal. Aber mehr bisher auch nicht", sagt Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, angesichts der heute und morgen stattfindenden Gesundheitsministerkonferenz in Düsseldorf. Weinberg weiter:

"Bisher lautet das Motto von Jens Spahn 'Nicht das Erreichte zählt, sondern das Erzählte reicht'. Die Politik hat den Pflegenotstand herbeigeführt. Deswegen brauchen wir endlich handfeste Politik gegen den Pflegenotstand. Die Gewerkschaft ver.di macht heute deutlich, dass es einen grundsätzlichen Kurswechsel in der Gesundheits- und Pflegepolitik braucht - mit tausenden Pflegekräften, die anlässlich der Gesundheitsministerkonferenz in Düsseldorf demonstrieren, und mit Streiks für mehr Personal in Krankenhäusern.

Minister Spahn ist nicht nur mit der Finanzierung in der Pflicht. Wir brauchen dringend gesetzliche Personalschlüssel, damit die Gesundheit von Pflegekräften und Patienten geschützt wird. Das ist Aufgabe der Politik, nicht der Selbstverwaltung. Die Verhandlungen zwischen den Krankenkassen und der Deutschen Krankenhausgesellschaft über Personaluntergrenzen sind ein Desaster und müssen beendet werden. Das Gesundheitsministerium muss politische Verantwortung übernehmen und die Personaluntergrenzen bestimmen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Juni 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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WIRTSCHAFT/2074: Waffenexporte weiter auf Rekordniveau


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Juni 2018

Waffenexporte weiter auf Rekordniveau



"Die Exporte deutscher Rüstungskonzerne bewegen sich mit über sechs Milliarden Euro weiterhin auf einem skandalös hohen Niveau. Das ist der dritthöchste Wert nach den beiden Rekordjahren 2015 und 2016. Die Rüstungsexporte in Drittländer sind 2017 sogar gestiegen auf insgesamt fast vier Milliarden Euro, die Ausfuhr von Kriegswaffen ist auf 2,65 Milliarden Euro dramatisch angewachsen. Die Bundesregierung handelt nach dem Motto, Waffen statt Brot für die Welt und damit absolut verantwortungslos", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der Verabschiedung des Rüstungsexportberichts 2017 im Kabinett. Dagdelen weiter:

"Immer mehr deutsche Waffen in Spannungs- und Kriegsgebiete zu liefern, ist sicherheitspolitisch dumm und ein moralischer Offenbarungseid. Während die Bundesregierung über die Einreise einiger tausend Flüchtlinge streitet, fördert sie durch die massenhafte Genehmigung von Waffenexporten in Entwicklungsländer ständig neue Fluchtursachen. Jede exportierte deutsche Waffe kehrt als Flüchtling zurück, dieser Tatsache sollten sich Union und SPD endlich bewusst werden.

Die Rüstungsexportpraxis gefährdet auch die Sicherheit der Bevölkerung in Deutschland. Immer wieder gelangen deutsche Waffen in die Hände islamistischer Terrorbanden. In nur zwei Fällen hat die Bundesregierung im vergangenen Jahr Endverbleibskontrollen durchgeführt. Tatsächlich kann die Bundesregierung nicht plausibel darlegen, wo die exportierten Waffen am Ende landen. Es ist eine Legende, dass deutsche Rüstungsexporte besser kontrolliert werden als andere. Notwendig ist ein sofortiger Stopp aller Rüstungsexporte, angefangen mit den Drittländern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Juni 2018

Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/7280: Heute im Bundestag Nr. 430 - 20.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 430

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Juni 2018, Redaktionsschluss: 15.43 Uhr

1. Weitergabe von Facebook-Nutzerdaten

2. Cyberangriff auf Auswärtiges Amt

3. Datenschutz-Grundverordnung

4. FDP fragt nach Grenzkontrollen

5. Rücknahme von Ausreisepflichtigen

6. Topfkonservierungsmittel im Fokus



1. Weitergabe von Facebook-Nutzerdaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Weitergabe von 87 Millionen
Facebook-Nutzerdaten an ein Datenanalyseunternehmen geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/2552) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1950). Darin betont die
Bundesregierung, dass diese Weitergabe, die von dem
Datenanalyseunternehmen vorgenommene Verarbeitung und Nutzung der
Daten zu Zwecken der Profilbildung und die "mit den Daten
möglicherweise erfolgte Beeinflussung des demokratischen
Willensbildungsprozesses und von Wahlen" einer detaillierten
Aufklärung durch die zuständigen Behörden bedürfte.

"Soweit massenhaft personenbezogene Daten erhoben, ausgewertet und zu
politischer Manipulation - etwa durch Microtargeting - verwendet
werden, kann dies wegen der möglichen Beeinflussung der politischen
Willensbildung und von Wahlen eine Bedrohung für Demokratie und
Rechtsstaat darstellen", heißt es in der Antwort. Darin verweist die
Bundesregierung darauf, dass US-amerikanische und britische
Aufsichtsbehörden hinsichtlich der Datenabrufe bei Facebook und der
Verarbeitung und Nutzung dieser Daten durch das
Datenanalyseunternehmen Ermittlungen eingeleitet hätten. "Hinsichtlich
der nach Angaben von Facebook möglicherweise zirka 310.000 betroffenen
Facebook-Nutzerinnen und -Nutzer in Deutschland liegt die gesetzliche
Zuständigkeit für die Überprüfung von Datenschutzverstößen bei den
Datenschutzaufsichtsbehörden der Länder", schreibt die Bundesregierung
weiter. Auf die Tätigkeit der unabhängigen
Datenschutzaufsichtsbehörden dürfe und werde sie keinen Einfluss
nehmen.

Die mögliche Nutzung von Datenprofilen von Bürgern zur Beeinflussung
des demokratischen Meinungs- und Willensbildungsprozesses hat der
Bundesregierung zufolge eine verfassungsrechtliche und
gesamtgesellschaftliche Dimension. Es sei ein "Kernelement der
freiheitlichen Demokratie des Grundgesetzes", dass die Wähler ihr
politisches Urteil in einem freien und offenen Prozess der
Meinungsbildung fällen können. Aus diesem Grund, aufgrund der Vielzahl
der betroffenen deutschen Nutzer, der Reichweite der Datenzugriffe und
daraus folgenden etwaigen Handlungsnotwendigkeiten für den Gesetzgeber
sieht die Bundesregierung laut Vorlage neben den
datenschutzrechtlichen Zuständigkeiten "die Notwendigkeit, Gespräche
auf politischer Ebene zu führen".

Wie aus der Antwort ferner hervorgeht, will die Bundesregierung
"aufgrund der zahlreichen rechtlichen und ethischen Fragen, die der
Umgang mit Daten aufwirft", in Kürze eine "Datenethikkommission"
einsetzen. Diese Kommission werde ein interdisziplinär besetztes und
unabhängig arbeitendes Expertengremium sein und solle "ethische
Leitlinien für den Schutz des Einzelnen, die Wahrung des
gesellschaftlichen Zusammenlebens und die Sicherung des Wohlstands im
Informationszeitalter entwickeln". Auch solle die Kommission der
Bundesregierung "Empfehlungen oder Regulierungsoptionen vorschlagen,
wie die ethischen Leitlinien entwickelt, beachtet, implementiert und
beaufsichtigt werden können".

 * 

2. Cyberangriff auf Auswärtiges Amt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/MTR) Bei dem am 28. Februar dieses Jahres öffentlich
bekanntgewordenen Cyberangriff auf das Auswärtige Amt wurden laut
Bundesregierung Schadprogramme verwendet, die nach Kenntnis des
Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) nicht
öffentlich verfügbar waren. Wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/2587) auf eine Kleine Anfrage (19/2252) der FDP-Fraktion
hervorgeht, wurden für den Angriff "diverse Werkzeuge" genutzt, "die
größtenteils speziell für diesen Angriff angefertigt worden sein
dürften". Nach ihrer Bewertung lag dem Cyberangriff eine
maßgeschneiderte und aufwendige Vorgehensweise zu Grunde, führt die
Bundesregierung weiter aus.

 * 

3. Datenschutz-Grundverordnung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) Die Umsetzung der europäischen
Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) und ihre Folgen thematisiert
die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/2598). Sie möchte
wissen, in welchen gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen neben
dem neuen Bundesdatenschutzgesetz bereits Anpassungen an die EU-DSGVO
im Zuständigkeitsbereich des Bundes vorgenommen wurden. Auch erkundigt
sie sich unter anderem danach, inwieweit die Bundesregierung
Initiativen plant, um das Wissen der Bürger "über ihre Rechte und
Sicherheitsmaßnahmen in Bezug auf Datenschutz zu erweitern".

 * 

4. FDP fragt nach Grenzkontrollen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) Wo und wie derzeit Kontrollen an deutschen Grenzen
durchgeführt werden, möchte die FDP-Fraktion von der Bundesregierung
erfahren. Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/2625)
danach, wie vielen Menschen seit 2014 die Einreise verweigert wurde.
Außerdem möchten die Abgeordneten unter anderem darüber informiert
werden, wie viele Ausländer die deutsche Grenze seit 2014 passiert
haben.

 * 

5. Rücknahme von Ausreisepflichtigen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) Die FDP-Fraktion will von der Bundesregierung
wissen, wie viele ausreisepflichtige Personen sich in Deutschland
aufhalten. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/2626)
danach, wie viele der ausreisepflichtigen Personen im Besitz von den
Ausweispapieren beziehungsweise Reisedokumenten sind, die für eine
Rückführung in ihr Heimatland erforderlich sind. Auch fragen die
Abgeordneten unter anderem, welche Staaten sich weigern, abgelehnte
Asylbewerber zurückzunehmen.

 * 

6. Topfkonservierungsmittel im Fokus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Situation sogenannter Topfkonservierungsmittel
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/2787). Die
Liberalen argumentieren, dass es durch EU-Regularien zu einer
Verknappung der zum Schutz von Gemischen während der Lagerung
eingesetzten Mittel kommt. Von der Bundesregierung will die Fraktion
unter anderem wissen, wie sie die Situation bewertet und ob sie die
aktuelle chemikalienrechtliche Bewertungspraxis der Stoffe für
sinnvoll hält.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 430 - 20. Juni 2018 - 15.43 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7279: Heute im Bundestag Nr. 429 - 20.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 429

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Juni 2018, Redaktionsschluss: 13.25 Uhr

1. Unterstützung für die Lausitz

2. Umweltbonus für Elektroautos

3. Geldwäsche-Risiko im Immobiliensektor

4. Brexit wirkt sich auf Besteuerung aus

5. Kosten der Kampfmittelräumung

6. Stellenzahl im Bundespresseamt



1. Unterstützung für die Lausitz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Unterstützung für die Lausitz beim Bewältigen des
Strukturwandels geht es in der Antwort (19/2686) auf eine Kleine
Anfrage (19/2056) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Demnach hat die
Region, die sich über Brandenburg und Sachsen erstreckt, seit 2016
Bewilligungen für Projekte mit einem Gesamtvolumen von 194 Millionen
Euro erhalten. Die Fördermittel stammen aus der Gemeinschaftsaufgabe
"Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur". Ende 2017 haben die
zwei Bundesländer zudem das Projekt "Zukunftswerkstatt Lausitz" mit
einem Volumen von 7,07 Millionen Euro über eine Laufzeit von vier
Jahren bewilligt. Das Projekt zielt darauf ab, die Zusammenarbeit
zwischen Landkreisen und Bundesländern zu verbessern und neue
Perspektiven für eine wirtschaftliche Regionalentwicklung zu
erarbeiten.

Die Bundesregierung erklärt in der Antwort weiter, dass von 2018 bis
2021 für regionale Strukturpolitik und für den Bereich Strukturwandel
Kohlepolitik 1,5 Milliarden Euro als zusätzliche prioritäre Ausgaben
des Bundes vorgesehen sind (für alle betroffenen Regionen zusammen).
Diese Ausgaben würden wahrscheinlich die bislang angekündigten
Regionalfonds ersetzen, heißt es.

 * 

2. Umweltbonus für Elektroautos

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Fast 61.500 Menschen haben für den Kauf eines
Elektroautos seit Mitte 2016 Fördermittel bei der Bundesregierung
beantragt. Das geht aus der Antwort (19/2647) auf eine Kleine Anfrage
(19/2080) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervor. In knapp 40.000
Fällen sei dieser Umweltbonus bereits ausgezahlt worden. Abgelehnt
wurden den Angaben zufolge 5.079 Anträge - vor allem, weil Hersteller
den erforderlichen Eigenanteil am Bonus nicht übernahmen oder der
Antragsteller nicht dem Halter des Fahrzeugs entsprach.

Zu Fragen der Abgeordneten zur Umweltprämie, einer Aktion von
Wirtschaftsseite, kann die Bundesregierung wenig Antworten liefern. Es
handelt sich nicht um ein staatliches Förderprogramm.

Weiter erklärt die Bundesregierung, ihre Haltung zur Frage eventueller
Hardware-Nachrüstungen bei Dieselfahrzeugen mit unzulässigen
Abschalteinrichtungen sei noch unklar. Auch eine Auswertung bisheriger
Maßnahmen im Dieselskandal sei noch nicht abgeschlossen.

 * 

3. Geldwäsche-Risiko im Immobiliensektor

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Immobilienwirtschaft ist nach Ansicht der
Bundesregierung besonders anfällig für Geldwäsche. Aufgrund der hohen
Transaktionsvolumina handele es sich um einen Sektor mit
herausgehobenem Risiko, schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/2449) auf eine Kleine Anfrage (19/1956) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. "Die in diesem Bereich regelmäßig vorhandene
Wertstabilität eröffnet die Möglichkeit, insbesondere hohe
Bargeldsummen zu platzieren." Beim Kampf gegen Geldwäsche verweist die
Regierung auf die kürzlich abgeschlossenen Verhandlungen zur 5.
EU-Geldwäsche-Richtlinie.

Auf Bundesebene konzentriere sie sich auf die Nationale Risikoanalyse,
die unter anderem das Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiko
im Immobiliensektor untersucht. Dabei würden die Berufsfelder von
Immobilienmaklern, Bauträgern, Architekten und Notaren untersucht.
Ergebnisse sollen im Sommer kommenden Jahres vorliegen. Außerdem soll
die geldwäscherechtliche Aufsicht im Immobiliensektor weiter gestärkt
werden. Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, gab es in etwa sieben
Prozent der 563 erfassten Verfahren Organisierter Kriminalität 2016
Geldwäscheaktivitäten mittels Investitionen in Immobilien.

Die Fragesteller hatten der Bundesregierung vorgeworfen, trotz
bekannter Problemlagen zu wenig gegen Geldwäsche im Immobiliensektor
unternommen zu haben.

Die Antwort zeigt zudem die deutlich gestiegenen Transaktionsvolumina
in dem Wirtschaftszweig: Der Geldumsatz von bebauten und unbebauten
Immobilien stieg demnach von 174 Milliarden Euro 2007 auf 237,5
Milliarden Euro 2016. Dabei wurde bei Wohnimmobilien ein Drittel des
Umsatzes 2016 in den sieben größten Städten erzielt, bei bebauten
Wirtschaftsimmobilien mit 37 Prozent noch mehr.

 * 

4. Brexit wirkt sich auf Besteuerung aus

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Austritt Großbritanniens aus der EU kann in
verschiedenen Fällen zu steuerlichen Mehrbelastungen führen. Betroffen
könnte etwa der Sonderausgabenabzug sein, teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/2613) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/2279) mit. Für in Deutschland lebende Steuerpflichtige könnte
eventuell kein Sonderausgabenabzug für Unterhaltsleistungen an
geschiedene oder dauernd getrennt lebende Ehegatten mehr möglich sein,
wenn diese ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in
Großbritannien haben. Betroffen sein können nach Angaben der Regierung
auch auf besonderen Verpflichtungsgründen beruhende, lebenslange und
wiederkehrende Versorgungsleistungen, Ausgleichsleistungen zur
Vermeidung eines Versorgungsausgleichs sowie Ausgleichszahlungen im
Rahmen eines Versorgungsausgleichs. Auch eine grenzüberschreitende
Zusammenveranlagung von Ehepartnern beziehungsweise Lebenspartnern
könnte nicht mehr möglich sein. Über die Zahl der Betroffenen hat die
Regierung keine Erkenntnisse.

Die Bundesregierung verweist darauf, dass es zwischen Großbritannien
und Deutschland ein Doppelbesteuerungsabkommen gibt. Sofern die
Regelungen des Doppelbesteuerungsabkommens nach einem Brexit nicht
mehr durch das EU-Recht oder andere formelle Gesetze modifiziert
würden, "leben sie wieder auf und entfalten uneingeschränkt Wirkung".

 * 

5. Kosten der Kampfmittelräumung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bund hat dem Freistaat Thüringen von Anfang 2005
bis zum Ende des vergangenen Jahres für Maßnahmen der
Kampfmittelräumung Erstattungen in Höhe von knapp 50 Millionen Euro
ausgezahlt. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2494)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/2215) mit. Die Antwort
enthält auch Angaben zu Fundstellen von Kampfmitteln und Daten der
Räumung.

 * 

6. Stellenzahl im Bundespresseamt

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Entwicklung der "Anzahl der (Plan-)Stellen"
im Bundespresseamt (BPA) berichtet die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/2560) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/1781).
Danach sank diese Zahl von 743 im Jahr 1991 auf 475 im Jahr 2013, um
anschließend auf 508 im Jahr 2017 zu steigen. Wie die Regierung weiter
schreibt, ist im Rahmen der Haushaltsaufstellung 2018 und 2019 "eine
geringe Erhöhung der Anzahl der BPA-Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
um sieben (Plan-)Stellen" vorgesehen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7278: Heute im Bundestag Nr. 428 - 20.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 428

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Juni 2018, Redaktionsschluss: 11.38 Uhr

1. Bestand an barrierearmen Wohnungen

2. Einsatzbereitschaft von Reserve-Kraftwerk

3. Fairer Handel bei Freihandelsabkommen

4. Grubenwasseranstieg im Saarland

5. Koordinierung der Energiepolitik

6. Beschwerden gegen OECD-Leitsätze



1. Bestand an barrierearmen Wohnungen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Barrierearme und -freie Wohnformen sollen in diesem
Jahr erstmals Teil des Mikrozensus werden. Wie die Bundesregierung in
der Antwort (19/2590) auf eine Kleine Anfrage (19/2251) der
FDP-Fraktion schreibt, würden die 2019 vorliegenden Ergebnisse eine
Hochrechnung auf das gesamte Bundesgebiet erlauben. Derzeit gibt es
keine amtliche Statistik zu dem Themenkomplex. Die Bundesregierung
listet indes gestaffelt nach Bundesländern Zusagen in Anzahl, Volumen
und Wohneinheiten auf, die die Förderbank KfW im Zuge ihres Programms
"Altersgerecht Umbauen" seit 2010 erteilt hat. Sie bestätigt, dass das
Zuschussprogramm nach regelmäßiger Aufstockung nun bei 75 Millionen
Euro jährlich bleiben soll. Ob eine Kreditvariante mit Bundesmitteln
wiedereingeführt wird, werde geprüft. Das Programm läuft seit 2012 mit
KfW-Eigenmitteln.

Dauerhaft angelegt sei auch ein Programm zur Einbruchsicherung, für
das 50 Millionen Euro jährlich bereit stünden. Die Antwort liefert
auch Daten zur bisherigen Nutzung der Programme und zu nicht
abgerufenen Mitteln. Allerdings erschweren zwischenzeitliche neue
Aufschlüsselungen die Vergleichbarkeit.

Nach einer Studie der Prognos AG werden bis zum Jahr 2030 etwa 2,9
Millionen altersgerechte Wohnungen benötigt, was nach dem Stand von
2014 einem Investitionsvolumen von etwa 50 Milliarden Euro entspricht.

 * 

2. Einsatzbereitschaft von Reserve-Kraftwerk

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung geht davon aus, dass das
Braunkohlekraftwerk Buschhaus im Falle eines Versorgungsengpasses wie
geplant wieder ans Netz gehen kann. Dies geht aus der Antwort
(19/2550) auf eine Kleine Anfrage (19/2120) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen hervor. Buschhaus zählt zur Sicherheitsreserve und muss
folglich bei einem Stromengpass innerhalb von 240 Stunden wieder
betriebsbereit sein.

Die Bundesregierung erklärt nun detailliert, wie Anlieferung, Logistik
und Technik im Ernstfall organisiert werden, um diese zeitliche Frist
einzuhalten. Der Netzbetreiber Tennet habe zudem vorab die
Praxistauglichkeit der Sicherheitspläne überprüft, heißt es weiter.
Die Abgeordneten haben darauf verwiesen, dass der Brennstoff nach
derzeitigem Stand aus einem 200 Kilometer entfernten Tagebau geliefert
werden müsste, da der nahe gelegene Tagebau in Schöningen geschlossen
sei.

 * 

3. Fairer Handel bei Freihandelsabkommen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke möchte wissen, welche Rolle
fairer Handel bei den geplanten Handelsabkommen zwischen der EU und
den Mercosur-Ländern beziehungsweise Mexiko spielt. Auf dem Weg einer
Kleinen Anfrage (19/2632) erkundigen sich die Abgeordneten danach, ob
sich die Bundesregierung für ein entsprechendes verbindliches
Vertragsziel einsetzt, das die Verringerung wirtschaftlicher und
sozialer Disparitäten im Handelsabkommen vorsieht. Sie möchten auch
wissen, welche Bedeutung die Bundesregierung dem fairen Handel
grundsätzlich beimisst. Die Mercosur-Staaten umfassen Argentinien,
Brasilien, Paraguay und Uruguay. Das Abkommen zwischen der EU und
Mexiko steht vor einer Aktualisierung.

 * 

4. Grubenwasseranstieg im Saarland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Geplante Bergwerksflutungen im Saarland stehen im
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/2636) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten beziehen sich auf Pläne des Konzerns RAG, die
saarländischen Gruben bis 2035 komplett zu fluten. Sie führen
Befürchtungen von Kritikern der geplanten Maßnahmen an, wonach Methan
und Radon unkontrolliert austreten könnten und etwa Grundwasser
verunreinigt werden könnte. Bei der Bundesregierung erkundigen sie
sich nach rechtlichen Rahmenbedingungen und Haftungsfragen.

 * 

5. Koordinierung der Energiepolitik

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion erkundigt sich nach der
Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern in der Energiepolitik. Eine
konzertierte Abstimmung sowohl zwischen den Bundesländern als auch
zwischen Ländern und dem Bund habe bislang offenbar nur sehr
unzureichend stattgefunden, begründen die Abgeordneten ihre Kleine
Anfrage (19/2727). Dies habe Folgen für die Umsetzung der
Energiewende, sie dauere länger und werde teurer. Nun möchten die
Abgeordneten wissen, wie es um die energiepolitischen Ziele der
einzelnen Bundesländer steht. Auch Art und Umfang der Kooperationen
zwischen Bund und Ländern interessiert sie.

 * 

6. Beschwerden gegen OECD-Leitsätze

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Bei der Nationalen Kontaktstelle (NKS) zur
Einhaltung der OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen waren im
vergangenen Jahr zwei Beschwerden anhängig. Das geht aus dem als
Unterrichtung vorgelegten "Bericht der Bundesregierung über die Arbeit
der Nationalen Kontaktstelle für die OECD-Leitsätze für multinationale
Unternehmen im Jahr 2017" hervor (19/2628). Abschließend behandelt
worden sei die Beschwerde einer Privatperson gegen den Bosch-Konzern
wegen möglicher Verletzungen der OECD-Leitsätze in einem indischen
Werk. Die Parteien hätten sich geeinigt, zudem hätten die
Beschwerdegegner angekündigt, ihr Verhalten zu verändern. Das zweite
Verfahren läuft noch, daher kann die NKS erst später darüber
berichten. Die meisten Beschwerden beziehen sich den Angaben zufolge
auf menschen- und sozialrechtliche Aspekte.

Wie die Bundesregierung erläutert, sind die OECD-Leitsätze für
multinationale Unternehmen eines der wichtigsten und umfassendsten
internationalen Instrumente zur Förderung verantwortungsbewusster
Unternehmensführung. Der im Bundeswirtschaftsministerium angesiedelten
Leitstelle komme die Aufgabe zu, das Bewusstsein für die
OECD-Leitsätze bei Unternehmen, Gewerkschaften und in der
Zivilgesellschaft weiter zu fördern. Außerdem sei sie zentrale
Anlaufstelle für den außergerichtlichen Beschwerdemechanismus.

Die Neustrukturierung mit der damit verbundenen personellen
Verstärkung hat die NKS der Bundesregierung zufolge vor allem zum
Ausbau der Öffentlichkeitsarbeit genutzt sowie zum Ausbau des Dialogs
mit den verschiedenen Akteuren.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 428 - 20. Juni 2018 - 11.38 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7277: Heute im Bundestag Nr. 427 - 20.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 427

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 20. Juni 2018, Redaktionsschluss: 10.49 Uhr

1. Akademische Ausbildung von Hebammen

2. Senkung der Krankenkassenbeiträge

3. Hausärzte mit weniger Hausbesuchen

4. Ausbildungsverordnung für Pflegeberufe

5. Wirkung der Musterfeststellungsklage

6. Mikroplastik in deutschen Gewässern



1. Akademische Ausbildung von Hebammen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die möglichen Auswirkungen einer Akademisierung der
Hebammenausbildung werden noch geprüft. 2015 wurde eine Modellklausel,
die seit 2009 erstmals eine akademische Ausbildung der Hebammen
zuließ, evaluiert, heißt es in der Antwort (19/2709) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2295) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen.

Im Ergebnis seien weitere Erkenntnisse notwendig, um die langfristigen
Auswirkungen der Akademisierung auf den beruflichen Alltag von
Hebammen und deren Arbeitsmarkt beurteilen zu können. Die
Modellklausel wurde in der Folge bis 2021 verlängert.

Die Hebammenausbildung muss den Angaben zufolge aufgrund von 
EU-Vorgaben novelliert werden. 2013 sei die Richtlinie 2005/36/EG über
die Anerkennung von Berufsqualifikationen durch die Richtlinie
2013/55/EU geändert worden. Dabei sei die Zugangsvoraussetzung zur
Hebammenausbildung von einer zehnjährigen auf eine zwölfjährige
allgemeine Schulausbildung angehoben worden. Die Richtlinie müsse bis
zum 18. Januar 2020 in deutsches Recht umgesetzt werden.

Die Bundesregierung prüfe derzeit die Einzelheiten der Novelle. In
einer begleitenden Bund-Länder-Arbeitsgruppe suche der Bund den
Austausch mit Ländern über die Ausgestaltung der künftigen
Hebammenausbildung. Die Gespräche seien noch nicht abgeschlossen.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, wird in zahlreichen
europäischen Ländern eine Hebammenausbildung auf akademischem Niveau
angeboten.

 * 

2. Senkung der Krankenkassenbeiträge

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der geplante Abbau hoher Rücklagen der gesetzlichen
Krankenkassen kommt auch den Arbeitgebern zugute. Die Rückführung
ermögliche über einen Zeitraum von drei Jahren Beitragssenkungen im
Volumen von jährlich rund 1,0 bis 1,5 Milliarden Euro, heißt es in der
Antwort (19/2681) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/2277) der Fraktion Die Linke. Das führe über drei Jahre
rechnerisch zu einer Entlastung der Arbeitgeber von jährlich rund
einer Viertelmilliarde bis einer halben Milliarde Euro.

Von dem GKV-Versichertenentlastungsgesetz profitierten jedoch ganz
überwiegend die Versicherten. Sie würden durch die paritätische
Finanzierung der Beiträge ab 2019 jedes Jahr um rund 6,9 Milliarden
Euro entlastet. Einschließlich der Entlastung aus dem Abbau
überschüssiger Reserven in Höhe von jährlich rund einer halben
Milliarde Euro bis einer Dreiviertelmilliarde Euro und der Entlastung
der Selbstständigen liege das jährliche Entlastungsvolumen für die
Versicherten bei rund acht Milliarden Euro.

Der Gesetzentwurf sieht den Angaben zufolge vor, dass die zulässige
Obergrenze für die Finanzreserven der gesetzlichen Krankenkassen auf
maximal das 1,0-fache der durchschnittlichen Monatsausgabe gesenkt
wird. Um Beitragssatzsprünge zu vermeiden, wird den Krankenkassen ein
schrittweises Abschmelzen auf die neue Obergrenze innerhalb von drei
Haushaltsjahren ermöglicht. Ferner soll eine Obergrenze für die
Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds in Höhe von 50 Prozent einer
Monatsausgabe eingeführt werden.

Zum Jahresende 2017 verfügten die Krankenkassen über Rücklagen in Höhe
von insgesamt rund 19,2 Milliarden Euro. Die liquiden Mittel des
Gesundheitsfonds lagen Mitte Januar 2018 bei rund 9,1 Milliarden Euro.

 * 

3. Hausärzte mit weniger Hausbesuchen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der ärztlichen Hausbesuche ist seit 2009
stark zurückgegangen. Wie aus der Antwort (19/2683) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2158) der Fraktion Die
Linke hervorgeht, wurden 2009 bundesweit rund 30,3 Millionen
Hausbesuche von Hausärzten registriert, 2016 waren es noch rund 25,2
Millionen.

Für 2017 wird nach einer Hochrechnung der Kassenärztlichen
Bundesvereinigung (KBV) von rund 24,6 Millionen ärztlichen
Hausbesuchen ausgegangen.

Als ein Grund für die rückläufigen Zahlen wird von Experten die Sorge
der Hausärzte vor Honorarrückzahlungsforderungen genannt, die bei
einem unwirtschaftlichen Verhalten der Mediziner drohen.

Insbesondere die Kassenärztlichen Vereinigungen hätten auf angemessene
und sachgerechte Wirtschaftlichkeitsprüfungen zu achten, die einen
Ausgleich zwischen Sicherstellung der vertragsärztlichen Versorgung
und wirtschaftlicher Leistungserbringung ermöglichten, heißt es in der
Antwort weiter.

 * 

4. Ausbildungsverordnung für Pflegeberufe

Gesundheit/Verordnung

Berlin: (hib/PK) Nach der Verabschiedung des Pflegeberufegesetzes
(18/12847) im Juni 2017 liegt dem Bundestag nun die dazugehörige
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung (19/2707) zur Beratung vor. Mit
dem Pflegeberufegesetz soll die Ausbildung modernisiert und an neue
Anforderungen angepasst werden. Zudem soll der Beruf attraktiver
gestaltet werden.

Im Zentrum der Pflegeberufereform steht die generalistische
Ausbildung. Das neue Ausbildungskonzept soll die drei bisherigen
Berufszweige Krankenpflege, Kinderkrankenpflege und Altenpflege
zusammenführen und den Pflegefachkräften so auch flexible berufliche
Einsatzmöglichkeiten eröffnen.

Die Ausbildung zur Pflegefachkraft, zur Gesundheits- und
Kinderkrankenpflege und zur Altenpflege dauert in Vollzeit drei Jahre
und besteht aus einem theoretischen und praktischen Unterricht sowie
einer praktischen Ausbildung.

Mit der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung werden die Details der
Ausbildung geregelt: Mindestanforderungen, Prüfungen und die
Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse. Die Verordnung beinhaltet
auch Regelungen für die neue akademische Pflegeausbildung.

Die Verordnung regelt außerdem die Errichtung und Zusammensetzung
einer Fachkommission, die sich mit den Rahmenlehr- und
Rahmenausbildungsplänen befasst. Deren Vorschläge bilden die Basis für
die späteren Stunden- und Ausbildungspläne der Pflegeschulen und
Träger der praktischen Ausbildung.

Die neue Pflegeausbildung soll 2020 beginnen. Die Verordnung ist auch
im Bundesrat zustimmungspflichtig.

 * 

5. Wirkung der Musterfeststellungsklage

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse
darüber vor, wie viele Käufer von abgasmanipulierten Dieselfahrzeugen
seit 2015 von einer Verjährung betroffen waren und wie viele ihre
Ansprüche bislang gerichtlich geltend gemacht haben. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/2710) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2294) zu Wirkungen und Nutzen der
Musterfeststellungsklage im Dieselskandal und für den kollektiven
Rechtsschutz hervor. Auch über die Zahl der von einer Verjährung Ende
dieses Jahres betroffenen Käufer gebe es keine Erkenntnisse. Es sei
nicht die Aufgabe der Bundesregierung, die betroffenen Käufer zu
ermitteln. Durch eine wirksame Anmeldung des geschädigten Verbrauchers
sei sichergestellt, dass die Musterfeststellungsklage
verjährungshemmend wirkt. Das Gesetz soll am 1. November 2018 in Kraft
treten, um eine Verjährung von Ansprüchen Ende 2018 zu verhindern.

Weiter heißt es in der Antwort unter anderem, durch die Anmeldung des
Anspruchs entstünden dem Anmelder keine Kosten. Der Gesetzentwurf
gewährleiste, dass sich aus der Musterfeststellungsklage kein
attraktives Geschäftsmodell machen lasse. Ferner wird in der Antwort
die Trennung von Feststellungs- und Leistungsklage begründet und die
Bindungswirkung des Feststellungsurteils präzisiert. Der Bundestag
stimmte am14. Juni 2018 für die Einführung von
Musterfeststellungsklagen im Zivilprozessrecht.

 * 

6. Mikroplastik in deutschen Gewässern

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/2627) die Mikroplastik-Belastung deutscher Gewässer. Von
der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, welche
Daten sie zur Belastung sowie zu den Quellen des Mikroplastik-Eintrags
in die Gewässer hat.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1695: Kanzlerin Merkel und der französische Präsident Macron, 18.06.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Meseberg - Dienstag, 18. Juni 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen
Präsidenten Emmanuel Macron

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich wünsche einen schönen, guten
Nachmittag und begrüße den Präsidenten der Französischen Republik heute
hier auf Schloss Meseberg. Wir hatten eine gute bilaterale Diskussion und
werden später auch den deutsch-französischen Ministerrat hier tagen lassen.
Wir haben heute - so ist mein Eindruck - einen guten Tag für die 
deutsch-französische Freundschaft und Zusammenarbeit. Ich glaube, man kann sagen,
dass wir in der ganzen Breite ein neues Kapitel von Initiativen für die
Europäische Union, aber eben auch für die deutsch-französische
Zusammenarbeit aufschlagen. Denn vieles von dem, was wir hier beschlossen
haben, wird die weitere Arbeit mit unseren Kolleginnen und Kollegen in der
Europäischen Union prägen. Wir brauchen ja europäische Antworten. Uns
leitet auch, dass Europa seinen Platz in einer multilateralen Welt finden
muss und dass Europa eine Rolle spielen will, wenn es um die Verteidigung
von Werten und von Überzeugungen geht, wenn es um Wohlstand, um mehr
Frieden auf der Welt und auch um die Erhaltung unserer Umwelt geht.

Deshalb ist der Tag sehr breit angelegt. Heute Vormittag haben sich unsere
Umweltminister auf dem Klimadialog schon getroffen. Wir werden heute Abend
noch eine Diskussion mit europäischen Wirtschaftsunternehmen und dem
Präsidenten der Europäischen Kommission haben. Das heißt also, auch
symbolisch zeigen wir, dass wir nicht nur für uns selbst arbeiten, sondern
im Geiste Europas.

Heute standen vier Themen im Vordergrund, die in der Meseberger Erklärung
zusammengefasst sind. Auf viele der Antworten haben Sie zum Teil lange
gewartet. Aber ich denke, die Anstrengung hat sich gelohnt.

Erstens müssen wir außen-, sicherheits- und verteidigungspolitisch
handlungsfähiger werden und mehr als bisher geschlossen auftreten. Deshalb
wollen wir die gemeinsame strukturierte Zusammenarbeit im Bereich der
Verteidigungspolitik um die europäische Interventionsinitiative ergänzen
und beide so eng wie möglich miteinander verbinden. Das wird dazu führen,
dass wir eine gemeinsame strategische Kultur nicht nur beim Entwickeln von
Waffensystemen entwickeln - das wird Gegenstand der gemeinsamen
strukturierten Zusammenarbeit sein -, sondern eben auch im Einsatz für
unsere Soldatinnen und Soldaten. Das ist ein wichtiger Schritt.

Wir sind übereingekommen, dass wir neue Instrumente im Bereich der
Außenpolitik brauchen, dass wir uns dafür einsetzen müssen, dass wir nicht
immer Einstimmigkeit brauchen, dass wir Dinge wie einen europäischen
Sicherheitsrat ins Auge fassen können und dass die europäische Gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik in einer Welt, die sich rapide verändert,
noch sehr viel stärker genutzt und eingebracht werden muss.

Zweitens: Das Thema, das uns alle im Augenblick sehr umtreibt, ist das
Thema der Migration. Wir verstehen das als eine gemeinsame Herausforderung,
bei der wir zuallererst schauen müssen, dass die Ursachen von Migration
beseitigt werden. Das heißt auf der einen Seite: Friedensarbeit in
Bürgerkriegsregionen wie zum Beispiel in Syrien oder auch in der Ukraine im
Minsk-Prozess. Das heißt auf der anderen Seite: Entwicklungshilfe für die
Länder Afrikas.

Wir sind dafür, dass wir koordiniert vorgehen, natürlich am besten
europäisch. Das stellt sich als sehr schwierig heraus. Deshalb kann man
auch die Zusammenarbeit einzelner Länder ins Auge fassen. Aber unser Ziel
bleibt eine europäische Antwort auf diese Herausforderung. Wir wollen
verhindern, dass Europa weiter gespalten ist, und uns dafür einsetzen, dass
es gemeinsame Antworten gibt.

Wir unterstützen die Pläne der Kommission und der österreichischen
Ratspräsidentschaft, den Außengrenzschutz zu verstärken. Das bedeutet
nichts anderes als eine deutliche personelle Aufstockung von Frontex. Wir
sind gemeinsam entschlossen, gegen illegale Sekundärmigration vorzugehen.
Wer vor Krieg, Terror und Verfolgung flieht, kann in Europa um Asyl bitten.
Aber die Asylstandards müssen angeglichen werden, und es muss möglich sein,
das in allen Ländern des Schengen-Raums zu tun und sich das Land nicht
auszusuchen, in dem der Asylantrag gestellt wird.

Wir sind dafür, dass betroffene Staaten besondere Unterstützung bekommen.
Wir wollen natürlich auch Solidarität unter den Mitgliedsstaaten. Ich
bedanke mich sehr bei Frankreich, das uns Kooperation auch in den
anstehenden Fragen zugesagt hat. Ich hatte gestern die Diskussion mit dem
italienischen Premierminister. Emmanuel Macron hatte sie in der vergangenen
Woche. Auch die italienischen Positionen werden wir natürlich in unsere
Überlegungen aufnehmen, weil Italien durch Libyen in ganz besonderer Weise
betroffen ist. Ich danke dem französischen Präsidenten auch für die
Initiativen, die er zusätzlich zu Italien mit Blick auf den politischen
Prozess - die Abhaltung von Wahlen, die Stärkung der Einheitsregierung -
unternommen hat.

Drittens zum großen Thema der Wirtschafts- und Währungsunion: Hier war die
Arbeit zwischen uns sicherlich am kompliziertesten. Aber ich denke, wir
haben eine gute Lösung gefunden. Wir setzen uns für ein Eurobudget ein. Es
soll parallel zur mittelfristigen finanziellen Vorausschau in Kraft treten.
Es geht darum, dass der ESM in Richtung eines europäischen Währungsfonds
fortentwickelt wird, dass wir ein zusätzliches Instrument der
Stabilisierung für kurzfristige Instabilitäten und Liquiditätsprobleme
einzelner Mitgliedsstaaten einführen. Wir setzen uns auch dafür ein, dass
das Eurozonenbudget dafür verwandt wird, dass wir einerseits Investitionen
stärken mit dem Ziel, auch die Konvergenz innerhalb der Eurozone zu stärken
- denn wir wissen, dass eine Wirtschafts- und Währungsunion nur dann
zusammenhalten kann, wenn sich die Wirtschaftspolitiken einander annähern;
hierfür ist es zum Beispiel wichtig, dass Deutschland und Frankreich an
einer gemeinsamen Grundlage für die Unternehmensbesteuerung arbeiten -,
aber dass Ländern eben auch durch zusätzliche Hilfe die Konvergenz
ermöglicht wird. Denn die Konvergenz in der Eurozone reicht im Augenblick
noch nicht aus.

Wir haben Vorschläge, um den Bankensektor in Europa krisenfester zu machen.
Ich möchte unseren beiden Finanzministern Olaf Scholz und Bruno Le Maire
danken, die in Stunden und Stunden von Beratungen wichtige Fortschritte für
die Fortentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion, aber auch für die
Vollendung der Bankenunion erzielt haben.

Wir haben jetzt, denke ich, gerade den richtigen Zeitpunkt. Am Donnerstag
wird es hoffentlich gelingen, mit Griechenland den letzten Schritt bei dem
Programm zu machen. Dann sind alle Euroländer wieder aus dem Programm
heraus. Dann ist die richtige Zeit, um zu sagen: Jetzt müssen wir die
Eurozone krisenfest machen. - Ich glaube, wir können mit unseren
Vorschlägen einen guten Schritt auf dem Eurozonengipfel gehen, den wir im
Anschluss an den Europäischen Rat in der nächsten Woche haben.

Wir wissen, dass wir noch viel Arbeit vor uns haben. In der Bankenunion
müssen die Risiken abgebaut werden. Aber wir bekennen uns zu einem "common
backstop", also einer Letztabsicherung im Rahmen des ESM. Dazu werden wir
den Vertrag des ESM ändern müssen, aber dazu sind wir bereit, um die
Eurozone insgesamt einfach auf eine festere Basis zu stellen. Hinzu tritt
natürlich auch noch die Kapitalmarktunion, die sozusagen der dritte Pfeiler
der Absicherung ist.

Viertens: Wir müssen wettbewerbsfähig sein, sonst können wir den Wohlstand
für die Bürgerinnen und Bürger Europas nicht sichern. Hierfür gibt es eine
ganze Reihe von deutsch-französischen Vorschlägen. Wir haben uns neulich
bereits auf dem informellen Europäischen Rat in Sofia entschieden, auf
europäischer Ebene eine Agentur für disruptive Innovationen auf den Weg zu
bringen. Deutschland und Frankreich werden sich für ein Netzwerk
europäischer Universitäten einsetzen.

Wir sind bereit, auch in einer Agentur für künstliche Intelligenz
zusammenzuarbeiten. Das ist vielleicht die größte Herausforderung, vor der
wir in Europa stehen. Allein mit der Datenschutz-Grundverordnung werden wir
die Schlacht um die Daten und die künstliche Intelligenz noch nicht
schlagen können. Deshalb müssen wir hierbei zusammenarbeiten. Denn der
digitale Binnenmarkt gibt uns die Grundlage dafür, dass wir unsere Größe
zusammentun können. Ansonsten werden wir mit Staaten wie den Vereinigten
Staaten von Amerika oder China nicht wettbewerbsfähig sein.

Wir setzen uns auch für institutionelle Reformen ein. So sind wir beide der
Meinung, dass es notwendig ist, dass wir die Möglichkeit haben, weniger
Kommissare zu haben. Ich teile ausdrücklich die Idee und den Vorschlag von
Emmanuel Macron, zu sagen: Dann müssen auch die großen Länder erst einmal
darauf verzichten. - Dazu sind wir bereit. Wir sind auch bereit dazu, bei
den Europawahlen 2024 transnationale Listen einzuführen, die das System der
Spitzenkandidaten, denke ich, komplettieren würden.

Sie sehen in diesen vier Bereichen also sehr umfassende Einigungen, die ich
nicht alle im Einzelnen vortragen kann, die Ihnen als Meseberger Erklärung
aber natürlich zur Verfügung gestellt werden. Das ist ein wichtiger
Schritt, an dem, denke ich, in Europa noch eine ganze Weile gearbeitet
werden muss. Wir haben oft die Zeitlinie gesetzt, dass wir bis Ende 2018
wirklich konkrete Ergebnisse haben wollen. Denn wir wollen dann mit einem
neuen Modell in die europäischen Wahlen gehen und müssen den Bürgerinnen
und Bürgern sagen, wohin es in den nächsten Jahren geht. Deshalb liegt
weiter viel Arbeit vor uns.

Ich möchte mich ganz herzlich für die Zusammenarbeit bedanken. Wir können,
denke ich, sagen: Heute ist ein kleines Stück des Weges geschafft.

P Macron: Zunächst vielen Dank, Frau Bundeskanzlerin, vielen Dank, liebe
Angela, für die Ausrichtung dieses deutsch-französischen Ministertreffens,
für die Gelegenheit zu einem langen Gespräch, die wir hier in Meseberg
hatten, und auch für die Berichterstattung jetzt. Dieser Gipfel war schon
lange erwartet, und ich glaube, wir haben Sie nicht enttäuscht. Dieser
Gipfel - ich denke, das sollten wir auch so klar sagen - findet zu einem
ganz wichtigen Zeitpunkt für Europa statt. Es ist die Stunde der Wahrheit,
in der jeder unserer Staaten und auch Europa bezüglich der wirtschaftlichen
Fragen, der Handels- und Finanzfragen, was die Außen- und
Verteidigungspolitik und natürlich die Frage der Migration angeht, gefragt
ist.

Jetzt geht es wirklich um eine Entscheidung für die Gesellschaft,
vielleicht auch für die gesamte Zivilisation. Einerseits gibt es
diejenigen, die gerne sagen würden: Dieses Europa können wir aufdröseln. Es
antwortet nicht mehr auf die Herausforderungen. - Andererseits gibt es
diejenigen, die wie wir sagen, dass dieses Europa Fortschritte machen kann,
indem wir gleichzeitig souveräner und geeinter sind. Denn sowohl bei den
geopolitischen Fragen und den Migrationsfragen als auch bei den
Wirtschaftsfragen ist die Herausforderung, vor der wir heute stehen, ja
die, dass wir, wenn wir unsere Kapazitäten stärken wollen, um unsere Bürger
vor Entscheidungen, die aus dem Ausland kommen - vor geopolitischen Risiken -
, zu schützen, geschlossener sein, mehr Solidarität haben und das Europa,
an das wir glauben, verteidigen müssen.

Bei all diesen Fragen haben wir durch die heutige Diskussion und die
gemeinsame Arbeit gezeigt, dass unsere Entscheidung ganz klar ist. Das ist
eine Entscheidung, die es uns ermöglicht, angesichts des Ernstes der Lage
zu antworten, jetzt hier weiterzuschreiten. Ich glaube, dass es uns auch
ermöglicht, viel effizienter zu arbeiten.

Bei den geopolitischen Themen, Verteidigung und Migration, geht es also
darum, zu wissen, wie wir Europa angesichts der großen internationalen
geopolitischen Ungewissheiten besser schützen können. Heute kommt das durch
die Frage der Migration gewissermaßen in das Leben unserer Mitbürger
hinein, die lange Zeit dachten, dass internationale Fragen und
Entwicklungsfragen ganz weit weg von ihnen seien und dass sie nur den
Staats- und Regierungschefs sowie den Diplomaten vorbehalten seien. Nein,
unsere Welt ist geeint, und wir befinden uns auch nicht irgendwo im Nichts.

Wir haben die Entscheidung getroffen und hier auch bekräftigt. Wir wollen
mehr Souveränität und mehr Geschlossenheit. Das ist auch unserem Text zur
Außen- und Sicherheitspolitik zu entnehmen. Wir wollen mehr Koordinierung
darüber, wie die noch auszudiskutierenden Modalitäten in den
sicherheitspolitischen Fragen auf europäischer Ebene artikuliert werden. In
den letzten Monaten haben wir hierbei Fortschritte erzielen können, zum
Beispiel mit einer verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der
Verteidigungspolitik, der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit, aber
auch mit dem europäischen Fonds. Das wurde mit verschiedenen Kollegen durch
eine europäische Interventionsinitiative ergänzt, die es uns ermöglichen
wird, unsere Interventionsdoktrin besser zu koordinieren und ab nächster
Woche, wenn das starten soll, unsere strategische Ansatzweise einander
durch unsere Planungsfähigkeiten näherzubringen und somit einen viel
pragmatischeren gemeinsamen Ansatz zu haben. Das hat dazu geführt, dass wir
das, was wir bereits am 13. Juli 2017 vorbereitet haben - zwei große
Programme: den Panzer der Zukunft und das Kampfflugzeug der Zukunft - jetzt
bereits vollenden können. Ich denke, bei diesen Fragen sind sehr
umfangreiche Fortschritte festzustellen, über die wir uns freuen.

Wir glauben an eine europäische Antwort auf die Herausforderungen, vor die
uns die Migration stellt. Diese Herausforderungen sind nicht neu. Wir haben
nicht erst letzte Woche festgestellt, dass es sie gibt. Aber wir sind
gemeinsam entschlossen, auf europäischer Ebene und koordiniert zu handeln,
und zwar mit allen Mitgliedsstaaten, die natürlich gleiche Themen und
Interessen wie wir haben, was auf europäischer Ebene also mit allen 28
Mitgliedsstaaten zu tun ist.

In den nächsten Stunden und Tagen werden wir weiter eng zusammenarbeiten,
um Vorschläge einbringen zu können. Es geht hierbei um drei Achsen, wie es
die Bundeskanzlerin bereits gesagt hat.

Das erste ist - wir haben es beide angesprochen, auch mit unseren
italienischen Freunden; mit dem spanischen Premierminister werde ich am
Samstag darüber sprechen können - unsere Fähigkeit, mit den Herkunfts- und
Transitländern mehr zu sprechen. Auch das ist kein neues Thema. Wir haben
bereits in den letzten Jahren viel daran gearbeitet, in den letzten Monaten
auch mit mehreren nordafrikanischen Ländern und vor allem mit Libyen.

Dabei geht es auch um die Stabilisierungsaktion in Libyen. Wir wollen das
mit konkreten Maßnahmen intensivieren, die wir vorbereiten, und zwar vor
allem für die libysche Küstenwache, um durch den UNHCR und die
Internationale Flüchtlingsorganisation Informations- und
Präventionskampagnen durchzuführen, um Schleuserbanden das Handwerk zu
legen und auch die Finanzierungsmechanismen zu beenden. Wir wollen diese
Arbeiten, diese Initiativen noch intensivieren, um eine noch bessere
Präventionsarbeit zu betreiben. Denn das humanitäre Risiko beginnt genau
dann, wenn man die libysche Küste oder auch andere Länder verlässt. Wir
haben das im Mittelmeer leider allzu oft sehen müssen.

Dann wollen wir auch einen besseren Schutz der europäischen Grenzen. Wir
unterstützen die Vorschläge der Europäischen Kommission in dieser Hinsicht,
nämlich eine Aufstockung der Frontex-Agentur auf bis zu zehntausend
Mitarbeiter und eine Ausweitung der Tätigkeiten in den entsprechenden
Ländern. Wir wollen eine wirkliche europäische Asylagentur haben, die das
Recht in diesem Bereich harmonisiert.

Die dritte Säule der Aktionen in diesem Politikfeld im Rahmen der
Europäischen Union ist ein effizientes Solidaritäts- und
Verantwortungssystem, das beinhaltet, dass die Registrierung der Menschen
bei Ankunft auf europäischem Boden erfolgt und das Asylverfahren
eingeleitet werden kann. Das bedeutet, dass sowohl auf europäischer als
auch auf zwischenstaatlicher Ebene gemeinsam klare Fortschritte gemacht
worden sind, und es bedeutet eine schnelle Revision der Dublin-Regeln, was
ebenfalls ein Projekt ist, bei dem wir die gleiche Sichtweise teilen.

Wie Sie verstehen, brauchen wir mehr Souveränität, mehr Fähigkeiten, unsere
gemeinsamen Grenzen zu schützen, und auch mehr Geschlossenheit, das heißt,
Mechanismen der Solidarität sowohl außerhalb als auch innerhalb unserer
Grenzen.

Genau diese Philosophie stand auch hinter unserer Debatte im
wirtschaftlichen Bereich. Wenn wir uns die wirtschaftliche Situation in der
Eurozone heute anschauen, dann stellen wir fest, dass es uns an
Souveränität, Geschlossenheit und Solidarität fehlt. Wir werden von
unilateralen Entscheidungen unserer US-amerikanischen Freunde und
Verbündeten in Handelsfragen durchgeschüttelt. Wir sind zu oft gespalten.
Es hat uns viel mehr Zeit gekostet als andere Regionen der Welt, um auf
Krisen zu reagieren. Vor allem ausgehend von der Eurozone, aber auch auf
Ebene der gesamten Europäischen Union brauchen wir Mechanismen für mehr
Souveränität und mehr Geschlossenheit.

Souveränität kann nur bedeuten: eine einheitliche, koordinierte Antwort in
Handelsfragen - was wir beide in den letzten Wochen auch gezeigt haben.
Auch hier möchten wir daran erinnern, es bekräftigen und noch einmal ganz
klar herausstellen. Gemeinsam wollen wir auch unseren Kollegen eine Reihe
von Mechanismen vorstellen, die es uns ermöglichen, die finanzielle und
wirtschaftliche Souveränität sowie die Handelssouveränität Europas zu
stärken - in unserem eigenen Interesse und natürlich auch, um auf alle
Veränderungen und Ungewissheiten zu reagieren und keinen Schaden zu
erleiden.

Das wünschen wir uns auch für die Eurozone und innerhalb der Eurozone. Wir
beginnen jetzt eine zweite Etappe im Leben unserer gemeinsamen Währung.
Bislang ist es uns nicht gelungen, aus dem Euro eine komplette Alternative
zum Dollar zu machen - das haben wir in den letzten Wochen gesehen - und
einen Währungsraum, der die Konvergenzmechanismen hat, die ausreichen
würden und eine ausreichende Basis hätten, um systemische Krisen wie die,
die wir erlebt haben, zu verhindern.

Aus diesem Grund wollen wir heute ein groß angelegtes Abkommen schließen,
und ich bedanke mich besonders bei den Wirtschafts- oder vor allem den
Finanzministern, die in den letzten Wochen intensiv an diesem Thema
gearbeitet haben und uns einen sehr ehrgeizigen und präzisen Text vorgelegt
haben. Gemeinsam mit der Bundeskanzlerin haben wir beschlossen, hier weiter
zu gehen, um ein neues Kapitel in der Organisation der Eurozone
aufzuschlagen. In den nächsten Tagen und Wochen werden wir mit all unseren
Partnern in der Eurozone weiterarbeiten, und wir werden diese Arbeiten in
den nächsten Monaten natürlich noch ergänzen.

Es geht hierbei um mehrere Ziele und Instrumente, zum einen um das Ziel der
Stabilität; daran hat die Bundeskanzlerin bereits erinnert. Wir wollen
unsere Instrumente überprüfen; denn wenn ein Land einem asymmetrischen
Schock ausgesetzt ist oder wenn das Finanzsystem einem Schock ausgesetzt
ist, dann muss es einen Stabilisierungs- und Solidaritätsmechanismus geben.
Da wollten wir weiter gehen, und zwar mit einer Reform des Europäischen
Stabilitätsmechanismus, um ein neues Finanzierungsinstrument in diesem
Bereich zu haben. Wir wollten hier auch gemeinsam weitergehen, was die
Umsetzung der Bankenunion und einen "backstop" - sozusagen ein
Sicherheitsnetz - angeht, die nach den noch zu definierenden Modalitäten
unserer Minister hier für mehr Stabilität sorgen sollen. Sie sehen also,
dass wir durch den Europäischen Stabilitätsmechanismus und dieses
Sicherheitsnetz zur Vollendung der Bankenunion glaubwürdig auf die
Herausforderungen der wirtschaftlichen und finanziellen Stabilität im
Rahmen der Eurozone antworten. Jetzt gilt es, diese Arbeiten abzuschließen.
Aber diese Entscheidungen stellen einen großen Fortschritt dar, den wir ja
auch brauchen, und damit hätten wir diese Finanzkrise vor einigen Jahren
natürlich schon am Anfang beziehungsweise viel schneller bekämpfen und
lösen können.

Dann haben wir uns auf eine Schaffung eines Haushalts für die Eurozone mit
einer Investitionskomponente für die Länder der Eurozone geeinigt. Das ist
ein echter Haushalt mit Einnahmen und Ausgaben auf Jahresbasis, mit
Entscheidungen durch die Mitglieder der Eurozone und mit einer
Ausgabensteuerung durch die Europäische Kommission. Daran müssen wir
natürlich noch gemeinsam mit unseren Partnern arbeiten, um zu sehen, wie
der erhöht werden soll und wie die Governance aussehen soll. Wie die Frau
Bundeskanzlerin bereits erwähnt hat, wollen wir dieses Eurozonenbudget dann
mit dem nächsten Haushalt starten, also mit der nächsten mittelfristigen
finanziellen Vorausschau, also 2021.

Dieser Abschluss der Bankenunion, die Reform des Europäischen
Stabilitätsmechanismus zur makroökonomischen Stabilisierung sowie die
Schaffung eines Eurozonenbudgets - das sind alles wichtige Reformen, an
denen wir lange gemeinsam gearbeitet haben. Das ist beiderseits auch eine
politische Zusage, ein Engagement, wie Angela Merkel es bereits erwähnt
hat. Einerseits geht es um eine fachliche Arbeit auf Ministerebene bis zum
Jahresende, im Anschluss - wahrscheinlich im nächsten Jahr - auch um einen
Austausch von Verträgen - das ist unerlässlich, wenn wir weiter in dieser
Richtung arbeiten wollen -, und dann um das Inkrafttreten dieser Reform im
Jahr 2021.

Seit mehr als zehn Jahren wurde nicht mehr eine solche Entscheidung
zwischen Deutschland und Frankreich getroffen. Es liegt natürlich noch viel
Arbeit vor uns, viel Kleinarbeit. Das kann man natürlich nicht innerhalb
weniger Stunden abarbeiten. Aber sicher ist, dass man das nicht machen
kann, wenn es nicht zunächst einmal eine politische Einigung gibt, eine
gemeinsame Vision, mit der wir auf die Herausforderungen der Zeit antworten
wollen. Das bekräftigen wir hier heute ganz klar und deutlich durch diese
gemeinsame Arbeit.

Im Bereich der Sicherheit, der Verteidigung und der Migration wie auch im
wirtschaftlichen und finanziellen Bereich antworten wir auf die
Herausforderungen unserer Zeit mit mehr europäischer Souveränität, mit mehr
Geschlossenheit und Solidarität, mit einer Konvergenz unserer Sichtweisen,
die zwischen unseren beiden Ländern ganz klar zutage getreten ist, sowie
auch mit dem Willen, unsere Partner davon zu überzeugen, uns auf diesem Weg
zu begleiten.

Die Frau Bundeskanzlerin hat auch an die Bedeutung der Arbeit unserer
Minister erinnert - an das, was zu den Bereichen disruptive Innovationen,
künstliche Intelligenz, Raumfahrt, Klima und CO2-Neutralität 2050 gesagt
worden ist - sowie natürlich auch an den Europäischen Rat. Es gibt hier
ganz klare Ziele der fiskalen Konvergenz. Das sind seit fast zehn Jahren
Ziele, die wir jetzt gemeinsam beschließen und auf die europäische Ebene
tragen, also natürlich auch die Steuerkonvergenz bei der
Unternehmensbesteuerung sowie auch eine gemeinsame Besteuerung im digitalen
Bereich auf europäischer Ebene. Daran wollte ich jetzt also erinnern, meine
Damen und Herren.

Ganz herzlichen Dank an die Frau Bundeskanzlerin für ihren Empfang und für
die Arbeit, die geleistet wurde. Wie sie glaube ich wirklich, dass wir
jetzt entscheiden müssen. Das sind wirklich Entscheidungen, an denen wir
uns messen lassen werden, und ich freue mich, dass wir sie gemeinsam
getroffen haben. - Vielen Dank!

Frage: Das Eurozonenbudget ist, habe ich den Eindruck, unterhalb Ihres
ursprünglichen Ehrgeizes geblieben, Herr Präsident, und wenn ich es richtig
verstanden habe, dann gibt es keinen makroökonomischen
Stabilisierungsmechanismus. Können Sie uns erklären, inwiefern das konkret
ein wirklich transformierendes Element für die Eurozone sein wird?

Eine präzisere Frage: Wie groß soll die anfängliche Ausstattung sein? Wie
ist die weitere Perspektive?

Frau Bundeskanzlerin, glauben Sie angesichts Ihrer geschwächten politischen
Lage, dass Sie so ein Eurozonenbudget in Ihrer politischen Gruppe
durchsetzen können?

P Macron: Zum Eurozonenbudget und seinen Details: Ich bin da ganz
pragmatisch. Was haben wir heute in der Eurozone, was zu einem Budget
gehört? - Nichts. Was werden wir morgen haben? - Ein Budget der Eurozone.
Das heißt, wir beschließen gemeinsam, ab 2021 Geld aus nationalen Transfers
oder, wie das Dokument es sagt, entsprechende Steuereinnahmen, die
zugewiesen werden, zu nutzen.

Das werden wir noch im Detail mit unseren Partnern besprechen. Das
Schlimmste wäre es, wenn wir es jetzt so darstellen würden, als hätten wir
alle Details bereits unter uns abgesprochen, denn damit würde man ja
unseren Partnern sagen: Ihr wart nicht da, und wir haben das ohne euch
besprochen. - Nein, Frankreich und Deutschland sagen: Wir wollen ein
Eurozonenbudget, das es heutzutage noch nicht gibt, zu neunzehnt und mit
einer eigenen Governance auf Ebene der Eurozone, wo es bisher noch nichts
gibt. Ich erinnere daran, dass wir hier zu wenige Eurozonengipfel haben,
und eine eigene Governance mit einer Exekutivgewalt auch für das Budget
wird beschlossen werden. Dieses Eurozonenbudget wird das Ziel und die
Funktion haben, die Länder zu begleiten, wenn sie vor Schwierigkeiten
stehen, natürlich unter ganz klar zu definierenden Governance-Regeln. Das
heißt, das hat nichts mit dem heutigen Budget oder der nationalen Agenda zu
tun, sondern damit können wir auf Herausforderungen antworten - ich habe
das bereits in der Sorbonne gesagt -, nämlich auf die Divergenz zwischen
den verschiedenen Volkswirtschaften in der Eurozone.

Erlauben Sie mir also, sowohl pragmatisch als auch ehrgeizig zu sein. Ich
hatte ein Ziel, nämlich dass wir auf diese Herausforderungen antworten, und
das tun wir. Ich möchte auch pragmatisch gegenüber der Bundeskanzlerin
sein. Das heißt, wenn wir zu detaillierte Antworten nur zu zweit geben, sie
aber 19 betreffen, dann könnte das kontraproduktiv sein. Das,
kontraproduktiv sein, will keiner von uns beiden. Wir werden mit unseren
Partnern zusammenarbeiten. Aber es gibt Grundsätze bezüglich der Governance
und der Funktion, natürlich auch einen Zeitplan - ein Inkrafttreten 2022 -
sowie natürlich auch Ziele aus dem Text der Minister, die bis Ende des
Jahres ausgearbeitet werden.

Jetzt komme ich zur wirtschaftlichen Stabilisierung. Da gibt es ja drei
Formen, zuerst einmal die, die durch die Konvergenz der Volkswirtschaften
ermöglicht wird. Das Budget wird darauf antworten. Eine Zone wird umso
stabiler, je mehr sie makroökonomisch lebensfähig ist und die Länder auch
die Möglichkeit haben, dass der Arbeitsmarkt, die Gehälter usw. eine
Konvergenz aufweisen. Das entspricht natürlich auch dem Zweck der
Stabilisierung.

Dann kann es eine wirtschaftliche Destabilisierung durch einen
asymmetrischen Schock geben, und auch hierauf haben wir eine Antwort
eingebracht. Das ist ein Vorschlag, an dem noch zu arbeiten ist, nämlich
diese neue Kreditlinie auf Ebene des europäischen Stabilitätsfonds. Das ist
nicht das Gleiche. Es ist ein Notfallmechanismus. Aber es ist wichtig, auch
hier eine makroökonomische Antwort zu haben, und die bieten wir. Das ist
nicht unbedingt das Budget.

Dann gibt es die finanzielle Stabilität, damit hier keine Bank pleitegeht.
Auch da haben wir jetzt den "backstop" oder das Sicherheitsnetz der
Bankenunion, über das wir hier auch eine Einigung erzielt haben.

Das Ziel der Stabilisierung ist ja nicht die alleinige Funktion. Wir
brauchen ja auch Investitionen und Konvergenz; denn heute gibt es zum einen
das Eurozonenbudget, das wir beschließen wollen, und es gibt die Reform des
Europäischen Stabilitätsmechanismus, wodurch das ergänzt wird. Gemeinsam
entsteht hier eine einheitliche Einrichtung, eine Struktur, die es der
Eurozone erlaubt, einen Haushalt zu haben. Finanzielle Stabilität
beziehungsweise ein finanzieller Stabilitätsmechanismus sind die
Voraussetzungen für die Stabilität einer Währung, eines Währungsraumes. Mit
diesen Vorschlägen, die wir heute machen, antworten wir auf diese
Herausforderungen, an denen wir seit der Schaffung des Euro arbeiten.

Ich werde heute nicht auf die Frage nach der Erstausstattung oder nach dem
weiteren Prozess antworten; denn das wird sich erst im Laufe der Diskussion
mit unseren Partnern ergeben. Aber ich denke, dass das, was wir heute
gemeinsam beschlossen haben, noch vor einigen Monaten keineswegs
selbstverständlich war. Es ist schon seit zehn Jahren erwartet, gewünscht
und kommentiert worden und war bislang noch ohne Ergebnis, und jetzt haben
wir es erreicht.

BK'in Merkel: Wir haben ja sehr lange an der Vorbereitung gearbeitet. Darin
ist diese Koalitionsvereinbarung mit eingegangen. Ich kann ein ganz klares
Ja dazu sagen, dass alles, was wir hier vereinbart haben, auch die
Unterstützung finden wird. Das - die Richtung, die Notwendigkeit - ist
sowohl innerhalb der Koalition als auch mit den Parlamentariern besprochen.
Insofern bin ich da sehr, sehr optimistisch.

Wir entwickeln den ESM im Grunde zu einer Größe weiter, die auf die
verschiedenen Risiken Antworten geben kann. Wir erweitern das Spektrum
sowohl durch den "common backstop" für die Bankenunion als auch durch ein
Vorsorgeinstrument, das kurzfristiger und nicht erst in der Krise, sondern
bei asymmetrischen Schocks eine Antwort gibt, wie der Präsident es eben
dargestellt hat. Ich bin sehr optimistisch, dass wir das von deutscher
Seite aus selbstverständlich durchsetzen können.

Aber es ist auch so, dass wir das so angelegt hatten, wie der Präsident
gesagt hat, nämlich dass wir mit unseren europäischen Kollegen dann in die
Detailarbeit gehen können, ohne jetzt sozusagen alles festgelegt zu haben,
sondern die Diskussion suchen. Aber wir haben einen Entwurf für eine
zukünftige Eurozone, und das ist eine wirklich gute Sache, würde ich sagen.

Frage GAMMELIN: Ich hätte gerne eine Anschlussfrage dazu gestellt. Sie
haben jetzt den europäischen Währungsfond nicht mehr erwähnt, der ja
überall - auch im Koalitionsvertrag - steht. Ist das jetzt in dem
Europäischen Stabilitätsmechanismus aufgegangen?

Hinsichtlich des Euro-Haushalts hatten Sie ja gesagt, das sei ein 
Einnahmen- und Ausgabensystem. Bedeutet das, um das jetzt einfach zu verstehen, dass
jährlich Beiträge in Höhe einer bestimmten Größenordnung des BIP eingezahlt
werden, die dann für bestimmte Projekte auch wieder ausgezahlt werden, oder
wird das Geld angesammelt?

BK'in Merkel: Über die Ansammlungsfrage und darüber, ob man das von Jahr zu
Jahr übertragen kann, haben wir, glaube ich, noch nicht gesprochen. Wir
wollten nur sagen: Das ist nicht einmal in der mittelfristigen finanziellen
Vorausschau, sondern jährlich. In die Einnahmesituation dieses Budgets
werden sowohl nationale Mittel als zum Beispiel auch Einnahmen aus einer
Finanztransaktionssteuer als gegebenenfalls auch europäische Mittel
einfließen. Das muss man jetzt noch im Einzelfall diskutieren.

Der Verwendungszweck ist benannt worden: Investitionen und Maßnahmen, die
zu mehr Konvergenz führen, auch Investitionen in Humankapital, wie es so
schön heißt, also auch in Wissen und Arbeitskraft; auch das ist möglich.
Die Details werden wir dann ausarbeiten, aber damit sind die Quellen erst
einmal beschrieben.

P Macron: Einnahmen und Ausgaben sind natürlich die Voraussetzungen für
einen Haushalt. Dann sind wir aber im Allgemeinen geblieben. Die Minister
haben präzise Vorschläge gemacht, aber wir wollen uns diesbezüglich
natürlich mit all unseren Partnern absprechen und uns anschauen, welche
nationalen oder eigenen Mittel hierfür verwendet werden können, vielleicht
auch, was die Ausgaben angeht, die wir gemeinsam im Rahmen der Eurozone
beschließen wollen. Das sind also alles technische Details. Damit wollen
wir uns heute noch nicht beschäftigen.

Wir haben jetzt die Grundlagen eines Haushalts mit einer eigenen Governance
geschaffen. Das bedeutet also nicht die Summe von 19 Haushalten, sondern
ein Budget der Eurozone, aber mit den Mechanismen, die wir bis Ende des
Jahres definieren wollen. Die Minister haben schon viel daran gearbeitet.
Wir haben eine Reihe von Grundsätzen ausgearbeitet, und bereits ab der
nächsten Woche werden wir mit unseren Partnern darüber sprechen.

Zuruf: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

BK'in Merkel: Wir haben das jetzt - da es auch von verschiedenen Seiten in
Bezug auf die Erwähnung von "Währung" Bedenken gab - erst einmal die
Weiterentwicklung des ESM genannt, wie das Kind nachher auch immer heißt,
wenn es fertig ist. Aber das ist genau das, was wir mit einem europäischen
Währungsfond meinen.

Wir sagen zum Beispiel auch, dass es eine Fähigkeit geben muss, um auch
vorsorglich die ökonomische Fähigkeit eines Landes zu beurteilen, ohne
dabei in die Kompetenzen der Kommission einzugreifen. Aber das bedeutet
schon einen sehr erweiterten ESM, das bedeutet, mit einer erweiterten
Funktion zu arbeiten, und das bedeutet auch, Möglichkeiten und Know-how zu
haben, die für die Beurteilung nicht nur der Schuldentragfähigkeit, sondern
auch der makroökonomischen Situation der Mitgliedstaaten wichtig sind.

Frage: Guten Tag, Frau Bundeskanzlerin! Herr Präsident, unterstützen Sie
die Schaffung von Plattformen und Migrantenzentren außerhalb der Grenzen
der Europäischen Union?

Herr Präsident, wenn das nächste Boot kommen wird und Italien es nicht
aufnehmen will, was wird Frankreich dann tun?

P Macron: Zu diesem Thema: Sie sprechen hier von Schlussfolgerungen, die
überhaupt noch nicht diskutiert worden sind. Das ist die erste Säule der
Strategie, die wir haben wollen, nämlich die Prävention dieser Bewegungen.
Sie wissen, dass es jetzt Lager in Libyen gibt, in denen Menschen sind, die
teilweise unter Lebensgefahr die Wüste durchquert haben, und die wollen
dann das Meer überqueren. Sie begeben sich in Lebensgefahr, und zwar genau
in der Sekunde, in der sie das tun, und nicht, wenn sie in Malta oder in
Italien ankommen, sondern schon viel früher. Deswegen müssen wir unsere
Reaktion in Koordination mit dem libyschen Staat verbessern.

Das haben wir auch gemeinsam mit unseren Partnern beschlossen. Die
Europäische Union und die Afrikanische Union haben das am 28. August
letzten Jahres bereits beschlossen. Das hat auch Ergebnisse gezeitigt. Am
Rande dieses Gipfels im letzten Jahr haben wir auch verschiedene Elemente
einer Antwort aufgezeigt, und zwar in einer engen Zusammenarbeit mit der
Afrikanischen Union, mit dem UNHCR und mit der IOM, was die Anzahl der
Migranten angeht, die in Libyen sind und die in ihre Herkunftsländer
zurückkehren können, da sie keinerlei Chance auf einen Asylstatus in Europa
hatten.

Alle konkreten Initiativen, die es ermöglichen, unter Aufsicht der
Vereinten Nationen auf unsere moralisch-humanitären Gebote zu antworten -
das heißt "Schutz des Lebens dieser Männer und Frauen" - und zu vermeiden,
dass jetzt viele Menschen hierhin kommen, die keinerlei Chance auf Asyl
haben, sondern Wirtschaftsmigranten sind, stellen ein gutes System dar. Wir
wollen daran weiter arbeiten. Da müssen wir in Verbindung mit dem UNHCR
auch sehr pragmatisch und sehr praktisch sein, und die Arbeit daran werden
wir auch weiter fortsetzen. Ich habe bereits gesagt, dass wir bereit sind,
uns hier zu engagieren, und ich denke, das ist die effizienteste Antwort,
die wir geben können.

Ich habe es bereits letzte Woche gesagt, als Premierminister Conte in Paris
war: Wir werden koordiniert auf alle Herausforderungen antworten, und zwar
im Sinne einer guten Zusammenarbeit. Wir werden nie positiv auf Strategien
antworten können, die nicht kooperativ ausgelegt sind. Ich weiß nicht, wie
ich es Ihnen anders sagen soll, denn die Problematik der "Aquarius" startet
ja an dem Zeitpunkt, ab dem die Küstenwache in Libyen sie zu begleiten
beginnt, also noch in libyschen Hoheitsgewässern, nicht erst einige
Kilometer vor der italienischen Küste. Das heißt, wir müssen hier wirklich
gemeinsam arbeiten.

So sieht die Realität aus, wenn wir verantwortungsbewusst sein wollen. Es
gab keinen ausreichenden Kooperationsmechanismus, um dieses Problem zu
handeln, und deswegen wollen wir das schaffen. Das ist auch Teil der
Initiativen, die Herr Tusk vorgeschlagen hat. Hier jetzt aber einfache
Erklärungen abzugeben, ist nie eine gute Maßnahme. Wir müssen hier
pragmatisch und praktisch sein, und hier wie auch in anderen Fragen muss
man sowohl menschlich als auch effizient sein. Manche sehen nur die
humanitären Probleme, und das nur aus einem bestimmten Blickwinkel oder zu
einem bestimmten Zeitpunkt. Man muss das aber im Ganzen sehen. Seit vielen
Monaten arbeiten wir jetzt wirklich mit viel Energie daran, und wir wollen
das auch mit den Herkunftsländern, mit den Transitländern in Afrika und
anderswo intensivieren.

BK'in Merkel: Von meiner Seite kann ich auch nur sagen: Erstens sind es
Schlussfolgerungsentwürfe, die noch nicht einmal bei den Botschaftern
diskutiert wurden. Wenn wir aber Mechanismen finden, wie wir gemeinsam mit
dem UNHCR und der Internationalen Organisation für Migration Flüchtlinge,
die keine Chance haben beziehungsweise von denen kaum einer eine Chance
hat, nach Europa zu kommen, betreuen und ihnen eine gute Beratung geben -
wir haben solche Initiativen ja auch seitens der Europäischen Union schon
gehabt; zum Beispiel arbeiten wir in Agadez in Niger daran -, dann sind das
gute Initiativen.

Deshalb ist das, glaube ich, etwas, was wichtig ist; denn wir müssen
illegale Migration reduzieren und gleichzeitig natürlich legale
Möglichkeiten des Austausches - sei es für Berufsausbildung, Studium oder
Ähnliches - eröffnen. Das muss das Prinzip sein. Aber die Schleuser und
Schlepper können nicht darüber entscheiden, wer nach Europa kommt, und
gleichzeitig noch Geld auf dem Rücken der Menschen verdienen, das sie dann
für kriminelle Zwecke einsetzen.

Frage DR. RINKE: Herr Präsident, ich hätte zum Thema Migration gern noch
einmal ganz konkret zu dem Punkt nachgefragt, der in Deutschland gerade
sehr heftig diskutiert wird: Ist Frankreich bereit, mit einem bilateralen
oder multilateralen Abkommen alle Flüchtlinge zurückzunehmen, die bei Ihnen
in Frankreich registriert sind und dann nach Deutschland kommen?

Frau Bundeskanzlerin, der US-Präsident hat sich in den letzten Stunden
mehrfach sehr, sehr kritisch über Deutschland und Europa geäußert. Was ist
Ihre Antwort darauf?

BK'in Merkel: Meine Antwort darauf ist, dass der Bundesinnenminister vor
Kurzem die Kriminalstatistik vorgestellt hat, und die spricht für sich. Wir
sehen dort leicht positive Entwicklungen. Wir müssen natürlich immer noch
mehr zur Kriminalitätsbekämpfung machen, aber das waren durchaus
ermutigende Zahlen auf dem Weg, weiterzuarbeiten, um Kriminalität zu
reduzieren.

P Macron: Zu Ihrer ersten Frage: Wir werden hier gemeinsam Fortschritte
machen, um konkrete Ergebnisse in der europäischen Migrationspolitik zu
erreichen, also Solidarität im externen wie im internen Bereich und eine
Reform des Dublin-Abkommens. Wir werden auch gemeinsam an einer Lösung auf
der Ebene verschiedener Regierungen und Staaten, die betroffen sind,
arbeiten. Das kann nur in diesem Rahmen stattfinden.

Frankreich und Deutschland versichern sich jetzt bilateral, dass all
diejenigen, die im Schengen-Raum registriert wurden, so schnell wie möglich
in dasjenige Land des Schengen-Raums zurückgeschickt werden können, in dem
sie zuerst registriert wurden. Da sind wir uns einig. Das heißt also "Ja",
auch was uns betrifft; das kann ich Ihnen hiermit bestätigen. Wir werden
mit all unseren Partnern weiterhin an diesen Themen arbeiten.

BK'in Merkel: Danke schön!

P Macron: Vielen Dank!

Montag, 18. Juni 2018
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BAYERN/4927: Sparkassen und Genossenschaftsbanken auf Rückzug (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 20. Juni 2018

Sparkassen und Genossenschaftsbanken auf dem Rückzug: Über 2.500 Filialen seit 2000 geschlossen

SPD-Abgeordneter Klaus Adelt warnt: Gefahr für die Struktur auf dem Land - Oberfranken am stärksten betroffen



Das Sterben von Bankfilialen nimmt im Freistaat dramatische Züge an. Seit dem Jahr 2000 wurden bayernweit 2.560 Niederlassungen allein von Sparkassen und Genossenschaftsbanken geschlossen. Das geht aus der Antwort des Innenministeriums auf eine Anfrage (Link unten) des SPD-Landtagsabgeordneten Klaus Adelt hervor. "Ich hatte zwar einen deutlichen Rückgang befürchtet. Das Ausmaß hat mich aber dann doch überrascht", betont der Sprecher der SPD-Landtagsfraktion für kommunale Daseinsvorsorge.

Bei den Sparkassen gibt es inzwischen 1.024 mit Mitarbeitern besetzte Filialen weniger. Im Jahr 2000 waren es noch 2.950. Das entspricht einem Rückgang von fast 35 Prozent. Bei den Genossenschaftsbanken ist die Entwicklung ähnlich. Hier ging die Zahl der Geschäftsstellen von 3.918 auf 2.382 zurück. Ein Minus von 1.536 Filialen. Das sind fast 40 Prozent Rückgang.

Am stärksten ist Oberfranken von der Ausdünnung des Sparkassen-Filialnetzes betroffen. Hier gingen seit dem Jahrtausendwechsel 47 Prozent aller mit Mitarbeitern besetzten Niederlassungen verloren. In Schwaben sind es 44 Prozent, in der Oberpfalz 42 Prozent. Am geringsten ist der Rückgang in Niederbayern (27 Prozent) und Oberbayern (28 Prozent). In Mittelfranken beträgt das Minus 30 Prozent, in Unterfranken 31 Prozent.

Adelt betont: "Es ist klar, dass die Unternehmenspolitik der Sparkassen sich einem sich verändernden Kundenverhalten, andauernder Niedrigzinspolitik und den Herausforderungen der Digitalisierung anpassen muss, ob das aber in dieser Radikalität erfolgen musste, darf hinterfragt werden."

Der Abgeordnete hat hier vor allem die Fusionen im Blick. Seit 2000 gab es 29 Fusionen, so dass sich die Zahl der Sparkassen in Bayern auf 65 reduzierte. Strukturpolitisch hält der SPD-Politiker das für bedenklich, denn mit jeder Fusion gehen meist Filialschließungen einher. Auch bei den Genossenschaftsbanken gab es zahlreiche Fusionen. Gab es im Jahr 2000 noch 481 Kreditinstitute, sind es 2017 nur noch 244. Ein Rückgang um die Hälfte.

"Natürlich kann man Onlinebanking machen, aber es darf nicht sein, dass der Kunde dazu gezwungen wird, weil er sonst keine anderen Möglichkeiten mehr hat. Die Sparkassen haben einen öffentlichen Versorgungsauftrag und dazu gehört es, dass sie im öffentlichen Interesse handeln und das Gemeinwohl zu beachten haben. Will heißen: Die Sparkassen müssen auch das große Ganze im Blick haben", mahnt Adelt an. "Es darf nicht sein, dass unter dem Deckmantel der Digitalisierung vorhandene Strukturen bis zum Geht-nicht-mehr ausgedünnt werden."

Denn die Gesamtentwicklung findet der SPD-Politiker mehr als bedenklich: "Seien es Bäcker, Metzger, Wirtshäuser, Supermärkte, Bank- oder Postfilialen. Bei allen gesellschaftsrelevanten Strukturen und Einrichtungen stehen im ländlichen Raum seit Jahren die Zeichen auf Rückzug. Diesen Trend müssen wir stoppen, sonst bringen uns die besten Förderprogramme nichts. Wir müssen die Strukturen in der Fläche erhalten. Das gilt auch für die Sparkassen."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3166: Bund und Land einig beim Thema Insektenschutz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 20. Juni 2018

Bund und Land einig beim Thema Insektenschutz



Zu den heute von der Bundesumweltministerin Svenja Schulze vorgestellten Eckpunkten für ein "Aktionsprogramm Insektenschutz" erklärt die agrar- und umweltpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Elisabeth Aßmann:

"Die vorgestellten Punkte sind ein Zeichen dafür, dass Einigkeit herrscht zwischen Bund und Mecklenburg-Vorpommern. Es ist unsere Aufgabe, über alle gesellschaftlichen und politischen Ebenen hinweg, entscheidende Schritte für mehr Artenvielfalt zu gehen und das Insektensterben zu stoppen. Deshalb hat der Landtag auf Antrag der SPD-Fraktion aus Mitteln des Strategiefonds 1 Mio. Euro für eine Insektenschutzstrategie bereitgestellt. Unser Ziel ist es, durch Anpflanzungen von Hecken und einheimischen Gehölzen Rückzugsmöglichkeiten für Insekten in der Fläche zu schaffen. Außerdem sollen technische Entwicklungen genutzt werden, um dafür zu sorgen, dass weniger Pflanzenschutzmittel eingesetzt werden und weniger Nährstoffe ungenutzt in Böden und Gewässer gelangen. So kann das Insektensterben gestoppt und umgekehrt werden. Insekten sind eine wichtige Voraussetzung für die gesamte Nahrungskette. Mit ihrer Bestäubungsleistung kommt den Insekten eine kaum zu überschätzende Bedeutung zu."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/4847: Wir lassen Menschen in Stunden der Not nicht alleine (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
20.06.2018

Wir lassen Menschen in Stunden der Not nicht alleine

Unwetterschäden Thema im Landtag



Im Rahmen einer Erklärung hat die rheinland-pfälzische
Ministerpräsidentin Malu Dreyer heute, am 20. Juni 2018, im Landtag
über die Unwetterschäden der vergangenen Wochen und die Hilfsmaßnahmen
des Landes berichtet. Dazu sagt der Parlamentarische Geschäftsführer
der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz, Marco Weber:

"Die Unwetter der vergangenen Wochen haben in vielen Regionen unseres
Landes zu teils katastrophalen Schäden geführt. Viele Tausend Menschen
und Unternehmen sind von den Unwetterschäden betroffen.

Im Angesicht der Verwüstungen aber hat sich eins gezeigt: Die Menschen
in Rheinland-Pfalz halten zusammen. Nur durch das Engagement der
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer konnte Schlimmeres verhindert
werden. Dank des Einsatzes der Vereine, Verbände, der Bürgerinnen und
Bürger konnten weitere Schäden abgewendet oder auch schon behoben
werden. Gleichermaßen gilt unser aller Dank den Feuerwehren und
Rettungskräften, die in vielen Tag- und Nachtschichten unermüdlichen
Einsatz gezeigt haben. Alle Helferinnen und Helfer haben sich um das
Wohl ihrer Heimat, ihrer Mitmenschen und des Landes Rheinland-Pfalz
verdient gemacht. Jede und jeder Einzelne kann auf seine Leistung der
vergangenen Wochen stolz sein.

Die Ampel-Regierung hat schnell gehandelt und finanzielle Hilfen
zugesichert. Mit zügig auf den Weg gebrachten Maßnahmen unterstützen
wir die besonders betroffenen Landkreise, kreisfreien Städte und
Privatpersonen bei der ersten unmittelbaren Schadensregulierung. Wir
lassen die Menschen in unserem Land in Stunden großer Not nicht
alleine."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

FDP Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208-3019, Fax: 06131 / 208-4022

E-Mail: info@fdp.landtag.rlp.de

Internet: https://www.fdp-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4846: Kita-Novelle der Landesregierung ist enttäuschend (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
19.06.2018

PK Bildungsministerin Hubig / Kindertagesstätten Gesetz

Simone Huth-Haage: Kita-Novelle der Landesregierung ist enttäuschend
und lässt viele Fragen offen



Die familienpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Simone
Huth-Haage, zeigt sich enttäuscht von der heute von der
Landesregierung vorgestellten Novelle des Kindertagesstätten Gesetzes

"Nach dieser langen Vorbereitungszeit hätten wir mehr erwartet. Von
den Ministerinnen Ahnen, Reiß und Alt und Hubig mehrfach angekündigt,
hat es 10 Jahre gedauert, bis die überfällige Gesetzesnovelle nun
endlich auf dem Tisch liegt. Durchgreifenden Verbesserungen bleiben
aus. Stattdessen stellen sich viele neue Fragen.

Denn wieder einmal drückt sich die Landesregierung davor, eigene
Landesmittel für eine echte Verbesserung der Finanzierung in die Hand
zu nehmen. Sie reicht lediglich Bundesmittel weiter, macht sich selbst
aber einen schlanken Fuß. Zudem wird der Betreuungsschlüssel genauso
wenig optimiert, wie die grundsätzliche Finanzierungsverteilung
zwischen den Trägern und dem Land.

Als besonders gefährlich kann sich die Abkehr von der gruppenbezogenen
Personalbemessung erweisen. Hier besteht die Gefahr, dass vor allem
ländlich geprägte Kindertagesstätten schlechter gestellt werden.

Außerdem ist zu bezweifeln, ob die Landesregierung mit diesem
Gesetzentwurf das Konnexitätsprinzip eingehalten hat.

Die CDU-Landtagsfraktion wird auch diesen Gesetzentwurf genau prüfen
und auf die Schwachstellen hinweisen. Denn unsere Kinder brauchen
bessere Betreuungsbedingungen, die Erzieherinnen ein besseres
Arbeitsumfeld und die Träger einen gerechteren Finanzierungsanteil."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4845: Kita-Zukunftsgesetz setzt neue Qualitätsmaßstäbe (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
19.06.2018

Kita-Zukunftsgesetz setzt neue Qualitätsmaßstäbe 

Es wird das modernste Gesetz bundesweit



Zum heute vorgestellten Entwurf eines "Kita-Zukunftsgesetz für
Rheinland-Pfalz" erklärt Bettina Brück, bildungspolitische Sprecherin
der SPD-Landtagsfraktion: "Das geplante Gesetz setzt neue
Qualitätsmaßstäbe. Es dürfte gar das modernste Kita-Gesetz bundesweit
sein. Der Gesetzentwurf beinhaltet etwa verbesserte
Partizipationsmöglichkeit für Eltern und den Einstieg in die
Kita-Sozialarbeit. Er sieht die Leitungsfreistellung innerhalb der
Kita vor sowie ein Sozialraumbudget und die Anpassung der
Betreuungszeit auf durchgehend sieben Stunden. Der Gesetzentwurf
schafft neuen Handlungsspielraum für die Kita-Akteure. Die hohe
Qualität der frühkindlichen Bildung und Betreuung in Rheinland-Pfalz
wird mit dem Kita-Zukunftsgesetz sichergestellt und ausgebaut. Nun
steht eins der wichtigsten Projekte aus dem Koalitionsvertrag der
Ampel-Koalition vor der Umsetzung."

Brück sagt weiter: "Als SPD-Fraktion werden wir den Entwurf des
Kita-Zukunftsgesetzes auswerten und das Gesetzgebungsverfahren in den
kommenden Monaten intensiv begleiten. Mit großem Interesse erwarten
wir die Rückmeldungen aus der Ministeriumsanhörung und freuen uns auf
die Diskussionen mit den Kita-Träger, den Kommunen, den Eltern und den
Gewerkschaften. Rheinland-Pfalz steht bundesweit für sehr gute
Bildung. Kindern wird hier von Anfang an qualitativ hochwertige
Bildung und Betreuung ermöglicht. Überdies ist in Rheinland-Pfalz die
Bildung von der Kita bis zur Uni gebührenfrei."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





EUROPA/1608: Deutsch-französisches Ministertreffen - umfassender Fahrplan für Weiterentwicklung der EU


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Deutsch-französisches Ministertreffen - umfassender Fahrplan für Weiterentwicklung der EU



Christian Petry, europapolitischer Sprecher:

In Meseberg haben sich Angela Merkel und Emmanuel Macron auf weitreichende Reformvorschläge für die Eurozone und die europäischen Institutionen geeinigt. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt das Reformpaket, das beim EU-Gipfel Ende kommender Woche mit den übrigen Mitgliedstaaten beraten werden wird.

"In einer Zeit, in der die Errungenschaften des geeinten Europas von nationalistischen, antieuropäischen Kräften infrage gestellt werden, ist die gestrige Erklärung der deutschen und der französischen Regierung ein gutes und richtiges pro-europäisches Signal.

Der Beschluss von Meseberg bildet die Grundlage, in den kommenden Monaten wegweisende Reformen für Europa auf den Weg zu bringen. Besonders die gemeinsame Position zur Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion ist dabei hervorzuheben. Deutschland und Frankreich werden mit einer Steuerangleichung im Bereich der Körperschaftssteuer vorangehen, dies wird europaweit Vorbildcharakter haben. Daneben werden sich beide Regierungen für die Vollendung der Europäischen Bankenunion und die Weiterentwicklung des in der Krise gegründeten ESM zu einem umfassenden, der Stabilität der Währungsunion dienenden Instrumentes einsetzen.

Deutschland und Frankreich sind der Geschichte Europas verpflichtet. Gerade in Zeiten, in denen sich die US-amerikanische Regierung vom transatlantischen Bekenntnis distanziert, muss es Aufgabe beider Staaten sein, aktiv für das Friedensprojekt Europa zu kämpfen. Die Erklärung von Meseberg bietet hierfür die richtige Diskussionsgrundlage. Es ist nun an der deutschen und der französischen Regierung, die europäischen Partner von der Notwendigkeit der diskutierten Vorschläge zu überzeugen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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AFRIKA/1421: Südafrika - Der Regierungs-Skandal um Guptagate (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 1, Januar/Februar 2018

Kein Ende abzusehen

Auch in Südafrikas Fernsehsektor hatten die Guptas ihre Finger im
Spiel

von Birgit Morgenrath



Der Regierungs-Skandal um Guptagate ist um ein weiteres Beispiel
reicher: Die Pay-TV-Firma MultiChoice hat angeblich den seit langem
anstehenden Wechsel vom analogen zum digitalem Fernsehen zum eigenen
Nutzen beeinflusst.



Alles begann mit den "Gupta-Leaks" Anfang Mai letzten Jahres. 200.000
E-Mails landeten bei südafrikanischen Enthüllungsjournalisten und
belegten das enge Verhältnis der indisch-stämmigen Familie Gupta zu
Staatschef Jacob Zuma und seiner Familie. Das verschaffte dem Clan
nicht nur lukrative Staatsaufträge, sondern auch enormen Einfluss auf
staatliche Institutionen und Personalentscheidungen des Präsidenten.


Der Deal mit der Ministerin

Im November 2017 rekonstruierten die Rechercheure anhand der
Gupta-Leaks einen bis dahin unbekannten Deal: Die Pay-TV-Firma
MultiChoice (MC) hatte im September 2015 ihre jährlichen Zahlungen an
den TV-Sender der Gupta-Familie ANN7 von 50 Mio. Rand (3,35 Mio. Euro)
auf das fast Dreifache von 141 Mio. (9,5 Mio. Euro) erhöht - plus
einer Einmalzahlung von 25 Mio. Rand (1,7 Mio. Euro). Dies geht aus
einer Vereinbarung zwischen den beiden Unternehmen hervor. Das
Schmiergeld ist eine Anerkennung für die Dienste der Guptas, eine
verschlüsselte Digitalisierung des Bezahlfernsehens zu verhindern.

Die Geschichte beginnt im Mai 2014, als Präsident Zuma die Kompetenz
für den Fernsehsektor vom Kommunikationsministerium unter Ministerin
Faith Muthambi an den damaligen Minister für Telekommunikation,
Siyabonga Cwele, transferiert - gegen die Interessen von MC, das in
Muthambi eine Vertreterin gegen die Verschlüsselung digitaler
TV-Programme sieht. Denn mit DStv, dem Mehrkanal-Bezahlfernsehen in
Afrika, kontrolliert MC 98 Prozent dieses Marktes. Kein anderer Sender
soll per Verschlüsselung mit neuem Bezahlfernsehen diese
Monopolstellung gefährden. MC will darum die Beschneidung von
Muthambis Zuständigkeiten rückgängig machen.

MC-Managerin Clarissa Mack schickt Mails mit Vorschlägen zu den
Kompetenzen der Ministerin bei der Gestaltung der Digitalisierung an
zwei Männer, die einen direkten Draht zum Präsidenten haben: an den
Gupta-Geschäftspartner Ashu Chawla und an Tony Gupta, den jüngsten der
drei Gupta-Brüder mit besten Verbindungen zu Zumas Sohn Duduzane, der
seit mehr als zehn Jahren als Direktor und/oder milliardenschwerer
Aktionär in Guptas Firmenimperium tätig ist. Auch er erhält Teile
dieser Mails. Im November 2014 macht der Präsident seine Entscheidung
rückgängig. Im September 2015, ein halbes Jahr nachdem Ministerin
Muthambi sich für unverschlüsselte Digitalempfänger und gegen eine
Verschlüsselung ausgesprochen hatte, fließen die erhöhten Gelder von
MC an den Gupta-Kanal ANN7.

Mit ihrer Empfehlung setzte sich die Ministerin über die offizielle,
auf dem ANC-Parteitag 2012 in Mangaung und später im Kabinett
beschlossene Politik einer verschlüsselten Digitalisierung des Pay-TVs
hinweg. Damit wollte die Partei Wettbewerb auf diesem Markt fördern,
schwarzen Unternehmern den Zugang in diesen Markt erleichtern und
Arbeitsplätze in der südafrikanischen Elektronikindustrie schaffen.
Überdies würden sich ärmere Schichten der Bevölkerung diese Art
Fernsehen eher leisten können.

Seit den Enthüllungen wird MC beschuldigt, die Anti-ANC-Entscheidung
"gekauft" zu haben. Ähnlich äußert sich auch Muthambis Vorgänger,
Ex-Minister Yunus Carrim. Er war 2014, nachdem er sich ausdrücklich
für die Verschlüsselung ausgesprochen hatte, entlassen und durch Faith
Muthambi ersetzt worden.

Auch der Boss der MC-Muttergesellschaft Naspers, Koos Bekker, soll an
dem Deal mitgewirkt haben. Die Investigativjournalisten von
amaBhungane veröffentlichten schon 2015 ein Memorandum Bekkers (von
2014) an das Management von MC. Darin erklärte er vertraulich, dass
Carrim nach den Wahlen 2014 nicht wieder als Kommunikationsminister
berufen werde. Womit er Recht behielt. Bis heute ist ungeklärt, wie er
an diese Information gelangt war.

Anfang Dezember 2017 erklärte Carrim gegenüber der Online-Zeitung
Daily Maverick, er sei schon nach der Kabinettsentscheidung für die
Verschlüsselung 2013 darüber informiert worden, dass "man" versuche,
ihn aus dem Amt zu entfernen. "Es wurde behauptet, dass zu den
Schlüsselfiguren der Kampagne gegen mich Offizielle der SABC (South
African Broadcast Corporation) und ihres Vorstands sowie Leute von MC
und Naspers gehörten."

Nachdem der Skandal aufgeflogen war, versuchte die MC-Geschäftsführung
ihre Einflussnahme und korrupten Beziehungen zu Ministerin Muthambi zu
verharmlosen: Es sei gängige Praxis, Nachrichtenkanäle, vor allem die
24-Stunden-Programme, für ihre Dienste zu bezahlen, hieß es in einer
Pressemitteilung. Die "Gebührenstruktur" von ANN7 entspreche den
Kosten für die Entwicklung und den Betrieb eines solchen Kanals. ANN7
sei definitiv nicht der am höchsten honorierte News-Kanal auf der
DStv-Plattform. Von den Mails der Ministerin an
Gupta-Familienmitglieder habe man nichts gewusst. Außerdem sei es
gängige Praxis des Big Business, bei der Regierung zu lobbyieren. "Wir
tauschen uns jeden einzelnen Tag mit der Regierung aus", sagte
Naspers-Chef Koos Bekker, "derzeit zum Beispiel in zehn politischen
Bereichen mit fünf Ministerien."

Inzwischen aber geben sich Naspers und MultiChoice reumütig. Anfang
Dezember 2017 erklärte Naspers, man werde den Vorwürfen in einer
internen Untersuchung durch den "Prüfungs- und Risiko-Ausschuss" auf
den Grund gehen. In wenigen Wochen werde ein Ergebnis vorliegen, ließ
MC am 21. Dezember verlauten.

Ministerin Faith Muthambi dementierte, von irgendjemandem in ihrer
Politik beeinflusst worden zu sein. Im März 2017 wechselte sie das
Ressort und ist nun Ministerin für Öffentliche Dienste und Verwaltung.


Der Deal mit der SABC

MC soll nicht nur über die Ministerin, sondern auch über die
öffentliche Radio- und Medienanstalt SABC versucht haben, die
Digitalisierungspolitik der Regierung in seinem Sinne zu beeinflussen.
Die größte Oppositionspartei, die Democratic Alliance (DA), enthüllte
Protokolle von Sitzungen des SABC-Vorstandes vom Juni 2013. Danach bot
MC an, der SABC jährlich 100 Mio. Rand (6,75 Mio. Euro) für ihren
Nachrichtenkanal SABC News auf DStv zu zahlen - im Tausch für
politischen Einfluss des öffentlichen Senders bei der Digitalisierung.
Diese Dokumente stammen aus einem parlamentarischen
Untersuchungsausschuss über die SABC Ende 2016.

Das soll auf einem geheimen Treffen zwischen dem damaligen technischen
Direktor der SABC, Hlaudi Motsoeneng, der Intendantin Ellen Tshabalala
und dem MC-CEO Imtiaz Patel verabredet worden sein, obwohl der
öffentliche Sender laut ANC-Politik gegen den privaten Sender
konkurrieren sollte. Sikonathi Mantshantsha, stellvertretender
Herausgeber der Financial Mail, erinnerte sich: "Ich habe mit Hlaudi
Motsoeneng gesprochen, als er noch bei der SABC tätig war. Er war
stolz auf diesen Deal, der ausschließlich MC Zugang zur
Regierungspolitik versprochen habe." Motsoeneng ist eine schillernde
Figur mit einer höchst zwielichtigen Karriere. Eine Ad-hoc-Kommission
des Parlaments hat festgestellt, dass die SABC unter Hlaudis Regime
irregulär 5,1 Mrd. Rand ausgegeben hat.

Auch Ex-Minister Yunus Carrim sagte dem Sender Eyewitness News: "Ich
habe keinerlei Zweifel daran, dass Naspers, insbesondere Herr Bekker
und MultiChoice, bei der Änderung der Regierungspolitik ein
entscheidendes Wörtchen mitgeredet haben. Diese Bestimmung in der
Vereinbarung zwischen MC und SABC, dass sich die Rundfunkanstalt für
das Verschwinden der Verschlüsselung einsetzt, wurde da hinein
geschrieben, um die Regierungspolitik zu beeinflussen."

Die SABC hatte diese Vorwürfe zunächst zurückgewiesen. Aber der im
Oktober 2017 eingesetzte neue SABC-Vorstand hat sich inzwischen von
den vermeintlichen Vorgängen distanziert. In einer Stellungnahme vom
November 2017 heißt es, die Veröffentlichung der Protokolle
"unterstreicht, warum die MultiChoice-Vereinbarung und die
dazugehörige Dokumentation an die Special Investigations Unit [Einheit
zur Ermittlung von Korruption] zur weiteren Untersuchung
weitergeleitet wurde." Die SABC wiederholte ihre "Verpflichtung zur
Unabhängigkeit von politischen und kommerziellen Interessen."


Konsequenzen lassen auf sich warten

Der neue Korruptionsskandal ist noch lange nicht ausgestanden.
MultiChoice und Naspers müssen Ermittlungen an mehreren Fronten
gewärtigen. Die DA hat von der Aufsichtsbehörde ICASA (Independent
Communications Authority) eine unabhängige Untersuchung gefordert.
Andere Oppositionsparteien fordern einen parlamentarischen
Untersuchungsausschuss, und der zuständige Vorsitzende des
ANC-Unterkommittes für Kommunikation und Medien, Jackson Mthembu,
sagte der Presse, auch die Vorwürfe, einige Minister hätten die
offizielle Regierungspolitik einfach übergangen, sollten geprüft
werden. Darüber hinaus wurde Anfang Dezember 2017 bekannt, dass die
US-amerikanische, auf Betrug an Verbrauchern und Investoren
spezialisierte Anwaltskanzlei Pomerantz Aktionäre von Naspers
aufforderte, sich zu melden, falls sie eine Sammelklage gegen Naspers
prüfen lassen möchten, etwa "ob Naspers und gewisse Offizielle sowie
Direktoren sich an Sicherheits-Betrug oder anderen ungesetzlichen
Geschäftspraktiken beteiligt haben".

Wenige Tage später ließ Naspers verlauten, "dass seine
hundertprozentige TV-Gesellschaft MultiChoice eine Untersuchung
eingeleitet hat, ob unzulässige Zahlungen an ANN7, einen
südafrikanischen Nachrichtenkanal im Besitz der Gupta-Familie, erfolgt
sind." Infolge dieser Pressemitteilung fielen Naspers amerikanische
Aktienzertifikate (herausgegeben von US-Banken zur Verbriefung von
Aktien ausländischer Gesellschaften) um rund 5,6 Prozent auf 51,60
US-Dollar.

Der letzte Parteitag des ANC schließlich beschloss Mitte Dezember
2017, die Regierung zu drängen, den Pay-TV-Markt endlich neu zu
strukturieren. Ursprünglich sollte dieser Prozess spätestens 2015
abgeschlossen sein. Nun, so Mthembu, sei die Frist auf Juni 2019
festgesetzt worden - ohne weitere Verlängerung.


KASTEN

MEDIENKONZERNE SÜDAFRIKAS

Naspers ist der größte Medienkonzern Afrikas. Das Unternehmen
wurde 1915 als "Nasionale Pers" in Kapstadt gegründet und hat seinen
Ursprung im burischen Nationalismus. Bis weit in die
1980er-Jahre verteidigte z.B. "De Burger" das Apartheid-System in
Kommentaren und Leitartikeln. Mitte der Achtzigerjahre stieg Nasionale
Pers in das in Südafrika noch junge Fernsehgeschäft ein und baute
zusammen mit anderen Medienkonzernen des Landes das Pay-TV-System
M-Net auf.

1993 wurde M-Net aufgeteilt: Ein Anteil am europäischen
Pay-TV-Service FilmNet, das Mobilfunkgeschäft, das
Ausstrahlungssystem und die Abonnentenverwaltung gingen in die neue
Firma MultiChoice Limited (MC) über. Das afrikanische Pay-TV-Geschäft
übernehmen mittlerweile die Tochtergesellschaften MultiChoice South
Africa (MCSA) und MultiChoice Africa (MCA). 1997 kam das
Online-Geschäft hinzu.

Ab 2001 begann Naspers unter dem CEO Koos Bekker
international zu expandieren, u.a. in Brasilien, China, Russland und
Südostasien. Mittlerweile ist Naspers in insgesamt 120 Ländern
aktiv. Außerdem beherrscht der Medienkonzern mit 80 Zeitungen und 70
Magazinen auch den Printmarkt in Südafrika. Koos Bekker trat im
April 2014 von der Unternehmensspitze zurück. Sein Nachfolger wurde
Bob van Dijk.

Naspers ist der Hauptaktionär von MultiChoice (MC), das
mit seinen Marken DStv, GOtv, M-Net, SuperSport und
Irdeto zehn Millionen Haushalte in 50 afrikanischen Ländern
erreicht. MC trägt maßgeblich zu den Gewinnen von
Naspers bei. Firmenchef ist seit 2013 Imtiaz Patel. Der
südafrikanische CEO ist Calvo Mawela.

DStv, Digital Satellite Television, ist das digitale
Mehrkanal-Bezahlfernsehangebot von MC in Afrika. Der Betrieb
begann 1995. Zum Empfang ist lediglich eine relativ kleine
Satellitenempfangsanlage nötig. In Südafrika können darüber die drei
öffentlich-rechtlichen Programme der South African Broadcasting
Corporation, SABC, sowie der Privatsender von e.tv
unverschlüsselt empfangen werden.

e.tv setzt sich für die Verschlüsselung des Digitalfernsehens
ein. Dazu bedarf es einer zusätzlichen sogenannten Set-Top-Box, STB,
zur Entschlüsselung der empfangenen Daten. Mit ihnen können auch alte,
analoge Fernseher digitale Signale empfangen. Falls eine solche
STB-Infrastuktur von der Regierung subventioniert würde, könnten neue
MC-Konkurrenten, wie etwa e.tv, ihrerseits bezahltes Fernsehen
anbieten.

 * 

Weitere Artikel in afrika süd Nr. 1, Januar/Februar 2018

EDITORIAL

VERMURKSTE VERSÖHNUNG

Ein Kommentar von Henning Melber zur Debatte um Entschädigung für den
Völkermord an den Ovaherero und Nama.

AKTUELL


SÜDAFRIKA

GESPALTENER ANC

Auf dem Parteitag des ANC im Dezember 2017 hat sich eine gespaltene
Partei gezeigt. Cyril Ramaphosa konnte sich knapp gegen das Zuma-Lager
durchsetzen. Von Lothar Berger

NEUANFANG MIT RAMAPHOSA?

Das Ende von Jacob Zuma als Präsident Südafrikas steht bevor. Wie ein
Neuanfang des ANC unter Ramaphosa aussehen könnte, darüber macht sich
Raymond Suttner seine Gedanken.

KEIN ENDE ABZUSEHEN

Der Regierungsskandal um Guptagate betrifft auch Südafrikas
Fernsehsektor. Birgit Morgenrath berichtet, wie die Pay-TV-Firma
MultiChoice den Wechsel zum analogen Fernsehen zu ihrem eigenen
Vorteil ausnutzte.

GEPLANTER URANBERGBAU VOR DEM AUS

Strenge Umweltgesetze und eine wachsame Öffentlichkeit haben die Pläne
der Bergbaufirma Pensinsula Energy durchkreuzt, Rechte für den
Uranabbau in der Karoo zu erhalten. Stefan Cramer über das Aus für den
Uranbergbau in Südafrika.

TAUCHEN NACH ABALONE: IM REVIER DES WEISSEN HAIS

Verarmte Bewohner in Gansbaai in der Westkap-Provinz riskieren ihr
Leben, um den illegalen Handel mit den streng geschützten Abalonen
(Seeschnecken) zu betreiben. Eine Reportage von Kimon de Greef.


NAMIBIA

GEINGOB FÜR 2018 GESTÄRKT

Der Swapo-Parteikongress hat die Führungsrolle von Namibias Präsident
Hage Geingob konsolidiert, wie Henning Melber berichtet.

FEMINISMUS IM MITTELPUNKT

Die Frauenorganisation Sister Namibia leistet Bewusstseinsarbeit und
Lobbying für Frauenrechte. Gertrude Eigelsreiter-Jashari hat die
Geschäftsführerin Vida da Voss Links interviewt.


SIMBABWE

DEN UNSICHTBAREN EINE STIMME GEBEN

Flawsome Soneni Gwizi kam mit einer Behinderung auf die Welt, doch die
mit einem Frauenpreis für Afrika ausgezeichnete Medienvertreterin
lässt sich dadurch nicht einschränken und ist tatkräftig engagiert.
Ein Portrait von Julia Müller.


ANGOLA

RÜCKENWIND FÜR KLEINBÄUERLICHE LANDWIRTSCHAFT

Der Diskurs von Angolas neuem Präsidenten ermutigt Landorganisationen,
wie Petra Aschoff bei einer Projektreise in zwei Provinzen erfahren
konnte.


OSTAFRIKA

VOM FREIHEITS- ZUM ÜBERLEBENSKAMPF

Die Tazara-Bahn auf der Suche nach einer neuen Erfolgsspur. Ein
Bericht von Tim Zajontz.


SÜDLICHES AFRIKA

ENERGIEWENDE FÜR ALLE!

Franziska Müller zeigt Perspektiven für Energietransitionen im
südlichen Afrika auf.


SÜDAFRIKA: KULTUR

LITERATUR AUF DER SPUR

Seit November 2017 ist das am Indischen Ozean gelegene Durban "Unesco
City of Literatur". Gisela Feurle begleitet uns auf einen
literarischen Ausflug durch die Metropole von KwaZulu-Natal.

DAS NEUE KUNSTMUSEUM IN KAPSTADT - EINE HERAUSFORDERUNG

Das Zeitz MOCAA - Museum für zeitgenössische afrikanische Kunst wurde
im September in Kapstadt eröffnet. Jürgen Langen stellt das
ambitionierte Museum vor.


SÜDLICHES AFRIKA

ES FEHLT DER MUT ZUR DEKOLONIALISIERUNG

Über das Humboldt-Forum und Deutschlands koloniale Amnesie macht sich
Jürgen Zimmerer seine Gedanken.


SÜDAFRIKA: MUSIK

BRING BACK...

Jürgen Langen zum zum Tod von Jazz-Legende Hugh Masekela.


SERVICE

REZENSIONEN
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LATEINAMERIKA/1785: Wahlanalyse - Der Uribismus kommt zurück nach Kolumbien (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Wahlanalyse: Der Uribismus kommt zurück

Von Paco Gómez Nadal



(Cali, 17. Juni 2018, colombia plural) - Iván Duque hat die zweite
Runde der Präsidentschaftswahlen gewonnen, unterstützt von der
gesamten Elite des Landes und dem Segen des Ex-Präsidenten
&Acute;lvaro Uribe, einer der kontroversesten und düstersten Figuren
in der jüngeren Geschichte Kolumbiens. Für Iván Duque stimmten 54
Prozent der Wähler*innen (10.373.080 Stimmen), für Gustavo Petro 42
Prozent (8.034.189 Stimmen). Etwas über vier Prozent gaben einen
leeren Stimmzettel ab (808.368 Stimmen). Der Wahlsieg von Iván Duque
ist jedoch nicht sein Verdienst, sondern zeigt, dass die
traditionellen Eliten nach 218 Jahren immer noch fest im Sattel der
Macht sitzen; dass sie die Institutionen weiterhin in Beschlag nehmen
und ihre Beziehungen weit in die Kreise der Wirtschaftsgrößen und
Lokalmächte hineinreichen.

Mit Iván Duque hat Álvaro Uribe es geschafft in Form eines
jüngeren, noch nicht so verbrauchten und wie es aussieht fügsamen
Kandidaten, wieder an die Macht zu gelangen. Gustavo Petro ist ohne
politische Maschinerie gegen die Allianz dieser Mächte angetreten, die
sich um Duque herum formiert hatte. Petro hatte die Massenmedien gegen
sich und die seit den 1970er Jahren eingeimpfte Doktrin gegen jede
linke Alternative war so stark wie nie zuvor. Nach dem Wahlsieg
verkündete der Ex-Bürgermeister von Bogotá, Jaime Castro, aus dem
Parteisitz Duques: "Dieses Ergebnis zeigt, dass der Kommunismus in
Kolumbien auf unfruchtbaren Boden fällt." Gibt es da noch etwas
hinzuzufügen?

Der Sieg von Duque zeigt auch, dass sich die Macht in Kolumbien vor
langer Zeit von der nördlichen Karibik-Achse auf die Zentral-Achse
verlagert hat: Im Departamento Antioquia hat Duque mit 50
Prozentpunkten Unterschied gewonnen. Während der ersten beiden
Regierungsperioden Uribes hatte sich hier eine chauvinistische und
patriotische Logik breit gemacht - Grundlage einer jeden externen oder
internen Kolonisierung. Jetzt zeigen sich die Resultate dieser
Kolonisierung und ihre Logik kehrt nun im Gewand einer aggressiven
Exekutive und einer extrem neoliberalen Wirtschaft zurück.




[image: Quelle: Marcha - http://www.marcha.org.ar/cuando-perder-es-mas-que-ganar-un-poco-comentarios-despues-de-las-elecciones-presidenciales-en-colombia/]
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Departamentos pro Petro

Die afro-kolumbianische Pazifikregion hat mit der Wahl gezeigt, dass
sie die Establishment-Regierungen nicht weiter unterstützt und Gustavo
Petro ihre Stimme gegeben. Neben dieser Region Kolumbiens, die so
unter dem Krieg gelitten hat und leidet, haben auch die Departamentos
Putumayo, Atlántico, Sucre und Vaupés für den linken
Präsidentschaftskandidaten Petro gestimmt. Und natürlich Bogotá, die
Stadt der Bürokratie und weit entfernt von den Lokalmächten. In den
Departamentos La Guajira, Córdoba, Bolívar und Amazonas hat Duque nur
sehr knappe Mehrheiten erhalten.

Auffällig ist, dass in der zweiten Runde der Präsidentschaftswahlen
ca. 500.000 Stimmen weniger als in der ersten Runde abgegeben wurden.
Wo sind die Wähler*innen hin, die für die Kandidaten der ersten Runde
noch abgestimmt hatten? Die Optimistischsten sehen den Rückgang der
Wahlbeteiligung in Zusammenhang mit der Fußballweltmeisterschaft; die
Scharfsinnigen aber weisen darauf hin, dass es da draußen Tausende
Kolumbianer*innen gibt, die der Aufforderung der rausgeflogenen
Präsidentschaftskandidaten Sergio Fajardo und Humberto de La Calle
sowie des Senators Jorge Robledo gefolgt sind, sich zu enthalten.

Der Kreis schließt sich mit diesen Wahlen. Uribe war ein nützlicher
Präsident für die Eliten, da er den Krieg aufs Maximum anheizteund die
Drecksarbeit übernahm, deren Auswirkungen später zumindest teilweise
ans Licht kamen (Paramilitärs, außergerichtliche Hinrichtungen,
Spionage, ...) und das alles zu einem relativ geringen Preis: einer
enorm hohe Korruption zu Lasten der Mehrheit der Bevölkerung. Juan
Manuel Santos, auch ein Mann des Uribismus, war ein nützlicher
Nachfolger hinsichtlich der Verhandlungen mit den FARC: Er hat
erreicht, dass die Guerilla einen rasanten Entwaffnungsprozess [2]
durchgeführt hat. Im Gegenzug verstieß die Regierung wiederholt gegen
das Abkommen [3]. Und zwar in allen Bereichen, die nicht die
Entwaffnung, Demobilisierung und gesellschaftliche Wiedereingliederung
betreffen.

In einer Kolumne, die in der New York Times veröffentlicht wurde, hieß
es: "Es ist an der Zeit, dass der Patriarch Uribe nun endlich den
Herbst des Lebens erreicht, damit Kolumbien die friedlichste Phase in
der Neueren Geschichte ohne Caudillos in die Wege leiten kann." Weiter
oben hieß es: "Die uribistische Politik basiert auf einer Mischung aus
staatlichem Paternalismus, Klientelismus und der Promiskuität zwischen
Exekutive, Judikative und hohen Funktionären, von denen einige
nachweislich korrupt sind".


Was uns erwartet

Nun ist der Patriarch zurück und mit ihm eine eindeutige Sicht auf die
Realität. Und mit Duque, dem ausführenden Organ des Patriarchen, wird
sich der Uribismus wahrscheinlich an der Justiz, den Medien und jenen
Politker*innen rächen, die im nicht in seinem Sinne, sondern zu
Gunsten des vermeintlichen "Verräters" und ehemaligen Zögling Uribes,
Juan Manuel Santos, gehandelt hatten. Die andere - eher
unwahrscheinliche - Möglichkeit ist, dass Duque rebellieren wird und
sich dem Club der "Verräter" [4] am Erbe des "unsterblichen" Uribe
anschließt. Wenn Duque seine angekündigten Wirtschaftspläne umsetzt,
wird es kein Entkommen aus dem neo-extraktivistischen Modell geben,
das keinen Wert schafft. Wenn er sein Versprechen hält, wird die
Umsetzung des Abkommens mit den FARC definitiv zum Stillstand kommen
und die Remilitarisierung beginnen. Die Gesprächsrunden mit der ELN
[5] sind auch zum Scheitern verurteilt. Die Auswirkungen der
Wahlergebnisse liegen auf der Hand. Wenn der neue Kongress am 20. Juli
das erste Mal tagt, werden wir sehen, ob Álvaro Uribe der neue
Präsident ist und damit seine Rückkehr bestätigt. Vorher wird sich
noch herausstellen, ob Santos sich bis zum 7. August 2018 wie der
Präsident der Republik benimmt oder nicht.

Es bleibt aber auch abzuwarten, wie Petro und die alternativen
Sektoren, die ihn umgeben, das immense politische Kapital, das sie in
der Wahlkampagne akkumuliert haben, in Wert setzen. Vor einigen
Monaten schien es noch undenkbar, dass eine progressive Position, ohne
jedwede Verankerung im Establishment, über acht Millionen Stimmen auf
sich vereinigen könne. In der Nacht des Wahlsonntags war aus den
Reihen von Colombia Humana (Menschliches Kolumbien) das Wort
"Widerstand" am häufigsten zu hören. Gustavo Petro wendete sich mit
Siegerstimme an seine Anhänger*innen und kündigte an, dass sie in die
Opposition gehen und dass "acht Millionen Kolumbianer*innen, die
Colombia Humana unterstützt haben, nicht zulassen werden, dass sie uns
den Krieg zurückbringen". Petro beklagte, dass "es Arme gibt, die es
weiterhin vorziehen Geld am Wahltag zu erhalten, statt die ungerechte
Situation im Land zu verändern." Und er schloss damit, dass "die
traditionelle politische Macht in Kolumbien in dieser Nacht gestorben
ist".

Bei den Wahlen 2019 auf lokaler und departamentaler Ebene haben die
alternativen Kräfte große Chancen Bürgermeister*innenämter und
wichtige Departamentos für sich zu gewinnen. Dort können sie ihre
Fähigkeiten unter Beweis zu stellen und die jahrzehntelang eingeimpfte
Angst vertreiben.


Anmerkungen:
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MARKT/2259: Lebensmitteleinzelhandel soll jetzt auf Speisefrühkartoffeln aus Deutschland umstellen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

LEH soll jetzt auf Speisefrühkartoffeln aus Deutschland umstellen!



Die Frühkartoffelsaison in Deutschland wurde im Ab-Hof-Verkauf und auf
den Wochenmärkten längst eingeläutet. Ab sofort stehen auch qualitativ
hochwertige Knollen für die Vermarktung im Lebensmitteleinzelhandel
(LEH) zur Verfügung. Die Regale in den Geschäften der Ketten sind beim
Frühkartoffelsortiment aber flächendeckend noch mit Importware aus
Ägypten, Israel oder Spanien gefüllt.

Die derzeitige Sortimentsgestaltung des LEHs ist bei Frühkartoffeln
eine Entscheidung gegen die vom Verbraucher gewünschte Regionalität
und gegen die heimischen Kartoffelerzeuger, die nicht nur rechtzeitig
liefern können, sondern die der Handel auch zur nachhaltigen und
lokalen Frühkartoffelproduktion angehalten hat. Die den Verbrauchern
gemachten Versprechen für mehr Regionalität werden aktuell - abgesehen
von einigen Lagerkartoffelangeboten - nicht erfüllt.

Der LEH stellt immer höhere Anforderungen an Produktion und Qualität.
Das treibt die Kosten in die Höhe. Die heimischen Erzeuger kommen den
Wünschen nach, sind aber auf verlässliche Partner angewiesen. Nur so
kann eine ökonomisch und ökologisch nachhaltige Produktion erfolgen.
Nach einem für Speisekartoffelerzeuger desaströsen Jahr 2017 sind
Absatzsicherheit und höhere Preise dringend notwendig.

Durch eine zeitnahe und umfangreiche Umstellung auf heimische
Frühkartoffeln kann der LEH seiner Verantwortung gegenüber den
deutschen Landwirten und den Qualitätsansprüchen der Verbraucher jetzt
nachkommen.

 * 
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MELDUNG/594: 100 Tage Bilanz der Landwirtschaftsministerin (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 19.06.2018

100 Tage Bilanz der Landwirtschaftsministerin:

Gesunde Ernährung, mehr Tierwohl, Digitalisierung



Am heutigen Dienstag hat die Bundesministerin für Ernährung und
Landwirtschaft, Julia Klöckner, ihre 100 Tage Bilanz vorgelegt und elf
Themenschwerpunkte hervorgehoben. Demnach legt Klöckner ihren Fokus auf
gesunde Ernährung mit Schwerpunkt Kinder- und Seniorenernährung, auf die
Wertschätzung der Lebensmittel und der Leistung der Landwirte. Auf der
Agenda für die Umsetzung der 100 Tage Projekte stehen unter anderem die
Steigerung des Tierwohls und eine Tierwohlkennzeichnung, mehr Schutz für
Bienen und Insekten und eine Reduktion von Pflanzenschutzmitteln. Bei der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) will Klöckner die Landwirte bei der
Bürokratie entlasten. Zudem wird es im Landwirtschaftsministerium künftig
einen Waldbeauftragten geben. "Die Weichen sind richtig gestellt für mehr
Tierwohl, gesunde Ernährung, den Ausgleich von Landwirtschaft und
Umweltschutz, starke ländliche Räume, Wertschätzung unserer Ressourcen und
der Leistung der Landwirte und für eine starke Gemeinsame Agrarpolitik",
erklärte Julia Klöckner.

Gesunde Ernährung

"Besonders wichtig ist mir, dass unsere Kinder gesund groß werden und sich
die Menschen gesund ernähren." Klöckner möchte dafür sorgen, dass gesunde
Ernährung zur Selbstverständlichkeit wird: Durch ein breites Angebot an
gesunden Lebensmitteln, die weniger Zucker, Fett und Salz enthalten. Daher
arbeitet sie mit Wirtschaftsverbänden an einer Innovationsstrategie für
Fertiglebensmittel. Zudem sollen auf Verpackungen Portionsangaben stehen,
die der Lebensrealität der Menschen entsprechen.

Tierwohl

Ein weiteres zentrales Thema ihrer ersten 100 Tage ist das Thema Tierwohl
und eine Tierwohlkennzeichnung. "Ich möchte, dass Deutschland Vorreiter
beim Tierwohl wird. Ich habe deshalb ein Gesetz zur Einführung der
Tierwohlkennzeichnung auf den Weg gebracht. Mein Ziel ist es, diese
Kennzeichnung so attraktiv wie möglich zu machen, damit viele Landwirte
teilnehmen und sich die Haltungsbedingungen der Nutztiere spürbar
verbessern", betont die Bundeslandwirtschaftsministerin.

Moderne und vielfältige Landwirtschaft in Deutschland

Mit ideologischen Grabenkämpfen zwischen Landwirtschaft und Umweltschutz
müsse Schluss sein, so Klöckner: "Mein Ziel ist eine flächendeckende,
bäuerliche, moderne und vielfältige Landwirtschaft in Deutschland und
Europa. Landwirtschaft muss profitabel sein und gleichzeitig den
gesellschaftlichen Anforderungen an Umwelt-, Klima- und Tierschutz
entsprechen. Zu einer modernen Landwirtschaft gehört auch die
Digitalisierung."

Ländliche Räume und Digitalisierung

Ein wesentlicher Schwerpunkt in den ersten 100 Tagen war auch der Start des
"Aktionsbündnisses Leben auf dem Land" mit dem Deutschen Landkreistag, dem
Deutschen Städte- und Gemeindebund, dem Zentralverband des Deutschen
Handwerks sowie dem Deutschen Industrie- und Handelskammertag. "Bei mir hat
der ländliche Raum eine Heimat", sagte Julia Klöckner. "Als zuständiges
Ministerium für die ländlichen Räume werden wir gemeinsam die Politik für
die ländlichen Räume gestalten und die Chancen der Digitalisierung nutzen."

Darüber hinaus hat die Bundesministerin in den ersten 100 Tagen unter
anderem einen Verordnungsentwurf zur Minimierung des Glyphosat-Einsatzes
vorgelegt, auf europäischer Ebene über die Gemeinsame Agrarpolitik
verhandelt, ein Kompetenzzentrum Wald und Holz ins Leben gerufen, und
bienenschädliche Neonikotionoide verboten.


Die gesamte Bilanz der ersten 100 Tage können Sie nachlesen unter:


www.bmel.de/100TageBilanz

 * 
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EUROPA/172: Erklärung von Meseberg (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

Erklärung von Meseberg

Das Versprechen Europas für Sicherheit und Wohlstand erneuern



Frankreich und Deutschland eint das gemeinsame Eintreten für das
europäische Projekt: ein demokratisches, souveränes und geeintes Europa,
das wettbewerbsfähig ist und die Grundlage für Wohlstand bietet, ein
Europa, das sein Wirtschafts- und Sozialmodell sowie seine kulturelle
Vielfalt verteidigt, ein Europa, das auf der Grundlage der gemeinsamen
Werte des Pluralismus, der Solidarität und der Gerechtigkeit für eine
offene Gesellschaft eintritt, die Rechtsstaatlichkeit überall in Europa
aufrechterhält und sie im Ausland fördert, ein Europa, das bereit ist,
seine internationale Rolle zur Geltung zu bringen, um Frieden, Sicherheit
und nachhaltige Entwicklung zu fördern und bei der Bekämpfung des
Klimawandels eine Führungsrolle einzunehmen, und ein Europa, das die
Herausforderung der Migration erfolgreich angeht.

Bei der Reform Europas sollten wir auf die Stimmen unserer Bürger hören.
Frankreich und Deutschland sind daher entschlossen, die Bürgerkonferenzen
zu Europa fortzusetzen, um die demokratische Debatte im Vorfeld der
kommenden Europawahl in Gang zu halten.

Frankreich und Deutschland sind fest entschlossen, die Errungenschaften der
Europäischen Union nicht nur zu bewahren, sondern auch ihre Zusammenarbeit
innerhalb der Europäischen Union weiter zu stärken, wobei sie fortwährend
dafür Sorge tragen wollen, die Einheit der Mitgliedstaaten und die
Leistungsfähigkeit der Union sicherzustellen. Die Europäische Union wird
ihren Werten treu bleiben, sich für den Schutz der Menschenrechte
starkmachen und den Multilateralismus entschieden verteidigen, reformieren
und stärken.

Die EU steht heute vor existenziellen Herausforderungen. Hierzu zählen die
Migration, ein sich veränderndes Sicherheitsumfeld, Wettbewerbsfähigkeit
und Innovation, die digitale Revolution sowie die Notwendigkeit, das 
Euro-Währungsgebiet widerstandsfähiger und stabiler zu machen und den
Klimaschutz voranzubringen. Frankreich und Deutschland teilen die
Überzeugung, dass die einzig angemessene Antwort auf diese
Herausforderungen in der europäischen Zusammenarbeit liegt. Rein nationale
und unabgestimmte Maßnahmen führen nur zu Misserfolg und Entzweiung.

Um unsere europäische Kooperation in einer starken bilateralen
Zusammenarbeit zu verankern, werden Frankreich und Deutschland bis Ende
2018 einen neuen Élysée-Vertrag ausarbeiten, wobei sie das Ziel leitet,
ihre wirtschaftliche, soziale und steuerliche Angleichung voranzubringen,
neue Instrumente für ihre grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu entwickeln
und ihre Verpflichtung zu erneuern, das Erlernen der jeweiligen
Partnersprache zu fördern und zu erleichtern.

Im Lichte dessen haben Frankreich und Deutschland heute in Meseberg
beschlossen:

Außenpolitik, Sicherheit und Verteidigung

- neue Möglichkeiten zu prüfen, wie die EU-Entscheidungsfindung in unserer
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik beschleunigt und effizienter
gemacht werden kann. Wir brauchen eine europäische Debatte über neue
Formate, zum Beispiel einen EU Sicherheitsrat, und über Möglichkeiten einer
engeren Abstimmung innerhalb der EU und in externen Foren. Ferner sollten
wir im Rahmen einer breiteren Debatte über Mehrheitsentscheidungen in
EU-Politikfeldern Möglichkeiten der Nutzung von Mehrheitsentscheidungen im
Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik prüfen.

- die Chance ihrer gemeinsamen Mitgliedschaft im VN-Sicherheitsrat für
gemeinsame Initiativen zu nutzen, auch im Bereich der Konfliktverhütung,
und die EU-Koordination in Bezug auf VN Angelegenheiten zu verstärken.
- zu unterstreichen, wie wichtig es ist, die Herausbildung einer
gemeinsamen strategischen Kultur durch die Europäische
Interventionsinitiative weiterzuentwickeln, die so eng wie möglich mit der
SSZ verknüpft wird.

- die gemeinsamen Bemühungen um die Entwicklung militärischer Fähigkeiten
weiterzuführen, insbesondere im Hinblick auf das Main Ground Combat System
(MGCS) und das Future Combat Aerial System (FCAS).

- die Europäische Kommission erneut mit Nachdruck aufzurufen, rasch
gesetzgeberische Maßnahmen auf EU-Ebene vorzulegen, mit denen illegale
Inhalte im Internet, die den Terrorismus fördern, bekämpft werden
können.

- ihre Bemühungen gemeinsam mit der Ukraine und Russland im
Normandie-Format fortzusetzen, um die Umsetzung der Vereinbarungen von
Minsk zu erleichtern, damit die Lage in der Ostukraine stabilisiert und die
territoriale Integrität der Ukraine gewahrt wird.

- Fortschritte zu einer besser integrierten europäischen Verteidigung zu
erzielen, die alle zivilen und militärischen Gesichtspunkte und Mittel der
Krisenbewältigung der EU einschließt.

Entwicklung, Migration und Asyl

- sich für den raschen Neustart einer umfassenden Migrationsagenda
einzusetzen, die folgende drei Pfeiler umfasst: (i) im Außenverhältnis
stärkere Unterstützung von und Zusammenarbeit mit Herkunfts- und
Transitländern, aufbauend auf bestehenden Beispielen der Zusammenarbeit und
Partnerschaften wie der Erklärung EU-Türkei, um zu vermeiden, dass Menschen
in Richtung Europa aufbrechen, um die illegale Migration zu bekämpfen und
den Rückkehrprozess zu beschleunigen; (ii) an den EU-Grenzen verbesserter
Schutz der europäischen Außengrenzen durch eine anspruchsvolle Verstärkung
des Personals sowie des Mandats von Frontex; (iii) im Innenverhältnis ein
Gemeinsames Europäisches Asylsystem, das krisenfest ist und einen fairen
Kompromiss zwischen Verantwortung und Solidarität sicherstellt.

- europäische Lösungen zu verfolgen, die heute wichtiger denn je sind.
Einseitige, unkoordinierte Maßnahmen werden Europa spalten, seine
Bevölkerungen entzweien und das Schengen-System gefährden. Begännen die
Mitgliedstaaten einseitig zu handeln, so würde dies insgesamt zu einem
Anstieg der Migration nach Europa führen. Wenn man den Herausforderungen
der Migration wirksam gerecht werden will, müssen alle Mitgliedstaaten und
die EU-Institutionen gemeinsam handeln.

- die Sekundärmigration innerhalb der EU gemeinsam und entschieden zu
bekämpfen, insbesondere indem Anreize für Sekundärmigration in der neuen
Dublin-Verordnung verringert werden, jedoch auch durch Stärkung der
Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten mit dem Ziel, unter anderem zu
verhindern, dass registrierte Asylsuchende in andere Länder kommen, und
eine rasche Überstellung an und Rückübernahme durch die zuständigen
Mitgliedstaaten sicherzustellen.

- zwei wesentliche Reformen vorzuschlagen, die über die kurzfristige
Perspektive hinausreichen: (i) aufbauend auf der bestehenden Frontex eine
echte europäische Grenzpolizei zu schaffen und (ii) ein Europäisches
Asylbüro einzurichten, das die Asylpraxis in den Mitgliedstaaten
harmonisiert und für Asylverfahren an den Außengrenzen zuständig ist.

- weiterhin mit Nachdruck eine enge Sicherheits- und
Entwicklungspartnerschaft mit Afrika als vordringliche Priorität
anzustreben.

- rasch eine hochrangige Gruppe der "Weisen" zur europäischen
Finanzarchitektur für Entwicklung (insbesondere im Hinblick auf die
jeweiligen Rollen von EIB und EBWE) einzusetzen, um dem Europäischen Rat im
Dezember Vorschläge vorzulegen.

Wettbewerbsfähigkeit, Wirtschaftspolitik

- die Verbindung zwischen den Strukturfonds und der wirtschaftspolitischen
Koordination weiterzuentwickeln und die wirtschaftliche, soziale und
steuerliche Angleichung zu stärken.

- eine neue mittel- bis langfristige strategische Perspektive für
nachhaltiges Wachstum und Beschäftigung auf europäischer Ebene durch
innovationsfreundliche Rechtsvorschriften, eine weitere Vertiefung des
EU-Binnenmarkts und die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie
auf Weltniveau zu erarbeiten.

- ihr Festhalten an offenen Märkten, am Multilateralismus und an einer
ehrgeizigen EU Handelspolitik zu bekräftigen.

- die Europäische Kommission bei der Erarbeitung von Lösungen zur
Modernisierung des multilateralen Handelssystems zu unterstützen,
insbesondere mit Blick auf eine Stärkung der Disziplinierungen bezüglich
marktverzerrender Praktiken und der Wiederherstellung der uneingeschränkten
Streitbeilegungsfunktion der WTO.

Besteuerung

- die tatsächliche Steuerangleichung zwischen Frankreich und Deutschland im
Bereich der Körperschaftssteuer einzuführen. Beide Länder haben sich auf
einen gemeinsamen Standpunkt zum Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie
zur Einführung einer Gemeinsamen Körperschaftssteuer-Bemessungsgrundlage
geeinigt: Wir werden diesen gemeinsam unterstützen, um das europäische
Projekt zur Harmonisierung der Körperschaftssteuer-Bemessungsgrundlage in
Europa zu fördern und zu beschleunigen.

- eine EU-Einigung über eine faire Besteuerung der digitalen Wirtschaft bis
Ende 2018 herbeizuführen.

WWU

- Zur Sicherstellung einer starken Wirtschaft braucht die Europäische Union
eine starke Währungsunion. Diese Währung ist der Euro, die allen
Mitgliedstaaten offensteht und die nahezu alle Mitgliedstaaten in
Übereinstimmung mit den EU-Verträgen einführen wollen. Eine gemeinsame
Währung zieht spezifische Notwendigkeiten in Hinblick auf wirtschaftliche
Abstimmung und Integration nach sich.

Infolgedessen haben Frankreich und Deutschland beschlossen, zentrale
Maßnahmen im Rahmen des folgenden Fahrplans vorzuschlagen, um die Eurozone
weiter zu stärken und zu vertiefen und sie zu einer echten Wirtschaftsunion
zu machen.

Europäischer Stabilitätsmechanismus (ESM) 

Als ersten Schritt müssen wir den zwischenstaatlichen ESM-Vertrag ändern,
um ein gemeinsames Auffanginstrument zu integrieren, die Wirksamkeit von
Vorsorgeinstrumenten für die Mitgliedstaaten zu verbessern und seine Rolle
bei der Bewertung und Überwachung zukünftiger Programme zu stärken. In
einem zweiten Schritt können wir dann die Einbindung des ESM in EU-Recht
gewährleisten, wobei seine zentralen Steuerungselemente bewahrt werden.
Ferner sollte an einem angemessenen Rahmenwerk für die Deckung des
Liquiditätsbedarfs im Abwicklungsfall gearbeitet werden.

Konditionalität bleibt ein grundlegendes Prinzip des ESM-Vertrags und aller
ESM-Instrumente, jedoch in Anpassung an das jeweilige Instrument.
Wir erinnern daran, dass jeder Beschluss zur Bereitstellung von
ESM-Stabilitätshilfe an einen Mitgliedstaat der Eurozone eine
Schuldentragfähigkeitsanalyse (DSA) umfasst.

Um das bestehende Rahmenwerk zur Förderung der Schuldentragfähigkeit zu
verbessern und ihre Wirksamkeit zu steigern, sollten wir damit beginnen, an
der möglichen Einführung von Euro Umschuldungsklauseln mit einstufiger
Aggregation zu arbeiten. Der ESM kann, sofern angemessen, in Anlehnung an
die IWF Praxis den Dialog zwischen den Mitgliedstaaten und privaten
Investoren erleichtern.

Der ESM sollte eine stärkere Rolle bei der Konzeption und Überwachung von
Programmen in enger Zusammenarbeit mit der Kommission und in Verbindung mit
der Europäischen Zentralbank (EZB) sowie auf der Grundlage eines zwischen
der Kommission und dem ESM auszuhandelnden Kompromisses spielen. Er sollte
über die Fähigkeit verfügen, die gesamtwirtschaftliche Lage in den
Mitgliedstaaten zu beurteilen, und damit zur Krisenverhütung beitragen. Das
sollte unter vollständiger Achtung der Verträge und ohne die Rolle der
Kommission zu spiegeln geschehen.

Wann immer ein Mitgliedstaat die Finanzhilfe des ESM beantragt, kann er
auch Finanzhilfe vom IWF beantragen.

Der ESM könnte umbenannt werden.

ESM-Kreditrahmen

Wir sollten bereits bestehende Vorsorgeinstrumente wirksamer gestalten, um
Stabilisierung zu gewährleisten. Eine solche Unterstützung müsste die
Konditionalität einschließen.

Als weitere Entwicklung der vorsorglichen bedingten Kreditlinie des ESM
(PCCL) könnte Unterstützung in Anspruch genommen werden im Falle des
Risikos von Liquiditätsengpässen, wenn die Gefahr besteht, dass 
ESM-Mitglieder nach und nach den Zugang zu Märkten verlieren, wobei keine
Notwendigkeit für ein komplettes Programm besteht.

Wir werden einen Prozess auf den Weg bringen, um bis Dezember eine
Absichtserklärung (term sheet) zu finalisieren.

Bankenunion

Im Hinblick auf die Bankenunion wurde im Fahrplan des Rates (Wirtschaft und
Finanzen) vom Juni 2016 anerkannt, dass weitere Maßnahmen ergriffen werden
müssen in Bezug auf Risikominderung und Risikoteilung im Finanzsektor in
der jeweiligen Sequenz, bezüglich notleidender Kredite,
Insolvenzregelungen, Bankenpakete und Bekämpfung der Geldwäsche.

Auffangmechanismus

Der ESM sollte als Auffangmechanismus für den einheitlichen
Abwicklungsfonds dienen. Er sollte in Form eines Kreditrahmens zur
Verfügung gestellt werden. Auf der Grundlage einer ausreichenden
Risikominderung sollte er vor 2024 in Kraft treten.

Der Umfang des Auffangmechanismus sollte etwa dem des einheitlichen
Abwicklungsfonds entsprechen, jedoch nicht größer sein. Der
Auffangmechanismus sollte das Instrument der direkten Rekapitalisierung
ersetzen.

Mittelfristige Steuerneutralität wird insbesondere durch Rückzahlung der
gemeinsamen Auffangmittel über außerordentliche nachträgliche Beiträge
durch den Bankensektor innerhalb von drei Jahren mit einer möglichen
Verlängerung von zwei Jahren sichergestellt.

Unter der Voraussetzung ausreichender Fortschritte in allen einschlägigen
Bereichen der Risikominderung, was von den zuständigen Stellen (Kommission,
einheitlicher Aufsichtsmechanismus SSM und einheitlicher
Abwicklungsausschuss SRB) zu prüfen ist, sollte das Inkrafttreten des
Auffangmechanismus auf einen Zeitpunkt vor 2024 vorgezogen werden. 2020
werden die zuständigen Stellen einen Bericht über die Entwicklung
notleidender Kredite und den Aufbau nachrangiger Bail in Puffer vorlegen.
Auf dieser Grundlage und sofern die Risikominderung zufriedenstellend
ausfällt, sollte die endgültige Entscheidung über ein beschleunigtes
Inkrafttreten des Auffangmechanismus durch die Eurogruppe/den Rat
(Wirtschaft und Finanzen)/den Europäischen Rat getroffen werden.
Wir werden den Umfang des einheitlichen Abwicklungsfonds im Kontext der
Ende 2018 erfolgenden Prüfung einschätzen und die Notwendigkeit beurteilen,
die zwischenstaatliche Vereinbarung mit Blick auf den voraussichtlichen
Auffangmechanismus zu überprüfen.

Auf der Grundlage der in der entsprechenden Fachgruppe bisher geleisteten
Arbeit sollte bis Dezember 2018 eine Absichtserklärung (term sheet) mit den
genauen Merkmalen des Auffangmechanismus für den einheitlichen
Abwicklungsfonds zur politischen Beschlussfassung ausgearbeitet
werden.

EDIS

Wir bekräftigen, wie wichtig es ist, die Bankenunion zu stärken, mit dem
Ziel, diese zu vollenden. Das bedeutet, zu allen Elementen des Fahrplans
des Rates (Wirtschaft und Finanzen) vom Juni 2016, sowohl Risikominderung
als auch Risikoteilung in der jeweiligen Sequenz. Die Arbeit an einem
Fahrplan für die Aufnahme politischer Verhandlungen über EDIS könnte nach
dem Europäischen Rat im Juni begonnen werden.

Kapitalmarktunion

Wir sind entschlossen, entschiedene Fortschritte hin zu einer
Kapitalmarktunion hinsichtlich aller von unseren Finanzministern
abgestimmten Einzelpunkte zu erzielen.

Haushalt für die Eurozone

Wir schlagen vor, beginnend im Jahr 2021 im Rahmen der Europäischen Union
einen Haushalt für die Eurozone aufzustellen, um die Wettbewerbsfähigkeit,
Annäherung und Stabilisierung in der Eurozone zu fördern.

Bei Entscheidungen hinsichtlich der Finanzierung sollten die Verhandlungen
über den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen berücksichtigt werden. Die
Mittel würden sowohl aus nationalen Beiträgen, aus Steuereinnahmen und aus
europäischen Mitteln kommen.

Der Haushalt für die Eurozone würde auf mehrjähriger Basis festgelegt.
Der Haushalt für die Eurozone dient der Wettbewerbsfähigkeit und der
Annäherung, was durch Investitionen in Innovationen und Humankapital
erreicht wird. Aus ihm könnten neue Investitionen finanziert werden und er
könnte nationale Ausgaben ersetzen.

Wir werden das Thema eines Europäischen Stabilisierungsfonds für
Arbeitslosigkeit prüfen, für den Fall schwerer Wirtschaftskrisen, ohne dass
es zu Transferzahlungen kommt. Frankreich und Deutschland werden eine
Arbeitsgruppe einrichten, die bis zum Europäischen Rat im Dezember 2018
konkrete Vorschläge vorlegt.

Strategische Beschlüsse zum Haushalt für die Eurozone werden von den
Staaten der Eurozone getroffen. Entscheidungen über Ausgaben sollten durch
die Europäische Kommission durchgeführt werden.

Forschung, Innovation, Hochschulbildung, Digitales und Raumfahrt

- gemeinsam die baldige Einrichtung eines Pilotprojekts zu fördern, das
bahnbrechende Innovationen innerhalb des verbleibenden Zeitraums von
Horizont 2020 finanziert, und außerdem bilateral zu kooperieren.

- ein gemeinsames deutsch-französisches Zentrum für Forschung zur
Künstlichen Intelligenz einzurichten. 

- daran zu arbeiten, rasch die ersten "europäischen Universitäten"
einzurichten, die zunächst in Form von bottom-up-Netzwerken von
Universitäten in der gesamten EU bestehen.

- eine Arbeitsgruppe einzusetzen, die Vorschläge macht, wie die EU die
richtigen Antworten auf neue Herausforderungen in der Weltraumpolitik und
Raumfahrtindustrie (insbesondere "NewSpace") geben kann.

- im Bereich der Trägersysteme ihre uneingeschränkte Unterstützung für das
Ariane 6 Programm der Europäischen Weltraumorganisation zu bekräftigen.

Klima

- sich dazu zu verpflichten, das Übereinkommen von Paris auf allen Ebenen
ehrgeizig umzusetzen und die weltweiten Bemühungen im Wege des
Multilateralismus zu intensivieren; in diesem Zusammenhang hat der
Petersberger Klimadialog ein starkes Signal ausgesandt.

- eine EU-Strategie 2050 zum langfristigen Übergang zur
Kohlenstoffneutralität zu entwickeln, die nicht nur eine Notwendigkeit ist,
sondern auch eine wirtschaftliche Chance darstellt.

- sicherzustellen, dass die EU auf der COP24 neue Verpflichtungen eingeht,
ihre national festgelegten Beiträge (NDC) bis Anfang 2020 zu aktualisieren
und dabei mögliche sektorale Emissionsminderungen durch gegenwärtige oder
zukünftige Übereinkünfte auf EU-Ebene zu berücksichtigen.

- eine gemeinsame interministerielle hochrangige Arbeitsgruppe zum
Klimawandel einzusetzen, um die Zusammenarbeit an diesem Querschnittsthema
zu intensivieren und gemeinsame Auffassungen zur Energiewende sowie
Instrumente zur Freisetzung nachhaltiger finanzieller und wirtschaftlicher
Anreize zu entwickeln, was auch das Thema Bepreisung von
Kohlenstoffemissionen umfasst.

Reform der EU-Institutionen

- daran zu arbeiten, dass die Europäische Kommission weniger
Kommissionsmitglieder hat, als es Mitgliedstaaten gibt, wie dies im Vertrag
von Lissabon vorgesehen ist.

- ab 2024 länderübergreifende Listen für die Europawahl vorzusehen.

 * 
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STANDPUNKT/773: Regierungskrise oder Erpressung auf dem Rücken von Flüchtlingen (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
19. Juni 2018

Regierungskrise oder Erpressung auf dem Rücken von Flüchtlingen



Im Streit der Unionsparteien ist der große Knall ausgeblieben. Die
Kanzlerin bekam die geforderten 14 Tage eingeräumt, um doch noch eine
"europäische Lösung" zu erwirken. Ein Ende der Regierung Merkel schien
zuvor in greifbarer Nähe. Weder der CSU-Innenminister noch die
CDU-Kanzlerin würden von ihren gegensätzlichen Positionen abgehen, hieß es.

Stimmt das? Auch eine andere Lesart ist möglich und wir halten sie für
wahrscheinlich: Seehofer und Merkel spielen im Prinzip zusammen. Die CSU
hat die Aufgabe, für Merkel den Druck auf die EU-Ebene zu erhöhen -
niemand, auch die CSU nicht, will das Dublin-Abkommen unterlaufen, sondern
es im Gegenteil umsetzen. Das heißt aber auch: Merkel-Deutschland greift
via Flüchtlingsdebatte wieder in die nationale Souveränität anderer
EU-Staaten ein. Und Seehofer liefert die Drohkulisse, die den EU-Ländern
sagen soll: Achtung - wenn ihr euch nicht an der Flüchtlingsverteilung nach
"EU-Richtlinien" beteiligt, haben wir bei uns in der Regierung "Hardliner",
die dann einfach die Grenzen dicht machen für Flüchtlinge mit Asylanträgen
in anderen Ländern oder ohne Papiere.

Beide Linien sind reaktionär, weil sie auf die eine oder andere Seite einen
rechtlosen Zustand (also Willkür) befördern und eine Erpressung anderer 
EU-Länder sind. Nichts von beiden ist hingegen mehr oder weniger human für die
Geflüchteten. Menschlich wäre es, wenn die EU ihre Sanktionen gegen Syrien
aussetzt, Wiederaufbauhilfe leistet, Druck auf die NATO-Partner erzeugt,
aus dem Nahen Osten abzuziehen, und die Auslandseinsätze der Bundesrepublik
beendet.

Wir schlagen als Kommunistische Partei unseres Landes eine Alternative vor:
Die Forderung der Friedensbewegung "Abrüsten statt Aufrüsten" muss zu einer
mehr und mehr Menschen erfassenden Losung werden. Damit kann die soziale
und politische Offensive der reaktionärsten Teile des deutschen
Großkapitals und seiner politischen Hilfstruppen gestoppt werden. Die
Solidarität der arbeitenden Menschen in Europa, unabhängig von
Nationalität, Religion und Hautfarbe, muss zu einer gemeinsamen Kraft gegen
Krieg, Aufrüstung und soziale Demontage und die Macht des nationalen wie
des internationalen Kapitals werden.

Die Vorsitzenden der Deutschen Kommunistischen Partei

Patrik Köbele, Wera Richter, Dr. Hans-Peter Brenner

 * 
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MELDUNG/271: Weltflüchtlingstag - 30 Millionen Kinder auf Flucht vor Konflikten (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

New York/Köln, 20. Juni 2018

Weltflüchtlingstag - 30 Millionen Kinder auf Flucht vor Konflikten

Astronaut und UNICEF-Botschafter Alexander Gerst unterstützt bundesweite
Aktion #träumesindgrenzenlos



Rund 30 Millionen Kinder und Jugendliche weltweit sind laut UNICEF im
eigenen Land oder über Landesgrenzen hinweg auf der Flucht vor Konflikten -
mehr als jemals zuvor seit dem Zweiten Weltkrieg. Über die Hälfte aller
Menschen mit Flüchtlingsstatus sind Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren.
Das UN-Kinderhilfswerk UNICEF ruft die Regierungen anlässlich des heutigen
Weltflüchtlingstags dazu auf, geflüchtete Kinder besser zu versorgen und zu
schützen sowie langfristige Lösungen zu erarbeiten, um ihr Wohlergehen zu
sichern.

"Am Weltflüchtlingstag ist es wichtig, sich die Gefahren und
Herausforderungen vor Augen zu führen, denen diese Kinder täglich
begegnen", sagte der Leiter der weltweiten Nothilfe-Programme von UNICEF,
Manuel Fontaine. "In der Fremde - unabhängig davon, ob sie geflüchtet sind,
Asylbewerber oder Binnenvertriebene - sind sie häufig großen Gefahren für
ihre Sicherheit und Gesundheit ausgesetzt. Darüber hinaus gibt es große
Hürden beim Zugang beispielsweise zu Bildung und Hilfen, die für ihre
Entwicklung nötig sind. Diese Kinder brauchen mehr als einen Erinnerungstag
- sie brauchen Hoffnung, Chancen und Schutz."

Zur Zeit werden auf internationaler Ebene zwei politische Rahmenwerke, so
genannte "Global Compacts", für den Umgang mit Flucht und Migration
erarbeitet. UNICEF setzt sich bei den Verhandlungen dafür ein, dass der
Schutz und die Unterstützung von Kindern und Jugendlichen dabei höchste
Priorität erhalten.

Auch die Zahl der Kinder und Jugendlichen, die allein auf den Flucht- und
Migrationsrouten unterwegs sind, ist so hoch wie nie: Mindestens 300.000
unbegleitete oder von ihren Eltern getrennte Minderjährige wurden 2015 bis
2016 in 80 Ländern registriert. Das waren fünf Mal so viele wie im Zeitraum
2010 bis 2011. Ihre tatsächliche Zahl liegt vermutlich noch deutlich höher.
Unbegleitete Mädchen und Jungen werden häufig Opfer von Menschenhandel,
Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch. Rund 28 Prozent aller Opfer von
Menschenhandel sind unter 18 Jahren alt.

Neue bundesweite Aktion "Träume sind grenzenlos"

Am Weltflüchtlingstag startet UNICEF die neue bundesweite
Aktion #träumesindgrenzenlos. Ehrenamtliche Teams in ganz Deutschland
sprechen in den nächsten Wochen Menschen auf der Straße und über Social
Media an und bitten sie, sich ihre persönlichen Träume vor Augen zu führen
und mit denen von geflüchteten Kindern aus aller Welt zu vergleichen. Mit
der Aktion möchte UNICEF für Solidarität mit geflüchteten und migrierten
Kindern werben.

UNICEF-Botschafter Alexander Gerst, zur Zeit auf der Internationalen
Raumstation ISS, ruft vom All aus zur Unterstützung für die Aktion auf. "Es
gibt keinen Menschen, der nicht irgendeinen Traum hat, irgendetwas, was
tief in ihm drin ist. Und ich denke auch, dass es wert ist, jedem Traum
eine Chance zu geben", sagt Gerst.

 * 
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Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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AUSSENHANDEL/1696: Rüstungsexportbericht für das Jahr 2017 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 20. Juni 2018

Rüstungsexportbericht bestätigt die Fortführung einer
verantwortungsvollen Rüstungsexportpolitik - Deutschland hat als erster
EU-Mitgliedsstaat in 2017 erfolgreich zwei Post-Shipment-Kontrollen
durchgeführt



Das Bundeskabinett hat in seiner heutigen Sitzung den Rüstungsexportbericht
für das Jahr 2017 behandelt.

Im Jahr 2017 wurden Einzelgenehmigungen für die Ausfuhr von Rüstungsgütern
in Höhe von 6,24 Mrd. Euro und damit rd. 600 Mio. Euro weniger als im
Vorjahr erteilt (2016 lag der Wert bei 6,85 Mrd. Euro).

Davon gingen allein Genehmigungen im Wert von 2,45 Mrd. Euro an EU, NATO
und NATO-gleichgestellte Länder, mit denen die Bundesregierung eine
besonders enge sicherheitspolitische Partnerschaft verbindet. Für
Drittländer wurden Ausfuhrgenehmigungen in Höhe von 3,79 Mrd. Euro erteilt.
Der Wert wird maßgeblich durch einzelne Genehmigungen mit einem hohen
Auftragswert bestimmt. So macht beispielsweise ein Schiff für die
algerische Marine, das u.a. Küstenschutzaufgaben übernimmt mehr als ein
Fünftel des gesamten Genehmigungsvolumens für die Drittländer aus. Ein
weiterer hoher Anteil entfällt auf die Genehmigung für die Ausfuhr eines
U-Bootes nach Ägypten.

Die Bundesregierung entscheidet über Genehmigungen im Einzelfall und im
Lichte der jeweiligen Situation nach sorgfältiger Prüfung unter
Einbeziehung außen- und sicherheitspolitischer Erwägungen. Grundlage
hierfür sind die "Politischen Grundsätze der Bundesregierung für den Export
von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern" aus dem Jahr 2000, der
"Gemeinsame Standpunkt des Rates der Europäischen Union vom 8. Dezember
2008 betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von
Militärtechnologie und Militärgütern" und der Vertrag über den
Waffenhandel.

Der Begriff des Rüstungsgutes umfasst nicht nur klassische "Waffen",
sondern beispielsweise auch sondergeschützte Fahrzeuge und Ausrüstung für
Friedensmissionen der Vereinten Nationen oder Minenräumgeräte zum Schutz
von Zivilisten. So wurden in 2017 unter anderem Ausfuhren von Gütern an
UN-Organisationen und UN-Missionen in Ländern wie Afghanistan, Syrien,
Jemen,
Burundi, Kambodscha, Kamerun, Libanon, Mali, Pakistan, Somalia und die
Zentralafrikanische Republik genehmigt.

Genehmigungswerte für sich sind kein tauglicher Gradmesser für die
Ausrichtung der Exportkontrollpolitik. Exportvorhaben mit hohen
Auftragsvolumen - wie die Ausfuhr einer Fregatte oder eines U-Bootes -
haben regelmäßig langjährige Vorlauf- und Produktionszeiten, die über die
aktuelle Legislaturperiode hinausgehen können. Daher ist es erforderlich,
die einzelnen Genehmigungsentscheidungen in Hinblick auf das jeweilige
Empfängerland, die Art des Rüstungsgutes und den vorgesehenen
Verwendungszweck zu betrachten. Zudem muss berücksichtigt werden, dass
Großaufträge regelmäßig erhebliche Schwankungen der Genehmigungswerte
bewirken.

Besonders strenge Kleinwaffenpolitik / Post-Shipment-Kontrollen

Auf Grundlage der Kleinwaffengrundsätze und der Eckpunkte für
Post-Shipment-Kontrollen hat die Bunderegierung ihre besonders restriktive
Politik bei
der Genehmigung von Kleinwaffenexporten in 2017 fortgeführt.

Im Jahr 2017 wurden die beiden ersten Post-Shipment-Kontrollen über den
tatsächlichen Endverbleib von Kleinwaffen durchgeführt. Die
Vor-Ort-Kontrollen bei staatlichen Empfängern in Indien und den Vereinigten
Arabischen Emiraten verliefen ohne Beanstandungen. Deutschland ist der
erste EU-Staat, der derartige Vor-Ort-Kontrollen durchführt.

Der Gesamtwert der Genehmigungen von Kleinwaffen belief sich 2017 auf rd.
47,8 Mio. Euro und entspricht damit ungefähr dem Vorjahreswert (2016: 46,9
Mio. Euro). Der Wert für Drittländer liegt mit 15,1 Mio. Euro unter dem
Niveau des Vorjahres (2016: 16,4 Mio. Euro). Das Bestimmungsland mit dem
höchsten Genehmigungsvolumen war Frankreich.



Den Bericht finden Sie unter:

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Aussenwirtschaft/ruestungsexportbericht-2017.html

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 20. Juni 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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INNOVATION/098: Steigender Investitionsbedarf trifft auf begrenzte Kapazitäten (idw)


Deutsches Institut für Urbanistik - 19.06.2018

KfW-Kommunalpanel 2018

Steigender Investitionsbedarf trifft auf begrenzte Kapazitäten

Bevölkerungswachstum und höhere Anforderungen an die Infrastruktur lassen
Investitionsbedarf der Kommunen steigen. Ausgelastete Kapazitäten in
Kommunalverwaltung und der Bauwirtschaft erschweren zusätzliche
Investitionen.



Berlin. Deutschlands Bevölkerung wächst. Durch Zuwanderung und steigende
Geburtenraten lebten 2017 rund zwei Millionen Menschen mehr in Deutschland
als noch vor fünf Jahren - darunter viele Kinder und Jugendliche. Damit
wächst der Druck auf die Kommunen, zusätzliche Infrastrukturen wie
Schulen, Kitas und Wohnraum bereitzustellen. Gleichzeitig müssen
schrumpfende Städte, Gemeinden und Landkreise die Folgen des
demografischen Wandels meistern. Eine große Herausforderung für die
Kommunen. Das zeigt sich auch in den Ergebnissen des KfW-Kommunalpanels
2018, einer repräsentativen Befragung der Kommunen in Deutschland, die
jährlich vom Deutschen Institut für Urbanistik im Auftrag der KfW
Bankengruppe durchgeführt wird.

Der wachsende Infrastrukturbedarf in den Kommunen fällt in eine Zeit
günstiger ökonomischer Rahmenbedingungen: Die gesamtstaatlichen
Steuereinnahmen lagen 2017 mehr als 130 Mrd. EUR über den Werten von 2012.
Die Verschuldung aller föderalen Ebenen sinkt, die Zinsausgaben sind
weiterhin niedrig. "Die gute wirtschaftliche Lage erleichtert es zwar
vielen Kommunen, die sehr unterschiedlich ausgeprägten demografischen
Herausforderungen anzugehen", sagt Dr. Henrik Scheller, Teamleiter
Wirtschaft und Finanzen am Deutschen Institut für Urbanistik. "Allerdings
können die Investitionen häufig nicht so schnell geplant und realisiert
werden, wie nötig", so Dr. Scheller weiter. "Viele Kommunalverwaltungen
stoßen an Kapazitätsgrenzen, da durch Personaleinsparungen der vergangenen
20 Jahre Mitarbeiter fehlen. In den Kommunen können dann Projekte oft
nicht geplant, Fördermittel nicht abgerufen und Bauaufträge nicht
ausgeschrieben werden."

Allerdings wird auch die hohe Auslastung der Bauwirtschaft für viele
Kommunen zunehmend zum Problem. "Wenn Kommunen überhaupt noch
Bauunternehmen oder Handwerker finden, müssen sie inzwischen deutlich mehr
zahlen als in den vergangenen Jahren", so Dr. Henrik Scheller. Damit
steigen zwar die Investitionsausgaben, mehr Infrastruktur wird deshalb
aber nicht unbedingt bereitgestellt. "Steigender Infrastrukturbedarf bei
begrenzten Investitionsmöglichkeiten, da ist ein Anstieg des
Investitionsrückstands die logische Folge", sagt Dr. Scheller. So steigt
laut KfW-Kommunalpanel 2018 der wahrgenommene Investitionsrückstand der
Kommunen auf knapp 159 Mrd. EUR. Den gestiegenen Investitionsrückständen
stehen vielerorts aber auch wachsende Einnahmen gegenüber. In solchen
Kommunen dürfte der Investitionsrückstand über höhere Investitionen
mittelfristig wieder abgebaut werden können. Die Befragung der Kommunen im
KfW-Kommunalpanel 2018 zeigt daher auch, dass viele Kämmereien
zuversichtlich sind, die Investitionsrückstände gerade bei Schulen und
Kitas in den nächsten Jahren wieder zu verringern. Bei Straßen hingegen, wo
die unterlassene Instandhaltung der letzten Jahre besonders spürbar ist,
rechnen die meisten Kommunen weiterhin mit einer angespannten Lage.

Problematisch ist die Situation allerdings weiterhin in dem Viertel aller
Landkreise, Städte und Gemeinden mit angespannter Haushaltslage. Denn dort
kann wachsender Bedarf aufgrund haushaltsrechtlicher Restriktionen nicht
durch höhere Investitionen gedeckt werden. Die Ergebnisse des
KfW-Kommunalpanels 2018 legen nahe, dass in Regionen mit starken Anstiegen
beim Investitionsrückstand tendenziell weniger investiert wird. Ein
Aufholen dieser Regionen aus eigener Kraft wird dadurch immer schwieriger.
"Wenn finanzschwache Kommunen nicht angemessen auf den steigenden Bedarf
reagieren können, öffnet sich die Schere zwischen den Regionen weiter. Um
diesen wachsenden Disparitäten zu begegnen, bedarf es politischer
Lösungen, mit denen die Investitionsfähigkeit der betroffenen Kommunen
langfristig wieder verbessert wird", stellt Dr. Scheller fest. "Die
geplante Einsetzung der Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse"
stellt hier einen Schritt in die richtige Richtung dar".


Hinweis:

Das KfW-Kommunalpanel wird seit 2009 im Auftrag der KfW vom Deutschen
Institut für Urbanistik (Difu) erstellt. Es handelt sich um die größte,
regelmäßige Befragung von Kämmerern in kreisfreien Städten, Landkreisen
und kreisangehörigen Gemeinden mit mehr als 2.000 Einwohnern in
Deutschland. Kernpunkte der Befragung sind die kommunale Finanzlage, die
Investitionstätigkeit und deren Finanzierung.

Kurzinfo: Deutsches Institut für Urbanistik

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) ist als größtes
Stadtforschungsinstitut im deutschsprachigen Raum die Forschungs-,
Fortbildungs- und Informationseinrichtung für Städte, Kommunalverbände und
Planungsgemeinschaften. Ob Stadt- und Regionalentwicklung, kommunale
Wirtschaft, Städtebau, soziale Themen, Umwelt, Verkehr, Kultur, Recht,
Verwaltungsthemen oder Kommunalfinanzen: Das 1973 gegründete unabhängige
Berliner Institut - mit einem weiteren Standort in Köln (Bereich Umwelt) -
bearbeitet ein umfangreiches Themenspektrum und beschäftigt sich auf
wissenschaftlicher Ebene praxisnah mit allen Aufgaben, die Kommunen heute
und in Zukunft zu bewältigen haben. Der Verein für Kommunalwissenschaften
e.V. ist alleiniger Gesellschafter des in der Form einer gemeinnützigen
GmbH geführten Forschungsinstituts.

Weitere Informationen unter:

http://www.difu.de/presse

https://difu.de/11983

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution225

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für Urbanistik, 19.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/574: Kampf um Entschädigungen (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 19. Juni 2018

german-foreign-policy.com

Kampf um Entschädigungen



ROM/BERLIN - Erneut ist die Bundesregierung vor einem italienischen
Gericht mit ihrer Weigerung, NS-Opfer zu entschädigen, gescheitert. Geklagt
hatte der Sohn des Italieners Paolo Frascà, der Anfang 1944 von den
NS-Besatzern festgenommen, gefoltert und am 24. März 1944 in den
Ardeatinischen Höhlen gemeinsam mit 334 anderen Zivilisten ermordet worden
war. Der Römische Zivilgerichtshof hat ihm nun Recht gegeben. Damit hat
sich zum wiederholten Mal die italienische Justiz der deutschen Forderung
widersetzt, Privatpersonen dürften nicht vor ausländischen Gerichten gegen
die Bundesrepublik klagen - dies widerspreche der "Staatenimmunität".
Während Berlin alles daran setzt, künftige Klagen abzuwehren, wird am
Donnerstag in Köln das Urteil in einem Entschädigungsverfahren erwartet,
das ein Opfer der NS-Zwangsgermanisierung angestrengt hat. Der Kläger wurde
- wie womöglich Hunderttausende andere Kinder - von den NS-Besatzern seiner
Familie entrissen und zur "Eindeutschung" ins Reich verschleppt.
Gedenkinitiativen rufen zu einer Gedenkveranstaltung auf.

Entschädigungspflichtig

Die Bundesrepublik Deutschland muss den Nachkommen eines italienischen 
NS-Opfers Entschädigung zahlen. Dies hat, wie die Tageszeitung La Repubblica
in der vergangenen Woche berichtete, der Römische Zivilgerichtshof
entschieden. Geklagt hatte der Sohn von Paolo Frascà, einem Angestellten
aus der damals vom NS-Reich besetzten italienischen Hauptstadt, der Anfang
1944 von der deutschen Polizei inhaftiert, im Gefängnis gefoltert und am
24. März 1944 gemeinsam mit 334 weiteren Zivilisten in den Ardeatinischen
Höhlen im Süden Roms ermordet worden war. Wie das Gericht trocken
feststellt, kann an der Verantwortung des deutschen Staates für den
Massenmord und damit auch für den Mord an Frascà keinerlei Zweifel
bestehen. Entsprechend müsse die Bundesrepublik - Rechtsnachfolgerin des
NS-Reichs - seinem Sohn nun eine Entschädigung zahlen. Dabei sei zu
berücksichtigen, dass Deutschland auch seinen Sohn Bruno schwer geschädigt
habe: Es habe ihm im Alter von kaum zwei Jahren den Vater geraubt.[1]

Die "Staatenimmunität"

Grundlage des Urteils ist letztlich eine Entscheidung des Römischen
Kassationsgerichtshofs vom 22. Oktober 2014. Vor dieser hatte die deutsche
Regierung Beschlüsse ausländischer Gerichte, die eine Entschädigung für
NS-Verbrechen vorsahen, stets unter dem Hinweis auf eine angebliche
Staatenimmunität abgewiesen, der zufolge auch Opfer schwerster Verbrechen
einen Staat nicht vor ausländischen Gerichten verklagen dürfen. Der
Internationale Gerichtshof in Den Haag hat Berlin in einem umstrittenen
Urteil vom 3. Februar 2012 Recht gegeben, obwohl die Fachwelt in dieser
Frage - insbesondere im Falle von Verbrechen gegen die Menschheit - völlig
unterschiedliche Positionen vertritt. Bliebe es bei dem Urteil, dann hätten
NS-Opfer faktisch keinerlei Chance, Entschädigungen zu erhalten, denn
deutsche Gerichte haben mehrmals - insbesondere in Verfahren wegen
NS-Massakern in Griechenland - bewiesen, dass sie im Sinn des deutschen
Staatsinteresses gegen Entschädigung für die Opfer entscheiden
(german-foreign-policy.com berichtete [2]). Dagegen hat der Römische
Kassationsgerichtshof in seiner erwähnten Entscheidung festgestellt, dass
der Beschluss des Internationalen Gerichtshofs in Den Haag italienischem
Recht zuwiderläuft und die italienische Justiz Deutschland im Falle von
NS-Verbrechen zu Entschädigung verurteilen darf. Dies ist inzwischen in
mehreren Fällen geschehen. So hat etwa ein Zivilgerichtshof in dem
italienischen Ort Sulmona im vergangenen Jahr entschieden, dass Berlin für
ein Massaker an 128 Menschen in dem Dorf Roccaraso in den Abruzzen, das im
November 1943 begangen wurde, fünf Millionen Euro an die Nachfahren der
Opfer und 1,6 Millionen an die Gemeinde Roccaraso zahlen muss.[3]

Billige "Politik"

Berlin weigert sich konsequent, beharrt auf einer angeblichen
Staatenimmunität und setzt auf eine kostengünstige "politische" Lösung. In
diesem Sinne hat das Deutsch-Italienische Zentrum Villa Vigoni, das vom
Bundesbildungsministerium in Verbindung mit dem deutschen Auswärtigen Amt
und in Zusammenarbeit mit dem italienischen Außenministerium gesteuert
wird, vor rund einem Jahr eine öffentlich kaum beachtete "Expertentagung"
durchgeführt, auf der "Lösungsvorschläge" zur Entschädigungsfrage
entwickelt werden sollten. Diese wurden "anschließend auf einer erweiterten
politischen Ebene ... diskutiert" - mit dem Ziel einer "dauerhaften
zwischenstaatlichen Konfliktbewältigung".[4] Inhaltlich setzten sich dabei
die Vertreter der Berliner Rechtsposition umfänglich durch, wonach die
"Staatenimmunität" keinerlei Privatklagen gegen Deutschland zulasse;
darüber hinaus empfahlen die auf der Konferenz tagenden Experten "die
Wiederaufnahme von politischen Verhandlungen zwischen den beiden Ländern".
Faktisch forderten sie damit die Regierung in Rom auf, sich gegen die
Entschädigungsentscheidungen der italienischen Justiz zu stellen. Nach zwei
Tagen interner Debatten bezogen die Veranstalter am dritten Konferenztag
auch Vertreter "der mit der Angelegenheit befassten Instanzgerichte und
Ministerien" in die Debatte ein: ein bemerkenswerter Versuch, direkten
Einfluss auf die unabhängige italienische Justiz und die souveräne
Regierung des Landes zu nehmen. Allerdings orientieren sich Italiens
Gerichte, wie die jüngsten Urteile in Sulmona und in Rom zeigen, zumindest
in einigen Fällen auch weiterhin an der obersten italienischen
Gerichtsinstanz statt an den Experten aus der Villa Vigoni.

Geraubte Kinder

Entschädigungen wegen NS-Verbrechen werden bis heute nicht nur in Italien
gefordert, sondern auch in Griechenland, in Polen - und in Deutschland. An
diesem Donnerstag wird in einem Kölner Gerichtsverfahren ein Urteil darüber
erwartet, ob Opfer der NS-Zwangsgermanisierung eine Entschädigung erwarten
können. Während des Zweiten Weltkriegs verschleppten die NS-Besatzer
Kinder, die sie aufgrund äußerer körperlicher Merkmale ("blond, blauäugig")
als "germanisierbar" einstuften, ins Reich, wo die Kinder in sogenannten
Assimilierungslagern oder in Pflegefamilien ihrer Identität beraubt wurden -
 unter anderem durch das Verbot, ihre Muttersprache zu sprechen - und wo
sie zugleich, auch unter Einsatz physischer und psychischer Gewalt, dem
Prozess einer sogenannten Eindeutschung ausgesetzt waren. Zwischen 50.000
und 200.000 Kinder, eventuell sogar mehr, sind aus Polen, Russland,
Slowenien, der Tschechoslowakei sowie Norwegen geraubt worden, um das
"germanische Bevölkerungselement" Europas zu stärken. Da häufig Kleinkinder
verschleppt wurden, wissen viele mutmaßlich bis heute nichts von ihrer
tatsächlichen Herkunft; andere, die von ihrer Verschleppung wussten oder
davon erfuhren, waren zu aufwendigen Nachforschungen gezwungen, um auch nur
ihren ursprünglichen Namen zu erfahren, den sie vor ihrer "Germanisierung"
trugen. Viele leiden noch heute an den schweren psychischen Folgen ihrer
Verschleppung.[5]

"Tatbestand nicht erfüllt"

Die Bundesregierung hat es ausdrücklich abgelehnt, den geraubten Kindern
Entschädigung zukommen zu lassen. "Das Schicksal eines zur
'Zwangsgermanisierung' verschleppten Kindes", urteilte bereits vor Jahren
der damalige Bundesfinanzminister und heutige Bundestagspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU), "erfüllt als solches keinen Tatbestand einer speziellen
Wiedergutmachungsregelung". Gegenüber einem Opfer des NS-Kinderraubs,
Hermann Lüdeking, der einst von den Deutschen aus Polen entführt wurde, hat
das Bundesfinanzministerium erklärt, seine Verschleppung in Heime der
SS-Organisation "Lebensborn" sei keine "Unrechtsmaßnahme" gewesen, wie sie
die polnische Bevölkerung in der Okkupationszeit habe erleiden müssen; ihm
stehe deswegen keine Entschädigung zu.[6] Lüdeking hat gegen die
Bundesregierung geklagt. In dem Prozess wird an diesem Donnerstag eine
Entscheidung erwartet. Gedenkinitiativen rufen anlässlich der
Urteilsverkündung zu einer Gedenkkundgebung in Köln auf.[7]


Anmerkungen:

[1] Fosse Ardeatine, Germania condannata a risarcire familiari vittima.
roma.repubblica.it 13.06.2018.

[2] S. dazu Der Genozid, der nichts kostet.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7600/

[3] Michael Thumann: Alles schon bezahlt? zeit.de 24.01.2018.

[4] Remedies against immunity? Reconciling international and domestic law
after the Italian Constitutional Court's Sentenza 238/2014. Villa Vigoni,
11.-13. Mai 2017.

[5], [6] Zitate und weitere Informationen nach: geraubte.de.

S. auch Restitution

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6290/

und Geraubte Kinder

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6289/

[7] Die Kundgebung wird laut Ankündigung der Initiative "geraubte Kinder -
vergessene Opfer" am 21. Juni um 11 Uhr vor dem NS-Dokumentationszentrum
der Stadt Köln (Appellhofplatz 23-25) stattfinden. Nähere Informationen
finden sich auf geraubte.de. german-foreign-policy.com dokumentiert eine
Pressemitteilung der Initiative. Mehr dazu: Vergessene Opfer.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7641/

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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SCHACH-SPHINX/06601: Kritik an Schirow (SB)


Vier Niederlagen und fünf Remisen - von einer mageren Ausbeute aus den
Dortmunder Schachtagen vom Juni 1998 zu sprechen, hieße, mit dem
Hammer am Nagel vorzuschlagen. Der Ex-Lette und jetzige Wahlspanier
Alexej Schirow belegte am Ende den vorletzten Platz. Von Ermüdung und
Auszehrung durch das kurz zuvor beendete Kandidatenfinale konnte indes
ebensowenig gesprochen werden, denn sein Rivale Wladimir Kramnik, der
nicht minder um das Recht der Herausforderung gestritten hatte, ließ
es sich nicht nehmen, in Dortmund auf das Siegerpodest zu treten.
Gegen die Avantgarde unter den Großmeistern hatte er verloren und auch
seine Niederlage gegen den jungen Ungarn Peter Leko aus der dritten
Runde machte deutlich, daß Schirow trotz der hervorragenden Leistungen
des Vorjahres in eine Formkrise geraten war. So ideenlos hatte man ihn
schon sehr lange nicht mehr gesehen. Gewiß, wäre er nicht der
Herausforderer von Kasparow, so würde man das Ganze nicht zu einem
Fauxpas aufbauschen. So jedoch kommt Schirow um die Verlegenheit nicht
herum, sich Kritik an seiner Vorbereitung anhören zu müssen. Man
blickt in solchen Fällen gern auf bessere Zeiten zurück wie im
heutigen Rätsel der Sphinx und erinnert sich an alte Erfolge, an die
anzuknüpfen, man ihm von Herzen wünscht. 1994 in Pardubice konnte er
mit Weiß einen glänzenden Sieg über die Ungarin Zsuzsa Polgar
erzielen, der mit taktischen Mitteln krönend abgeschlossen wurde,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06601: Kritik an Schirow (SB)]



Schirow - Z. Polgar

Pardubice 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nicht, daß Barejew sich durch die beiden Alternativen hätte aus der
Affäre ziehen können. Nein, weder 1...g6xh5 noch 1...Kh7-g7
versprachen Rettung gegen Kasparow, der im ersten Falle mit 2.Dd1-f3
Kh7-g6 3.La4-c2+ Kg6-g7 4.Le3xh6+! und im zweiten Falle mit 2.h5xg6
f7xg6 3.Dd1-f3 Td8-f8 4.Df3-h3! verdientermaßen die Partie für sich
entschieden hätte.
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MELDUNG/091: "So eine Begierde zu lesen" - Friedrich-Preis für Deutschdidaktik 2018 (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 19.06.2018

"So eine Begierde zu lesen"



FRANKFURT. Der Friedrich-Preis für Deutschdidaktik 2018 geht an Prof.
Cornelia Rosebrock, Literaturdidaktikerin an der Goethe-Universität.
Insbesondere Rosebrocks Arbeiten zur Leseförderung haben die
Unterrichtspraxis an Schulen im deutschsprachigen Raum maßgeblich
verändert.

Cornelia Rosebrock erhält den Preis der Erhard-Friedrich-Stiftung "für
ihre herausragenden Forschungs- und Publikationsleistungen, insbesondere
im Bereich der Lesesozialisation, des Lese- und Literaturerwerbs und der
Literaturdidaktik", so die Jury in ihrer Begründung. Der Preis wird im
September in Hamburg verliehen. Er ist mit 10.000 Euro dotiert.

"So eine Begierde zu lesen" - mit diesen Worten hat Cornelia Rosebrock
eine ihrer frühen Arbeiten überschrieben, in der sie sich mit der
Bedeutung des Lesens im lebensgeschichtlichen Zusammenhang befasst. Doch
nicht jedem ist diese Begierde in die Wiege gelegt, obwohl sie so
entscheidend sein kann für das spätere Leben. Wer von klein auf viel
vorgelesen bekommt und mit Geschichten und Büchern aufwächst, für den ist
Lesenlernen meist keine große Hürde. Etwa ein Fünftel der Kinder tut sich
jedoch schwer damit - hier ist die richtige Form von Leseförderung
gefragt.

"Lange Zeit war Leseförderung eine Art Literaturmarketing", sagt Prof.
Rosebrock. Die Leseförderung habe vom Kopf auf die Füße gestellt werden
müssen, um die schwachen Schüler besser unterstützen zu können. Dabei gehe
es nicht nur um das rein technische Lesen: Wer das kann, muss noch kein
"geneigter Leser" werden, der sich mit dem Gelesenen auch
auseinandersetzt. "Für mich steht das literarische Lesen im Fokus der
Persönlichkeitsbildung. Die Kinder sollen sich als denkende und handelnde
Objekte am Lesen beteiligen, nicht einfach etwas herunterlesen", erklärt
die Wissenschaftlerin. Literatur ist für sie ein eigener Erfahrungsraum
und ein wichtiges Medium der Sozialisation.

In ihrer Forschung hat sie den Lesekompetenzbegriff in weitere Kompetenzen
untergliedert und damit der Schule die Diagnostik erleichtert: Lehrer
haben damit ein besseres Instrumentarium, um zu erkennen, wo es bei den
Schülern Nachholbedarf gibt. Denn: "Üben allein hilft nicht weiter", ist
Rosebrock überzeugt. Der Erfolg gibt ihr Recht: Ihr gemeinsam mit Daniel
Nix herausgegebenes Lehrbuch "Grundlagen der Lesedidaktik und der
systematischen schulischen Leseförderung" ist 2017 in achter Auflage
erschienen und wird vielfach in der Lehrerausbildung und in den Schulen
eingesetzt. Seit 2004 hat Rosebrock gemeinsam mit dem Psychologen Prof.
Andreas Gold Leseflüssigkeitsforschung betrieben.

Cornelia Rosebrock ist gebürtige Frankfurterin. Sie hat in Kassel Deutsch
und Polytechnik für das Lehramt an der Hauptschule studiert und arbeitete
zunächst als Lehrerin, aber auch als Lehrbeauftragte an verschiedenen
Unis. Nach einem Erweiterungsstudium der Erziehungswissenschaften und der
Philosophie wurde sie mit einer Arbeit über Wahrnehmung und
Zeitkonstitution beim Lesen promoviert. Von 1993 an arbeitete sie an der
Pädagogischen Hochschule Heidelberg und baute dort ein Lesezentrum auf. An
die Goethe-Universität kam sie 1998 als Vertretungsprofessorin, zum
Wintersemester 1999/2000 wurde sie zur Professorin berufen. Rosebrock ist
im gesamten deutschsprachigen Raum als Expertin und Gutachterin gefragt.

Der Friedrich-Preis der Erhard-Friedrich-Stiftung wird alle zwei Jahre im
Rahmen des Symposions Deutschdidaktik in Hamburg verliehen. Erhard
Friedrich war ein erfolgreicher Verleger, der sein Unternehmen nach dem
Krieg aus dem Nichts aufgebaut hat. Der Friedrich Verlag ist heute eine
Tochter des Klett Verlages und ist nach wie vor eines der führenden Häuser
für Fachzeitschriften aus den Bereichen Kultur und Pädagogik. Um die
wissenschaftliche Entwicklung dieser Bereiche zu fördern, gründete Erhard
Friedrich 1997 gemeinsam mit seiner Frau die Erhard-Friedrich-Stiftung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 19.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/090: "Mentoring-to-Teach" - Praxis und Studium der Weiterbildung intensiver verzahnen (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 19.06.2018

"Mentoring-to-Teach": Praxis und Studium der Weiterbildung intensiver
verzahnen

Lehrprojekt: Bachelor-Studierende arbeiten mit erfahrenen Dozentinnen und
Dozenten aus der Erwachsenenbildung zusammen



Studierende im Studiengang Erziehungswissenschaften mit dem Schwerpunkt
Außerschulische Bildung können an der Justus-Liebig-Universität Gießen
(JLU) in dem neuen Projekt "Mentoring-to-Teach" praktische Erfahrungen in
der Erwachsenen- und Weiterbildung sammeln - einem im Vergleich zur
Lehrerbildung kaum bekannten, aber mindestens genauso bedeutsamen
Arbeitsmarktsegment, in dem in Deutschland schätzungsweise 1,3 Millionen
Beschäftigungsverhältnisse mit lehrenden, planenden und beratenden
Aufgaben bestehen. Die Studierenden arbeiten dabei direkt mit erfahrenen
Dozentinnen und Dozenten zusammen, können selbst an den externen
Veranstaltungen teilnehmen und diese gründlich reflektieren.

Gestärkt wird so der Praxisbezug im erziehungswissenschaftlichen Studium
mit dem Schwerpunkt Erwachsenen-/Weiterbildung. "Unsere Studierenden
sollen ihre Kenntnisse aus dem Studium in den Berufsalltag mitnehmen und
frühzeitig Kontakte in die Berufswelt knüpfen", betont Prof. Dr. Bernd
Käpplinger, Professor für Weiterbildung am Institut für
Erziehungswissenschaft, mit Bezug auf das Gießener
"Mentoring-to-Teach"-Projekt. Das Projekt wird aus Mitteln zur Verbesserung
der Qualität der Studienbedingungen und der Lehre (QSL-Mittel) finanziert
und findet im Sommersemester 2018 erstmalig statt.

Neben der Grundlagenvorlesung zu didaktischem Handeln werden die
Studierenden in einem eigens hierfür konzipierten
"Mentoring-to-Teach"-Seminar gezielt auf den Austausch mit den
Berufspraktikerinnen und -praktikern vorbereitet. Im Anschluss begleiten sie
eine Mentorin oder einen Mentor bei der Planung, Durchführung und Reflexion
einer Weiterbildungsveranstaltung.

Dabei sind die Veranstaltungen, die von öffentlich geförderten
Weiterbildungen über private bis zu Inhouse-Schulungen reichen, so
vielseitig wie die Kooperationspartner: Die Volkshochschulen Gießen,
Landkreis Gießen und Marburg, das Bildungswerk der hessischen Wirtschaft
(BWHW) und seine Forschungsstelle, das DGB Bildungswerk Hessen e.V., die
Schunk Group, private Weiterbildungsanbietern wie Naos - New Assessment of
Sales, ibo Beratung und Training GmbH, Sprache und Bildung GmbH, sowie die
Fachstelle Mentoring (FAMENTO) und schließlich das Zentrum für
fremdsprachliche und berufsfeldorientierte Kompetenzen (ZfbK) an der JLU.


Weitere Informationen unter:
http://www.uni-giessen.de/fbz/fb03/institute/ifezw/prof/wb/team

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 19.06.2018

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/089: Soziale Dienste - Bundesweit erster dualer Masterstudiengang an Universität Hildesheim (idw)


Stiftung Universität Hildesheim - 18.06.2018

Soziale Dienste: Bundesweit erster dualer Masterstudiengang an
Universität Hildesheim



Zum Wintersemester 2018/2019 startet an der Universität Hildesheim der
erste berufsintegrierende duale Masterstudiengang "Soziale Dienste". Die
Bewerbungsfrist endet am 15. Juli 2018. Zu den Studieninhalten zählen
neben grundlegenden Theorien der Sozial- und Organisationspädagogik unter
anderem die Studienschwerpunkte "Soziale Dienste in der Kinder- und
Jugendhilfe" und "Soziale Dienste am Arbeitsmarkt". Die Absolventinnen und
Absolventen werden qualifiziert für die Übernahme leitender Aufgaben in
den Arbeitsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe und der Begleitung von
Übergängen in Arbeit.

Zum Wintersemester 2018/2019 startet an der Universität Hildesheim der
bundesweit erste berufsintegrierende duale Masterstudiengang "Soziale
Dienste", der von einer Universität angeboten wird. Ein Team um
Professorin Inga Truschkat vom Institut für Sozial- und
Organisationspädagogik hat das Studienangebot entwickelt.

Berufstätige, die aktuell zum Beispiel in einem Jugendamt, in einem
Jobcenter, bei der Agentur für Arbeit, bei freien Trägern im Bereich der
Kinder- und Jugendhilfe (zum Beispiel Jugendsozialarbeit,
Erziehungshilfen, Heimunterbringung), bei Bildungsträgern oder
Arbeitsmarkdienstleistern (zum Beispiel Beratung bei Übergängen in Arbeit,
Maßnahmen zur beruflichen Eingliederung, Arbeitsvermittlung) tätig sind,
können sich ab sofort um einen Studienplatz an der Universität Hildesheim
bewerben. Die Bewerbungsfrist endet am 15. Juli 2018. Das Studium beginnt
im Herbst 2018.

"Die Studentinnen und Studenten sind während des dualen Masterstudiums
weiterhin in ihrem Beruf tätig, der im Rahmen des Studiums zum Teil zum
Lernort wird. An ausgewählten Tagen der Woche und an Wochenenden finden
Lehrveranstaltungen an der Universität in Hildesheim statt. Mit dem dualen
Masterstudium tragen wir dazu bei, dass aktuelle Forschungserkenntnisse im
Berufsalltag ankommen. Gleichzeitig profitieren die Arbeitgeber ebenso wie
die Universität von der engen Verzahnung von Wissenschaft und Praxis",
sagt Professorin Inga Truschkat. "Soziale Dienste sind essenziell für
unsere Gesellschaft, gerade vor dem Hintergrund aktueller
Herausforderungen wie zum Beispiel des demografischen Wandels oder der
notwendigen Flüchtlingsarbeit. Soziale Dienste stehen aber schon heute,
noch viel stärker als Wirtschaftsunternehmen, vor dem Problem des
Fachkräftemangels. Mit unserem neuen Studienangebot leisten wir deshalb
einen wichtigen Beitrag zur Fachkräftesicherung auf wissenschaftlich hohem
Niveau in diesen wichtigen gesellschaftlichen Feldern."

Zu den Studieninhalten zählen neben grundlegenden Theorien der Sozial- und
Organisationspädagogik unter anderem die Studienschwerpunkte "Soziale
Dienste in der Kinder- und Jugendhilfe" und "Soziale Dienste am
Arbeitsmarkt". Darüber hinaus vermittelt der Studiengang zentrale
Kenntnisse in "Recht, Gesellschafts- und Sozialpolitik" und
transferorientierter Forschung. Die Studentinnen und Studenten des
berufsintegrierenden dualen Masterstudiengangs erwerben in zwei Jahren ein
umfassendes sozial- und organisationspädagogisches Wissen für das
Arbeitsfeld der sozialen Dienste am Arbeitsmarkt und in der Kinder- und
Jugendhilfe. Im Vordergrund der Qualifizierung steht die professionelle
Verzahnung theoretischen Wissens mit berufspraktischen Bedarfen.

Die Absolventinnen und Absolventen sind damit qualifiziert für die
Übernahme leitender Aufgaben in den Arbeitsfeldern der Kinder- und
Jugendhilfe und der Beratung sowie Begleitung von Übergängen in Arbeit.

Die Studiendauer beträgt vier Semester. Ein Studienbeginn ist jeweils zum
Wintersemester möglich. Für die Zulasssung zum berufsintegrierenden dualen
Masterstudiengang "Soziale Dienste" sind ein Bachelorabschluss sowie ein
Arbeitsverhältnis bei einem Arbeitgeber der Sozialen Dienste
Voraussetzung.

Informationen zum Studiengang und zur Anmeldung sind online abrufbar:

www.uni-hildesheim.de/studium/bewerbung/bewerbung

Die Bewerbungsunterlagen können bis zum 15. Juli 2018 bei der Universität
Hildesheim eingereicht werden. Wer Fragen zu den Studieninhalten und zur
Bewerbung hat, erreicht die Hildesheimer Wissenschaftlerinnen
unter SozialeDienste_dual@uni-hildesheim.de.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-hildesheim.de/studium/bewerbung/bewerbung 

- Hier geht es direkt zur Bewerbung

https://www.uni-hildesheim.de/studium/studienangebot/masterstudium/soziale-dienste-master-of-arts-ma/

- Informationen über den dualen Masterstudiengang "Soziale Dienste" an der
Universität Hildesheim

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution102

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Universität Hildesheim, 18.06.2018

WWW: http://idw-online.de
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JUGEND/102: Weniger Diskriminierung durch gemeinsame Bildungserfahrungen (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 19.06.2018

Weniger Diskriminierung durch gemeinsame Bildungserfahrungen

Ergebnisse eines Feldversuchs zum Sozialverhalten unter christlichen und
muslimischen Jugendlichen in Nigeria



Positive soziale Kontakte zwischen Mitgliedern gegnerischer ethnischer
oder religiöser Gruppierungen können diskriminierendes Verhalten
verringern - die gegenseitigen Vorurteile bleiben jedoch bestehen, wie
eine neue Studie zeigt.

Grundlage der Untersuchung ist ein Feldversuch mit christlichen und
muslimischen jungen Männern in einer von Aufständen geprägten Stadt in
Nigeria. Die Politologinnen Alexandra Scacco (WZB) und Shana S. Warren
(New York University) haben untersucht, ob in einer gespaltenen
Gesellschaft Vorurteile und Diskriminierung abnehmen, wenn junge Männer
über einen längeren Zeitraum soziale Kontakte zu Mitgliedern der jeweils
anderen Gruppe haben. Verglichen wurde diese Erfahrung mit der von jungen
Männern, die in ihrer eigenen Gruppe blieben. Die Studie bietet wichtige
Erkenntnisse für politische Entscheidungsträger, die sich mit
Interventionen zur Friedens- und Jugendförderung in Konfliktregionen und
Post-Konfliktregionen befassen.

Im Rahmen des Feldversuchs "Urban Youth Vocational Training Project"
nahmen christliche und muslimische junge Männer im Alter zwischen 18 und
25 Jahren vier Monate lang gemeinsam an einer unentgeltlich angebotenen
Computerschulung teil. Sie stammten aus benachteiligten Wohnvierteln der
nigerianischen Stadt Kaduna - seit 2000 ein Brennpunkt
christlich-muslimischer Gewalt.

Die Stichprobe bestand aus 849 jungen Männern, von denen 549 zu der
Computerschulung eingeladen wurden. Die anderen 300 dienten als
Kontrollgruppe. Während der Schulung wurden zwei Drittel der Teilnehmer
religiös heterogenen Klassen zugeordnet; das andere Drittel besuchte
homogene Klassen. Die Lerngruppen bestanden in der Regel aus 12 bis 16
Teilnehmern.

Nach 16 Wochen Schulung konnten keinerlei Veränderungen bezüglich der
vorurteilsbehafteten Einstellungen unter den Kursteilnehmern festgestellt
werden. Veränderungen gab es dagegen hinsichtlich des Verhaltens: Die
Teilnehmer heterogener Klassen zeigten gegenüber Mitgliedern der jeweils
anderen religiösen Gruppe signifikant weniger diskriminierendes Verhalten
als die Teilnehmer homogener Klassen. Dies wurde in verhaltensökonomischen
Spielen deutlich, die die Teilnehmer vier bis sechs Wochen nach Abschluss
der Computerschulung spielten.

"Unsere Studie liefert starke experimentelle Belege dafür, dass soziale
Kontakte zwischen gegnerischen Gruppen das Verhalten konstruktiv verändern
können, sogar in Kontexten, die von regelmäßig auftretenden gewaltsamen
Konflikten geprägt sind", erläutert WZB-Wissenschaftlerin Alexandra
Scacco.

Die Studie bietet darüber hinaus Erkenntnisse zur Frage, warum Teilnehmer
in homogenen Klassen sich häufiger diskriminierend verhalten. In homogenen
Gruppen teilen die Mitglieder Normen, Kultur und Sprache. Dieser
gemeinsame Hintergrund kann ein starker Multiplikator für die Effekte
sozialer Kontakte sein. Die Möglichkeiten zum freundschaftlichen Kontakt
("bonding") innerhalb der eigenen Gruppe scheinen daher diskriminierende
Verhaltensweisen zu verstärken. Kontakte zwischen den Gruppen können somit
als Ausgleichsmaßnahme gegen die potenziell nachteiligen Effekte rein
homogener Sozialkontakte dienen.

Die Forschung von Scacco und Warren hat wichtige Konsequenzen für die
Bereitstellung sozialer Dienstleistungen und Entwicklungsprojekte in
konfliktanfälligen Gebieten, die dazu dienen sollen, Konflikte zwischen
Mitgliedern unterschiedlicher ethnischer oder religiöser Gruppierungen zu
vermeiden. In derartigen Programmen wird häufig mit homogenen Gruppen
gearbeitet - sei es aufgrund des Programmzuschnitts oder der räumlichen
Trennung der verfeindeten Gruppen. Die Studie von Scacco und Warren deutet
an, dass solche Programme unbeabsichtigt zur Verstärkung von
diskriminierendem Verhalten gegenüber Mitgliedern der jeweils anderen
Gruppe beitragen können. Anstatt also bei Entwicklungsinterventionen
sozial heterogene Treatment-Gruppen lediglich als "Bonus" hinzuzufügen,
lässt die Studie vermuten, dass integrierte Programme von entscheidender
Bedeutung für die Eindämmung der Effekte eines gruppeninternen Bonding auf
die Beziehungen zu anderen Gruppen sein könnten. Diese Erkenntnis dürfte
nicht nur für aktuell akute Konflikte gelten, sondern allgemein für alle
Situationen, die von ethnischer und religiöser Vielfalt geprägt sind. In
Deutschland beispielsweise ließe sich diese Art von Intervention leicht
auf die Beziehungen zwischen Einwanderern und Einheimischen oder zwischen
Geflüchteten und Einheimischen übertragen.

Scacco und Warren argumentieren, dass sich Vorurteile, die sich ein Leben
lang herausgebildet haben und durch Familienmitglieder und soziale
Netzwerke noch verstärkt werden, oft besonders hartnäckig sind. "Wir
sollten nicht erwarten, dass sich tief verwurzelte Einstellungen durch
kurzfristige sozialpolitische Maßnahmen ändern lassen", betont Scacco.
"Anstatt zu versuchen, Vorurteile zu verringern, dürfte es realistischer
und langfristig nützlicher sein, zunächst Veränderungen im Verhalten
bewirken zu wollen."

Die Studie ist in der Fachzeitschrift "American Political Science Review"
erschienen.

Alexandra Scacco / Shana S. Warren:

Can Social Contact Reduce Prejudice and Discrimination?

Evidence from a Field Experiment in Nigeria.


Weitere Informationen unter:

https://www.cambridge.org/core/journals/american-political-science-review/article/can-social-contact-reduce-prejudice-and-discrimination-evidence-from-a-field-experiment-in-nigeria/230FAEB8E4E9E756BF8560FE62E2FBAC

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 19.06.2018
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TAGUNG/651: Kleve - Gendergerechtigkeit in Religion und Weltanschauung, 25.05.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Rhein-Waal

Gendergerechtigkeit in Religion und Weltanschauung

Tagung an der Hochschule Rhein-Waal



Kleve/Kamp-Lintfort, 18. Juni 2018: Wie halten es Religionen und
Weltanschauungen mit der Gendergerechtigkeit? Welche Bedeutung hat das
Thema für sie? Sind sie Anlass zum Konflikt zwischen den
Geschlechtern? Worin liegt ihr emanzipatorisches Potential? All das
sind Fragestellungen, die interessante Ansätze für inhaltsreiche
Diskussionen und einen vielversprechenden Austausch bieten. Genau das
beabsichtigt die Tagung "Gendergerechtigkeit in Religion und
Weltanschauung" an der Hochschule Rhein-Waal - ein Kooperationsprojekt
der Hochschule mit der Geschäftsstelle der Arbeitsgemeinschaft
Friedens- und Konfliktforschung (AFK), der Evangelischen Kirche im
Rheinland, des Evangelischen Erwachsenenbildungswerks Nordrhein (eeb
Nordrhein) und des evangelischen Kirchenkreises Kleve.

Über die wissenschaftliche Reflexion, durch ein interreligiös
besetztes Podium sowie mit verschiedenen Workshops will man sich genau
diesen Fragen widmen. Den Auftakt bestreitet der Impulsvortrag
"Religion und Geschlechterordnungen". Die anschließende
Podiumsdiskussion mit Religions-und Verbandsvertretenden beschäftigt
sich mit dem Thema "Gendergerechtigkeit in Religion und
Weltanschauung". Darüber hinaus besteht für die Teilnehmenden der
Tagung die Möglichkeit, an insgesamt fünf Workshops mitzuwirken:
"Sprechen über Religion und Geschlecht mit der Konfliktlösungsmethode
Mahloquet"; "Emanzipation und Religionsfreiheit: zwei Seiten einer
Medaille?"; "Zwei Schritte vor und einer zurück - der lange Weg der
Frauen in der evangelischen Kirche"; "Changing Gender Norms in Islam
between Reason and Relevation"; "Queer und religiös!?". Das Programm
setzt damit Akzente, die zum aktiven Mitmachen geradezu auffordern.
Genau das ist auch gewünscht.

Die Veranstaltung findet am 30. Juni 2018 von 9:30 Uhr bis 17:00 Uhr
auf dem Campus Kleve der Hochschule Rhein-Waal, Marie-Curie-Straße 1,
Hörsaalzentrum, Erdgeschoss, Raum 01 EG 005 (Hörsaal 1) statt. Die
Tagung richtet sich an die interessierte Öffentlichkeit aber auch an
Angehörige der Hochschule. Die Teilnahme ist kostenlos. Eine Anmeldung
im Vorfeld ist unter gender@ekir.de oder 0211 4562680 erforderlich.
Anmeldeschluss für interessierte Personen, die nicht der Hochschule
angehören, ist der 25. Juni 2018.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1441

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Rhein-Waal, 18.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/650: Oldenburg - Töne haben kein Geschlecht?, 25.06.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Töne haben kein Geschlecht?

Rund Tisch, Vortrag und Diskussion im Schlauen Haus



Oldenburg. Um das Verhältnis von Musik und Geschlecht geht es am
Montag, 25. Juni, bei der öffentlichen Veranstaltung "Musik &
Geschlechterpolitiken", gemeinsam organisiert vom Zentrum für
interdisziplinäre Frauen- und Geschlechterforschung (ZFG) und dem
Institut für Musik der Universität Oldenburg. Beginn ist um 16.00 Uhr
im Schlauen Haus (Schlossplatz 16). Der Eintritt ist frei.

In Wissenschaft und Alltagsverständnis gilt Musik häufig als
geschlechtslos. Doch in welchem Verhältnis stehen Geschlecht und Musik
tatsächlich und wie konstruieren Töne ganz bestimmte Bilder? Darüber
diskutieren Musikwissenschaftlerin Prof. Dr. Annegret Huber,
Musiksoziologin Dr. Rosa Reitsamer - beide von der Universität für
Musik und darstellende Kunst Wien (Österreich) - und der Oldenburger
Musikpädagoge Prof. Dr. Mario Dunkel am Runden Tisch. Sie sprechen
über subtile Geschlechterpolitiken in der Mustheorie und
offensichtliche Formen in Videos und Performances sowie darüber, wie
das Geschlecht in rechtspopulistischer Musik instrumentalisiert wird.
Moderatorin ist Dr. Cornelia Bartsch, Verwaltungsprofessorin des
Lehrstuhls Kulturgeschichte der Musik / Musik und Gender der
Universität Oldenburg. Der anschließende Vortrag von Annegret Huber
unter dem Titel "Werte | Wahrheit | Werturteil. Wissensordnungen durch
Strukturanalysen von Musik aus feministischer Sicht" ist gleichzeitig
die letzte Vorlesung der Reihe "Musikalische Wissensordnungen" des
Instituts für Musik. Zum Abschluss des Abends lädt ab 20.00 Uhr DJ
Schnurrzigall mit queer_feministischer Musik zum Tanzen ein. Musik
zum Tanzen ein.

Die Veranstaltung ist Teil der Reihe "Wo Gender brennt" des ZFG. Im
Fokus der viersemestrigen Veranstaltungsreihe stehen aktuelle
gesellschaftspolitische Themen.

Weblinks

uol.de/zfg

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 191/18 vom 19. Juni 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/319: Hamburg - Feministische Bewegungen in der Türkei, Diskussion am 22.06.2018


Universität Hamburg

Veranstaltung zur aktuellen Situation in der Türkei

Feministische Bewegungen in der Türkei



Alltäglicher Ausnahmezustand: Wissenschaft und Feminismus in der
Türkei zwischen Repression, Solidarität und Widerstand

Freitag, 22.06.2018 - ab 18.30 Uhr

Universität Hamburg, Fakultät für Wirtschafts- und

Sozialwissenschaften

Gleichstellung der Fakultät für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften

Die Bilder der "Gezi-Proteste" gingen um die Welt. Fünf Jahre später
ist von diesem Aufbruch nicht mehr viel zu spüren. Der
Ausnahmezustand, den Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan nach dem
gescheiterten Putschversuch im Jahr 2016 ausgerufen hat, ist längst
zum Alltag geworden.

Als heute stärkste Opposition in der Türkei gelten die
Frauenbewegungen. Trotz Demonstrationsverboten gehen jedes Jahr
zehntausende Frauen zum 8. März auf die Straßen. Der 15. Feministische
Nachtmarsch 2017 in Istanbul zählte trotz seines Verbots mit 40.000
mehr Teilnehmer_innen als zuvor. Erfolgreich haben Feministinnen 2012
gegen das umstrittene Gesetz zum Verbot von Schwangerschaftsabbrüchen
protestiert und dessen Einführung verhindert. Doch auch der Kampf für
Frauenrechte gerät immer mehr unter Druck.

Wie wirken sich die Repressionen auf Frauenbewegungen in der Türkei
aus?

Wie funktioniert die Zusammenarbeit feministischer Gruppen trotz ihrer
Differenzen durch Erfolge und Rückschläge hindurch?

Am 22. Juni 2018: Feministische Bewegungen in der Türkei: Diskussion
mit Asli Polatdemir, Münevver Azizoglu Bazan und Nalan Sipar

Beginn: 18.30 Uhr im Hörsaal ESA W 221 an der Universität Hamburg

https://www.wiso.uni-hamburg.de/einrichtungen/gleichstellung.html

 * 

Quelle:

Universität Hamburg

Fakultät für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
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KLEINKUNST/839: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Der große Impro-Wochenrückblick" - Improtheatershow mit Charlotte & Ralf, 25.8.2018


Kulturcafé Komm du - August 2018

"Der große Impro-Wochenrückblick" | Comedy, Musik & Improtheater mit Charlotte & Ralf

Samstag, 25. August 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du
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Das Komm du lädt ein zu einer Improtheatershow

am Samstag, den 25.08.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Charlotte & Ralf

"Der große Impro-Wochenrückblick"

Schlagzeilen erwachen zum Leben! Blicken Sie hinter die Kulissen des Weltgeschehens!

Die Themen der Woche knallhart mit Humor aufgearbeitet. Hier trifft
Kabarett auf Comedy. Die Stegreiftheaterkünstler "Charlotte &
Ralf" bringen Sie mit aktuellen Themen - egal ob global,
regional oder ganz privat aus dem Leben der Zuschauer - zum Lachen.
Immer aktuell. Jedes Mal anders. Texte, Lieder und Szenen entstehen
erst auf der Bühne. Beste Unterhaltung für jeden, der die Welt gerne
mal mit anderen Augen sieht. Lassen Sie sich überraschen - die
Künstler tun es auch. Charlotte Wolff und Ralf Schulze
sind Autoren für Kabarettisten und Comedians wie Axel Pätz, Michael
Frowin oder Alfons, den französischen Reporter. Sie begeistern seit
Jahren mit ihren Improvisationstheatershows. Außerdem sind sie
Leiter der "Schule für Comedy" in Hamburg und saßen mehrmals in der
Jury des "Hamburger Comedy-Pokals".

Charlotte & Ralf - Homepage:

http://www.charlotteundralf.com


Die Improtheatershow im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die Stegreiftheaterkünstler Charlotte & Ralf - Foto: © by Klaus Friese]

Blicken Sie zusammen mit den Stegreiftheaterkünstlern Charlotte & Ralf hinter die Kulissen des Weltgeschehens

Foto: © by Klaus Friese




Schlagzeilen erwachen zum Leben!

Lachen Sie endlich mal befreit über die Ereignisse der letzten
Woche! Egal ob global, regional oder ganz privat, die
Stegreiftheaterkünstler Charlotte & Ralf bringen die Themen
auf die Bühne, welche Sie, die Zuschauer, die letzten Tage
beschäftigt haben. Schlagzeilen erwachen zum Leben und Ihnen wird
ein Blick hinter die Kulissen des Weltgeschehens gewährt.

Was verbirgt sich eigentlich hinter der Überschriften der Zeitungen?
Charlotte & Ralf zeigen es Ihnen! Egal ob Hochsaison oder
Saure-Gurken-Zeit - hier werden die wichtigsten Schlagzeilen der
vergangenen Tage auf die Bühne gebracht - "Drohneneinsatz im Nahen
Osten" oder "Neuzugang im Dschungelcamp" - Das Ergebnis kann alles
sein - von der ernsten Szene über den satirischen Text bis zur
saukommischen Nummer. Klaus aus der letzten Reihe hat Probleme mit
der Wasserleitung bei seinem Hausbau? Auch das kann Thema sein.
Lassen Sie sich überraschen. Die Künstler tun es auch.

Denn Charlotte & Ralf haben kein Skript - alle Szenen, alle
Texte und alle Lieder entstehen live vor den Augen des Publikums. So
ist jeder Abend brandaktuell und jedes Mal anders. Egal ob per
Glücksrad eine Schlagzeile der letzten Tage erdreht wird oder das
Publikum seine Anliegen als Stichworte auf die Bühne rufen - die
beiden Schauspieler setzen die anstehenden Themen sofort um. Dank
Musiker sogar in einigen Stegreifliedern.

Das Publikum kann Einfluß nehmen, muss es aber nicht. Und keine
Sorge: niemand muss auf die Bühne. Aber Sie haben die Möglichkeit,
die Show durch Ihre Stichworte mitzugestalten - so entsteht jedes
Mal ein Theaterabend nach den Wünschen des Publikums.


Zum Reinhören & Anschauen:

Interview mit Charlotte & Ralf:

https://www.mixcloud.com/TIDEaktuell/talk-am-samstag-mit-der-impro-gang/

NDR-Beitrag über den Impro-Rundgang von Charlotte & Ralf:

http://improrundgang.de/files/impro-rundgang/video/NDR%20DAS%20Impro-Rundgang.mp4

"Charlotte & Ralf" - Auftritt bei Axel Pätz' "KaberetttsPÄTZial":

https://youtu.be/79W0OOZ5DpM
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TRANSPORT/132: Expertenanhörung zu Lebendtierexporten - Tierschutzbund appelliert an Agrarausschuss (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 20. Juni 2018

Expertenanhörung zu Lebendtierexporten:

Deutscher Tierschutzbund appelliert an Agrarausschuss



Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft des Deutschen Bundestages
hat für den 25. Juni zu einem öffentlichen Fachgespräch geladen, um sich
zum Umgang mit Lebendtiertransporten in Drittstaaten beraten zu lassen. Der
Deutsche Tierschutzbund wird seine Sicht der Dinge vor dem Ausschuss
deutlich machen. Die Tierschützer fordern ein Ende der Transporte und eine
Überarbeitung der Tierschutztransportverordnung in Deutschland und der EU.

"Deutschland kann und muss eine Vorreiterrolle einnehmen und darf keine
Tiere mehr in Drittstaaten liefern, solange die
Tierschutztransportverordnung nicht überarbeitet wurde - und auch die
Schlachtbedingungen nicht mindestens den EU-Standards entsprechen", sagt
Frigga Wirths, Fachreferentin für Tiere in der Landwirtschaft beim
Deutschen Tierschutzbund, die die Expertise des Verbandes vor dem Ausschuss
vertreten wird. "Ob die bisher ohnehin zu laschen Vorgaben bis zum Zielort
der Tiere eingehalten werden, lässt sich aktuell allerdings kaum überprüfen
- hier braucht es strengere Kontrollen und härtere Sanktionen bei
Verstößen", so Wirths. "Ziel sollte aber sein, keine lebenden Tiere mehr zu
exportieren, sondern immer am nächstgelegenen Schlachthof zu schlachten und
dann Fleisch zu transportieren - bzw. den Samen anstelle von Zuchttieren."

Nach der Anhörung verschiedener Expertenmeinungen wird der Agrarausschuss
darüber befinden, welche parlamentarischen Initiativen folgen werden. Die
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben bereits jeweils einen Antrag
vorgelegt.

Hintergrund Lebendtiertransporte

Bei ihrem Weg aus der EU in Drittländer sind Tiere qualvoll lange und oft
unter tierschutzwidrigen Bedingungen unterwegs. Lange Wartezeiten an der
Grenze, keine adäquate Versorgung der Tiere und Hitzestress sind die Regel.
Obwohl es ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs gibt, dass EU-Recht und
damit Tierschutzvorgaben bis zum Bestimmungsort der Tiere einzuhalten sind,
wird dies in der Praxis nicht umgesetzt. Die Tierschutzbestimmungen in den
Zielländern sind zudem oft unzureichend oder gar nicht vorhanden. Der
Deutsche Tierschutzbund hatte bereits mehrfach in den letzten Jahren durch
Recherchen das Leid von Rindern, Schafen, aber auch Pferden und anderen
Tieren in Transporten dokumentiert. Zuletzt hatten Reportagen bei ZDF "37
Grad" und ARD "Kontraste" die Missstände erneut ins öffentliche Bewusstsein
gebracht und eine politische Debatte ausgelöst.



Informationen zur Kampagne des Deutschen Tierschutzbundes unter:

www.tierschutzbund.de/kampagne-tiertransporte

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 20. Juni 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





EUROPA/527: Bundesregierung enttäuscht erneut bei Verhandlungen zur EU-Energie- und Klimapolitik (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 20. Juni 2018

Bundesregierung
enttäuscht erneut bei Verhandlungen zur EU-Energie- und Klimapolitik


Ziel von 32,5 Prozent Energieeffizienz bis 2030 ist unzureichend und
unverbindlich - Einigung bei der Governance-Verordnung bleibt hinter
Erwartungen zurück - Klimaschutzziele von Paris werden so nicht
erreicht



Berlin/Brüssel, 20.6.2018: Der Europäische Ministerrat, das
Europäische Parlament und die EU-Kommission haben sich beim gestrigen
Trilogverfahren auf eine Revision der Energieeffizienz-Richtlinie und
eine neue Governance-Verordnung verständigt. Die Deutsche Umwelthilfe
(DUH) kritisiert das Ergebnis als vollkommend unzureichend, um die
Klimaschutzziele von Paris zu erreichen. Statt 32,5 Prozent
Energieeffizienz bis 2030 wäre ein 40-Prozent Energieeffizienzziel
nötig gewesen. Auch ist es nicht gelungen, bestehende Schlupflöcher im
Kernartikel 7 der Energieeffizienz-Richtlinie zur jährlichen
Energieeinsparquote für die Mitgliedstaaten zu schließen.
Wirkungsvolle Sanktionsmechanismen bei einem Verstoß gegen die Ziele
fehlen ebenfalls. Enttäuschend ist zudem, dass die Bundesregierung
analog zu den EU-Verhandlungen zum Ausbau der Erneuerbaren Energien in
der letzten Woche, als Bremser auftrat.

Dazu Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Das
vereinbarte Energieeffizienzziel von 32,5 Prozent wird den
Klimaschutzzielen von Paris nicht gerecht. Erneut hat die EU eine
wichtige Chance vertan, um wichtige Weichenstellungen für den
Klimaschutz zu stellen. Mit wenig ehrgeizigen Zielen wird der
schlafende Riese der Energiewende nicht aufgeweckt. Umso
enttäuschender ist es, dass die Bundesregierung erneut als
Energiewendebremser statt als Vorreiter aufgetreten ist und
ambitionierte Zielsetzungen im Bereich Energieeffizienz blockierte.
Dabei tragen Energieeffizienz und Energieeinsparungen nicht nur zu
einer Reduktion der CO2-Emissionen bei, sie haben vielseitige
ökonomische und soziale Vorteile, wie etwa eine Steigerung der
Versorgungssicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und die Schaffung
zusätzlicher Arbeitsplätze."

Einziger Lichtblick: 2023 steht wie beim Erneuerbaren-Ziel auch im
Bereich Energieeffizienz eine Überprüfung des Ambitionsniveaus an. Die
DUH fordert, dass 2023 eine deutliche Anhebung des
Energieeffizienz-Ziels auf mindestens 40 Prozent erfolgen muss.

Enttäuschend fällt zudem das Verhandlungsergebnis zu der jährlichen
Energieeinsparquote für die Mitgliedstaaten im Kernartikel 7 der
Richtlinie aus. Bisher lag das jährliche Ziel bei 1,5 Prozent. Durch
eine Vielzahl an Schlupflöchern und Ausnahmereglungen, wie etwa die
Nicht-Einbeziehung des Verkehrs in die Berechnung des
Endenergieverbrauchs, wurde die Einsparverpflichtung allerdings bisher
etwa um die Hälfte verringert. Auch die neue Vereinbarung sieht
weiterhin die Verwendung von Schlupflöchern vor und legt die
tatsächliche jährliche Energieeinsparungsverpflichtung nach 2020 auf
klägliche 0,8 Prozent fest.

"Die jährliche Energieeinsparquote sollte eigentlich die
Investitionssicherheit stärken, Planbarkeit schaffen und tiefgreifende
Reformen anreizen, die für eine Dekarbonisierung gebraucht werden.
Stattdessen wurden die bestehenden Unsicherheiten nicht abgeschafft,"
so Müller-Kraenner weiter. Er kritisiert zudem: "Das unverbindliche
EU-Unionsziel als auch die jährliche Einsparquote stehen im krassen
Widerspruch zum Energiekonzept und den darin enthaltenen
Effizienzzielen der Bundesregierung. Die deutschen Klima- und
Energiewendeziele können so nicht erreicht werden."

Da das übergeordnete Energieeffizienz-Ziel der EU von 32,5 Prozent
nicht bindend ist, richtete sich der Blick einmal mehr auf die
anschließenden Verhandlungen zur Governance-Verordnung. Denn die drei
Dossiers - die Richtlinie über Energieeffizienz, die Richtlinie über
Erneuerbare Energien und die Governance-Verordnung - sind eng
miteinander verknüpft. Der heute Morgen vereinbarte Kompromiss zur
Governance-Verordnung stellt eine Verbesserung gegenüber dem
ursprünglichen Vorschlag der Kommission dar. Das endgültige Abkommen
gleicht jedoch das Fehlen verbindlicher nationaler Ziele für 2030 im
Bereich Energieeffizienz und beim Ausbau der Erneuerbaren nicht aus
und klärt nicht eindeutig, was passiert, wenn die Mitgliedstatten die
Energieziele 2030 nicht einhalten. Ein klarer und sanktionsfähiger
Rechtsrahmen wäre nötig, um sicherzustellen, dass die Mitgliedstaaten
ihre Ziele ernst nehmen. Die Aufmerksamkeit muss sich nun auf die
Mitgliedstaaten richten, die durch die Governance-Verordnung
verpflichtet sind, ihre Klima- und Energiepolitik der nächsten zehn
Jahre in sogenannten Nationalen Energie- und Klimaplänen der 
EU-Kommission bis Ende des Jahres vorzulegen. Diese Pläne müssen
ehrgeizig und glaubwürdig sein sowie im Einklang mit den Zielen des
Übereinkommens von Paris stehen.

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)
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FORSCHUNG/1454: Geheimnis um die Langlebigkeit von Bäumen enthüllt (UFZ)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Pressemitteilung, 19. Juni 2018

Geheimnis um die Langlebigkeit von Bäumen enthüllt

Wissenschaftler sequenzieren das Genom der Stieleiche



Ein internationales Konsortium unter der Leitung des französischen
Agrarforschungsinstituts INRA und des französischen Kommissariats für
Atomenergie und Alternative Energien CEA hat das Genom der Stieleiche
sequenziert. Die kürzlich in Nature Plants veröffentlichte Arbeit, an
der auch drei Forschende aus Mitteldeutschland beteiligt waren,
identifiziert zwei wichtige genomische Eigenschaften, die für die
Langlebigkeit dieser Baumart sorgen. Zum einen ist das die Existenz
besonders zahlreicher und vielfältiger Resistenzgene, die den Bäumen
die Möglichkeit gibt, sich gegen zahlreiche Feinde zu wehren - etwa
Pilze, Insekten, Bakterien oder Viren. Zum anderen treten somatische
Mutationen auf, die in die nächste Generation vererbt werden.
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150 Jahre alte Eichen in der Forêt domaniale de Bercé

Foto: © INRA / Didier Bert



Bäume nehmen einen zentralen Platz in unserem Kultur- und Naturerbe
ein. Sie sind in der Landschaft allgegenwärtig und leisten Menschen
unbezahlbare Dienste. Ihre Langlebigkeit und ihre Fähigkeit
Veränderungen der Umwelt zu überstehen, machen sie zu wichtigen
Symbolen sakraler, mystischer und künstlerischer Darstellungen von
Stabilität, Widerstandsfähigkeit und der Dauerhaftigkeit des Lebens.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Frankreich, Schweden,
Spanien, den USA und Deutschland befassten sich nun gemeinsam mit den
genetischen Grundlagen der Langlebigkeit. Sie sequenzierten das Genom
der Stieleiche, einer von 400 Eichenarten, mithilfe von modernen
Hochdurchsatz-Sequenzierungstechnologien. Dies ermöglichte es, die 750
Millionen Nukleotide zu sequenzieren und zusammenzusetzen, aus denen
das Genom besteht. Die genetische Vielfalt dieser weit verbreiteten
europäischen Eichenart ist zehnmal größer als die des menschlichen
Genoms.




[image: In-vitro-Stecklinge - Foto: © UFZ / André Künzelmann]

Wissenschaftler des UFZ nutzen genetisch identische
in-vitro-Stecklinge der Stieleiche und analysieren, wie sie ihre
Gene bei unterschiedlichen Umwelteinflüssen regulieren.

Foto: © UFZ / André Künzelmann



Das Arsenal an Abwehrgenen gegen Schädlinge - ein möglicher
Schlüssel zur Langlebigkeit

Die Untersuchung des Eichengenoms zeigte, dass es insgesamt 26.000
Gene enthält. 51 Prozent davon bestehen aus springenden genetischen
Elementen - DNA-Sequenzen, die ihre Position innerhalb des Genoms
ändern können. Zudem ist mit 36 Prozent ein ungewöhnlich hoher Anteil
in aneinander gereihten Gengruppen organisiert, während es bei anderen
Pflanzen im Durchschnitt lediglich 15 Prozent sind. Die Resistenzgene
der Stieleiche scheinen von diesen Tandemduplikationen zu
profitierten. Ein Vergleich der Genome von krautigen Pflanzen (zum
Beispiel Acker-Schmalwand, Soja, Kartoffel, Wassermelone) und
mehrjährigen Gehölzen (zum Beispiel Eiche, Pappel, Eukalyptus,
Pfirsich) machte darüber hinaus deutlich, dass dieser Mechanismus zur
Vervielfältigung von Resistenzgenen nicht auf Eichen beschränkt ist,
sondern bei allen untersuchten Baumarten auftritt.

Sind Bäume genomische Mosaike?

In mehrzelligen Organismen häufen sich während ihres Wachstums
somatische Mutationen, also Mutationen, die nicht in den
Fortpflanzungszellen auftreten, sondern in den somatischen Zellen. Das
extrem lange Leben der Bäume - manche Arten werden Jahrhunderte alt -
und die Dauerhaftigkeit ihres im Laufe des Lebens entwickelten Gewebes
machen sie zu perfekten Modellen, um diesem Phänomen auf den Grund zu
gehen. Das Forscherteam untersuchte die Häufigkeit somatischer
Mutationen, indem es die Genome aus Proben von unterschiedlich alten
Zweigen einer hundertjährigen Eiche verglich. Dabei konnten die
Forscher seltene somatische Mutationen feststellen, und zeigen, dass
diese in die nächste Generation vererbt werden können. Zukünftig geht
es darum zu verstehen, ob dieser Motor der Diversität Einzelpflanzen
einen Selektionsvorteil verschaffen kann.

Womit haben sich die deutschen Wissenschaftler befasst?

Vom UFZ-Department Bodenökologie aus Halle (Saale) waren drei
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am internationalen Konsortium
beteiligt, eine davon wurde über das Deutsche Zentrum für Integrative
Biodiversitätsforschung (iDiv) finanziert. Der Beitrag der
mitteldeutschen Forscher bestand darin, Gene zuzuordnen, die für die
Symbiose zwischen Baumwurzeln und Bodenpilzen relevant sind, und
insbesondere den Austausch von Zucker regulieren. Das Hallenser Team
brachte darüber hinaus seine eigene Gendatenbank ins Projekt ein. Sie
enthält Informationen zur Regulation von Eichengenen bei
Wechselwirkungen zwischen Eichenblättern oder -wurzeln und Tieren oder
Mikroorganismen. Basis dafür ist ein eigener Klon der Stieleiche, der
am UFZ durch in-vitro-Kultur seit Jahren vermehrt wird. "Die zwei
genomischen Merkmale geben uns Hinweise darauf, warum Bäume, die so
vielen biotischen Wechselwirkungen ausgesetzt sind, es schaffen, sich
in Europa so großräumig zu verbreiten. Dieses Wissen unterstützt
unsere eigenen UFZ-Forschungsarbeiten, bei denen ein Eichenklon als
Phytometer an verschiedenen Standorten in Europa freigesetzt wird.
 Wir wollen so untersuchen, wie sich Waldbäume als langlebige
Organismen an Umweltänderungen anpassen" sagt Dr. Sylvie Herrmann,
eine der Mitautorinnen der Studie.

Publikation:

Plomion C, Aury JM, Amselem J, Leroy T, Murat F, Duplessis S, Faye S,
Francillonne N, Labadie K, Le Provost G, Lesur I, Bartholomé J,
Faivre-Rampant P, Kohler A, Leplé JC, Chantret N, Chen J, Diévart A,
Alaeitabar T, Barbe V, Belser C, Bergès H, Bodénès C, Bogeat-Triboulot
MB, Bouffaud ML, Brachi B, Chancerel E, Cohen D, Couloux A, Da Silva
C, Dossat C, Ehrenmann F, Gaspin C, Grima-Pettenati J, Guichoux E,
Hecker A, Herrmann S, Hugueney P, Hummel I, Klopp C, Lalanne C,
Lascoux M, Lasserre E, Lemainque A, Desprez-Loustau ML, Luyten I,
Madoui MA, Mangenot S, Marchal C, Maumus F, Mercier J, Michotey C,
Panaud O, Picault N, Rouhier N, Rué O, Rustenholz C, Salin F, Soler M,
Tarkka M, Velt A, Zanne A, Martin F, Wincker P, Quesneville H, Kremer
A, Salse J.: Nature Plants, 2018, 

http://dx.doi.org/10.1038/s41477-018-0172-3

INRA-Pressemitteilung: 

http://presse.inra.fr/Communiques-de-presse/genome-du-chene
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ATOM/1357: EU-Vertragsverletzungsverfahren gegen Belgien wegen mangelnder Atomsicherheit (SFV)


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV) - Pressemitteilung
vom 19. Juni 2018

EU-Vertragsverletzungsverfahren gegen Belgien wegen mangelnder
Atomsicherheit



Am 7. Juni 2018 hat die EU-Kommission ein förmliches
Vertragsverletzungsverfahren gegen Belgien wegen mangelnder
Atomsicherheit eingeleitet. Vorausgegangen war im Dezember 2017 die
Aufforderung an die belgische Regierung, binnen 2 Monate zu den
Vorwürfen der unzureichenden Umsetzung der EU-Richtlinie zur nuklearen
Sicherheit aus dem Jahre 2014 Stellung zu nehmen. Mit dieser
Richtlinie legte die EU verschärfte Sicherheitsstandards für
Atomkraftwerke nach der Katastrophe von Fukushima fest, die bis zum
15. August 2017 von den Mitgliedsstaaten erfüllt sein mussten.

Belgien hat weder die Umsetzungsmaßnahmen an die EU-Kommission
gemeldet noch die Frist für die geforderte Stellungnahme eingehalten.
Jetzt hat Belgien erneut 2 Monate Zeit, auf die erhobenen Vorwürfe zur
mangelnden Atomsicherheit zu reagieren und Umsetzungsmaßnahmen
einzuleiten, andernfalls wäre die EU-Kommission berechtigt, den
Europäischen Gerichtshof anzurufen.

Wie der online-Informationsdienst E&M powernews berichtet, kritisiert
die Kommission unter anderem die unzureichende Unabhängigkeit der
Atomaufsicht und die Informationspolitik gegenüber der Bevölkerung und
den Nachbarstaaten insbesondere bei den Hochrisiko-Reaktoren Tihange
und Doel.

"Mit diesem Schritt der EU-Kommission hat der jahrelange Streit um die
belgischen Atomkraftwerke eine neue Qualität erreicht. Auch
Bundesumweltministerin Svenja Schulze steht jetzt noch mehr unter
Druck, endlich Schluss zu machen mit dem aktiven Beitrag der
Bundesregierung zum Weiterbetrieb von Tihange und Doel und die
fortgesetzten Exportgenehmigungen für Brennelemente aus Lingen endlich
zu beenden," so der Geschäftsführer des Solarenergie Fördervereins
Deutschland, Wolf von Fabeck.

[Autor: Herbert Hoting]



Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. (SFV)

Der SFV ist ein Umweltschutzverein, der sich aus Klimaschutzgründen
für die rasche und vollständige Umstellung der Energieversorgung auf
Sonnen- und Windenergie - national und weltweit - einsetzt.
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ERNÄHRUNG/130: Lebensmittel ohne Gentechnik boomen in Deutschland (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 08.06.2018

Lebensmittel ohne Gentechnik boomen in Deutschland



Die Lebensmittelhersteller werden 2018 für sieben Milliarden Euro
Produkte mit 'Ohne GenTechnik'-Siegel an den Lebensmittelhandel
verkaufen. Gegenüber den Umsätzen in 2017 bedeute das eine Steigerung
von 27 Prozent, meldete der Verband Lebensmittel ohne Gentechnik
(VLOG).

Nach Angaben des VLOG setzten die Lebensmittelverarbeiter 2017 mit
Lebensmitteln mit 'Ohne GenTechnik'-Siegel 5,44 Milliarden Euro um.
Dabei spielten Milch und Milchprodukte mit 3,06 Milliarden Euro die
bedeutendste Rolle. Die Agrarmarkt Informations-Gesellschaft AMI geht
davon aus, dass inzwischen knapp die Hälfte der in Deutschland
erzeugten Milch gentechnikfrei ist. Mit Geflügelfleischprodukten
wurden laut VLOG 1,36 Milliarden und mit Eiern 772 Millionen Umsatz
erzielt. Den Rest teilten sich Rind- und Schweinefleisch sowie andere
ausgelobte Sortimente. Die Umsatzangaben für 2017 beruhen auf
Auskünften der Lizenznehmer des 'Ohne GenTechnik'-Siegel. Die sieben
Milliarden Euro Umsatz für 2018 stellen eine Prognose der Unternehmen
dar. Alle Zahlen beziehen sich auf die Umsätze der Hersteller mit dem
Handel. Die Ausgaben der Endverbraucher für Lebensmittel mit 'Ohne
GenTechnik'-Siegel dürften etwa 20 Prozent höher sein, schätzt der
VLOG. Das wären rund 6,5 Milliarden Euro für 2017 und prognostizierte
8,4 Milliarden Euro für 2018. "Die fulminante Entwicklung des 'Ohne
GenTechnik'-Siegel ist Zeichen des großen Vertrauens der Verbraucher
und des Lebensmitteleinzelhandels in das Qualitätssiegel",
kommentierte VLOG-Geschäftsführer Alexander Hissting die Zahlen.

Er teilte auch mit, dass der VLOG mit zwei wichtigen
Standardisierungs-Organisationen der konventionellen Landwirtschaft
kooperiere. So habe der Standard Global G.A.P. in enger Abstimmung mit
dem VLOG ein Gentechnikfrei-Modul für die Zertifizierungsbereiche
Futtermittel, Aquakultur und landwirtschaftliche Nutztiere geschaffen.
Der VLOG erkenne eine Global G.A.P. Zertifizierung zusammen mit diesem
Zusatzmodul als gleichwertig zu einer Zertifizierung nach dem
VLOG-'Ohne GenTechnik' Standard an. "Diese Zusammenarbeit erspart der
gesamten Wertschöpfungskette den Aufwand für doppelte Kontrollen und
wird die unabhängige und glaubwürdige Zertifizierung von
gentechnikfreien Produktionssystemen weiter voranbringen", erläuterte
Hissting. Da Global G.A.P. im Bereich Aquakultur ein weit verbreiteter
Standard ist, ermöglicht es die Zusammenarbeit der Aquakulturbranche,
Produkte mit dem 'Ohne GenTechnik'-Siegel auf den deutschen Markt zu
bringen.

Ebenfalls in enger Kooperation mit dem VLOG hat der internationale
Agrarstandard GMP+ Anforderungen für die Zertifizierung
gentechnikfreier Futtermittel erarbeitet und wird sie voraussichtlich
noch im Sommer verabschieden. Mit diesem neuen Modul von GMP+ werden
sich noch mehr Unternehmen der Futtermittelwirtschaft einer
gentechnikfrei-Zertifizierung unterziehen, erwartet der VLOG. Ziel sei
es, die neue GMP+ Zertifizierung ebenfalls als gleichwertig zu einer
VLOG-Zertifizierung anzuerkennen. [lf]



Verband Lebensmittel ohne Gentechnik: Rekordumsätze mit 'Ohne
GenTechnik'-Siegel (06.06.2018)

https://www.ohnegentechnik.org/fileadmin/ohne-gentechnik/presse/p_180606_Rekordumsaetze_final.pdf

Verband Lebensmittel ohne Gentechnik: Ausweitung der "Ohne 
Gentechnik"-Zertifizierung auf Aquakultur (25.04.2018)

https://www.ohnegentechnik.org/fileadmin/ohne-gentechnik/presse/p_180425_Kooperation_GLOBALG.A.P._final.pdf

Verband Lebensmittel ohne Gentechnik: GMP+ stellt Gentechnikfrei-Standard 
für Futtermittel vor (24.05.2018)

https://www.ohnegentechnik.org/aktuelles/nachrichten/2018/mai/gmp-stellt-gentechnikfrei-standard-fuer-futtermittel-vor/

Infodienst: Immer mehr Hersteller setzen auf 'Ohne Gentechnik'-Siegel
(08.05.2017)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32567/#gsc.tab=0

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33245/#gsc.tab=0


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Krebs durch Glyphosat - Erster Juryprozess beginnt in den USA,
19.06.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33259/

Frankreich: Parlament will Gentechnik in tierischen Lebensmitteln
kennzeichnen, 12.06.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33255/

Mit Monsanto kauft Bayer auch den Ärger, 04.06.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33237/

Pakistan: Konventionelle Baumwolle ist flächendeckend gentechnisch
verunreinigt, 04.06.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33236/#gsc.tab=0

 * 
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GENTECHNIK/209: Pakistan - Konventionelle Baumwolle gentechnisch verunreinigt (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 04.06.2018

Pakistan: Konventionelle Baumwolle ist flächendeckend gentechnisch
verunreinigt



Die gentechnikfreien Baumwollsorten in Pakistan sind durch
Bt-Baumwolle gentechnisch verunreinigt. Das meldete die pakistanische
Zeitung The News und sieht darin eine Ursache für die zunehmenden
Resistenzen bei Schädlingen.

Seit 2010 darf in Pakistan gentechnisch veränderte Baumwolle
kommerziell angebaut werden, die Bt-Toxine zur Abwehr von Schädlingen
produziert. Nach Angaben der industrienahen Organisation ISAAA wächst
inzwischen auf 97 Prozent der pakistanischen Anbaufläche Bt-Baumwolle.
Sie hat inzwischen auch die gentechnikfreien pakistanischen
Baumwollsorten kontaminiert, wie jetzt das Pakistan Central Cotton
Committee einräumte. Alle 15 großflächig angebauten gentechnikfreien
Sorten, die von privaten Züchtern oder staatlichen Organisationen
entwickelt worden seien, hätten sich als verunreinigt erwiesen,
berichtete The News von einem Treffen der Behörde. Selbst die von den
staatlichen Forschungsinstituten entwickelten Hochleistungssorten
CIM-620 and CRIS-129 könnten nicht mehr als gentechnkifrei angesehen
werden, heißt es im Text. Als Ursache nennen die von der Zeitung
befragten Wissenschaftler die Übertragung des Bt-Erbguts durch
Pollenflug und anschließende Befruchtung - und warnen vor einer großen
Gefahr:

Beim Anbau von Bt-Baumwolle wird den Bauern empfohlen, immer auch
einen Teil der Fläche mit gentechnikfreier Baumwolle zu bepflanzen.
Dies soll verhindern, dass Schädlinge gegen die Bt-Gifte Resistent
werden. Die Idee dabei ist, dass in den Bt-freien Refugien nicht
resistente Insekten gedeihen und sich mit den Tieren paaren, die im
Bt-Feld überlebten, weil sie eine Resistenz entwickelt haben. Dadurch
würde in der nächsten Generation diese Resistenz quasi verdünnt und
damit weniger wirksam. Wenn allerdings die gentechnikfreien Sorten
verunreinigt sind und dadurch in den Refugien auch Pflanzen wachsen,
die Bt-Gifte produzieren, geht das Konzept nicht mehr auf. Im
Gegenteil: Das Risiko, dass in solchen Refugien mit geringem Bt-Anteil
Resistenzen entstehen ist besonders groß, da die Schädlinge weniger
von dem Gift aufnehmen und sich leichter daran gewöhnen können.

Die Verunreinigung gentechnikfreier Baumwolle ist nicht nur in
Pakistan ein Problem: Das Nachbarland Indien ist mit einem Marktanteil
von 66 Prozent der wichtigste Produzent von Bio-Baumwolle. Diese
müsste qua Vorschrift gentechnifrei sein - ist sie aber nicht. Das
Schweizer Verbrauchermagazin Saldo hatte im vergangenen Jahr hohe
Gentechnik-Verunreinigungen in zertifizierter Bio-Baumwolle aus Indien
gefunden. Allerdings ließ sich nicht nachweisen, ob das vom Labor
gefundene Bt-Erbgut aus verunreinigtem Saatgut stammte oder ob bei der
Verarbeitung Fasern von Bt-Baumwolle hinzukamen. In Indien wächst auf
rund 90 Prozent der Fläche Bt-Baumwolle. [lf]



The News: Cotton output under threat as non-Bt varieties found
contaminated (27.05.2018)

https://www.thenews.com.pk/print/321785-cotton-output-under-threat-as-non-bt-varieties-found-contaminated

Textile Network: GOTS Biobaumwolle aus Indien in der Kritik
(12.09.2017)

https://textile-network.de/de/Technical-Textiles/Fasern-Garne/GOTS-Organic-Cotton-from-India-under-fire

Infodienst: Dossier Gentechnik-Baumwolle

https://www.keine-gentechnik.de/dossiers/baumwolle-gentechnik/#gsc.tab=0

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33236/#gsc.tab=0


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Krebs durch Glyphosat - Erster Juryprozess beginnt in den USA,
19.06.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33259/

Frankreich: Parlament will Gentechnik in tierischen Lebensmitteln
kennzeichnen, 12.06.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33255/

Lebensmittel ohne Gentechnik boomen in Deutschland, 08.06.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33245/

Mit Monsanto kauft Bayer auch den Ärger, 04.06.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33237/

 * 
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MASSNAHMEN/065: Die Mischung macht's (PIK)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 20. Juni 2018

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Mercator Research Institute on
Global Commons and Climate Change

Die Mischung macht's:

Politikmix zur Erreichung der Klimaziele und der Ziele der
nachhaltigen Entwicklung erforderlich



Eine breite Kombination von Maßnahmen könnte am besten geeignet sein,
sowohl die Ziele der Klimastabilisierung als auch die meisten UN-Ziele
für nachhaltige Entwicklung zu erreichen. Diese Maßnahmen reichen von
der CO2-Bepreisung über die Regulierung des Schutzes von Wasser und
Wald bis hin zu Lebensstiländerungen, wie eine neue Studie zeigt. Die
Wissenschaftler heben das komplexe Zusammenspiel der verschiedenen
Ziele hervor. Eine nur auf die CO2-Preise konzentrierte Politik wäre
am billigsten, würde aber wahrscheinlich auf Kosten des Schutzes von
Landflächen gehen.

"Um die Risiken der globalen Erwärmung innerhalb der von den
Regierungen im Pariser Abkommen vereinbarten Grenzen zu halten, müssen
wir unsere Energiesysteme grundlegend umbauen", sagt Leit-Autor
Christoph Bertram vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK,
Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft). "Dies wird tiefgreifende
Auswirkungen auf andere Bereiche haben, die für die Ziele der
Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung relevant sind. Es wird
sowohl Vorteile als auch Risiken für die Menschen mit sich bringen:
etwa einerseits die Verringerung der Luftverschmutzung und
andererseits höhere Preise für Nahrungsmittel und Energie." Die
Bewertung dieser Kompromisse ist eine wichtige Information für
Entscheider in Politik und Wirtschaft.

"Dies ist die erste Studie, die Auswirkungen verschiedener politischer
Maßnahmen auf eine Reihe von Elementen der Nachhaltigkeit analysiert",
sagt Bertram. "Und das Ergebnis ist, dass ein Maßnahmenpaket die
Nachhaltigkeitsvorteile der Treibhausgasminderung erheblich steigern
und die Risiken reduzieren kann."

Der Wettbewerb um Land

Der Wettbewerb um Land ist dabei eines der zentralen Themen. "Ohne
zusätzliche Regulierung würden allein aufs Klima fokussierte
politische Maßnahmen zum raschen Ausstieg aus der fossil befeuerten
Stromerzeugung beispielsweise den Anbau von Pflanzen zur Erzeugung von
Bioenergie fördern", sagt Ko-Autor Alexander Popp vom PIK. "Das würde
die Treibhausgasemissionen reduzieren, da die Verbrennung der Pflanzen
nur das CO2 freisetzt, das sie beim Anbau aufgenommen haben - aber es
würde auch eine großflächige Umwandlung von Agrarflächen bedeuten, die
sonst für die Nahrungsmittelproduktion oder für Ökosysteme zur
Sicherung der Biodiversität genutzt werden. Im schlimmsten Fall könnte
bis zu einem Drittel der heutigen Anbaufläche für Bioenergieplantagen
genutzt werden."

"Einige Nachhaltigkeitsthemen wie Ernährungssicherheit und Zugang zu
erschwinglicher Energie sind für die Öffentlichkeit wichtiger als der
Klimawandel - einfach weil die schlimmsten Auswirkungen der globalen
Erwärmung erst in der Zukunft auftreten werden, Essen und Strom aber
heute zählen. Unsere Studie zeigt, dass beide Herausforderungen
gleichzeitig angegangen werden können: Es ist möglich, schlaue
klimapolitische Pakete zu entwerfen, die auch in anderen wichtigen
Dimensionen der menschlichen Entwicklung entscheidende Fortschritte
ermöglichen", sagt Ko-Autor Jan Minx vom Mercator Research Institute
on Global Commons and Climate Change (MCC). "Das sind gute Nachrichten
für Regierungen und Gesellschaft: Es gibt nicht nur eine einzige
allein richtige, sondern eine Reihe von Möglichkeiten." Die Forscher
analysierten 16 politische Elemente und 12 Indikatoren, die sich auf
10 der 17 Sustainable Development Goals (SDGs) der Vereinten Nationen
beziehen, mit Hilfe von Computersimulationen, erklärt Minx.
"Wissenschaftler müssen auf die spezifischen Vor- und Nachteile
verschiedener Politiken hinweisen, damit die politischen
Entscheidungsträger fundierte Entscheidungen treffen können."

Selbst das beste Politikpaket hat auch Nachteile

Selbst das Politikpaket, das bei den meisten der analysierten
Nachhaltigkeitsindikatoren am besten abschneidet, hat einen Nachteil:
Eine breite Kombination von Nachhaltigkeitspolitiken kostet
kurzfristig mehr Geld als die CO2-Bepreisung allein. Die reine
Preispolitik würde die Energieerzeugungskosten in Grenzen halten und
wäre in dieser Hinsicht am kostengünstigsten. Eine solche Politik
würde jedoch zu einem Anstieg der Nahrungsmittelpreise um etwa ein
Drittel in 15 Jahren führen, da die Flächen für den Klimaschutz
genutzt würden. Dies könnte letztlich dem Ziel der nachhaltigen
Entwicklung, der Armutsbekämpfung, zuwiderlaufen. Um diesen
unbeabsichtigten Effekt zu vermeiden, wären zusätzliche Maßnahmen
erforderlich.

Die Wissenschaftler betonen, dass die höheren Kosten einer breiten
Kombination von Nachhaltigkeitspolitiken im Vergleich zur reinen
Klimapolitik nicht das ganze Bild sind. Die Analyse benennt nicht die
Kosten von Klimaschäden, die entstehen würden, wenn überhaupt keine
politischen Maßnahmen ergriffen würden - es ist aber klar, dass die
Kosten des Nichthandelns, sowohl in Form von Geld als auch von
menschlichem Leid, enorm wären.

Sowohl der Nutzen als auch die Risiken der Nachhaltigkeit steigen,
wenn der Ehrgeiz dahin erhöht wird, die globale Erwärmung auf 1,5 Grad
Celsius zu begrenzen; dieses Ziel wird in der Pariser Vereinbarung als
erstrebenswert genannt. "Einerseits könnten etwa die Korallenriffe
weltweit wahrscheinlich gerettet werden, und das Risiko eines
langfristigen, vollständigen Abschmelzens Grönlands, das zu einem
erheblichen Anstieg des Meeresspiegels führen würde, wäre reduziert",
sagt Ko-Autor Gunnar Luderer vom PIK. "Auf der anderen Seite würden
sich die wirtschaftlichen Kurzzeitkosten verdreifachen und die
Langzeitkosten sich verdoppeln. Das liegt daran, dass wir für das
Einhalten der 1,5-Grad-Grenze den Verbrauch fossiler Brennstoffe viel
schneller reduzieren und auch die Verfügbarkeit der CO2-Entnahme aus
der Atmosphäre rasch erhöhen müssten, beispielsweise durch den Einsatz
von Technologien zur CO2-Abscheidung und -Speicherung, kurz CCS".

Die Kombination von Politikmaßnahmen ist wichtiger als das
Temperaturziel

"Doch wenn die CO2-Preisgestaltung mit anderen Maßnahmen kombiniert
wird, können die Probleme für die Nachhaltigkeit stark reduziert
werden. Zu unserer großen Überraschung können solche gezielten
Maßnahmen die negativen Nebeneffekte einer Verschärfung der
Temperaturgrenze von 2 auf 1,5 Grad auf zum Beispiel die Preise von
Nahrungsmitteln und Energie mehr als ausgleichen", sagt Luderer. "Dies
ist eine wichtige Erkenntnis: Während ehrgeizigere Klimapolitik
sicherlich teurer ist und daher Geld braucht, das für andere
Nachhaltigkeitsziele wie die Armutsbekämpfung dann zunächst fehlt,
kann die Kombination der Klimapolitik mit anderen Politiken die
Nachhaltigkeitslücke tatsächlich schließen."

Lebensstil-Änderungen erweisen sich als einer der effizientesten Wege
zur Ergänzung der CO2-Preisgestaltung. Wenn die Menschen etwa
Flugreisen und Fleischkonsum reduzieren, könnte dies die höheren
kurzfristigen Kosten für frühzeitige Klimaschutzmaßnahmen ausgleichen
helfen. "Die Möglichkeiten, solche Lebensstiländerungen
herbeizuführen, sind oft sehr umstritten und stehen daher nicht im
Mittelpunkt der aktuellen politischen Diskussionen. Aber diese
Veränderungen scheinen das größte Potenzial zur Reduzierung von
Nachhaltigkeitsrisiken und zur Maximierung des Nebennutzens von
Minderungsmaßnahmen zu haben", sagt Luderer. "Gemeinsam können Politik
und Menschen mehr erreichen, als sie denken."

Artikel: 

Christoph Bertram, Gunnar Luderer, Alexander Popp, Jan Christoph Minx,
William F. Lamb, Miodrag Stevanovic, Florian Humpenöder, Anastasis
Giannousakis, Elmar Kriegler (2018): Targeted policies can compensate
most of the increased sustainability risks in 1.5°C mitigation
scenarios. Environmental Research Letters
[DOI: 10.1088/1748-9326/aac3ec]

Weblink zum Artikel:

http://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/aac3ec
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STIMMEN/081: Ausschüsse des EU-Parlaments wollen Klimadiplomatie stärken und Klimaziel anheben (GW)


Germanwatch e.V. - 20. Juni 2018

Ausschüsse des EU-Parlaments wollen Klimadiplomatie stärken und
Klimaziel anheben

Germanwatch begrüßt Annahme des Parlamentsberichts
"Klimaschutzdiplomatie" durch die Ausschüsse Äußeres und Umwelt -
Wichtiger Vorstoß nach Ausfall der USA in Klimapolitik



Bonn/Berlin (20. Juni 2018). Nach Ansicht der Umwelt- und
Entwicklungsorganisation Germanwatch hat das Europaparlament heute mit
einem wichtigen Vorstoß auf das Vakuum in der Klimaaußenpolitik seit
dem Ausfall der US-Diplomatie reagiert. Die Parlamentsausschüsse für
Äußeres und Umwelt haben in einer gemeinsamen Sondersitzung mit großer
Mehrheit den Initiativbericht "Klimaschutzdiplomatie" angenommen.
Dieser wird nun zur Abstimmung ins Plenum überwiesen.

"Das ist ein guter Tag für die internationale Zusammenarbeit zur
Bekämpfung der globalen Klimakrise", sagt Christoph Bals, Politischer
Geschäftsführer von Germanwatch. "Zentral für den Erfolg des
Paris-Abkommens und die Glaubwürdigkeit der EU in den
Klimaverhandlungen ist zudem, dass die Abgeordneten die deutliche
Anhebung des EU-Klimaziels für 2030 fordern."

Der europäische Auswärtige Dienst und die Kommission seien bislang
viel zu schwach ausgestattet, wenn es um die wichtige Vorbereitung und
Flankierung der Klimaverhandlungen durch die Diplomaten gehe, so Bals
weiter. "Der Klimawandel als globaler Krisenverstärker sollte endlich
ein zentrales Thema für die Diplomaten der EU und ihrer
Mitgliedstaaten werden, insbesondere nachdem das US-Außenministerium
als konstruktiver Akteur ausgefallen ist." Germanwatch fordert im
Einklang mit den Parlamentsausschüssen eine deutliche Aufstockung der
Mittel- und Personalausstattung für die Klimaaußenpolitik,
insbesondere beim Europäischen Auswärtigen Dienst. Dies sei eine
wichtige Investition für die Sicherheit Europas.

Bals weist auf einen weiteren zentralen Punkt hin: "Die Forderung des
Berichts, Frieden und Sicherheit dadurch zu stärken, dass mit fossilen
Exportländern wie Russland strategische Prozesse zur Entwicklung
klimaneutraler Energielieferungen und Entwicklungsmodelle erarbeitet
werden, ist sehr wichtig." Treibende Kräfte hinter dem Bericht sind
die Europaparlaments-Abgeordneten Arne Lietz (Initiator) und Jo Leinen
(Ko-Berichterstatter).




Die wichtigsten Inhalte des Klimaaußenpolitik-Berichts:

1. Das EP fordert, dass Europäischer Auswärtige Dienst (EAD) und
Kommission im Bereich Klimadiplomatie personell und finanziell besser
ausgestattet werden, sowohl in der Zentrale in Brüssel als auch in den
EU-Delegationen. Diese Stärkung solle sich zudem im Mehrjährigen
Finanzrahmen ab 2021 wiederspiegeln.

2. Das EP fordert die Erarbeitung einer umfassenden EU-Strategie
zur Klimadiplomatie und die Einbeziehung der Klimapolitik in alle
Bereiche der EU-Außenpolitik, einschließlich Handel und
Entwicklungszusammenarbeit.

3. Das EP erklärt seine Bereitschaft, das EU-Klimaziel für 2030
deutlich anzuheben und damit kompatibler zu machen mit den Vorgaben
des Pariser Klimaabkommens.

4. Das EP fordert EAD, Kommission und Mitgliedstaaten für mehr
Frieden und Sicherheit in Europa nachdrücklich auf, mit fossile
Brennstoffe exportierenden Ländern in der weiteren Nachbarschaft
strategische Prozesse für eine gemeinsame Entwicklung von CO2-freien
Energiebeziehungen und Entwicklungsmodellen aufzunehmen. Hier sind
Länder wie Russland, der Irak oder Algerien gemeint. Das EP ruft die
Mitgliedsstaaten in diesem Zusammenhang auf, die Umsetzung der Pariser
Klimaziele zum Thema in der OSZE zu machen.

5. Das EP fordert die EU auf, ihre Unterstützung für die besonders
verwundbaren Staaten auszubauen, die am stärksten vom Klimawandel
betroffen sind und sich bei der Behebung klimawandelbedingter Schäden,
Anpassungsmaßnahmen und der Abkehr von fossilen Brennstoffen in diesen
Staaten solidarischer zu zeigen.

6. Das EP fordert die EU auf, weltweit Partnerschaften für die
Etablierung von CO2-Bepreisungssystemen aufzubauen.

7. Das EP stärkt seine eigene Rolle in den internationalen
Klimaverhandlungen und in den klimaaußenpolitischen Beziehungen zu
Drittstaaten.



Der im Auswärtigen Ausschuss und im Umweltausschuss angenommene
Initiativbericht soll noch im Sommer im Plenum des Europäischen
Parlaments (EP) verabschiedet werden.
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STIMMEN/080: Durchbruch bei Merkel-Macron-Gipfel für französisch-deutsche Klimapartnerschaft (GW)


Germanwatch e.V. - 19. Juni 2018

Durchbruch bei Merkel-Macron-Gipfel für französisch-deutsche
Klimapartnerschaft und höhere EU-Klimaziele

Deutsch-französischer Ministerrat: Germanwatch begrüßt Unterstützung
für Anhebung des EU-Klimaziels 2030 und Treibhausgasneutralität der EU
bis 2050



Berlin (19. Juni 2018). Die Umwelt- und Entwicklungsorganisation
Germanwatch begrüßt die Gipfelerklärung des heutigen
Deutsch-Französischen Ministerrats im Bereich Klimazusammenarbeit,
mahnt aber weitere Schritte an. "Die Vereinbarung ist ein Durchbruch
zu einer strategischen Klimakooperation der beiden Länder", sagt
Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer von Germanwatch. "Wir
freuen uns insbesondere, dass die Bundesregierung nun einer Anhebung
der EU-Klimaziele für 2030 und 2050 zugestimmt hat. Wir erleben hier
möglicherweise den Start einer echten französisch-deutschen Entente
Climatique für eine starke EU-Klimapolitik."

Jetzt müssten beide Regierungen die Vereinbarungen mit gemeinsamen
Initiativen und Projekten zur Entwicklung der Klimapolitik in
Frankreich, Deutschland und auf EU-Ebene unterfüttern, so Bals. "Vor
allem geht es jetzt darum, zügig ein gemeinsames Vorgehen bei der
CO2-Bepreisung zu erarbeiten, damit Kohleausstieg, Verkehrs- und
Wärmewende vorankommen", betont Bals. "Weitere Aufgaben sind eine
gemeinsame Linie bei der Anpassung des EU-Haushalts an das Pariser
Klimaabkommen sowie Stresstests für Klimarisiken von Investitionen."

Germanwatch begrüßt des Weiteren die Einrichtung der bereits
angekündigten interministeriellen High-Level-Arbeitsgruppe zur
Intensivierung der Klimazusammenarbeit der beiden Regierungen. Die
Gruppe soll unter anderem abgestimmte deutsch-französische Positionen
und gemeinsame politische Rahmensetzungen zur Klimazielerreichung
erarbeiten.

Christoph Bals: "Jetzt geht es darum, die französisch-deutsche Dynamik
für die Stärkung der EU-Klimapolitik und für den Erfolg des
Klimagipfels im Dezember in Polen zu nutzen."



Gipfelerklärung von Meseberg

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Pressemitteilungen/BPA/2018/06/2018-06-19-erklaerung-meseberg.html
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STIMMEN/079: Merkel bleibt zu vage bei Klimaschutz in Deutschland und EU (GW)


Germanwatch e.V. - 19. Juni 2018

Verdopplung der deutschen Klimafinanzierung bis 2020 wichtig - aber
Merkel bleibt zu vage bei Klimaschutz in Deutschland und EU

Petersberger Klimadialog: Germanwatch begrüßt das internationale
Signal der Merkel-Rede, kritisiert aber fehlende Konkretisierung



Berlin/Bonn (19. Juni 2018). Nach Einschätzung der Umwelt- und
Entwicklungsorganisation Germanwatch hat Bundeskanzlerin Angela Merkel
in ihrer Rede beim Petersberger Klimadialog heute zwar viel Richtiges,
aber zu wenig Konkretes gesagt. Positiv hervorzuheben sei vor allem
die Bekräftigung der geplanten Verdopplung des deutschen Beitrags zur
internationalen öffentlichen Klimafinanzierung bis 2020. "Die
Verdopplung der deutschen Klimafinanzierung und der angekündigte
entsprechende Beitrag zum Grünen Klimafonds sind wichtige Signale,
damit es in der internationalen Klimapolitik vorangeht", sagt
Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer von Germanwatch. "Die
ärmsten Länder brauchen dringend diese Unterstützung, damit sie
Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel bewältigen können. Wir
vermissen aber noch immer einen konkreten Plan, wie Deutschland die
Verdopplung im Haushalt umsetzen will. Da ist die Kanzlerin zu vage
geblieben."

Die Bundeskanzlerin hat in ihrer Rede auch betont, dass aus dem
"großartigen Erfolg" des Pariser Abkommens nur ein "historischer
Erfolg" werden könne, wenn die Ziele des Abkommens auch umgesetzt
werden. Christoph Bals: "Die Kanzlerin hat angesichts gerissener
Klimaziele anerkannt, dass Deutschland nicht genug tut, um seine
Klimaziele zu erfüllen. Wichtig ist, dass sie die Rolle der
Kohlekommission hervorgehoben hat, um diese Lücke zu schließen. Aber
sie hat nicht gesagt, bis wann und in welchem Ausmaß die Lücke
geschlossen werden soll." Als interessant, aber vage beurteilt
Germanwatch auch die Mahnung der Kanzlerin für eine Weiterentwicklung
des Instrumentenmixes, damit auch Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft
ihren Beitrag zum Klimaschutz leisten.

Deutschland dürfe nun nicht länger blockieren, damit die EU beim
Klimagipfel Ende des Jahres ehrgeizigere Klimaziele für 2030
ankündigen könne, so Germanwatch. Christoph Bals: "Bundeskanzlerin
Merkel hat zwar gesagt, wie wichtig die EU für den Klimaschutz ist.
Aber sie ist zu unkonkret bei der Frage geblieben, welche Schritte die
EU jetzt gehen muss um wieder Klimavorreiter zu werden. Wir erwarten
dazu beim deutsch-französischen Ministerrat eine konkretere Ansage."
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MASSNAHMEN/272: Wieviel Landunter braucht eine Hallig? (WWF)


WWF Pressemitteilung - 20. Juni 2018

Wieviel Landunter braucht eine Hallig?

WWF-Studie: Meeresspiegelanstieg bedroht wichtigen Standort für
Küstenvögel im Wattenmeer



Die Erderhitzung und der deshalb künftig schneller steigende
Meeresspiegel gefährden die Natur auf den nordfriesischen Halligen,
warnt der WWF in einer aktuellen Studie. Die Salzwiesen auf den
kleinen Eilanden vor der Küste Schleswig-Holsteins bieten jährlich
60.000 brütenden Küstenvögeln wie Austernfischern und Seeschwalben
Schutz. Schon immer wurden die Halligen vor allem während der
Sturmflutsaison einige Male pro Jahr überflutet. Gerade diese
Landunter schaffen die charakteristischen Lebensräume wie Salzwiesen.
Die Herausforderung sieht der WWF darin, für den steigenden
Meeresspiegel Anpassungsmaßnahmen zu finden, die Küstenschutz und
Naturschutz gleichermaßen gewährleisten. Auf den großen Halligen Hooge
und Langeneß sind die Salzwiesen bereits heute stark ausgesüßt und
liegen zu niedrig. Eine große Gefahr sei auch, dass durch künstliche
Dammverbindungen mit dem Festland immer mehr Bodenfeinde der
Küstenvögel auf drei der Halligen gelangen. Von Natur aus kommen
Füchse oder Marder auf solchen Inseln im Wattenmeer nicht vor.

"Die Halligen sollten wieder häufiger überflutet werden", sagt Jannes
Fröhlich, "und zwar gerade, weil der Meeresspiegel steigt. Nur durch
Überflutungen können die Halligen mit dem Meer in die Höhe wachsen und
salzig bleiben." Das sei eine unbequeme Erkenntnis, weil Landunter für
die Halligbewohner eine Erschwernis darstellen.

Wirksamer Klimaschutz kann die Folgen der Erderhitzung für das
Wattenmeer insgesamt dämpfen. Doch auch bei Umsetzung des Pariser
Abkommens wird der Meeresspiegel voraussichtlich noch so stark
ansteigen, dass Anpassungsnahmen vor Ort nötig werden, um die Natur
der Halligen zu erhalten. Die Uferbefestigungen um die großen Halligen
sollten dabei so gestaltet werden, dass es bei hohen Wasserständen
wieder häufiger Überflutungen gibt, bei denen sich Sand und Schlick
aus dem Meerwasser auf dem Land absetzen.

Um das heute bereits zu geringe Mitwachsen des flachen Marschlands zu
verbessern, empfiehlt die WWF-Studie auch neuen Ideen eine Chance zu
geben. "Steuerbare Sieltore wären eine Lösung. Damit lassen sich
Überflutungen kontrollieren und das Wachstum mit dem Meeresspiegel
fördern", so Fröhlich. Bei geeigneten Wasserständen könnten die
normalerweise bei Flut geschlossenen Tore geöffnet werden. Der WWF
begrüßt, dass hierzu ein erster wissenschaftlicher Versuch auf Hallig
Langeneß stattfand. Für die Brutvögel und Weidetiere auf den
Halligwiesen ist es wichtig, solche Überflutungen nicht im Frühling
und Sommer, sondern im Herbst und Winter zu ermöglichen.

Weitere Vorschläge des WWF sind eine grünere Uferbefestigung sowie
Sandaufspülungen statt Steinen zum Schutz einiger Halligufer. Die
Zuwanderung von Bodenfeinden der Küstenvögel über die künstlichen
Dämme müsse gestoppt werden. Das schleswig-holsteinische
Hallig-Programm, mit dem eine naturgerechte Bewirtschaftung der
Flächen gefördert wird, solle erhalten und schrittweise fortentwickelt
werden. In einem Zukunftsszenario für das Jahr 2030 zeigt die
WWF-Studie anschaulich mögliche Lösungen auf einer typischen Hallig
auf.

Hintergrund


	Ein wachsender Teil der Wattflächen droht schon in 50-100 Jahren dauerhaft überflutet zu werden.

	Das mittlere Höhenwachstum vor allem der großen Halligen liegt mit 1,5 mm (Hooge) bis 2,6 mm (Nordstrandischmoor) deutlich unterhalb des aktuellen mittleren Meeresspiegelanstiegs von 4,1 mm pro Jahr.

	Mit etwa 2000 Paaren brütet rund die Hälfte der deutschen Küstenseeschwalben auf den Halligen. Die Brandseeschwalbenkolonie auf Norderoog umfasst mit etwa 3000 Paaren rund 70 Prozent des deutschen Brutbestandes.

	Rund 10 Millionen in der Arktis brütende Wat- und Wasservögel machen außerhalb der Brutzeit im Wattenmeer Station. Viele von ihnen rasten auf den Halligen und fressen bei Niedrigwasser im Watt. Ringelgänse ernähren sich von den Salzwiesen der Halligen.





Download

WWF-Halligstudie: Land unter im Wattenmeer [PDF, 7 MB]

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/WWF-Halligstudie.pdf
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MELDUNG/375: Umweltverbände kritisieren deutsch-polnische Pläne zum Hochwasserschutz an der Oder (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 20. Juni 2018

Umweltverbände kritisieren deutsch-polnische Pläne zum Hochwasserschutz 
an der Oder

Gutachten belegen, dass geplante Maßnahmen kontraproduktiv und
umweltschädlich sind



Berlin/Slubice, 20.06.2018: Drei Jahre nach Unterzeichnung des
deutsch-polnischen Wasserstraßenabkommens üben deutsche und polnische
Umweltverbände auf einer Fachtagung in Slubice mit zwei Fachgutachten
deutliche Kritik an der Ausrichtung des länderübergreifenden
Hochwasserschutzes an der Oder. Das deutsch-polnische Abkommen soll
gewährleisten, dass künftig die Hochwasserabflussverhältnisse an der
Grenzoder optimiert und stabile Fahrwasserverhältnisse insbesondere
für den Einsatz der deutsch-polnischen Eisbrecherflotte sichergestellt
werden. Die Umweltverbände beidseits der Oder sehen in der Umsetzung
dieses Abkommens jedoch geradezu eine Gefahr für Hochwasserschutz und
Umwelt. "Nach den vorliegenden Gutachten und Erkenntnissen
widersprechen die Ausbaupläne an der Oder nicht nur dem europäischen
Naturschutzrecht, sondern sind sogar kontraproduktiv für den
Hochwasserschutz", sagt Florian Schöne, Generalsekretär des
Umweltdachverbands Deutscher Naturschutzring (DNR).

In einem von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU) geförderten
deutsch-polnischen Projekt arbeiten die Umwelt- und
Naturschutzverbände BUND, DNR, DUH, NABU, WWF, die
Heinz-Sielmann-Stiftung und der Nationalparkverein Unteres Odertal
seit 2017 zum ökologischen Hochwasserschutz an der Oder. Auf der
heutigen Fachtagung in Slubice wurden dabei zwei Gutachten vom
Ingenieurbüro Gerstgraser und von Dr. Mateusz Grygoruk vorgelegt, die
zu dem Ergebnis kommen, dass eine positive Wirkung im Sinne des
Hochwasserschutzes mit der Aktualisierung der Stromregelungskonzeption
für die Grenzoder und der Nutzung des polnischen Zwischenoderlandes
als gesteuerter Flutpolder zweifelhaft ist. Stattdessen sind sogar
Verschlechterungen für den Hochwasserschutz zu befürchten.

Die Nutzung des polnischen Zwischenoderlandes als gesteuerter
Flutpolder habe keinen Vorteil für den Hochwasserschutz, weil hier die
Flutwelle bereits langgestreckt ist ohne steilen Scheitel, sodass ein
Flutpolder auch keinen Scheitel wirksam kappen kann. Stattdessen würde
ein Flutpolder im Zwischenoderland bei Hochwasser einen Rückstau der
Flutwelle bewirken, der höhere Wasserstände bewirkt, die bis hinauf
nach Cedynia (Zehden) und ins Oderbruch reichen können.

Hinzu komme, dass sich als Folge der Umsetzung der
Stromregelungskonzeption ausgerechnet an der berüchtigten
Gefahrenstelle am Deich bei Hohenwutzen der Wasserstand bei Hochwasser
um über 10 cm erhöht. Dieser Deich ist aber von entscheidender
Bedeutung für den Hochwasserschutz einer ganzen Region, verhindert er
doch die Überschwemmung des Oderbruchs. "Es ist mehr als zweifelhaft,
ob die Umsetzung der Stromregelungskonzeption die Wassertiefe für die
Eisbrecher überhaupt verbessern kann. Stattdessen ist sogar eine
Verschlechterung der Wassertiefe realistisch", sagt Sascha Maier,
Vorstandsmitglied des BUND Brandenburg.

Zudem fehlten die bei einem großen Flusssystem erforderlichen
ganzheitlichen Ansätze mit Maßnahmen wie einer Verbesserung des
Wasserrückhalts im Einzugsgebiet der Oder, einem Einsatz alternativer
Eisbrecher und Eisaufbruchmethoden sowie einem nachhaltigen
Sedimentmanagement. Auch der natürliche Hochwasserschutz der
Ostseeküste zum Schutz von Stettin vor steigendem Hochwasser aus der
Ostsee muss bestmöglich erhalten werden. "Angesichts der
Herausforderungen, die der Klimawandel und ein ansteigender
Ostseewasserstand mit sich bringen, ist ein umfassendes
multinationales Hochwasserrisikomanagement für die Oder erforderlich",
so Georg Rast, Auenexperte beim WWF Deutschland.

Aus Sicht der Umweltorganisationen müssen jegliche Vorhaben vermieden
werden, die einem der wenigen naturnahen mitteleuropäischen Ströme
seine Dynamik nehmen sowie die vielseitigen, artenreichen Lebensräume
weiter einschränken und damit ökologisch abwerten - erst recht dann,
wenn diese Initiativen keinen nachweisbaren Vorteil für den
Hochwasserschutz bewirken. "Stattdessen sollten Konzepte entwickelt
werden, die den Hochwasserschutz stärken und zugleich die
Regionalentwicklung, den Tourismus, den Naturschutz und die
Schifffahrt miteinander harmonisieren, wie dies von polnischen und
deutschen Akteuren im Oder-Mündungsgebiet bereits gemeinsam auf den
Weg gebracht wird", sagt Ulrich Stöcker, Leiter Naturschutz bei der
Deutschen Umwelthilfe.

"Naturschutz und Hochwasserschutz müssen Hand in Hand gehen. Die
Politik sowie Wasserwirtschaft, Landnutzer und Anwohner müssen aktiv
und grenzüberschreitend in die Diskussion um den zukünftigen
Hochwasserschutz an der Oder einbezogen werden", erklärt die
Koordinatorin der polnischen Koalition 'Rettet die Flüsse' (Koalicja
Ratujmy Rzeki), Ewa Les. "Wir wollen mit der Tagung einen Beitrag
leisten, um den grenzüberschreitenden Schutz vor Hochwasser durch die
geplanten staatlichen Vorhaben in Einklang mit der
EU-Umweltgesetzgebung zu bringen. Die Diskussion der geplanten
Baumaßnahmen an der Oder ist auf eine sachliche Grundlage zu stellen.
Wir fordern zudem einen ehrlichen transparenten Dialog unter
Beteiligung der Öffentlichkeit."




Weitere Informationen

Kurzfassung "Ökologischer Hochwasserschutz im Einzugsgebiet der Oder"
(deutsche Fassung)

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2018_06_20_Oderprojekt_Zusammenfassung-final_DE.pdf

Kurzfassung "Ökologischer Hochwasserschutz im Einzugsgebiet der Oder"
(polnische Fassung)

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2018_06_20_Oderprojekt_Zusammenfassung-final_PL.pdf

Gutachten "Wirksamkeit des geplanten Flutpolders Miedzyodrze und der
Stromregelungskonzeption für den Hochwasserschutz der Unteren Oder"
des Ingenieurbüros Gerstgraser (deutsche Fassung)

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2018_06_20_Oderprojekt_Bericht_Gerstgraser_final.pdf


Gutachten "Wirksamkeit des geplanten Flutpolders Miedzyodrze und der
Stromregelungskonzeption für den Hochwasserschutz der Unteren Oder"
des Ingenieurbüros Gerstgraser (polnische Fassung)

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2018_06_20_Odra_Report_Gerstgraser_PL_final.pdf


Gutachten "Delineation of key zones for water retention in the Polish
part of the Oder catchment" von Dr. Mateusz Grygoruk

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2018_06_20_Oderprojekt_Delineation_Grygoruk_final.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 20.06.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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MELDUNG/374: Die 'Tapferen Frauen von Kruscica' erringen Sieg gegen Bau eines Wasserkraftwerks (EuroNatur)


EuroNatur / Stiftung für Europas Natur - 15. Juni 2018

Frauen blockieren seit über 300 Tagen Baustelle in Bosnien-Herzegowina 
- Gericht hebt Baugenehmigung auf



Radolfzell, Wien. Seit mehr als 300 Tagen und Nächten besetzen Frauen
im bosnischen Bergland nahe der Ortschaft Kruscica eine Brücke und
verhindern so den Bau eines Wasserkraftwerks. Diese Woche erreichten
sie vor Gericht einen großen Erfolg. Das Kantonsgericht von Novi
Travnik annullierte die Baugenehmigung. Damit wäre ein Beginn der
Bauarbeiten ab sofort rechtswidrig. Grund für das Urteil waren
Formfehler im Genehmigungsverfahren. Nach Überzeugung des Gerichts
wurde die betroffene Bevölkerung im Verfahren weder ausreichend
informiert noch angehört.

Die Frauen bewachen und blockieren seit August 2017 die Zufahrt zur
Baustelle, eine Brücke. Bekanntheit erlangten sie als die 'Tapferen
Frauen von Kruscica', weil sie sich einem Räumungsversuch durch die
Polizei widersetzten. Einige wurden dabei sogar verletzt. Durch den
jüngst erschienenen Dokumentarfilm 'Blue Heart' wurden diese Frauen
auch international bekannt. Der vom Outdoor-Unternehmen Patagonia
produzierte Film zeigt die Schönheit der Balkanflüsse, ihre Bedrohung
durch Wasserkraftprojekte und die Menschen, die für den Schutz dieser
Flüsse kämpfen.

Tahira Mika Tibold, Präsidentin der Gemeinde Kruscica: "Wir sind
glücklich, dass das Gericht die Genehmigung aufgehoben hat. Die
internationale Aufmerksamkeit hat sicherlich geholfen, diese
Entscheidung zu erwirken. Wir feiern jetzt erst einmal, aber wir
bleiben auf der Brücke und zwar solange, bis das
Wasserkraftwerksprojekt endgültig beendet und unser Fluss geschützt
ist."

Im Rahmen der Kampagne 'Rettet das Blaue Herz Europas' zum Schutz der
Balkanflüsse erfahren die Frauen von Kruscica internationale
Unterstützung. Ulrich Eichelmann von Riverwatch: "Die Frauen von
Kruscica sind für mich Heldinnen. Nun ist die Politik im Kanton Mittel
Bosna gefragt, um dieses unselige Projekt endgültig zu beenden und die
Konzession für dieses Kraftwerk zu löschen. Erst dann werden die
Frauen die Brücke verlassen." Gabriel Schwaderer, Geschäftsführer von
EuroNatur: "Ein sehr großer Teil aller Wasserkraftwerksplanungen auf
dem Balkan verstößt gegen geltendes nationales und internationales
Recht. Das Urteil, das die Frauen von Kruscica erreicht haben, ist ein
weiterer Beleg dafür. Wir fordern die EU-Kommission dringend dazu auf,
von den EU-Beitrittskandidaten zu verlangen, dass die
Genehmigungsverfahren für große Infrastrukturprojekte künftig
rechtsstaatlichen Normen entsprechen."

Ryan Gellert, General Manager, EMEA, Patagonia: "Das Urteil zeigt, was
wir als engagierte Bürger erreichen können, wenn wir unsere Stimme
erheben und die Menschen vor Ort dabei unterstützen, ihre Flüsse und
Gemeinden zu schützen. Gemeinsam können wir wichtige Entscheidungen
beeinflussen. Der Kampf ist natürlich noch nicht vorüber, denn auf den
Balkan rollt nach wie vor ein Staudamm-Tsunami zu. Mehr als 3.000
zerstörerische Wasserkraftprojekte sind geplant. Dennoch, dieser
Erfolg an der Kruscica zeigt einmal mehr die Kraft von öffentlicher
Unterstützung."

Aktuelles aus Albanien:

Auch in Albanien wurden kürzlich Wasserkraftwerke gerichtlich
gestoppt: Ein albanisches Berufungsgericht hat am 6. Juni 2018
entschieden, dass alle Bauarbeiten an Wasserkraftwerken im
Valbona-Nationalpark sofort gestoppt werden müssen. Das Gericht hat
den Baustopp mit Unregelmäßigkeiten bei der Erstellung der
Umweltverträglichkeitsprüfung und bei der Beteiligung der
Öffentlichkeit begründet. Mit einer ähnlichen Argumentation hat das
Verwaltungsgericht in Albanien bereits im Mai 2017 den Bau eines
Wasserkraftwerks an der Vjosa - einem der letzten wilden Flüsse
Europas - gestoppt.

Hintergrundinformationen:

Kampagne zur Rettung der Balkanflüsse: Ungefähr 3.000 neue
Wasserkraftwerke sind derzeit zwischen Slowenien und Albanien in
Planung oder im Bau. Um dieser Welle der Zerstörung entgegenzutreten,
haben EuroNatur und Riverwatch zusammen mit lokalen Partnern in den
Balkanländern die Kampagne 'Rettet das Blaue Herz Europas' ins Leben
gerufen. 

https://balkanrivers.net/de

Über Patagonia: Das im Jahr 1973 von Yvon Chouinard gegründete
Outdoor-Unternehmen mit Sitz in Ventura, Kalifornien, ist
international für sein Engagement für den Umweltschutz bekannt. Den
Balkanflüssen widmet Patagonia sogar eine eigene Webseite. 

https://blueheart.patagonia.com/intl/de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.06.2018

EuroNatur (Hauptgeschäftsstelle)

Stiftung für Europas Natur

Konstanzer Str. 22. 78315 Radolfzell

Tel.: 07732/92 72-0, Fax: 07732/92 72-22

E-Mail: info@euronatur.org

Internet: www.euronatur.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/1015: 100 Tage Stillstand bei Umwelt- und Klimaschutz (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 20. Juni 2018

Greenpeace-Bilanz zur GROKO:

100 Tage Stillstand bei Umwelt- und Klimaschutz



Berlin, 20.6.2018 - Kaum Fortschritte beim Umwelt- und Klimaschutz hat
die Große Koalition in ihren ersten 100 Tagen nach Einschätzung von
Greenpeace erzielt.

Initiativen von Umweltministerin Svenja Schultze (SPD) wurden von
Wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU), Verkehrsminister Andreas
Scheuer (CSU) und Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU)
ausgebremst. Kanzlerin Angela Merkel (CDU) blieb beim Thema
Umweltschutz bislang unsichtbar. "Die neue Bundesregierung verschleppt
die Modernisierung Deutschlands in der Energie-, Verkehrs- und
Agrarpolitik", sagt Stefan Krug, Leiter der Politischen Vertretung von
Greenpeace.

Klimaschutz ist Fehlanzeige

Vor allem beim Klimaschutz blockiert die neue Bundesregierung jeden
Fortschritt. In Brüssel stellte sich Wirtschaftsminister Altmaier
gegen deutlich höhere Ausbauziele für Erneuerbare Energien und
Energieeffizienz, wie sie Länder wie Frankreich und Niederlande
fordern. Neue Ausschreibungen für Wind- und Solaranlagen, die einzige
konkrete Klimaschutzmaßnahme im Koalitionsvertrag, hatte Altmaier
bereits kurz nach Amtsantritt gebremst. Auch Verkehrsminister Scheuer
ignoriert den Klimaschutz: Seit 1990 stagniert der CO2-Ausstoß im
Verkehr, bis 2030 soll er jedoch um 40 Prozent sinken. Dennoch lehnte
Scheuer schärfere CO2-Grenzwerte für Pkw bis 2030 ab. Auch wirksamen
Maßnahmen gegen giftige Dieselabgase wie Hardware-Nachrüstungen oder
eine blaue Plakette für Innenstädte erteilte der CSU-Minister eine
Absage.

"Wenn Regierungsmitglieder den Eindruck erwecken, in Deutschland gäbe
es ein Problem mit geflüchteten Menschen, dann haben sie noch nicht
begriffen, was der Klimawandel bringen wird. Die Abschaltung alter
Kohlekraftwerke oder die Umstellung von Verbrennungs- auf
Elektromotoren senken nicht nur CO2-Emissionen, sondern tragen zur
Verhinderung einer humanitären und ökonomischen Katastrophe bei", so
Krug. Die Große Koalition hat eine Kohlekommission eingesetzt, die bis
November Vorschläge für einen sozialverträglichen Ausstieg aus der
Kohle vorlegen soll. Konkrete Schritte der Regierung, wie das
Abschalten von Überkapazitäten bei Braunkohlekraftwerken, blieben
hingegen aus. Für die ebenfalls beschlossene Verkehrs-Kommission hat
Minister Scheuer noch keinen Plan vorgelegt.

Greenpeace begrüßt, dass Landwirtschaftsministerin Klöckner für ein
Verbot bienenschädlicher Pestizide stimmte. Bei allen anderen
Umweltschäden wie Überdüngung, Massentierhaltung oder Gifteinsatz
blieb Klöckner jedoch untätig. "Frau Klöckner wird die Umweltprobleme
der Landwirtschaft nicht dauerhaft weglächeln können", so Krug.
Dagegen sprach Umweltministerin Schulze Probleme wie das deutliche
Verfehlen des Klimaziels 2020 oder die Defizite in Verkehr und
Landwirtschaft offen an. "Wenn Frau Schulze ernst genommen werden
will, muss sie jetzt die Blockierer im Kabinett herausfordern",
unterstreicht Krug.

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 20.06.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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STANDPUNKT/1014: 100 Tage GroKo - eine durchwachsene Öko-Bilanz (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 19. Juni
2018

NABU zu 100 Tage GroKo: Durchwachsene Öko-Bilanz

Tschimpke: Kabinett Merkel verliert Nachhaltigkeitsziele aus dem Blick
- Finanzierung für "Aktionsprogramm Insektenschutz" sicherstellen



Berlin - Mit Blick auf die ersten 100 Tage der Großen Koalition zieht
der NABU eine durchwachsene Öko-Bilanz. Brennende Themen wie
Insektensterben, Klimaschutz, Diesel-Skandal und Plastikflut seien
zwar in der öffentlichen Debatte, bei der Lösung dieser Probleme sei
das Kabinett Merkel kaum vorangekommen. Deutschland drohen nicht nur
Strafen der EU, wenn deren Umweltrecht weiter systematisch gebrochen
wird, sei es bei der Belastung des Grundwassers, der Luft in Städten
oder dem Erhalt geschützter Arten. Die klaffende Finanzierungslücke
von einer Milliarde Euro jährlich im deutschen Naturschutz wird
eingeräumt, aber nicht gestopft. Auf globaler Bühne droht ein
Glaubwürdigkeitsverlust, denn von den weltweiten Nachhaltigkeitszielen
(SDGs) ist Deutschland noch weit entfernt. Bis 2020 verlangen diese
eine Trendwende für die Artenvielfalt, bis 2030 eine wirklich
nachhaltige Landwirtschaft.

"Konzepte gegen den Artenschwund, eine andere Agrarpolitik und für
mehr Klimaschutz liegen auf dem Tisch, jetzt muss die Politik
liefern", sagt NABU-Präsident Olaf Tschimpke. In der EU-Agrarpolitik
muss die Bundesregierung in den nächsten Monaten zweckgebundene
Fördermittel für den Schutz der biologischen Vielfalt einfordern,
sowie starke Standards für gesunde Böden und sauberes Grundwasser.
Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner lasse trotz eindeutiger
Aussagen im Koalitionsvertrag weiter alle Welt im Unklaren darüber,
wie sie auf EU-Ebene verhandeln will. Beim Agrarrat am vergangenen
Montag habe sie vor allem betont, was sie alles nicht wolle. Wie die
Umweltbilanz der Agrarpolitik konkret verbessert werden soll, zum
Beispiel durch rechtsverbindliche Finanzierung von
Naturschutzmaßnahmen der Landwirte, ließ sie offen. Tschimpke: "Die
Bundesregierung hat jüngst selbst eingeräumt, dass jährlich eine
Milliarde Euro fehlen um die Verpflichtungen Deutschlands unter den
EU-Naturschutzrichtlinien zu erfüllen. Klar ist auch, dass diese Geld
zum allergrößten Teil aus der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU kommen
muss - doch die zuständige Ministerin unternimmt keinerlei
Anstrengungen in diese Richtung, wie ihre 100-Tage-Bilanz verrät."

Das von der Bundesregierung vorgelegte Eckpunktepapier zum
"Aktionsprogramm Insektenschutz" ist ein Schritt in die richtige
Richtung, "Die Systemrelevanz der Insekten für unsere Volkswirtschaft
ist erkannt. Es gibt viele gute Ansätze und Handlungsideen. Aber noch
ist leider nicht erkennbar, dass eigenes Geld in die Hand genommen
werden soll. Das Programm kann nur erfolgreich sein, wenn die
Finanzierung sichergestellt ist. Zur Rettung der Banken hat die
Bundesregierung Milliarden in die Hand genommen. Mit Ankündigungen
wird die Rettung der Insekten nicht erfolgen", so Tschimpke.

Im Klimaschutz habe sich die Bundesregierung innerhalb der ersten 100
Tage als handlungsunfähig präsentiert. Statt Maßnahmen auf den Weg zu
bringen, um die Lücke zum Erreichen der Klimaziele 2020 zu schließen,
überträgt sie diese Arbeit der Kohlekommission. Auf europäischer Ebene
sabotiert die Bundesregierung die klimapolitisch notwendige Steigerung
der Effizienz- und Erneuerbaren-Energien-Ziele. Ein Gesamtkonzept für
die Wärmewende ist ebenfalls nicht in Sicht - nicht mal die nötigen
Finanzierungen der Einzelmaßnahmen, wie steuerliche Anreize zur
energetischen Modernisierung, sind eingeplant. "Vom früheren
Umweltminister ist nichts mehr übrig. Als Energie- und
Wirtschaftsminister bremst Peter Altmaier die Energiewende aus,
blockiert den CO2-Preis und in Brüssel ehrgeizigere Klimaziele", so
Tschimpke. Wichtiger wäre es, in Deutschland die dreckigsten
Kohlekraftwerke schnell abzuschalten.

Völlig unzureichend bewertet der NABU die bisherige Bilanz der
Verkehrspolitik. Fast drei Jahre nach Beginn des Dieselskandals werden
die Luftschadstoffgrenzwerte immer noch viel zu oft überschritten, das
Vertrauen in die Dieseltechnologie ist ins Bodenlose gefallen und zu
einer Nachrüstung mit wirksamer Abgastechnologie hat sich die
Bundesregierung immer noch nicht durchringen können. "Die Strategie
der Bundesregierung, der Autoindustrie nicht zu sehr auf die Finger zu
schauen und mit Software-Updates die Luft sauber zu kriegen ist
krachend gescheitert", so Tschimpke. Ob es der Bundesregierung mit
einer Senkung der Kohlendioxidemissionen im Verkehrsbereich ernst ist,
wird sich am heutigen Mittwoch zeigen, wenn die zuständigen Minister
über die CO2-Grenzwertverordnung für Pkw der EU-Kommission verhandeln.

Positiv wertet der NABU, dass Kanzlerin Merkel sich offen für eine
Kunststoffsteuer zeigt. Der NABU sieht in einer Materialsteuer einen
wichtigen Baustein, um die Meere besser vor der zunehmenden
Plastikvermüllung zu schützen. Auch mit Blick auf den von China
verhängten Importstopp von Plastikabfall appelliert der NABU an die
Große Koalition, darin eine Chance für eine neue Ressourcenpolitik zu
sehen. 31 Kilo Plastikmüll pro EU-Bürger pro Jahr sind zu viel. "Auch
Deutschland hat sich viel zu lange auf niedrigen Recyclingquoten
ausgeruht und auf Verbrennung gesetzt. Die Vermeidung von
Einweg-Plastik muss endlich Priorität haben. Eine Materialsteuer, die
bei den Plastikproduzenten ansetzt, könnte erheblich zur
Kunststoffvermeidung und zu besserem Recycling beitragen", so
Tschimpke.

Beim Umgang mit dem europaweit streng geschützten Wolf fordert der
NABU die Bundesregierung auf, die 2015 eingesetzte Dokumentations- und
Beratungsstelle des Bundes zum Thema Wolf (DBBW) als beratendes
Expertengremium und wesentliches Element für ein hochwertiges,
länderübergreifendes Wolfs-Monitoring auch über den Herbst 2018 hinaus
zu sichern. Die Bundesregierung hat in den ersten 100 Tage wichtige
Zeit verstreichen lassen und bisher keinerlei Signale gesendet, aktiv
zu werden.

Mehr Infos: www.NABU.de/GroKo

 * 

Quelle:
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AUSSTELLUNG/456: Sonderschau im NAUTINEUM Stralsund zeigt bis 31.10. historische Fischereipostkarten (DMM)


Deutsches Meeresmuseum / Nautineum - 18. Juni 2018

Sonderschau
im NAUTINEUM Stralsund zeigt historische Fischereipostkarten



Mit der Entstehung der Seebäder im ausgehenden 19. Jahrhundert
gelangten immer mehr Touristen an die deutsche Ostseeküste. Beliebte
Motive für Urlaubsgrüße waren Postkarten mit Motiven der Fischerei.
Durch die Versorgung der Sommergäste mit Fisch, die Bereitstellung von
Booten für Ausflüge auf See und die Vermietung von Urlaubsquartieren
entwickelte sich eine enge Wechselwirkung zwischen Fischerei und
Tourismus. Ein wichtiges Zeugnis dieser Beziehungen sind Postkarten
aus dieser Zeit. Aufgenommen von professionellen Fotografen und
vertrieben durch zahlreiche Postkartenverlage stellen die historischen
Fotografien heute wichtige Bilddokumente zu den Booten, zum Fischfang
und zum alltäglichen Leben der Fischer dar.

Diesen grundlegenden Aspekt der maritimen Kultur erwarten die Besucher
der Ostseeregion nach wie vor. Allerdings droht durch den Niedergang
der Fischerei dieser traditionelle Berufszweig und damit auch ein
bedeutsames Identitätsmerkmal unwiederbringlich zu verschwinden. Das
Deutsche Meeresmuseum möchte mit dieser Ausstellung einen wichtigen
Beitrag zur Erinnerung an die Rolle der traditionellen Fischerei in
der Vergangenheit, aber auch zu deren Bewahrung in der Zukunft
leisten.

Die Karten mit regionalen Ansichten stammen aus den Sammlungen von
Hermann Winkler (Buchautor aus Rostock), Heinz Zimmermann (Modellbauer
aus Stralsund) und Dr. Thomas Förster (u. a. Leiter NAUTINEUM und
Kurator für maritimes Kulturgut). Roland Obst aus Mühlhausen hat die
Reproduktionen der Postkarten erstellt. Die Ausstellung wurde mit
Hilfe des Fördervereins Deutsches Meeresmuseum e. V. realisiert. Die
Sonderschau ist bis 31. Oktober täglich von 10:00 bis 17:00 Uhr im
NAUTINEUM geöffnet. Weitere Infos gibt es unter nautineum.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.06.2018
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BILDUNG/3244: Vortrag im Ozeaneum Stralsund "Müll im Meer - was Menschen dem Meer zumuten", 27.6. (DMM)


Deutsches Meeresmuseum / Ozeaneum - 19. Juni 2018

Greenpeace-Vortrag im OZEANEUM: "Müll im Meer - was Menschen dem
Meer zumuten"



Plastikmüll, Fischernetze, Chemieabfälle und alte Munition: Die
massive Vermüllung der Meere steht im Mittelpunkt des
Greenpeace-Vortrags am 27. Juni 2018 im OZEANEUM. Allein bis zu 13
Millionen Tonnen Plastikmüll - ausgebreitet entspricht dies einer
Fläche, die ungefähr so groß ist wie Großbritannien - gelangen Jahr
für Jahr von Land aus ins Meer.

Das Problem: Plastikmüll verrottet nicht, er zerfällt über viele
Jahrzehnte und Jahrhunderte in immer kleiner werdende Teile und
bedroht das Leben in den Ozeanen. Selbst in der entlegenen Antarktis
fand Greenpeace bei einer dreimonatigen Expedition Anfang des Jahres
Mikroplastik in sieben von acht Wasserproben. Zwischen den Eisbergen
entdeckte die Umweltorganisation auch größere Mengen Plastikmüll aus
der Fischerei wie Bojen, Netze und Planen.

Lothar Hennemann, ehrenamtlicher Greenpeace-Mitarbeiter aus Hamburg,
fragt in seiner Präsentation genau nach: Welche Gefahren durch Müll
lauern in den Ozeanen für die Meeresumwelt und für uns Menschen? Wer
sind die Verursacher? Und welche Lösungen gibt es? Auf die Besucher
warten eindrückliche Fakten, Fotos und Filmsequenzen. Der 30-minütige
Vortrag findet im Kinosaal der Ausstellung "1:1 Riesen der Meere"
statt, jeweils um 12 Uhr und um 15 Uhr. Der Eintritt ist kostenfrei.
Im Anschluss ist Zeit für Fragen - auch zur Arbeit der unabhängigen
Umweltschutzorganisation Greenpeace.



10 Tipps zur Plastikvermeidung unter: 

www.greenpeace.de/themen/endlager-umwelt/plastikmuell/10-tipps-fuer-weniger-plastik

 * 

Quelle:

Presseinformation, 19.06.2018

Deutsches Meeresmuseum / Ozeaneum

Katharinenberg 14-20, 18439 Stralsund

Tel.: +49 (0) 3831 2650 210, Fax: +49 (0) 3831 2650 209

Internet: www.meeresmuseum.de
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FESTE/2518: Münster - Sommersend auf dem Schlossplatz vom 21. bis 25. Juni


Spukgestalten und Superhelden

Sommersend vom 21. bis 25. Juni auf dem Schlossplatz / Neuheiten im
Dreierpack / Feuerwerk am Freitag



Münster (SMS) Ganz schön gruselig wird es beim Sommersend vom 21. bis
zum 25. Juni vor dem Schloss. So verheißt die kombinierte Geister- und
Achterbahn "Spuk" eine Fahrt ins Ungewisse. Eine opulente Front,
flankiert von zwei 15 Meter hohen Türmen und beeindruckenden
Feuerfontänen, lädt ein zu einer schaurig-schönen, familientauglichen
Tour, bei der im Innern unter anderem gruselige Animatronics lauern.

Neu bei Münsters Kirmes ist auch das zweistöckige Gruselkabinett
"Geisterhaus". Das Laufgeschäft wird bewacht von einer sechs Meter
hohen, sprechenden Pappfigur namens "Rächer", der mindestens die
Schuhgröße 80 hat.

Zeit für Helden, die bei der dritten Send-Neuheit zum Zuge kommen. Das
krakenartige Fahrgeschäft "Heroes" im Look berühmter Comicfiguren
wirbelt seine Gäste in Schräglage um die eigene Achse. Am höchsten
Punkt liegen die Gondeln fast im 90-Grad-Winkel. Ein robuster
Gleichgewichtssinn kann an der Stelle nicht schaden.

Gute Bekannte hingegen sind die beiden münsterschen Autoscooter sowie
die rasanten Fahrgeschäfte "Disco-Jet" und "Break Dance". Rund geht
es auch im Kettenkarussell "Wellenflieger". Das nostalgische Riesenrad
mit dem klingenden Namen "Roue Parisienne" dreht sich bis auf 48
Metern Höhe. Und: Eine der 36 drehbaren Gondeln ist rollstuhlgerecht
ausgestattet.

Fertig zum Abheben sind die Fahrgäste im "Take Off", auch im
"Beach-Jumper" können sie sich auf ein munteres Auf und Ab einstellen.
Ganze Familien können auf den fünf Bahnen der Piraten-Rutsche aus
einer Höhe von 14 Metern miteinander in die Tiefe sausen. Über Kuppen,
enge Kurven und tiefe Täler schießen die viersitzigen Chaisen über die
400 Meter lange Achterbahn "Wilde Maus". Spaß auf fünf Ebenen
verspricht das Laufgeschäft "Happy Family" und im "Shake & Roll" mit
seinen Drehungen und Loopings ist der Name Programm. Insgesamt kümmern
sich 220 Beschicker um ihre Gäste.

Ein Send ohne Futterstände und Trinkstationen ist undenkbar. Und so
ist der Tisch mit Köstlichkeiten von der Currywurst bis zur
Zuckerwatte reich gedeckt. Undenkbar auch ein Kirmesvergnügen ohne
Feuerwerk. Es wird am Freitag (22. Juni) gegen 22.30 Uhr den
nächtlichen Himmel zum Funkeln bringen.

Info: Eröffnet wird der Sommersend auf dem Schlossplatz am Donnerstag,
21. Juni. An allen Tagen geht's um 14 Uhr los, die Verkaufsgeschäfte
und Ausschankbetriebe öffnen bereits um 12 Uhr. Am Sonntag, 24. Juni,
beginnt der Frühschoppen um 11 Uhr. Am Samstag (23. Juni) und am
Freitag (22. Juni) schließt der Send um 24 Uhr seine Pforten, an allen
anderen Tagen um 23 Uhr.

Der Donnerstag ist Familientag mit 30 Prozent Ermäßigung bei allen
Fahr- und Belustigungsgeschäften. Die Verkaufsgeschäfte senken den
Preis eines Hauptartikels um mindestens 25 Prozent. Am Montag (25.
Juni) ist "Twin-Day": Wer die kostenlose Stadtwerke Plus-Card besitzt,
erhält beim Kauf eines Tickets ein zweites gratis dazu.

Infos zum Send und zur Anreise: www.muenster.de/stadt/send.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. Juni 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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